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Die Zeit, das Luder

"Zeit macht nur vor dem Teufel halt, denn er wird niemals alt, ...",
interpretiert und gesungen von dem Schlagersänger Barry Ryan im Jahre
1972. Das wäre eine jener zahllosen, der Zeit unterstellten
Aktivitäten, von denen beispielsweise "die Zeit läuft uns davon"
mithin eine der geläufigsten sein mag.

Immer schon greifen Menschen, wenn auch mit dem nur flüchtigen
Versuch, wichtige oder für die Allgemeinheit bedeutende Dinge zu
thematisieren oder anzusprechen, auf schicksalhafte Umstände,
Verhältnisse oder gar die Zeit zurück, die dann je nach Bemessung als
wesentlich verantwortlich oder als Begründung für den unvermeidlichen
Verlauf oder die Ursache welches Ereignisses auch immer herhalten muß.

Vordergründiger oder durchsichtiger allerdings kann das Bemühen, sich
mit derartigen Rückgriffen aus der Verantwortung und der Betroffenheit
stehlen zu wollen, kaum in Erscheinung treten. Schlechthin wird es
auch kaum die Zeit sein, die läuft, sondern beispielsweise der Motor
eines Fahrzeuges, das von jemandem gesteuert wird, oder die Beine, die
benutzt werden, um vor was auch immer zu flüchten.

Ihre Schattenblick-Redaktion


21. September 2018
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ATOM/176: Halbwertzeit - für die Stillegung Mehrheiten schaffen ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 17. Oktober 2018

Nach Anhörung im Bundestags-Umweltausschuss: 

Bemühungen zur Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen gehen
weiter



(Bonn, Düsseldorf, Hannover, 17.10.2018) - Die Stilllegung der
Urananreicherungsanlage in Gronau (NRW) und der Brennelementefabrik in
Lingen (Niedersachsen) ist rechtlich möglich. In dieser Kernaussage waren
sich die meisten Juristen einig, die heute (17.10.2018) als Sachverständige
an einer Bundestagsanhörung in Berlin teilgenommen haben. "Jetzt muss
weiterhin Überzeugungsarbeit geleistet werden, um die nötigen politischen
Mehrheiten für die Stilllegung der beiden Uranfabriken zu bekommen. Und
natürlich wird es weiterhin Demonstrationen und andere Protestaktionen
geben - bis die Anlagen außer Betrieb sind und nicht länger mit
angereichertem Uran und Brennelementen den Betrieb von Atomkraftwerken in
Belgien, in der Schweiz und anderswo gewährleisten können", so der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) in einer ersten
Stellungnahme nach der Anhörung.

Die Anhörung des Umweltausschusses des Bundestages fand auf Initiative der
Bundestagsfraktionen der Linken und von Bündnis 90/Die Grünen statt. Sie
hatten entsprechende Gesetzesentwürfe zur Stilllegung der Uranfabriken
ausgearbeitet.

Eine Delegation der Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Umfeld der
strittigen Uranfabriken, aus der Grafschaft Bentheim, aus dem Emsland, aus
dem Münsterland sowie aus dem Wendland (dort wird Atommüll aus Gronau
gelagert), nahm an der Anhörung teil und beobachtete deren Verlauf. Nach
der Anhörung erklärte Peter Bastian vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen: "Die Auseinandersetzung um die umstrittenen Uranfabriken ist
auf höchster politischer Ebene angekommen. Die Politik kann und muss jetzt
handeln. Der Atomausstieg in der Bundesrepublik Deutschland auf der einen
Seite und die unbefristete Versorgung von Atomkraftwerken in Belgien,
Frankreich und anderswo mit angereichertem Uran und Brennelementen aus
Deutschland passen nicht zusammen. Der Atomausstieg muss in Gronau und
Lingen vollendet werden - das ist auch eine Frage der politischen
Glaubwürdigkeit."

Schon vor der Anhörung veranstalteten Anti-Atomkraft-Initiativen eine
Mahnwache in Berlin vor Paul-Löbe-Haus, in dem die Anhörung anschließend
durchgeführt wurde. Mit Fahnen und Transparenten wurde die Forderung nach
Stilllegung der Uranfabriken unterstrichen; etwa 20 Personen beteiligten
sich an der Aktion.

Im Vorfeld der Anhörung hatten Anti-Atomkraft-Initiativen und der BBU in
einer gemeinsamen Stellungnahme den im Umweltausschuss der Bundesregierung
vertretenen Abgeordneten ihre Einschätzung der Uranfabriken mitgeteilt.
(Mehr dazu unter [1])

Udo Buchholz, Vorstandsmitglied des BBU und Anwohner der Gronauer
Urananreicherungsanlage betont: "Die Sachverständigen der
Bundestagsfraktionen haben bei der Anhörung sicherlich kontrovers
diskutiert. Aber noch vor gar nicht langer Zeit wäre solch eine
Expertenanhörung in Berlin zur Stilllegung der Uranfabriken undenkbar
gewesen. Mit dieser Anhörung wurde eine weitere Etappe auf dem Weg zur
Stilllegung der Uranfabriken bewältigt. Die Bürgerinitiativen werden jetzt
nicht mehr locker lassen".

Die Anti-Atomkraft-Initiativen und der BBU sehen in der Bevölkerung einen
breiten Rückhalt für ihre Forderungen. Eine Forsa-Umfrage hatte im Frühjahr
2018 ergeben, dass etwa zwei Drittel der Bevölkerung sowohl in
Nordrhein-Westfalen als auch in Niedersachsen Uranexporte ablehnt und die
Stilllegung der Uranfabriken in Gronau und Lingen einfordert [2].


Hintergrundinformationen zur Anhörung:

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a16_umwelt/oeffentliche_anhoerungen#url=L2F1c3NjaHVlc3NlL2ExNl91bXdlbHQvb2VmZmVudGxpY2hlX2FuaG9lcnVuZ2VuL29lZmZlbnRsaWNoZS1hbmhvZXJ1bmctMjAtc2l0enVuZy1hdG9tZ2VzZXR6LzU3MTE5OA==&mod=mod544426

Ein Mitschnitt der Anhörung wird in Kürze in der Mediathek des Bundestages
veröffentlicht unter:

https://www.bundestag.de/mediathekveröffentlicht.

Ende Spaltenformat


Anmerkungen:

[1] https://bbu-online.de/Stellungnahmen/Stellungnahme%20Aenderung%20Atomgesetz.pdf

[2] http://www.umweltinstitut.org/presse/presse-details/aspresse/129/forsa-umfrage-in-niedersachsen-breite-mehrheit-gegen-brennelement-exporte-und-fuer-stilllegung-der.html?tx_aspresse_pi1%5Bpage%5D=1&cHash=52ee2d54b3d70bdd2929fc0f9d996f74

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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GEFAHR/034: Brandsatz Fukushima - Meeresentsorgung ... (SB)






[image: Grafische Darstellung der Strahlenausbreitung von Fukushima im gesamten Pazifischen Ozean, hinterlegt mit dem Symbol für Radioaktivität und der Überschrift: 'Noch 10 Jahre?' - Grafik: © 2013 by Schattenblick]

Brandsatz Fukushima 

Grafik: © 2013 by Schattenblick



Der Atomkonzern TEPCO hat laut Reuters zugegeben, daß, entgegen
seinen früheren Behauptungen, ein erheblicher Teil des auf dem
Gelände des Akw Fukushima Daiichi in Tanks gelagerten Wassers über
die zulässigen Grenzwerte hinaus kontaminiert ist. Demnach hat die
als Wundermaschine gepriesene Dekontaminationsanlage ALPS, die
angeblich viele Dutzend verschiedene radioaktive Elemente
gleichzeitig aus dem Wasser entfernen kann, nur unzureichend
funktioniert. Ein TEPCO-Sprecher hat sich für das Versagen
entschuldigt und angekündigt, man werde das Wasser noch einmal durch
die Anlage laufen lassen, bevor man es - falls das genehmigt wird -
ins Meer abläßt.

Um die Bemühungen, die Nuklearkatastrophe in den Griff zu bekommen,
ist es in den Medien inzwischen ziemlich still geworden. Gleichzeitig
hat die japanische Regierung Betriebsgenehmigungen für weitere Meiler
erteilt, die aufgrund des dreifachen GAUs im März 2011 im Akw
Fukushima Daiichi abgeschaltet worden waren. Japans Premierminister
Shinzo Abo hatte zwar behauptet, man habe bei dem havarierten Akw
alles im Griff, weil er die Olympischen Sommerspiele 2020 in sein
Land holen wollte, aber, politikerschlau wie er ist, hat er nicht
dazu gesagt, in wessen Griff sich das Akw befindet. So bleibt also
sieben Jahre nach Beginn der Dauerkatastrophe und dem zigfach nach
immer gleichem Schema ablaufenden Entschuldigungen für diese oder
jene Untertreibung, wenn nicht gar Lüge festzustellen, daß sich der
Nuklearkomplex weiterhin nicht im Griff der Betreibergesellschaft, sondern
der vielen Folgeschäden der dreifachen Kernschmelze befindet.

Ein Erdbeben und dann ein Tsunami hatten das Akw Fukushima Daiichi am
11. März 2011 schwer getroffen. In drei von sechs Meilern setzte eine
unkontrollierte nukleare Kettenreaktion ein, einige Stunden später
gefolgt von Wasserstoffexplosionen. Ein Abklingbecken für
Brennelemente bei einem vierten Meiler geriet in Schieflage und es
brach ein Feuer aus, bei dem radioaktive Partikel freigesetzt wurden.
Über Jahre hinweg flossen jeden Tag Hunderte Tonnen teils stark
radioaktiv kontaminiertes Grundwasser ins Meer. Darüber hinaus müssen
die havarierten Meiler ständig gekühlt werden.

Das mit Radionukliden befrachtete Kühlwasser und Teile des
verseuchten Grundwassers werden abgepumpt und in Tanks auf dem
Gelände gelagert. Inzwischen reicht der Platz nicht mehr, um weitere
Tanks zu errichten. TEPCO hat stets behauptet, mittels seiner
leistungsfähigen Dekontaminationsanlage ALPS 62 verschiedene
radioaktive Isotope aus dem Wasser herausfiltern zu können. Lediglich
bei Tritium gelänge das nicht, aber das stelle kein Problem dar, denn
Tritium käme auch natürlicherseits im Wasser vor. Deshalb habe man
geplant, den Inhalt der Tanks ins Meer abzulassen.

Davon wollen die örtlichen Fischer nichts wissen, sie fürchten um
ihren Ruf. Zu recht, wie sich herausgestellt hat. Die Entschuldigung
des TEPCO-Sprechers am 1. Oktober vor einem Ausschuß des Ministeriums
für Wirtschaft, Handel und Industrie muß in den Ohren der Fischer
zynisch klingen, nachdem doch das Unternehmen jahrelang erklärt
hatte, ALPS funktioniere zuverlässig. Wie Reuters berichtete, geht
aus Regierungsdokumenten hervor, daß auf dem Gelände des Akw
Fukushima Daiichi 890.000 Tonnen Wasser gelagert werden. Davon sind
750.000 Tonnen bzw. 84 Prozent stärker radioaktiv belastet als vom
Gesetzgeber erlaubt. Obwohl das Wasser angeblich dekontaminiert
wurde, weisen 65.000 Tonnen eine mehr als das Hundertfache über dem
Grenzwert liegende Strahlenbelastung auf. In einigen Tanks hat das
"Knochenbrecher" genannte Strontium-90 eine Radioaktivität von
600.000 Becquerel pro Liter - das ist 20.000mal über dem Grenzwert.

Die Nachrichtenagentur AP weiß zu berichten, daß TEPCOs
Generalmanager Junichi Matsumoto eine Erklärung für das Versagen der
Dekontaminationsanlage hat: Besonders zu Beginn der Krise hätten die
Arbeiter so sehr unter Zeitdruck gestanden, um die Unmengen an
kontaminierten Wasser zu bewältigen, daß sie keine Zeit gehabt
hatten, die Anlage anzuhalten und die Filter zu wechseln. "Wir mußten
Prioritäten setzen, große Mengen an Wasser so schnell wie möglich zu
behandeln, um das Gesamtrisiko zu senken", so Matsumoto [2].

Das erklärt natürlich alles. Deshalb hatte TEPCO partout keine Zeit
gehabt, die Öffentlichkeit darüber zu informieren, daß das mutmaßlich
gereinigte Wasser noch jede Menge radioaktives Cäsium, Strontium,
Jod, Tritium enthält ...


Fußnoten:


[1] tinyurl.com/yd2rzcor

[2] tinyurl.com/yc5568da
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KOHLEALARM/491: Klimakampf und Kohlefront - das grenzt an Bedrohung ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 18. Oktober 2018

++ Umweltverbände verurteilen aggressiven Protest von Bergbau-Beschäftigten ++



Berlin. Nach der aggressiven Demonstration von Bergbaubeschäftigten vor dem
Privathaus von Antje Grothus, Klimaschützerin und Mitglied der
Kohlekommission, am gestrigen Mittwoch fordern die in der Kohlekommission
vertretenen Umweltverbände die Industriegewerkschaft Bergbau Chemie Energie
(IG BCE) und den Energiekonzern RWE auf, Konsequenzen zu ziehen. Der
Vorsitzende des Bund Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) Hubert
Weiger, der Präsident des Deutschen Naturschutzring (DNR) Kai Niebert und
der Greenpeace-Geschäftsführer Martin Kaiser appellieren an IGBCE-Chef
Michael Vassiliadis und RWE-Chef Rolf-Martin Schmitz, sicherzustellen, dass
sich Mitglieder und Beschäftigte von IGBCE und RWE nicht weiter an
Hetzkampagnen und übergriffigen Protesten gegen Mitglieder der
Kohlekommission und Vertreter des Bürgerprotestes im Rheinland beteiligen.
Beide müssten mäßigend auf ihre Leute einwirken, um eine Eskalation am
Rande der kommende Woche stattfindenden Sitzung der Kohlekommission im
Rheinland zu vermeiden.

Rund 100 Bergbaubeschäftigte, teilweise mit IGBCE-Fahnen und RWE-T-Shirts,
hatten mit Trillerpfeifen und Plastikflaschen vor dem Wohnhaus und auf dem
Grundstück der Familie Grothus gelärmt, gegen Fenster geklopft und Parolen
skandiert wie "Hambi weg, Grothus raus". Grothus ist Sprecherin der
Bürgerinitiative "Buirer für Buir", die sich für den Erhalt des vom
Kohletagebau bedrohten Hambacher Waldes und die Interessen der Anwohner
einsetzt. Sie und andere Kritiker des Braunkohleabbaus werden seit langem
von Gewerkschaftsmitgliedern und RWE-Beschäftigten mit Beleidigungen und
Drohungen öffentlich unter Druck gesetzt.

Grothus und Vassiliadis sind Mitglieder der von der Bundesregierung
eingesetzten Kommission, die bis Jahresende einen Vorschlag für einen
sozialverträglichen Ausstieg aus der Kohleverstromung vorlegen soll.
Vassiliadis hatte sich gestern in einem Brief, der auch an die Medien
gespielt wurde, bei Grothus entschuldigt. Dagegen gab es seitens RWE
gestern keine Entschuldigung, im Gegenteil behauptete der
Betriebsratsvorsitzende auf Twitter, dass niemand bedroht worden sei. Für
die nächste Sitzung der Kommission am 24. Oktober hat die IG BCE bereits zu
einer Demonstration am Tagungsort in Bergheim aufgerufen, zu der sie rund
20.000 Demonstranten erwartet. Die Umweltverbände fordern Vassiliadis und
Schmitz auf, sicherzustellen, dass es dort zu keinen übergriffigen oder gar
gewalttätigen Aktivitäten von IG BCE- und RWE-Vertretern gegen Mitglieder
der Kohlekommission kommt. Die Verbände fordern eine Rückkehr zum
respektvollen Dialog, um eine gesellschaftliche Einigung in der Kohle-Frage
zu ermöglichen.

Mit der gestrigen Aktion ist für die Umweltverbände eine rote Linie
überschritten: Wer Mitglieder der Kommission derart unter Druck setzt und
öffentlich verunglimpft, wahrt nicht den Anstand des demokratischen
Diskurses. Die Verbände betonen, dass die Ängste der in der Kohlewirtschaft
Beschäftigten ernst genommen werden müssen und Lösungen für einen
sozialverträglichen Ausstieg zu den Aufgaben der Kommission gehören. Gerade
deswegen aber sei es völlig inakzeptabel, Mitglieder der Kommission
persönlich zu attackieren. RWE-Chef Schmitz hatte letzte Woche die
Umweltverbände mit Blick auf die Auseinandersetzungen um den Hambacher Wald
aufgefordert, mit RWE eine "Kampagne gegen Gewalt" zu starten. Nach
Auffassung der Verbände sollte Schmitz jedoch erst einmal im eigenen
Unternehmen dafür sorgen, dass RWE-Mitarbeiter sich nicht an diffamierenden
Aktionen beteiligen.




Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.bund.net/themen/waelder/hambacher-wald/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/489: Klimakampf und Kohlefront - ein Mittel im Kampf ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 17. Oktober 2018

Grüße aus der Friedensstraße!



Hinter uns liegen nun anstrengende Wochen des Kampfes um den Hambacher
Forst, welche erfüllt waren von Szenen der Gewalt und Eskalation
seitens der Polizei gegen friedliche Besetzer*innen und
Demonstrant*innen.

Trotz des vorläufigen Rodungsstops und der etwas einziehenden Ruhe um
den urigen Wald ist der Kampf für eine lokale und globale
Klimagerechtigkeit noch längst nicht vorbei! Die Baumhäuser, der
Lebensraum so vieler Menschen im Wald wurden gefühlskalt zerstört,
doch die Erinnerungen bleiben und wir sind noch hier!

Denn RWE und die Politik bleiben weiterhin ihrer vernichtenden und
lebensverneinenden Agenda treu und versuchen stets, die Menschen und
die Öffentlichkeit vor vollendete Tatsachen zu stellen. Obwohl noch
völlig unklar ist, ob die Grube jemals durch Manheim erweitert wird,
werden täglich dringend benötigte Häuser dem Erdboden gleichgemacht.
Wohnraum, welcher durch den Gentrifizierungswahn in den Großstädten
immer dringender gebraucht wird. Die Angst der Arbeiter*innen vor
Arbeitslosigkeit wird instrumentalisiert, um Profitinteressen des
Großkonzerns und der Politik zu sichern. Des Weiteren wird sowohl
psychischer als auch finanzieller Druck auf die noch hier lebenden
Manheimer*innen ausgeübt, die das Dorf noch nicht hinter sich ließen.

Deshalb besetzen wir nun seit vergangenem Samstag den alten
Eichengarten und die daran angrenzenden Häuser in der Frieden- und
Forsthausstraße, um aufmerksam zu machen auf die Ungerechtigkeiten,
die hier von statten gehen und einen weitreichenden Effekt auf den
Planeten und alle Lebewesen haben.

Hier werden kollektive Freiräume von den unterschiedlichsten Menschen
selbstorganisiert und in Kooperation gestaltet. So bietet sich der Ort
für jegliche Veranstaltungen und zur Vernetzung an, es kann ein
Kultur- und Nachbar*innenschaftszentrum entstehen und die Tradition
des ehemaligen Tierrefugiums des alten Forsthauses kann fortgeführt
werden. Und so wird Manheim weiter- und wiederbelebt, um ein Ort des
Widerstandes zu sein!

Wir sind uns dessen bewusst, dass unser Protest einigen hier
involvierten Personen ein Dorn im Auge ist und die realistische Gefahr
eines physischen Angriffs auf uns wahrscheinlich ist. Dies entnehmen
wir feindseligen Denunziationen und Kommentaren im Internet und auf
dem Gehweg vor den Häusern. Wir erfahren jedoch auch sehr viel
positive, unterstützende Kraft seitens der Bürger*innen Manheims und
Umgebung, worüber wir sehr froh sind und was uns in unseren Kämpfen
immer wieder Stärke und Motivation gibt! Trotzdem sehen wir uns
gezwungen, alle Maßnahmen zur Selbstverteidigung zu ergreifen, lassen
uns aber nicht auf mutwillige Provokationen ein.

Wir sehen uns entschlossen in der Tradition der Proteste und
Besetzungen des Hambacher Forstes, nur sind die Räume, um die wir
kämpfen andere, der Boden, unsere Intentionen und Ziele indes die
selben. So stehen wir in Solidarität mit allen Einwohner*innen der
zerstörten und bedrohten Dörfer im Braunkohlegebiet und fordern
Gerechtigkeit für all jene, die unter den Handlungen RWEs und mit
Unterstützung des Staates leiden mussten und müssen.

Wir appellieren besonders an alle Menschen, die von RWE unter Druck
gesetzt werden, ihre Häuser und Grundstücke zu verkaufen, kommt
vorbei, wir freuen uns über Besuche und konstruktive Gespräche. An
alle anderen, kommt natürlich auch vorbei, zum Anpacken, Reden,
Kochen... Gestalten wir uns unsere Welt selbst, nach unserem eigenen
Ermessen!

Bis dahin, anarchistische und widerständige Grüße aus der
Friedensstraße!

Manheim lebt.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/488: Klimakampf und Kohlefront - der stete Spaziergang ... (Michael Zobel)


Dorf- und Waldspaziergänge - wir kommen wieder - na klar...

von Michael Zobel, 15. Oktober 2018



Guten Abend zusammen,

Montagabend, der Tag nach dem Dorf- und Waldspaziergang in Keyenberg.

Danke an 880 (!) kleine und große TeilnehmerInnen, Danke an Alle, die
diesen wunderbaren Spaziergang möglich gemacht haben. Ingo Bajerke mit
seinen kenntnisreichen Details zur Ortsgeschichte, Gerd Schinkel und
Reiner Weiss mit ihren unnachahmlichen musikalischen Beiträgen, das
Küchenteam der WAA Düren, die vielen Wortbeiträge...

Und nicht zuletzt geht der Dank auch an die besonnene Art der anwesenden
Polizei. Sie hat mit dafür gesorgt, dass die Pläne der RWE- und
IGBCE-Angehörigen nicht aufgehen konnten. Die niederträchtigen Plakate
gegen Antje und mich mussten verschwinden, die Druckluft-Hupen konnten
nicht eingesetzt werden. Gut so, diese üble Art der Auseinandersetzung
brauchen wir nicht!

Und wenn der Betriebsratsvorsitzende von RWE aus Köln das besagte Plakat
stolz in die Höhe hält, dann zeigt das sehr deutlich, wie schwach die
Argumente wirklich sind und auf welchem Niveau die
Braunkohle-Befürworter angekommen sind. Danke dafür, Herr Butterweck.

[...]


Wir machen weiter, wir kommen wieder - nach Keyenberg und in den
Hambacher Wald

Samstag, 10. November, 12 Uhr, 2. Dorf- und Waldspaziergang in und um
Keyenberg

Sonntag, 11. November, 11.30 Uhr, Wald statt Kohle, Waldspaziergang im
Hambacher Wald, Treffpunkt Kieswerk Collas

25. bis 29. Oktober, Ende Gelände 2018 im Rheinischen Revier, mehr auf:


https://www.ende-gelaende.org/de/aktion/

Schon unterschrieben?

https://weact.campact.de/petitions/rucktritt-von-innenminister-herbert-reul-in-nordrheinwestfalen-1

Hier noch ein paar wichtige Links:

Erste Fotos + Eröffnungsreden von gestern:

http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_10_14_wald-und-dorfspaziergang-keyenberg.htm

Auch die Galerie der großen Demo macht sich langsam. Wenn ihr herunter
scrollt, findet ihr einige wichtige Reden als Audio.
http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_10_06_demonstration-stop-kohle.htm

"Mein Gesicht"- eine tolle Aktion auf www.verheizte-heimat.de

Bitte mitmachen, als Beispiel der (im Moment) jüngste Beitrag:

http://verheizte-heimat.de/stories/?p=750

Ganz viele wichtige Informationen zum aktuellen Geschehen auf:
https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://hambacherforst.org/

Filmtipp:

Wir empfehlen den 75 minütigen Film 'Eine Reise in die UnteRWElt'.
Er schildert eindrücklich die Zusammenhänge im rheinischen
Braunkohlerevier mit Szenen aus dem Hambacher Forst und von den
Zerstörungen und Umsiedlungen durch RWE.

https://vimeo.com/240797566

Und das war's für heute, es gibt viel zu tun, wir machen weiter und
kommen wieder,

Danke für die großartige Unterstützung,

Michael Zobel und Eva Töller



Nach dem Waldspaziergang ist vor dem Waldspaziergang - nach dem
Dorfspaziergang ist vor dem Dorfspaziergang:

Aktuelle Informationen bitte auf meiner Webseite verfolgen:

http://naturfuehrung.com/hambacher-forst/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Oktober 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/487: Klimakampf und Kohlefront - den Finger drauf behalten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Gemeinsame Pressemitteilung von GRÜNE LIGA und Rosa-Luxemburg-Stiftung
Brandenburg vom 16. Oktober 2018

31. Oktober: Tagebaukritiker führen im bedrohten Proschim Debatte zur
Zukunft der Kohleregion



Am 31. Oktober treffen sich im vom Braunkohletagebau bedrohten Dorf Proschim
Kritiker der Abbaggerung zu einer symbolischen Aktion für den Erhalt des
Dorfes und diskutieren anschließend mit kompetenten Gästen über den
Strukturwandel im Kohlerevier.

Unter dem Titel "Strategien für den Strukturwandel in der Lausitz
entwickeln" veranstalten ab 14 Uhr die Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg
und die GRÜNE LIGA Cottbus eine Gesprächsrunde im Proschimer Kulturhaus.
Dort können alle Interessierten aus der Region ins Gespräch kommen mit
Hannelore Wodtke (Grüne Zukunft Welzow, Mitglied der Kohlekommission des
Bundes), Daniel Häfner (Lehrbeauftragter für sozialwissenschaftliche
Umweltfragen an der BTU Cottbus-Senftenberg) und Jörg Staude (Journalist).
Dr. Gerd-Rüdiger Hoffmann vom RLS-Regionalbüro Lausitz moderiert die
Veranstaltung und wird versuchen, gemeinsam mit den Teilnehmenden, Ansätze
für eine von unten kommende und lokal spezifische Strategie für den
Strukturwandel zu sammeln.

Zuvor laden um 12 Uhr Bürgerinitiativen und Umweltgruppen zu einer
symbolischen Aktion für die Zukunft des Ortes ein.

Bereits um 11 Uhr führt die Welzower Kirchgemeinde in der Proschimer Kirche
eine Andacht zum Reformationstag durch.

Treffpunkt und Veranstaltungsort ist das Proschimer Kulturhaus, Welzower
Str. 53, 03119 Proschim/Prožym

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/486: Klimakampf und Kohlefront - Schulterschluß von unten ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 16. Oktober 2018

Aktion Marximale Verwirrung



Gestern, am 15.10. wurden die Tagebaue und Kraftwerke von RWE
bestreikt. Es ist unklar, ob der halbwilde Streik so geplant war oder
ob die Blockade der Werkseinfahrten und Zufahrtsstraßen spontan
passierte (so stellt es die Gewerkschaft offiziell dar, um nicht für
die Leitung einer unangemeldeten Versammlung belangt werden zu
können).

Leider hatten die Streikposten kein Durchhaltevermögen, so dass sie ab
11:00 Uhr der Aktionsgruppe Marximale Verwirrung das Feld allein
überließen, obwohl ihre Mahnwache bis 14:00 Uhr angekündigt war.

Die Aktionsgruppe Marximale Verwirrung war mit einem Banner mit der
Aufschrift "RWE-Bonzen enteignen - 300.000 EUR Abfindung für jeden
Kumpel" und Flyern mit dem kurz vor der Räumung
erschienenen Offenen Brief (siehe unten) an die Angestellten von RWE und die IGBCE
vor Ort, um die Angestellten des Tagebaus an die großen
Bergarbeiter*innenstreiks von 1997 zu erinnern und ihnen Unterstützung
bei (gern auch wilden) Streiks anzubieten, wenn sie die übertriebene
Loyalität zu ihrem Arbeitgeber überwinden und anfangen, für gute
Abfindungen und einen Sozialplan zu streiken. Der Sozialplan muss
jetzt erkämpft werden, wenn die RWE-Angestellten nicht plötzlich auf
der Straße stehen wollen - sei es in zwei, fünf oder 20 Jahren. Denn
die Manager werden Abfindungen erhalten und sich ohne den Druck von
der Straße einen Scheißdreck um ihre Arbeiter*innen kümmern.

Da es auf einem toten Planeten keine Jobs gibt, muss der Kohleausstieg
jetzt kommen - ob er sozialverträglich gestaltet wird, hängt von der
Streikkraft der Kumpel ab.

Sowohl gestern am Tagebau als auch heute in Niederzier gab es
Arbeiter, die uns angepöbelt haben. Aber auch sehr konstruktive
Gespräche - und eine offizielle Einladung, auch morgen ab 7:00 Uhr am
Bahnhof Buir das Gespräch zu suchen. Wir haben versprochen, da zu sein
und bringen Kaffee und einen Ankettworkshop mit.

Update: Wir waren zu spät. Zwar waren noch viele Interessierte an der
Mahnwache, als wir wie versprochen um kurz nach neun mit Ankettworkshop,
Bannermalutensilien und Frühstück auftauchten. Jedoch fürchtete der Anmelder der
Mahnwache um unsere Sicherheit, da noch eine Demonstration mit ca. 200 Kumpel durch
den Ort Richtung Mahnwache zog. Aus diesem Grund luden wir ihn und alle an
Streikunterstützung interessierten auf das Camp in Manheim ein.

Und auch wenn zu befürchten ist, dass einige Demoteilnehmer*innen nicht schnell
genug verstanden hätten, dass wir auf ihrer Seite stehen, finden wir es prinzipiell
sehr lobenswert, dass sie mittlerweile so auftreten, dass die Polizei mit zehn
Wannen und Kamerawagen vor Ort war. Falls hier noch weitere Repression (in Form von
böser Post etc.) auftritt, vermitteln wir gerne Fachanwält*innen mit Erfahrung u.a.
von G20. Auch das Legalteam ist unter 030 340 60 313 auch für die Kumpel da.

Folgender Flyer hing leider nur kurz an der Mahnwache:

Streikunterstützung

Für wilde Streiks!

Für einen sofortigen Sozialplan!

Für 300.000EUR Abfindung für jeden Kumpel!

• Blockadetraining

• Klettertraining

• Workshop Pressearbeit

• Rechtshilfe

   • Workshop Versammlungsrecht

   • Polizeikontakttraining

   • Ermittlungsausschuss

• Demosanitätsdienst

• psychosoziale Notfallunterstützung

• weitere Workshops möglich

Meldet euch bei

streik@riseup.net


Offener Brief an die Angestellten von RWE und die IGBCE

vom 6. September 2018

Dieser Brief wurde unter Anderem an Gewerkschaftler verteilt.


Liebe Gewerkschafter*innen, liebe Angestellten von RWE,

ich schreibe euch als eine Aktivistin aus dem Hambacher Forst. Ich
weiß, zwischen uns gab es in der Vergangenheit beinahe ausschließlich
böse Worte. Aber wir fragen uns, ob das so sein muss.

Im Grunde habt ihr doch nur Angst, euch und eure Familien nicht mehr
versorgen zu können, wenn ihr euren Job verliert. Das ist mehr als
verständlich. Und wir wollen, dass unsere Kinder und Enkelkinder auch
noch einen lebenswerten Planeten haben. Das ist für euch vielleicht
auch ein Stück weit verständlich.

Eigentlich haben doch ihr wie wir Angst vor RWE. Wir, dass sie unser
Zuhause und unsere Zukunft zerstören. Ihr, dass sie euch nicht mehr
das geben, was ihr zum Leben braucht. Wir könnten einen gemeinsamen
Gegner haben. Eigentlich war es doch immer die Rolle einer
Gewerkschaft, die Interessen von Arbeitnehmer*innen auch gegenüber
ihrer Firma zu vertreten? Und sind wir mal ehrlich, wir wissen alle,
was die nächsten Jahre passieren wird. Früher oder später wird RWE die
Kohle fallen lassen und Millionen an Abfindungen kassieren. Ihr als
einfache Angestellte werdet davon nichts sehen. Und ihr könnt euch
sicher sein, dass niemand aus der Führungsetage in existenzielle Nöte
geraten wird.

Also fangt an zu tun, was eine Gewerkschaft tun sollte. Fordert, an
den Abfindungen beteiligt zu werden, nach dem Kohleausstieg weiter
bezahlt zu werden, auch wenn eure Arbeitskraft nicht mehr notwendig
ist (denn mal ehrlich, wer arbeitet denn schon gerne). Verschafft
euren Forderungen mit Streiks oder Sabotage Gewicht. Die
40-Stunden-Woche und das Wochenende wurden schließlich auch nicht
dadurch erkämpft, dass die Gewerkschaften sich bei den Konzernen
eingeschleimt haben.

Vielleicht könnt ihr einfach mal zu Besuch kommen und wir reden bei
einem Tee, Bier oder Saft darüber, wie wir uns gegenseitig helfen
können, eure und unsere Existenzgrundlagen zu erhalten? Vielleicht
können wir uns gegen den Konzern verbünden, der uns angreift und euch
unterjocht? Und wenn nicht, können wir zumindest versuchen, unsere
gegenseitigen Ängste zu verstehen und persönliche Feindschaft
abzubauen, selbst wenn wir danach wieder auf unterschiedlichen Seiten
stehen?

Und vielleicht merken wir ja, dass wir beide die selbe Welt wollen?
Eine Welt, auf der ihr auch ein Recht auf ein gutes Leben habt, wenn
ihr eure Arbeitskraft gerade nicht verkaufen wollt oder könnt?

Ich will nicht, dass ihr unser Feind seid. Unsere Feinde tragen die
Namen RWE und Kapitalismus. Und ihr leidet genauso wie wir unter
diesen.

Aber wenn ihr kommt, um unser Zuhause zu zerstören, werden wir uns
wehren. Nicht aus Hass auf euch. Sondern aus Notwendigkeit. Ich bin
sicher, ihr versteht das. Ich bin sicher, wenn jemand zu euch nach
Hause kommen, euer Haus abreißen und eure Familie bedrohen würde, dann
würdet ihr euch auch mit allen Mitteln, die euch zur Verfügung stehen,
wehren. Und wenn jemand versucht, mein Zuhause zu zerstören und meine
(Wahl-)Familie bedroht, werde ich ebenfalls zu jedem Mittel greifen,
mich dagegen zu stellen. Ich hoffe, dass es dadurch nicht zu
Auseinandersetzungen zwischen uns kommen muss.

Optimistische Grüße, eine Aktivistin

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/485: Klimakampf und Kohlefront - Fortsetzung und Ausweitung des Klimastreites ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 15. Oktober 2018

Hambi geht weiter und die Bagger stehen still

Unsere Motivation für den Grubenspaziergang vergangenen Sonntag



Lange, intensive, anstrengende und traurige Wochen liegen hinter uns.
Der Beschluss des Gerichtes in Münster kühlt den Konflikt um den
Hambacher Forst vorerst ab. Uns ist wichtig zu betonen, dass dies
nicht bloß ein Ergebnis der Gerichte ist, sondern vor allem eines des
Widerstandes, des jahrelangen Kampfes und der Aktivist*innen, die sich
auf vielen Ebenen entschlossen für den Erhalt des Waldes eingesetzt
haben.

Wir wollen zeigen, dass der Kampf um den Hambi über die Waldgrenzen
hinausgeht.

Er ist Teil einer viel größeren Vision von Klimagerechtigkeit und
einer verantwortungsvollen und selbstbestimmten Zukunft. Deswegen sind
wir gestern gemeinsam in die Grube des Tagebaus Hambach gegangen, wo
einst der Hambacher Forst stand. Wir haben die großen Maschinen
blockiert, die den Wald, viele Dörfer mit tausenden Geschichten und
unsere Zukunft wegbaggern.

Wir brauchen ein schnelles Ende der Braunkohle und einen Ausstieg aus
fossilen Energieträgern. RWE bezieht immer noch Subventionen und
zerstört Lebensräume. Fordern wir doch, dass RWE den immensen
Polizeieinsatz der letzten Wochen selber zahlen soll!

Auch wenn der Braunkohleabbau zurückgeht, importiert Deutschland
massiv Steinkohle aus Kolumbien, Südafrika und Russland. Unter den
Abbaubedingungen dort leiden die Menschen und bezahlen z.T. mit ihrem
Leben. Grund dafür ist die Ausblendung von globaler Verantwortung und
das kapitalistische Wirtschaftssystem. Es ermöglicht noch immer, dass
Industrienationen andere Gesellschaften ausbeuten. Menschen leiden
global unter den Folgen der rückwärtsgewandten Klimapolitik vieler
Länder.

Die Verleumdung durch Polizei und RWE in den letzten Jahren zeigt, wie
sehr diese Instanzen hier im Rheinland einer friedlichen, lebenswerten
Zukunft im Weg stehen. Dagegen müssen wir Widerstand leisten und
Alternativen zu diesen oberflächlichen und ausbeuterischen
Gesellschaften suchen. Wir kämpfen für unserer aller Lebensgrundlage.

Solange die Bagger weiter graben, sind die Hambis der Welt noch nicht
gerettet. Wir können gewinnen, denn wir waren schon erfolgreich.
Deshalb machen wir weiter!

Hambi geht weiter!

https://twitter.com/hambigehtweiter

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/484: Klimakampf und Kohlefront - in Tierkostümen nachgesetzt ... (#hambigehtweiter)


#hambigehtweiter - Pressemitteilung vom 14. Oktober 2018

Aktion Hambacher Tagebau

+++ Aktivisten unternehmen Grubenspaziergang im Tagebau Hambach +++ Nach dem Rodungsstop im Hambacher Forst fordern sie eine Gesellschaft ohne fossile Energien +++



Buir: Am Sonntagmorgen ist eine Gruppe von Klima-Aktivist*innen in
Tierkostümen und mit bunten Transparenten in der Nähe des Hambacher
Waldes in den Tagebau Hambach eingedrungen. Die Aktivist*innen wollen
mit ihrer Aktion die Kohlebagger zum Stillstand bringen und zeigen,
dass trotz des Rodungsstops die Forderung nach einer fossilfreien
Energiegewinnung nicht eingelöst wird.

Gut eine Woche, nachdem das Oberlandesgericht Münster einen
vorläufigen Rodungsstop über den Hambacher Forst verfügte, machen die
Aktivist*innen deutlich, dass es ihnen um mehr geht als nur den Wald:
"Der Hambi geht weiter", erklärt der Aktivist Mike, "RWE, der graue
Dinosaurier der deutschen Energiegewinnung, strauchelt." "Wir brauchen
politische Entscheidungen, die die Gesellschaft in eine fossilfreie
Energiegewinnung führen. Es muss endlich Verantwortung übernommen
werden für die globalen Katastrophen, die unser massiver Energiekonsum
zur Folge hat", erläutert Aktivistin Louisa Michels die Forderungen
der Grubenspaziergänger*innen.

Die Aktion schließt an wochenlange Proteste im Hambacher Wald an. Der
Konflikt um den Wald, der vom Energiekonzern RWE gerodet werden
sollte, eskalierte in den letzten Wochen zusehends. Am letzten
Wochenende versammelten sich 50.000 Menschen zu einer
Großdemonstration am Hambacher Wald.

Durch die vielfältigen Proteste der letzten Wochen sehen die
Aktivist*innen den Rückhalt für Braunkohle in der Bevölkerung
schwinden. Sie stellen ihre Aktion gleichzeitig in größere
wirtschaftliche Zusammenhänge: "Mir geht es bei dieser Aktion auch
darum, die größeren Verbindungen aufzuzeigen. Das bedeutet einerseits
für Klimagerechtigkeit einzustehen, und andererseits ist für mich
völlig klar, dass wir keine tragfähigen Lösungen in der
Energieversorgung finden, solange unser kapitalistisches
Wirtschaftssystem uns zu Wachstum und Ausbeutung endlicher Ressourcen
zwingt", so die Klima-Aktivistin Freya.

 * 

Quelle:

#hambigehtweiter

E-Mail: baggerfahren@riseup.net 
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KOHLEALARM/483: Klimakampf und Kohlefront - Forderungskonsequenzen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 13. Oktober 2018

Manheim Besetzung



Wir haben Manheim besetzt.

Zwei Wochen ist es jetzt her, dass Menschen gewaltsam aus ihren
Lebensräumen im Hambacher Forst vertrieben wurden. Während sich die
öffentliche Aufmerksamkeit vor allem auf die Proteste im Forst
konzentriert, werden schon seit Jahren Menschen aus ihren Lebensräumen
in den umliegenden Dörfern vertrieben. So auch hier in Manheim. Der
Kohleabbau hier im rheinischen Braunkohlegebiet hat jedoch nicht nur
Auswirkungen auf die unmittelbare Umgebung, sondern ist ein globales
Problem.

Egal, ob die Haselmaus ihre alte Eiche fallen sieht, der*die
rheinische Bauer*Bäuerin seine*ihre Felder vertrocknen und
seinen*ihren Hof zerstört sieht, ob Menschen die Straßen hinter sich
lassen müssen, auf der sie das erste mal Fahrrad gefahren sind oder ob
peruanische Dörfer von schmelzenden Gletschern bedroht sind: Der
Schmerz, den alle Lebewesen dahingehend fühlen, ist überall der
Gleiche. Genau wie die Verursacher.

Großkonzerne wie zum Beispiel RWE und Politiker*innen sind dafür in
Verantwortung zu ziehen. Wenn diese nicht bereit sind, eine
Veränderung in ihren Vorgehensweisen zur Energiegewinnung zu leisten,
müssen wir unsere Verantwortung erkennen, sie zu stoppen.

Wir können und wollen diese Zerstörung von Lebensräumen so nicht
hinnehmen und fordern deshalb die Häuser in den Dörfern zurück.

Mit den Hausbesetzungen in Manheim wollen wir Platz schaffen für ein
freies und selbstorganisiertes Leben. Hier sollen Lebensräume
gestaltet werden, die Kreativität und Lebensqualität zulassen. Wir
wollen ein neues Gefühl für Dorfgemeinschaft schaffen, in der wir
füreinander da sind und uns gegenseitig im Kampf für unsere
Lebensräume und gegen RWE unterstützen. Wir fordern von RWE die
Zurückgabe der Häuser an diejenigen, die zurückkommen wollen. Sollte
dies geschehen, werden auch wir die Wünsche der ursprünglichen
Bewohner*innen respektieren.

Das Landleben ist attraktiv. Weg von unbezahlbaren, winzigen Wohnungen
im Großstadtdschungel, hin zu einem Dorfleben, in dem sich die
Menschen untereinander helfen und auch generationsübergreifende
Wohnprojekte möglich werden. Dies möchten wir gemeinsam schaffen. Mit
Menschen, die seit Jahrzehnten hier leben. Mit Menschen, die hier mit
ihren Familien lebten und schon gegangen sind. Mit Menschen, die
hierhergekommen sind, um sich gegen die Zerstörung der Natur zu
stellen. Und mit Menschen, die gezwungen wurden, erst ihr Zuhause zu
verlassen und sich auf eine lebensgefährliche Flucht zu begeben, nur
um jetzt wieder von hier vertrieben zu werden.

Gegen die respektlose Zerstörungswut jeglicher Lebensräume. Leerstand
zu Wohnraum. Lasst uns gemeinsam neue Perspektiven für uns alle
schaffen!

Samstag 13. Oktober ab 14:00

Friedenstrasse 44, 50170 Manheim

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





MELDUNG/180: Forschungsprojekt untersucht Interessenvertretungen in der freien Kulturszene (idw)


HafenCity Universität Hamburg - 16.10.2018

Forschungsprojekt an der HCU Hamburg untersucht Interessenvertretungen
in der freien Kulturszene



Im Mittelpunkt des von der Hans-Böckler-Stiftung finanzierten
Forschungsprojekt "Interessenvertretung im Kulturbereich" stehen
verschiedene Formen der Interessenvertretung der freien Kulturszene in
Hamburg und Berlin in den Bereichen darstellende Künste und Musik. Ziel
des Forschungsprojektes ist es, die Strategien und Ziele von
Interessenvertretungen im Kulturbereich zu untersuchen sowie ihre
politische und gesellschaftliche Wirkmacht zu beurteilen. Das
Forschungsprojekt läuft bis zum Jahr 2020.

In dem von der Hans-Böckler-Stiftung finanzierten Forschungsprojekt
"Interessenvertretung im Kulturbereich" untersucht die Soziologin Dr.
habil. Alexandra Manske an der HafenCity Universität Hamburg (HCU Hamburg)
die Ausbildung von Interessenvertretungen in einem Arbeitsmarktsegment,
das als Prototyp der neuen Arbeitswelt gilt: der Kulturbereich. Im
Mittelpunkt stehen verschiedene Formen der Interessenvertretung der freien
Kulturszene in Hamburg und Berlin in den Bereichen darstellende Künste und
Musik. Ziel des Forschungsprojektes ist es, die Strategien und Ziele von
Interessenvertretungen im Kulturbereich zu untersuchen sowie ihre
politische und gesellschaftliche Wirkmacht zu beurteilen. Das
Forschungsprojekt läuft bis zum Jahr 2020.

Zentrale Fragen des Forschungsprojekts sind: Wie gestaltet sich die
kollektive Interessenvertretung in den Kulturberufen? Welche Rückschlüsse
lassen die Formen der Arbeitsregulation im Kulturbereich für den Wandel
der industriellen Beziehungen in Deutschland zu? Kristallisiert sich hier
womöglich ein Prototyp für die Interessenvertretung der Arbeitswelt des
21. Jahrhunderts heraus? Neben Dokumentenrecherchen werden Interviews mit
Vertreterinnen und Vertretern verschiedener Interessenverbände, mit
Künstlerinnen und Künstlern aus der freien Kulturszene, aber auch mit
politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern geführt.

Dr. habil. Alexandra Manske: "Lange galt der Kulturbereich als eine
Grauzone der Interessenvertretung, die auch aufgrund der habituellen
Disposition von Kulturschaffenden interessenpolitisch kaum zugänglich
schien. Doch in jüngerer Zeit vollzieht sich hier ein sozialer Wandel. Auf
der Schnittstelle von solidarpolitischem und professionspolitischem
Interesse zeichnet sich eine Pluralisierung von
Interessenvertretungsformen ab, die sich als wegweisend für die
Interessenvertretung der Arbeitswelt des 21. Jahrhunderts erweisen
könnten."

Dr. habil. Alexandra Manske ist Soziologin und erforscht den Wandel von
Arbeit und Gesellschaft mit einem Fokus auf Kultur- und Kreativarbeit. Sie
wurde 2007 an der Humboldt-Universität zu Berlin promoviert mit einer
Arbeit über Alleinunternehmer in der IT-Branche mit dem Titel
"Prekarisierung auf hohem Niveau". Anschließend untersuchte sie die
Arbeits- und Soziallage von "Kreativen in Berlin", gefördert vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF). Ihre
Habilitationsschrift wurde 2016 als "Kapitalistische Geister in der
Kultur- und Kreativwirtschaft. Kreative zwischen wirtschaftlichen Zwang
und künstlerischem Drang" im Transcript-Verlag veröffentlicht. Sie lehrte
und forschte unter anderem an der TU Berlin, der HU Berlin und der
Columbia University (New York). Zuletzt war sie Professorin für Soziologie
an der Universität Hamburg. Ihr aktuelles Forschungsprojekt
"Interessenvertretung im Kulturbereich" verfolgt sie an der HCU Hamburg
bei Prof. Dr. Gernot Grabher (Stadt- und Regionalökonomie, Stadtplanung).
Sie lebt und arbeitet in Berlin und Hamburg.


Weitere Informationen unter:

https://www.hcu-hamburg.de/presse/news/news/#346

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1031

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HafenCity Universität Hamburg, 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENGLISCH/945: Questions to Mrs Gobbledygook (209) - well and truly ... (SB)





Hello Mrs Gobbledygook,

My name is Gertrud P., I was born in Sweden but I'm working
now in China, in Bejing. One of my Chinese colleagues ask me
about the phrase "well and truly". She had noticed that we can say
"well and truly stuck" but not "well and truly beautiful". I have to
admit that, although I did not have an answer to that question, I
became interested in it. Are there any rules for the use of this
phrase or is it something you just have to learn? Is "well and truly"
an adverb and what should follow it, or is it an adjective? And can it
only be used for negative and unpleasant things?




Yours

Gertrud P. (Bejing, China)



[image: Raute]


Dear Ms P.,

Thank you very much for your question, which actually raises a very
interesting topic for learners of English, the "fixed
expressions" or "fixed phrases". Because like idioms these
expressions don't always make sense literally, you'll need to
familiarize yourself with the meaning and usage of each phrase. That
may seem like a lot of work, but learning idioms is fun, especially
when you compare English idioms to the idioms in your own language.

First let me explain what "well and truly stuck" means. If something
is "well and truly stuck" we really can not move it. If, for example,
you drive your car into a mud hole and the tires spin, then you are
"well and truly stuck"! In this case, well and truly means immovably
stuck. There's no way to move the car, we have to call a towing
service. In addition, you were right to assume that "well and truly"
is mainly used in connection with unpleasant stuff, things about which
we are not particularly happy and perhaps also a little frustrated.

Imagine the following circumstance: You come home after an exhausting
day at work and look forward to a piece of home-made cake. You open
the fridge and it is completely empty. Your flatmates have eaten
everything. Then you may say: "This cake is well and truly finished",
emphasizing that it is completely gone.

However, "well and truly" is a very difficult phrase to use,
especially if you aren't a native speaker of English, because it
doesn't go with lots of other different adjectives. If you were to say
"well and truly" to someone in Britain they would always imagine that
the next word will be "stuck", or - less likely - "finished", "gone" or
"done" . It is an adverbial phrase to describe these adjectives. They
just go together. There are no clear rules for why certain adverbs go
with specific adjectives, they just do. You could even say, they
collocate - "co locate" - which simply means, they belong together.

For example, if someone in Britain says the adverb "stunningly" the
adjective to follow most likely will be "beautiful". Or think about
the last English conversation you had. Did you or your colleagues use
phrases like "agree to disagree" if you could not agree on something,
or "it cost an arm and a leg" to describe something expensive? These
may seem very different topics, but all are examples of fixed
phrases. Fixed phrases  are phrases in which the wording
cannot be changed without sounding odd to native speakers, even if the
literal meaning is the same. 

In addition to adverbs and adjectives, there are also many nouns that 
represent fixed phrases, so for example: "fish 'n chips". One common 
English idiom is: "It's raining cats and dogs." Of course,
the actual meaning of the phrase is not related to its literal
definition. It simply means that it's raining very hard. Since idioms
are fixed phrases, you cannot substitute in other words, even if it
seems the literal meaning would stay the same. You can't, for example,
say "It's raining kittens and puppies." The idiom is set the way it
is.

Another English idiom is when something happens "once in a blue moon."
A blue moon is the second full moon in a month, so they are fairly
rare. If something happens "once in a blue moon," it really hardly
happens. Even though the literal definition makes more sense for this
idiom, you still cannot make substitutions. For example, you cannot
change "blue moon" to another rare event. So, "once in an eclipse"
would not be acceptable.

Not all fixed phrases take the form of idioms. Non-idiom fixed phrases
tend to be more closely linked to their literal definitions than
idioms. One English fixed phrase is "of its own accord," meaning "on
its own" or "automatically". As you can see, the meaning is closely
matched to the literal definition. However, you still cannot
substitute words. In the sentence "The car moved of its own accord",
for example, you cannot say "The car moved of its own ability". This
phrasing is awkward.

Another example is "heavy smoker", that is someone who smokes a lot.
Or we can say "heavy drinker", someone who drinks a lot. But someone
who eats a lot? No it's not a "heavy eater" it's a "big eater".
Basically these phrases which go together form patterns, there are no
real rules to learn. You just have to be able to work out what the
patterns are. So, how do you learn these phrases which go together?

Well, the two best things you can do are to read and to listen.
When you're reading a newspaper, a book or a magazine try to work out
phrases that you see coming up more frequently. If you see a
phrase that goes together, maybe two or three times, then you can
say to yourself, "well I think these two go together, they
collocate". Similarly, when you are listening to the radio, to
a British or American broadcaster and you hear a certain phrase
two or three times, make a note of it, because then you probably
found a fixed phrase.

To sum up: Well and truly is an adverbial phrase and most often
used with the adjective "stuck". You can use it in one or two
other circumstances but usually you will hear it with the
adjective "stuck".

Now, I'm well and truly finished and hoping that I could help you and
have earned myself a nice cup of tea.

Yours

Miranda Gobbledygook
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KURSUS/5002: Mönchengladbach - Sprachkurse bei der VHS ab 29. Oktober


VHS-Sprachkurse



Italienisch für die Reise (A1)

In diesem Kurs können die Teilnehmer praxisorientiert die wichtigsten
touristischen Situationen üben und sich über eigene Erfahrungen als
Tourist in Italien austauschen. Themen, Dialoge und Situationen des
Lehrbuchs dienen als erster Input für Rollenspiele und Small Talk auf
Italienisch.

30.10. bis 4.12.2018, 18:00 - 20:30 Uhr

MG, Gymnasium Rheindahlen, Geusenstr. 29, 41179 Mönchengladbach

Kurs-Nr.: 182G3003S

Kosten: 65 Euro

Business Englisch für Anfänger mit Vorkenntnissen (A2/B1)

Die Teilnehmer frischen ihre Kenntnisse in business english auf.

31.10. bis 5.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

City-Haus, Mühlenstr. 2-4

Kurs-Nr.: 182G1444T

Kosten: 37 Euro

Niederländisch für den Urlaub (A1)

Die Teilnehmer lernen Niederländisch für ihren nächsten Urlaub.

3.11. bis 11.11.2018, 10:00 - 15:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G4022F

Kosten: 75 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung sind www.vhs-mg.de oder Tel. 02161
/ 25-6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TAGUNG/2388: Berlin - Friedrich Schleiermacher zum 250. Geburtstag, Evangelische Akademie 2.-4.11.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Sinn und Geschmack der Religion

Friedrich Schleiermachers Grundthema zu seinem 250. Geburtstag neu bedacht

2. bis 4. November 2018, 17:30 Uhr

Fachtagung 52/2018



Spiritualität statt Religion, eigene innere Suche statt Übernahme von
Vorgegebenem: Diese Ideen wirken heute selbstverständlich. Aber auch
sie waren einmal irritierend. Ihre ersten Zeitgenossen sträubten sich.
Was für eine Bürde, jedermann zuzumuten, eine ganz eigene Façon der
Seligkeit zu finden. Friedrich Daniel Ernst Schleiermacher sträubte
sich nicht. Er fragte danach, wie sich Religion sozusagen "hinter"
ihren institutionellen Formen zeigt. Doch war er zugleich davon
überzeugt, dass sich der Glaube tief und reich erst in Gemeinschaft
entfaltet; und Gemeinschaft braucht sichernde, ruhende Formen. Sie
entwickelt fort, was ihr vorgegeben wurde. Zu seinem 250. Geburtstag
greift die Tagung diese Gedanken Schleiermachers in heutiger Weise neu
auf und bringt traditionell geprägte Positionen mit spirituellen
Neuaufbrüchen in einen Raum.

Leitung: PD Dr. Eva Harasta

Ort: Berliner Dom, Sophie-Charlotte-Saal

Am Lustgarten, 10178 Berlin (Mitte)

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenfrei.

Informationen und Anmeldung: 

Simone Wasner

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54

10117 Berlin

Tel.: (030 )203 55-507

wasner@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/rel/sinn-und-geschmack-der-religion

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für November 2018

Evangelische Akademie zu Berlin gGmbH

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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VORTRAG/8400: Norden - "Archäologische Spurensuche im niedersächsischen Wattenmeer" am 24.10.


Durch Schlick und Sand - Archäologische Spurensuche imniedersächsischen Wattenmeer

Vortrag am 24. Oktober im Teemuseum



"Durch Schlick und Sand - Archäologische Spurensuche im
niedersächsischen Wattenmeer" heißt der Vortrag, mit dem das
Ostfriesische Teemuseum und der Heimatverein Norderland ihre
diesjährige Veranstaltungsreihe am Mittwoch, den 24. Oktober, um 19.30
Uhr im Rummel des Alten Rathauses eröffnen. Der Referent Dr. Martin
Segschneider vom Niedersächsischen Institut für historische
Küstenforschung Wilhelmshaven wird die Arbeitsweise der Archäologen
und Geologen im Wattenmeer erläutern und einen Überblick über die
aktuellen Forschungsergebnisse geben.

Aktuelle Forschungsprojekte erfassen seit einigen Jahren systematisch
alle archäologischen Spuren im Niedersächsischen Wattenmeer. Sie
zeugen davon, dass die Küstenlinie sich in den vergangenen
Jahrtausenden ständig änderte und durch den steigenden Meeresspiegel
immer weiter landeinwärts wanderte. Der Mensch musste sich dieser
Entwicklung anpassen, bis er begann, Deiche zu bauen. Doch diese
Landgewinnung gelang nicht überall. Stellenweise musste neu
besiedeltes Land auch wieder aufgegeben und die Deichlinien
zurückverlegt werden. Die Funde im Watt und historische Quellen geben
über diese wechselvolle Entwicklung Auskunft.

Der Eintritt beträgt 5,00 Euro, Mitglieder der Museumsvereine zahlen
4,00 Euro.

Eine Information des Ostfriesischen Teemuseums Norden

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Oktober 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0, Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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PODIUM/219: Promedia Verlag - Kritik der Migration, von Hannes Hofbauer, Termine bis 03.12.2018


Promedia Verlag

Präsentationen des neu erschienenen Buches 

KRITIK DER MIGRATION. Wer profitiert und wer verliert 

von Hannes Hofbauer



Das Buch

Ist Migration grundsätzlich zu bejahen? Oder ist sie nicht vielmehr
ein wichtiger Bestandteil von Ausbeutungsstrukturen? Die Näherin in
einer bengalischen Bekleidungsfabrik erfüllt jedenfalls vergleichbare
Funktionen im weltweiten Konkurrenzkampf wie der aus Asien nach Europa
gekommene Migrant. Beide sind gezwungen, ihre Arbeitskraft extrem
billig auf den Markt zu werfen. Doch während sich die Öffentlichkeit
darüber einig ist, Weltmarktfabriken in Billiglohnländern zu
kritisieren, umgibt den Import billiger ArbeiterInnen in die Zentren
der Weltwirtschaft ein Mythos von Mobilität, die als fortschrittlich
gilt. Das sozial, regional und kulturell zerstörerische Potenzial der
Migration in den Herkunfts- und Zielländern gerät damit aus dem
Blickfeld.

Hannes Hofbauer gibt einen historischen Überblick über die großen
Wanderungsbewegungen und ruft die Ursachen dafür in Erinnerung, die
von Umweltkatastrophen über Kriege bis zu Krisen reichen, von denen
die allermeisten menschlichen Eingriffen geschuldet sind. So zeichnen
allein von westlichen Allianzen geführte Kriege für Millionen
entwurzelte Menschen verantwortlich, die ebenso ihrer Lebensgrundlagen
beraubt sind wie jene, die von ihrem Land vertrieben werden. Diesen
Verwerfungen ist es geschuldet, dass ganze Generationen junger
Menschen im globalen Süden, aber auch im Osten Europas ihre
persönliche Zukunft in der Emigration sehen.

Mit der Massenmigration aus der Peripherie werden die Folgen der
weltweiten Ungleichheit nun auch in den europäischen Zentralräumen -
negativ - spürbar. Deregulierungen am Arbeits- und Wohnungsmarkt
erreichen neue Dimensionen. Eine politische Antwort darauf scheint nur
die Rechte zu haben, indem sie statt einer notwendigen Kritik an der
Migration die Migranten zu Sündenböcken macht.

Die Linke hingegen sträubt sich, den strukturell zerstörerischen
Charakter von Wanderungsbewegungen zu erkennen. Eine Kritik am Wesen
der Migration und ihren Triebkräften sowie eine klare Benennung ihrer
Opfer und Profiteure ist überfällig.

 * 

Der Autor

Hannes Hofbauer, geboren 1955 in Wien, studierte Wirtschafts- und
Sozialgeschichte an der Universität Wien und arbeitet als Publizist
und Verleger. Im Promedia Verlag sind von ihm u.a. erschienen: "EU-
Osterweiterung. Historische Basis - ökonomische Triebkräfte - soziale
Folgen" (2008), "Die Diktatur des Kapitals. Souveränitätsverlust im
postdemokratischen Zeitalter" (2014, 2. Auflage 2015) und "Feindbild
Russland. Geschichte einer Dämonisierung" (2016, 5. Auflage 2017).

 * 

Die Termine

Dienstag, 16. Oktober 2018 um 19 Uhr in Linz

Solidarwerkstatt, Waltherstr. 15, 4020 Linz

Donnerstag, 18. Oktober 2018 um 20 Uhr in Orsingen (Baden-Württemberg)

Hotel Hecht, Hauptstr. 12, 78359 Orsingen-Nenzingen

Freitag, 19. Oktober 2018 um 19 Uhr 30 in Hard (Vorarlberg)

Bildungszentrum Hard, Landstr. 36, 6971 Hard

Mittwoch, 31. Oktober 2018 um 19 Uhr 30 in Mörfelden-Walldorf (Hessen)

Westendstgr. 60, 64546 Mörfeldern

Donnerstag, 1. November 2018 um 18 Uhr in Frankfurt/Main

Bürgerhaus Saalbau Gutleut, Rottweilerstr. 32, 60327 Frankfurt/Main

Freitag, 2. November 2018 um 19 Uhr in Erlangen

Untere Karlstr. 1 (über dem Café Mr. Bleck, 91054 Erlangen

Samstag, 3. November 2018 um 16 Uhr in Nürnberg

Kulturwerkstatt Auf AEG, im Rahmen der Linken Literaturmesse, Fürther
Str. 244d, 90429 Nürnberg

Montag, 5. November 2018 um 19 Uhr 30 in Wien

Aktionsradius Wien, Gaußplatz 11, 1200 Wien

Samstag, 10. November 2018 von 11 Uhr bis 16 Uhr in Berlin

Marx-Engels-Zentrum Berlin, Spielhagenstr. 13, 10585 Berlin-Charlottenburg

Seminar mit Hannes Hofbauer, Andreas Wehr, Michael Esch und Hans Thie

Mittwoch, 21. November 2018 um 15 Uhr in Dresden

Säulensaal der Alten Mensa, Mommsenstraße 13, 01069 Dresden

Freitag, 30. November 2018 um 18 Uhr in Aachen

Haus der evangelischen Kirche, Frère-Roger-Straße 8-10, 52062 Aachen

Montag, 3. Dezember 2018 um 18 Uhr 30 in Leoben

Congress Leoben, Hauptplatz 1, 8700 Leoben

 * 

Hofbauer, Hannes: Kritik der Migration.

Wer profitiert und wer verliert

Promedia 2018. 272 S.

Print: EUR 19,90. ISBN: 978-3-85371-441-6.

E-Book: EUR 15,99. ISBN: 978-3-85371-864-3.

Näheres zum Buch: https://mediashop.at/buecher/kritik-der-migration-2/

Das Buch ist über den Buchhandel oder direkt beim Verlag bestellbar.

Die Versandkosten für Deutschland und Österreich trägt der Verlag.

 * 

Quelle:

Promedia Verlag

Wickenburgg. 5/12, A-1080 Wien

Tel.: 0043/1/405 27 02

Fax: 0043/1/405 27 02 -22

E-Mail: promedia@mediashop.at

Internet: www.mediashop.at, www.verlag-promedia.de
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NORDAMERIKA/123: Washington schafft als 20. US-Bundesstaat die Todesstrafe ab


Amnesty International - 11. Oktober 2018

Washington schafft als 20. US-Bundesstaat die Todesstrafe ab



Das oberste Gericht im US-Bundesstaat Washington hat die Todesstrafe als
verfassungswidrig eingestuft. Als Reaktion darauf sagte Kristina Roth,
leitende Programmverantwortliche bei Amnesty International in den USA:

"Dies sind fantastische Neuigkeiten für all diejenigen, die sich für die
Abschaffung der Todesstrafe in Washington einsetzen. Washington ist somit
der 20. Bundesstaat der Vereinigten Staaten, der diese grausamste,
unmenschlichste und erniedrigendste aller Strafen abschafft, und andere
US-Bundesstaaten sollten sich daran ein Beispiel nehmen.

Das oberste Gericht hat entschieden, dass Todesurteile in Washington auf
willkürliche und rassistisch diskriminierende Weise verhängt werden und
dass die Anwendung der Todesstrafe daher verfassungswidrig ist. Bei der
Todesstrafe handelt es sich um die ultimative Verweigerung der
Menschenrechte. Sie schreckt weder von Straftaten ab noch verbessert sie
die öffentliche Sicherheit. Sie sollte daher ein für allemal abgeschafft
werden."


Hintergrund

Amnesty International lehnt die Anwendung der Todesstrafe grundsätzlich und
uneingeschränkt ab.

Bis zum Jahresende 2017 haben 106 Länder die Todesstrafe für alle
Verbrechen abgeschafft, und 142 Länder haben sie entweder per Gesetz oder
in der Praxis abgeschafft. Diese Zahlen zeigen eine weltweite Tendenz zur
Abschaffung der Todesstrafe. Nur in wenigen Ländern wurden im Jahr 2017
Todesurteile vollstreckt. Lediglich vier Länder waren 2017 für 84 Prozent
aller offiziell bestätigten Hinrichtungen verantwortlich.

In den USA wurden 2017 insgesamt 23 Menschen in acht Bundesstaaten
hingerichtet: Alabama (3), Arkansas (4), Florida (3), Georgia (1), Missouri
(1), Ohio (2), Texas (7) und Virginia (2). Die meisten Todesurteile wurden
nach wie vor in Texas vollstreckt - etwa 30 Prozent aller Hinrichtungen in
den USA fanden dort statt.




Weitere Erfolgsmeldungen und gute Nachrichten unter:

www.amnesty.de/erfolge

 * 

Quelle:

Meldung vom 11. Oktober 2018

www.amnesty.de/informieren/aktuell/vereinigte-staaten-von-amerika-washington-schafft-als-20-us-bundesstaat-die

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/717: Äthiopiens neue Regierung setzt auf Frauen und Frieden


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Regierungsbildung ist wegweisendes Zeichen der Erneuerung

Beispielhafte Entwicklung nicht nur für Afrika



Göttingen, den 17. Oktober 2018 - Als "beispielhaft" und "wegweisend"
bezeichnet die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die neue
Regierung Äthiopiens. "Nach Jahrzehnten von Krieg, Willkür,
Machtmissbrauch und Korruption setzt Äthiopiens neue Staatsführung
ein Zeichen der Hoffnung und Erneuerung. Statt die immer gleichen
Machteliten mit einflussreichen Posten zu versorgen, setzt Äthiopien
auf einen radikalen Neuanfang. Denn Frauen nehmen zukünftig die
Hälfte aller Regierungsämter ein, das Kabinett wurde deutlich
verkleinert und ein Ministerium für Frieden betont die neuen
Prioritäten der Staatsführung", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Mittwoch in Göttingen. Auch wird Frauen nicht nur
symbolisch Macht übertragen, sondern eine Frau wird zukünftig den
einflussreichen Posten der Verteidigungsministerin übernehmen.

"Dieser Paradigmenwechsel dürfte in vielen Hauptstädten Afrikas mit
Sorge verfolgt werden, weil er die überkommene Ordnung in Frage
stellt", sagte Delius. Schon mit der Grenzöffnung zu Eritrea und dem
Friedensschluss mit dem lange verfeindeten Nachbarland hat Äthiopiens
neuer Premierminister Abiy Ahmed dafür gesorgt, dass sich im Horn von
Afrika alle Macht- und Einflusssphären der Anrainerstaaten radikal
verändern. Nicht bei allen Regierungen in den Nachbarstaaten sorgt
dies für Begeisterung. So fürchten Uganda und der Sudan um ihre
traditionellen Einfluss-Zonen.

Während Länder wie das im Bürgerkrieg versinkende Kamerun über 60
Minister in hochbezahlten Stellungen verfügen, der bankrotte Südsudan
immerhin noch 38 Minister zählt, verringert Äthiopien die Zahl der
Ministerien von 28 auf nur noch 20 Ämter. Während in der früheren
Regierung nur fünf Frauen vertreten waren, werden sie zukünftig mit
zehn Ministerinnen die Hälfte aller Regierungsämter besetzen. Ahmed
sieht darin ein wichtiges Zeichen, um wirksam Korruption zu
bekämpfen, weil Frauen nicht so korrupt seien. Auch das neue
Ministerium für Frieden wird von einer Frau geleitet. Damit erkennt
die Regierung die herausragende Rolle von Frauen bei der Suche nach
Frieden in Ostafrika an.

"Die neue Ministerin für Frieden wird aber auch vor der größten
Herausforderung stehen, weil sie zugleich auch für die Bundespolizei
und die Geheimdienste zuständig ist. Da sind Interessenskonflikte
vorprogrammiert und es wird abzuwarten sein, ob der Suche nach einem
dauerhaften Frieden auch tatsächlich Vorrang gegeben wird", sagte
Delius. Die Menschenrechtler wiesen darauf hin, dass Äthiopiens
Geheimdienste in einer langen Tradition von Folter,
Verschwindenlassen und anderen schwersten Menschenrechtsverletzungen
stehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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TAGUNG/109: Berlin - Making Heimat VI, Evangelische Akademie 15.11.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Making Heimat VI

Workshopreihe für Jugendliche und junge Erwachsene

15. November 2018, 17:00 Uhr

Workshop 40A-6/2018



Was interessiert uns, welche Fragen möchten wir stellen und welche
Themen politischer Bildung machen unsere Stimmen hörbar? Diese Fragen
beantwortete eine Gruppe junger Menschen mit Fluchterfahrung nach dem
Seminar "Wir sind hier" im März 2018 sehr vielfältig: Orte der
Demokratie aufsuchen, über Regeln der Diskussion und Konfliktlösung
reflektieren, über Geschichte und Minderheiten der Herkunftsländer
berichten, Diktaturerfahrungen historisch vergleichen, europaweit mit
jungen Geflüchteten ins Gespräch kommen, den Begriff "Heimat"
künstlerisch bearbeiten und andere für Ehrenämter motivieren. Aus
diesen Ideen enstehen derzeit Workshops, die auch andere junge
Menschen für politische Bildung begeistern werden. Die Entwicklung und
Co-Moderation dieser Workshops in ist dabei Teil der Qualifikation zu
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der politischen Bildung im
Rahmen des Projektes "Empowered by Democracy".

An den Workshops können Jugendliche und junge Erwachsene mit und ohne
Fluchterfahrung unter 27 Jahren teilnehmen.

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: Haus der EKD, Charlottenstr. 53/54, 10117 Berlin

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenlos.

Informationen und Anmeldung: 

Belinda Elter

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54

10117 Berlin

Tel.: (030 )203 55-409

elter@eaberlin.de 

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/bil/making-heimat-vi/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für November 2018

Evangelische Akademie zu Berlin gGmbH

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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TAGUNG/108: Berlin - Making Heimat V, Evangelische Akademie 10.-11.11.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Making Heimat V

Workshopreihe für Jugendliche und junge Erwachsene

10. bis 11. November 2018, 9:00 Uhr

Workshop 40A-5/2018



Was interessiert uns, welche Fragen möchten wir stellen und welche
Themen politischer Bildung machen unsere Stimmen hörbar? Diese Fragen
beantwortete eine Gruppe junger Menschen mit Fluchterfahrung nach dem
Seminar "Wir sind hier" im März 2018 sehr vielfältig: Orte der
Demokratie aufsuchen, über Regeln der Diskussion und Konfliktlösung
reflektieren, über Geschichte und Minderheiten der Herkunftsländer
berichten, Diktaturerfahrungen historisch vergleichen, europaweit mit
jungen Geflüchteten ins Gespräch kommen, den Begriff "Heimat"
künstlerisch bearbeiten und andere für Ehrenämter motivieren. Aus
diesen Ideen enstehen derzeit Workshops, die auch andere junge
Menschen für politische Bildung begeistern werden. Die Entwicklung und
Co-Moderation dieser Workshops in ist dabei Teil der Qualifikation zu
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der politischen Bildung im
Rahmen des Projektes "Empowered by Democracy".

An den Workshops können Jugendliche und junge Erwachsene mit und ohne
Fluchterfahrung unter 27 Jahren teilnehmen.

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: Haus der EKD, Charlottenstr. 53/54, 10117 Berlin

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenlos.

Informationen und Anmeldung: 

Belinda Elter

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54

10117 Berlin

Tel.: (030 )203 55-409

elter@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/bil/making-heimat-v/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für November 2018

Evangelische Akademie zu Berlin gGmbH

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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TAGUNG/107: Berlin - Making Heimat IV, Evangelische Akademie 08.11.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Making Heimat IV

Workshopreihe für Jugendliche und junge Erwachsene

8. November 2018, 17:00 Uhr

Workshop 40A-4/2018



Was interessiert uns, welche Fragen möchten wir stellen und welche
Themen politischer Bildung machen unsere Stimmen hörbar? Diese Fragen
beantwortete eine Gruppe junger Menschen mit Fluchterfahrung nach dem
Seminar "Wir sind hier" im März 2018 sehr vielfältig: Orte der
Demokratie aufsuchen, über Regeln der Diskussion und Konfliktlösung
reflektieren, über Geschichte und Minderheiten der Herkunftsländer
berichten, Diktaturerfahrungen historisch vergleichen, europaweit mit
jungen Geflüchteten ins Gespräch kommen, den Begriff "Heimat"
künstlerisch bearbeiten und andere für Ehrenämter motivieren. Aus
diesen Ideen enstehen derzeit Workshops, die auch andere junge
Menschen für politische Bildung begeistern werden. Die Entwicklung und
Co-Moderation dieser Workshops in ist dabei Teil der Qualifikation zu
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der politischen Bildung im
Rahmen des Projektes "Empowered by Democracy".

An den Workshops können Jugendliche und junge Erwachsene mit und ohne
Fluchterfahrung unter 27 Jahren teilnehmen.

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: steht noch nicht fest.

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenlos.

Informationen und Anmeldung: 

Belinda Elter

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54

10117 Berlin

Tel.: (030 )203 55-409

elter@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/bil/making-heimat-iv/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für November 2018

Evangelische Akademie zu Berlin gGmbH

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/106: Berlin - Making Heimat III, Evangelische Akademie 01.11.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Making Heimat III

Workshopreihe für Jugendliche und junge Erwachsene

1. November 2018, 17:00 Uhr

Workshop 40A-3/2018



Was interessiert uns, welche Fragen möchten wir stellen und welche
Themen politischer Bildung machen unsere Stimmen hörbar? Diese Fragen
beantwortete eine Gruppe junger Menschen mit Fluchterfahrung nach dem
Seminar "Wir sind hier" im März 2018 sehr vielfältig: Orte der
Demokratie aufsuchen, über Regeln der Diskussion und Konfliktlösung
reflektieren, über Geschichte und Minderheiten der Herkunftsländer
berichten, Diktaturerfahrungen historisch vergleichen, europaweit mit
jungen Geflüchteten ins Gespräch kommen, den Begriff "Heimat"
künstlerisch bearbeiten und andere für Ehrenämter motivieren. Aus
diesen Ideen enstehen derzeit Workshops, die auch andere junge
Menschen für politische Bildung begeistern werden. Die Entwicklung und
Co-Moderation dieser Workshops in ist dabei Teil der Qualifikation zu
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der politischen Bildung im
Rahmen des Projektes "Empowered by Democracy".

An den Workshops können Jugendliche und junge Erwachsene mit und ohne
Fluchterfahrung unter 27 Jahren teilnehmen.

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: Haus der EKD, Charlottenstr. 53/54, 10117 Berlin

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenlos.

Informationen und Anmeldung: 

Belinda Elter

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54

10117 Berlin

Tel.: (030 )203 55-409

elter@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/bil/making-heimat-iii/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für November 2018

Evangelische Akademie zu Berlin gGmbH

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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AUSSICHTEN/8430: Und morgen, den 18. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.10.2018 bis zum 19.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8430 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Regen am Morgen,

Sonne am Tag,

im Bett geborgen,

wie Jean es mag.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





ENTWICKLUNGSHILFE/046: Mittel für Entwicklungszusammenarbeit gehen zurück (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Falsche Versprechungen in Berlin und Brüssel:

Mittel für Entwicklungszusammenarbeit gehen zurück



Bonn/Brüssel, 17. Oktober 2018: - Zum ersten Mal seit fünf Jahren gehen die
Ausgaben der Europäischen Union für die Entwicklungszusammenarbeit zurück.
Das zeigt der AidWatch-Bericht 2018 des Europäischen Dachverbandes
entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen CONCORD, der am 18.
Oktober 2018 in Brüssel vorgestellt wird. Demnach hat auch Deutschland im
Jahr 2017 weniger für Entwicklungszusammenarbeit ausgegeben und damit das
Ziel, 0,7 % des Bruttonationaleinkommens (BNE) für die
Entwicklungszusammenarbeit auszugeben, erneut verpasst.

Die Europäische Union bleibt laut AidWatch-Bericht trotz des Rückgangs mit
einem Anteil von 19 % immer noch der größte öffentliche Geber weltweit. Vor
dem Hintergrund der wiederholten Versprechungen der EU-Mitgliedsländer und -
Institutionen, mehr Mittel für die Bekämpfung der Ursachen von Migration
und Flucht auszugeben, ist der Rückgang jedoch mehr als bedauerlich.
Dem Bericht zufolge geht der Rückgang auf die Senkung der Ausgaben im
Bereich Flucht und Migration sowie auf geringere Schuldenerlasse zurück.
Von den Europäischen Geberländern wurden diese Ausgaben in den letzten
Jahren als Entwicklungshilfe angerechnet. "Diese künstliche Aufblähung der
Zahlen ist auch in den letzten Jahren schon als widersprüchlich und
kontraproduktiv kritisiert worden", sagt der SÜDWIND - Experte Dr. Pedro
Morazan, der als Vertreter des Verbands Entwicklungspolitik und Humanitäre
Hilfe VENRO bei der Vorstellung des AidWatch-Berichtes in Brüssel dabei
ist. "Finanzielle Mittel z.B. für die Abschiebung von Flüchtlingen als
Entwicklungshilfe zu deklarieren, entspricht nicht der Logik einer
wirksamen Entwicklungszusammenarbeit", so Morazán weiter.
"Sowohl die EU als auch die Bundesregierung wiederholen gebetsmühlenartig,
dass es auch im eigenen Interesse ist, durch eine Stärkung der
Entwicklungszusammenarbeit die Ursachen von Flucht und Migration in den
Entwicklungsländern zu bekämpfen. Leider liegen hier zwischen Worten und
Taten Welten.? so Martina Schaub, Geschäftsführerin von SÜDWIND und
Vorstandsmitglied von VENRO.

Positiv wird im AidWatch-Bericht hervorgehoben, dass die Entwicklungshilfe
für die ärmsten Länder im Vergleich zum Jahr 2016 um 4 % auf 0,11 % des BNE
gestiegen ist. Das liegt aber noch immer deutlich unter den versprochenen
0,15%. Laut CONCORD ist weiterhin zu befürchten, dass die
Entwicklungszusammenarbeit bei den gegenwärtigen Verhandlungen um einen
neuen EU-Haushalt den Kürzeren ziehen wird: Zum einen wird ein weiterer
Rückgang der Mittel im neuen EU-Haushalt befürchtet. Zum anderen wird sich
aber auch die Qualität der EU-Entwicklungszusammenarbeit ändern, indem mehr
Geld für Migrations- und Sicherheitspolitik und weniger für die
klassischen, aber nötigen Entwicklungsfelder Armutsbekämpfung und
Umweltschutz ausgegeben wird.

"Der AidWatch-Bericht von CONCORD muss als ein dringlicher Aufruf zu mehr
Engagement in der Entwicklungspolitik verstanden werden. Das gilt
insbesondere für die deutsche Bundesregierung", so Schaub weiter.
Insbesondere arme Entwicklungsländer sind derzeit von den katastrophalen
Folgen des Klimawandels betroffen. Sie verfügen nicht über ausreichende
Ressourcen für Anpassung und Wiederaufbau. "Dazu passt das Ziel der Agenda
2030 "Niemanden zurück lassen", das von der Bundesregierung mit Elan
propagiert wird. Ohne größere Anstrengungen in der Entwicklungspolitik und
anderen entwicklungsrelevanten Politikfeldern droht diese Vision ein leeres
Versprechen zu bleiben", sagt Pedro Morazán.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de
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ITALIEN/244: Historisches Beispiel - schweizerischer Polizeikommandant rettete Flüchtlinge (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Geschichte von Paul Grüninger, schweizerischer
Polizeikommandant, der verurteilt wurde, weil er Hunderte von
Flüchtlingen rettete

Von Anna Polo, 16. Oktober 2018






[image: Porträt, schwarz-weiß-Fotografie - Bild: By Unknown [Public domain], via Wikimedia Commons]

Paul Grüninger vermutlich im Jahr 1939, St. Gallen, Schweiz

Bild: By Unknown [Public domain], via Wikimedia Commons



Die jüngste Verhaftung des italienischen Bürgermeisters von Riace
Mimmo Lucano wegen "Unterstützung und Beihilfe zur illegalen
Einwanderung" bekräftigt das alte Dilemma zwischen Gesetz und
Gerechtigkeit, das auch im Mittelpunkt der griechischen Tragödie
"Antigone" steht. Es ist ein Dilemma, das im Laufe der Geschichte
unzählige Male auftrat, als es darum ging, zu entscheiden, ob man
seinem Gewissen folgen soll, auch auf Kosten gegen ein als ungerecht
geltendes Gesetz zu verstoßen, was oft schwerwiegende Konsequenzen
nach sich zieht.

Wir kennen viele Beispiele für solch mutige Entscheidung - da gab es
Menschen, die in den Vereinigten Staaten entlaufene Sklaven
versteckten und beschützen, und solche die dasselbe mit den Juden vor
und während des Zweiten Weltkriegs taten - und es ist genau einer
dieser Helden, an den wir uns erinnern sollten: In der "neutralen"
Schweiz half Paul Grüninger, Kommandant der Kantonspolizei in St.
Gallen, Hunderten von Menschen, von Österreich über die Grenze in die
Schweiz zu kommen.

Nach dem Anschluss Österreichs an das Dritte Reich im Jahre 1938
versuchte eine wachsende Flüchtlingswelle in die Schweiz zu fliehen.
Grüninger kämpfte für die Öffnung der Grenzen des Landes und
argumentierte, dass es "inakzeptabel sei, Flüchtlinge abzulehnen, wenn
auch nur aus humanitären Gründen", und dass "viele aufgenommen werden
sollten", aber der Bund beschloss stattdessen, ihnen die Einreise zu
verbieten. Grüninger stimmte dieser Entscheidung nicht zu und ließ
stattdessen viele Flüchtlinge der Verfolgung und dem Tod entkommen,
die sie erwartet hätten, wenn sie in Österreich geblieben wären.

Seine Entscheidung hatte nicht nur dramatische Folgen für ihn, sondern
auch für seine Familie: 1939 wurde eine Untersuchungsverfahren gegen
ihn eingeleitet, gefolgt von einem Strafverfahren. Er wurde von seinem
Amt suspendiert und von der Polizei ausgeschlossen, verlor seinen
Anspruch auf Rente und musste 1940 sogar eine Geldstrafe von 300
Franken wegen Verletzung des Amtsgeheimnisses und Dokumentenfälschung
zahlen. Er lebte und starb in Armut und jahrzehntelang hatte seine
Tochter, die als "die Tochter eines Verräters" gebrandmarkt wurde,
große Schwierigkeiten, Arbeit zu finden. Dennoch wiederholte er immer
wieder, dass er, wäre er erneut mit einer solchen Situation
konfrontiert worden, nicht anders gehandelt hätte.

Vor und nach seinem Tod 1972 gab es zahlreiche Versuche, ihn zu
rehabilitieren, die von der St. Gallener Regierung aber immer
abgelehnt wurden. Dem Verein "Gerechtigkeit für Paul Grüninger", dem
auch Journalisten, Rechtsanwälte, Historiker und Schriftsteller
angehörten, gelang es schließlich, den Fall wieder aufzunehmen und so
stellte ihn das St. Gallener Gericht, dasselbe, das ihn verurteilt
hatte, 1995 schließlich von allen Anklagepunkten frei. Später wurde
Grüninger von Israel als "Gerechter unter den Völkern" anerkannt.

Die Worte, die anlässlich seiner Verurteilung gesprochen wurden,
zeigen eine beeindruckende Ähnlichkeit mit denen von Mimmo Lucano [1]
während der Solidaritätsbekundung letzte Woche in Riace: "Ich schäme
mich nicht für das Urteil des Gerichts", sagte Grüninger. "Im
Gegenteil, ich bin stolz darauf, das Leben von Hunderten von
unterdrückten Menschen gerettet zu haben. Die Hilfe, die ich den Juden
zu Teil kommen ließ, ist tief in meinem christlichen Verständnis
verankert [....] Der Grund für die Rettung von durch den Tod bedrohten
Menschen wurde von mir als fundamental angesehen. Wie hätte ich also
ernsthaft 'Kalkulationen' und bürokratische Schemata in Betracht
ziehen können? Natürlich habe ich bewusst die Grenzen meiner Autorität
überschritten und oft mit meinen eigenen Händen Dokumente und
Zertifikate gefälscht, aber ich habe dies nur getan, um den Verfolgten
die Einreise zu ermöglichen. Mein persönliches Wohlergehen, gemessen
an dem grausamen Schicksal dieser Tausenden, war so unbedeutend und
unwichtig, dass ich es nie in Betracht gezogen habe."

Beispiele wie die von Mimmo Lucano und Paul Grüninger helfen, die
dunklen Zeiten, in denen wir leben, zu erleuchten und daran zu
erinnern, dass der Mensch auch in den dramatischsten Situationen zu
großzügigen und solidarischen Gesten fähig ist.


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Anmerkung:

[1] https://www.pressenza.com/de/2018/08/zurueck-von-riace/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AGRAR/1723: Mit der europäischen Agrarpolitik unsere Zukunft sichern (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 16. Oktober 2018

DBV und FNSEA: Gemeinsame Erklärung zur Europäischen Agrarpolitik

Mit der europäischen Agrarpolitik unsere Zukunft sichern



Bei einer gemeinsamen Veranstaltung zur Zukunft der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) am 16. Oktober in der französischen Botschaft in
Berlin haben der Deutsche Bauernverband (DBV) und der französische
Landwirtschaftsverband (FNSEA) die Mitgliedstaaten der EU in einem
Positionspapier erneut aufgefordert, ihre Beiträge nach Brüssel zu
erhöhen: "Die Kürzungen des GAP-Haushalts sind inakzeptabel. Insgesamt
können die Agrarumweltziele mit einem sinkenden Budget nicht erreicht
werden. Daher muss der Haushalt für die beiden Säulen der Gemeinsamen
Agrarpolitik stabil bleiben", erklären die beiden Präsidenten.

"Die GAP muss eine Gemeinschaftspolitik bleiben und darf nicht zu
einem Auseinanderdriften in 27 nationale Fördersysteme führen. Das
würde eine dramatische Wettbewerbsverzerrung erzeugen und alle
europäischen Landwirte treffen. Die Grundelemente sowie die Konzeption
der GAP müssen einheitlich sein. Nur so kann ein gemeinsamer Markt
bestehen", sagt Joachim Rukwied, Präsident des Deutschen
Bauernverbandes.

"Die GAP muss sowohl die Umweltleistungen der landwirtschaftlichen
Betriebe als auch deren Wirtschaftlichkeit im Blick haben. Die
Direktzahlungen unterstützen die Einkommen der Landwirte, und
kompensieren damit die Kosten für die höheren europäischen Standards.
Die zukünftigen politischen Freiräume der Mitgliedstaaten müssen von
Brüssel aus begrenzt werden. Die neue Grüne Architektur als Ganzes
muss es den Landwirten ermöglichen, die Ziele des Umweltschutzes und
der Bekämpfung des Klimawandels zu erreichen", sagt Christiane
Lambert, Präsidentin der FNSEA.

Die beiden Präsidenten vereinbarten, für eine Gemeinsame Agrarpolitik
einzutreten, die die Verantwortung der Mitgliedstaaten stärkt.



Gemeinsame Erklärung zur Europäischen Agrarpolitik

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=717057

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Oktober 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net
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FUNDSTÄTTEN/123: Ägpyten - Verborgene Schätze unter Schutt (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 16.10.2018

Verborgene Schätze unter Schutt



Wissenschaftler aus Würzburg und Kairo untersuchen in einem neuen
Forschungsprojekt eine mehr als 4500 Jahre alte Pyramidenanlage in
Ägypten. Unter den Überresten früherer Grabungen haben sie eine bedeutende
Entdeckung gemacht.




[image: Bild: © Mohamed Ismail Khaled]

Blick auf die Pyramidenanlage des Sahurê mit dem Aufweg im
Vordergrund. Ursprünglich war dieser Weg rechts und links von Mauern
gesäumt. Diese sind im Lauf der Jahrtausende umgestürzt.

Bild: © Mohamed Ismail Khaled



Eine Pyramide, davor zwei Tempel und als Verbindungsweg dazwischen ein
mehrere hundert Meter langer Gang, eingefasst von zwei dicken Mauern und
bedeckt von einem Dach, das nur durch einen schmalen Schlitz Licht in das
Innere fallen lässt: So präsentierte sich vor gut 4500 Jahren die
ägyptische Pyramidenanlage, die Pharao Sahurê in Abusir hatte errichten
lassen. Viel spricht dafür, dass die Tempel nach dem Ende des königlichen
Totenkults ein wichtiges Ziel für Pilger waren: Geweiht der Götting
Sachmet erhofften sich die Besucher Heilung von ihren Krankheiten. Denn
Sachmet war in der ägyptischen Mythologie die Göttin des Krieges aber auch
des Schutzes vor Krankheiten und der Heilung.

Einblicke in die altägyptische Hochkultur

Heute zeigt sich die einst prachtvolle Anlage wenige Kilometer vor der
Stadtgrenze Kairos in weiten Teilen von den Einflüssen während der letzten
Jahrtausende zerstört. Trotzdem interessieren sich Archäologen sehr dafür.
Von neuen Ausgrabungen und Untersuchungen erhoffen sie sich tiefe
Einblicke in das altägyptische Wirtschaftsleben, seinen Verwaltungsapparat
sowie in die Grundlagen der altägyptischen Hochkultur. Nur wenige Steine
fehlen ihnen noch in ihrem Puzzle; die glauben sie jetzt entdeckt zu
haben.

Die erneuten Grabungen in Ägypten haben vor kurzem begonnen, finanziert
mit rund 335.000 Euro von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG).
Verantwortlich für das auf drei Jahre angelegte Projekt ist Dr. Mohamed
Ismail Khaled. Der hochrangige Beamte im ägyptischen Ministerium für
Altertümer ist für diese Zeit von seiner Tätigkeit im Ministerium
freigestellt; stattdessen forscht er nun an der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). Die Uni und das Institut
für Altertumswissenschaften kennt er gut: Bereits 2014 bis 2016 hat er
als Stipendiat der Alexander von Humboldt-Stiftung hier Fundstücke aus
der Pyramidenanlage des Sahurê untersucht.

Erste Ausgrabungen unter deutscher Leitung

Dass die Wissenschaft heute noch mit gespannter Erwartung die Ausgrabungen
verfolgt, mag verwundern. Schließlich haben schon einmal Forscher aus
Deutschland den Komplex untersucht: Eine Expedition des Deutsche
Orientgesellschaft unter der Leitung des Archäologen Ludwig Borchardt hat
zwischen 11902-1908 die Bauten freigelegt. "Borchardt hat sich damals
allerdings auf die Pyramide und die Tempel konzentriert", erklärt Mohamed
Khaled. Den Abraum und den Schutt, den er dabei beseitigen musste, ließ
Borchardt in einem Bereich abladen, von dem er keine Funde erwartete.
Tatsächlich befanden sich dort die Überreste des Aufwegs, für den sich die
Wissenschaftler heute so sehr interessieren.

Was diesen Weg - oder besser gesagt: dessen Mauern - für die Forschung so
interessant macht? "Die Mauern waren vom Anfang bis zu ihrem Ende mit
Reliefszenen geschmückt, die uns einmalige Einblicke in die Organisation
des frühen ägyptischen Staates liefern", sagt Khaled. Ein Großteil dieser
mehrere Meter hohen Steine ist inzwischen geborgen und untersucht. Jetzt
glaubt Khaled, die letzten Bruchstücke gefunden zu haben, die das Ende des
Weges markiert haben könnten. Sollte er Recht haben, müssten auf diesen
Steinen der Pharao Sahurê zu sehen sein, sitzend und Geschenke aus seinen
Domänen empfangend - Landgütern, die eigens dafür eingerichtet worden
waren, den königlichen Hofstaat mit Opfergaben zu versorgen.

Ein riesiger Berg aus Sand und Schutt

20 Tonnen Steine, Sand und Schutt - der "Müll", den Borchardt hatte
beiseite räumen lassen - mussten Khaled und die von ihm angestellten
Arbeiter entfernen, bevor sie auf einen neuen Block aus der ehemaligen
Mauer stießen. Dabei zeigte sich auch, dass die Archäologen vor gut 100
Jahren ihre Aufmerksamkeit mehr auf das große Ganze, weniger auf die
Details gerichtet hatten. "Wir haben in dem Abraum viele bedeutende
Fundstücke entdeckt", erklärt Khaled, darunter eine kleine hölzerne
Statue, Vasen und Amphoren und Abbruchstücke von verzierten Mauersteinen,
die heute in Berlin im Neuen Museum auf der Museumsinsel zu sehen sind.




[image: Bild: © Mohamed Ismail Khaled]

Unter diesen Sand- und Schuttbergen haben die Wissenschaftler einen
Block aus der alten Mauer entdeckt, den sie jetzt bergen wollen.

Bild: © Mohamed Ismail Khaled



Dementsprechend sorgfältig ist das jetzige Grabungsteam vorgegangen. "Wir
mussten jede Schaufelladung genau untersuchen", sagt der Ägyptologe. Der
Einsatz von schwerem Gerät, etwa einem Bagger, habe sich deshalb verboten.
Und dementsprechend lange dauerten diese eigentlich nur vorbereitenden
Arbeiten: "Es hat ein Jahr gedauert, diesen Berg abzutransportieren." Die
penible Vorgehensweise hat sich gelohnt: Neben den Fundstücken stießen
Khaled und sein Team auch auf die Überreste von vier kleinen Häusern in
direkter Nachbarschaft zu den Tempeln. "Man sieht noch die ehemalige Küche
mit den Ascheresten an der Kochstelle", schwärmt er. Khaled zufolge haben
mit hoher Wahrscheinlichkeit Priester in der griechisch-römischen Zeit die
Häuser bewohnt - ein Zeitraum, der sich von 332 vor Christi Geburt bis
395 n. Chr. erstreckt.

Ein Stein voll bedeutender Informationen

Etwa drei mal zwei Meter groß ist das erste Mauerstück, das das
Grabungsteam in den kommenden Wochen freilegen will. Von den Reliefszenen
und begleitenden Hieroglpyhentexten erwartet der Forscher neue Einblicke
in die Herrschaftsstruktur des alten Ägyptens. "Der frühe ägyptische Staat
kann als stark zentralisierter, komplexer politischer und kultureller
Organismus aufgefasst werden mit dem König an der Spitze, dem seine
engsten Vertrauten als hohe Beamte zur Seite standen", erklärt Khaled.
Königliche Domänen waren dafür verantwortlich, nicht nur den Pharao und
seinen Hof mit Nahrung und anderen notwendigen Produkten zu versorgen,
sondern beispielsweise auch die Arbeiter, die den Pyramidenkomplex bauten,
die Priester und weiteres Kult- und Dienstpersonal. "Somit spielten die
königlichen Domänen eine herausragende Rolle in der Ökonomie des Alten
Reiches", so der Ägyptologe.

Von dem neu entdeckten Material erwarten die Wissenschaftler nun
Informationen, die neue Diskussionen über die Bedeutung der königlichen
Domänen, ihre Funktion und Nutzungsdauer, ihre geografische Lage und ihre
Position im System der Ökonomie des Alten Reiches anstoßen könnten.
Darüber hinaus sind sie davon überzeugt, dass das Projekt einen wichtigen
Beitrag zum Verständnis der altägyptischen Ökonomie und seines
administrativen Apparates insgesamt, also zu den Grundlagen der
altägyptischen Hochkultur selbst, leisten kann.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de
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FILM/106: Braunschweig - "Leo - Kurze für Kurze" am 21. Oktober 2018


Stadt Braunschweig

Neue Kurzfilmreihe "Leo - Kurze für Kurze" im Roten Saal



Braunschweig. Im Rahmen des Tages der offenen Tür präsentiert das
Kulturinstitut der Stadt Braunschweig am kommenden Sonntag, 21.
Oktober, von 12 Uhr bis 12.45 Uhr im Roten Saal, Schlossplatz 1, die
Kurzfilmreihe "Leo - Kurze für Kurze". Der Eintritt ist frei.

Den Kino-Nachwuchs erwartet ein besonderes Filmerlebnis. Eva-Maria
Schneider-Reuter, dem Publikum des Roten Saals bekannt vom
Kinderfilmfest Sehpferdchen und vom Berliner Spatzenkino, moderiert
die neue Reihe. Zusammen mit dem vom Braunschweiger Figurentheater
Fadenschein erschaffenen Löwen Leo präsentiert sie ein speziell für
Kinoanfänger zusammengestelltes Kurzfilmprogramm. Zu sehen sind fünf
Filme, die in Gestalt, Inhalt und Länge schon für Vorschulkinder
geeignet sind. In den Pausen zwischen den Filmen wird erklärt,
gesungen, getrampelt und gehüpft.

In "Löwe" muss dieser dringend fitter werden, die Gazelle traut ihm
das nicht zu. "Hopfrog" zeigt ungewöhnliche Beobachtungen aus dem
Leben hüpfender Fabeltiere. Von einer gemeinsamen Notlage, die
Freundschaft stärken kann, erzählt "Cats & Dogs". In "Virtuos
Virtuell" nehmen Tuschezeichnungen Stimmungen von Louis Spohrs
Ouvertüre zur Oper "Der Alchymist" auf. Bei "Zebra" rennt das Tier
gegen einen Baum und lernt etwas dabei.

Zwei der Filme haben einen direkten Bezug zur Stadt: Gerd Gockell,
einer der Regisseure von "Cats & Dogs", hat an der Hochschule für
Bildende Künste studiert und Louis Spohr wurde in Braunschweig
geboren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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WETTBEWERB/268: Münster - "Bau deine Wunschbibliothek" - Abgabe der Werke vom 2.-4.11.


Bau deine Wunschbibliothek

Klötzchentage ab 20. Oktober in der Stadtbücherei / OB Lewe prämiert
Gewinner



Münster (SMS) An die Steine, fertig, los: Große und kleine
Baumeisterinnen und Baumeister sind bei den Klötzchentagen in der
Stadtbücherei am Alten Steinweg gefragt. Ob real oder digital, ob in
der Bibliothek am Alten Steinweg, im dortigen Trickfilmstudio oder in
den eigenen vier Wänden - ab dem 20.Oktober darf nach Herzenslust mit
Lego oder Duplo konstruiert, gebaut und getestet werden.

Das Highlight: Der Wettbewerb "Bau deine Wunschbibliothek" für
kreative Architektinnen und Architekten ab acht Jahre. Nichts ist
unmöglich, die pure Freude am Bauen steht im Vordergrund. Die Modelle
können nach getaner Arbeit zwischen dem 2. und 14. November (Dienstag
bis Samstag, 13 bis 18 Uhr) im "JuWel" in der Stadtbücherei abgeben
werden. Die Gewinner werden am Samstag, 17. November, ab 10.45 Uhr
beim Aktionstag zum 25-jährigen Bestehen der Stadtbücherei am Alten
Steinweg von Oberbürgermeister Markus ausgezeichnet und mit tollen
Preisen bedacht. Bis zum 28. November werden die schönsten Modelle in
Vitrinen in der Stadtbücherei ausgestellt. Für den Wettbewerb ist eine
Anmeldung erforderlich, (02 51) 4 92-42 45, juwel@stadt-muenster.de,
WhatsApp (0163) 4 67 57 85.

Ihrer Fantasie freien Lauf lassen können Kinder und Erwachsene beim
Münstercraft-Projekt vom 22. bis zum 27. Oktober im Zeitungslesesaal.
Gemeinsam bauen sie Münsters Innenstadt mit der Stadtbücherei im
Mittelpunkt nach.

Gesucht werden außerdem ein Regisseur oder eine Regisseurin und ein
Filmteam für einen spannenden Dreh. Die Darstellenden sind
Lego-Figuren aus verschiedenen Themenwelten. Produziert wird der
Trickfilm mit einem iPad. Das Trickfilmstudio in der Q-thek der
Bücherei öffnet am 23. und 25. Oktober und richtet sich an Kinder ab
zehn Jahren. Eine Anmeldung ist erforderlich.

Duplo-Kugelbahn oder Ringwurfspiel: Kinder ab sechs Jahren gestalten
am 24. Oktober ihre Version der wandlungsfähigen Kugelbahn 10.30 Uhr
bis 11.30 Uhr im Klavierraum der Bücherei.

Ausführliche Informationen zu den Klötzchentagen gibt es im
Stadtportal unter www.stadt-muenster.de/buecherei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSTELLUNG/9575: Lippstadt - "Musik trifft Malerei - Malerei trifft Melodie" vom 29.10. bis 20.12.2018


Musik trifft Malerei - Malerei trifft Melodie

Ausstellung in der Conrad-Hansen-Musikschule



Lippstadt. "Musik trifft Malerei - Malerei trifft Melodie" - unter
diesem Motto stellen sechs kunstbegeisterte Malerinnen ihre Werke in
der Conrad-Hansen-Musikschule aus. Die sechs Künstlerinnen treffen
sich seit einigen Jahren regelmäßig im Atelier von Gisela Blaha.
Gemeinsam besprechen sie ihre Arbeiten, diskutieren über die alten und
neuen Künstler und erarbeiten sich neue Techniken. So entstehen
spannende und völlig verschiedene Malereien.

Eine Auswahl der dabei entstandenen Gemälde wird vom 29.10.2018 bis
zum 20.12.2018 in einer Ausstellung in den Fluren der ersten und
zweiten Etage der Conrad-Hansen-Musikschule präsentiert. Am Samstag,
10.11.2018, findet um 14.30 Uhr eine Vernissage mit einem kleinen
Konzert im Globe der Musikschule statt. Die stilistische Vielfalt der
Gemälde spiegelt sich dabei in der Musikauswahl wieder, die vom
Barockkomponisten Georg Friedrich Händel über die "Spanische Romanze"
für Gitarre bis zu den Neoklassikern Ludovico Einaudi und Yiruma
reicht und auch aktuelle Popsongs einschließt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AUSSTELLUNG/9574: Staatsgalerie Stuttgart - Ernst Wilhelm Nay, 19.10.2018 - 3.3.2019


Staatsgalerie Stuttgart

Ernst Wilhelm Nay

19.10.2018 - 3.3.2019



Ernst Wilhelm Nay (1902-1968) gilt als einer der eigenständigsten
Vertreter der abstrakten Nachkriegsmalerei. Als junger Künstler noch
von den Nazis diffamiert, wurde er nach dem Zweiten Weltkrieg mehrfach
auf Biennale-und documenta-Ausstellungen gewürdigt. Die Sammlung der
Staatsgalerie Stuttgart beherbergt mit über 20 Gemälden und
Zeichnungen einen repräsentativen Bestand seiner Arbeiten, von denen
eine Auswahl und die Leihgabe eines »Späten Bildes« anlässlich des 50.
Todesjahres des Künstlers im zentralen Info-Raum in der Sammlung
ausgestellt werden.

Nays konsequente, in markanten Sequenzen ablaufende Entwicklung stellt
immer den »Gestaltwert der Farbe« ins Zentrum. Bis in die 1940er-Jahre
ist noch die Nähe zu den »Fauves« und Ernst Ludwig Kirchners
gegenständlichen Zeichen und heftigem Farbauftrag spürbar. In der
Folge treten die gegenständlichen Bezüge immer mehr in den Hintergrund
und Nay findet zu seinem ganz besonderen Expressionismus, der
gekennzeichnet ist durch eine rhythmische Verzahnung von farbigen
Scheiben (1954-1962). Diese klingen mal in zart modulierten,
monochromatischen Fugen zusammen, mal scheint der Bildraum in einem
leuchtenden, festlichen Farbfeuerwerk zu explodieren. Nach den
»Scheibenbildern« und den folgenden »Augenbildern« wird in den »Späten
Bildern« (ab 1965) der sich weitende Bildraum von farbintensiven
Wellen und Streifen durchzogen.



Staatsgalerie Stuttgart

Öffnungszeiten: 10.00-18.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Di + Mi Sonderöffnungen für angemeldete Gruppen ab 9.00 Uhr

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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AUSSTELLUNG/9573: Hamburg - Museum für Kunst und Gewerbe "68. Pop und Protest", 18.10.2018 bis 17.03.2019


68. Pop und Protest

Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg

18. Oktober 2018 bis 17. März 2019
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Ronald Traeger (1936-1968), Twiggy 1966

© Tessa Traeger



Die Ausstellung 68. Pop und Protest versammelt die entscheidenden
Bilder, Filme, Texte und den Sound dieser Epoche zu einem komplexen
Stimmungsbild. Mit rund 200 Objekten - darunter Musikinstallationen,
Mode, Filme, Fotografien, Plakate, Designobjekte, historische
Dokumente und Raum-Ensembles wie Verner Pantons ikonische
Spiegel-Kantine - zeigt das Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg
(MKG), was die Menschen 1968 bewegt hat - in Hamburg, Deutschland und
der Welt: Das Bewusstsein für die eigenen Rechte und für die
Möglichkeit, sie öffentlich in Form von Protest und Aufbegehren zu
vertreten. Das Jahr 1968 wird erschüttert von dramatischen
Ereignissen, die zu nationalen Protesten führen und revolutionären
Ideen Rückenwind verleihen. Gleichzeitig beginnt eine weltweite
kulturelle Revolution, die mit viel Fantasie gegen konservative
autoritäre Strukturen aufbegehrt, sexuelle Freiheit propagiert und die
Gleichberechtigung aller Menschen fordert. Das Spektrum gewaltfreier
Mittel dieser Zeit umfasst avantgardistische Ausdrucksformen in
sämtlichen künstlerischen Disziplinen: progressive Musik,
unkonventionelle Mode und entfesseltes Design, kontroverses Theater
und gesellschaftskritisches Autorenkino. Dazu kommt eine nie
dagewesene Lust am kritischen Diskurs und am öffentlichen
Streitgespräch. Der gemeinsame Nenner ist Hoffnung: Hoffnung, dass die
Welt fairer, die Gesellschaft gerechter, der Mensch besser werden
würde. Hoffnung, dass politische Unterdrückung endet, dass Grenzen
überwunden, Mauern fallen und Sexualität keine Ausbeutung mehr kennen
würde. Diese Ideen von Freiheit und Selbstbestimmung erneut im
kollektiven Gedächtnis zu verankern, scheint heute wichtiger denn je.
Stehen doch zentrale Aspekte einer freiheitlichen und demokratischen
Lebensweise offenbar (wieder) auf dem Spiel - die selbstbestimmte
Entfaltung des Individuums, die grundsätzliche Rede- und
Pressefreiheit, die demokratische Teilhabe und nicht zuletzt die
Offenheit gegenüber dem Fremden.
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Manfred Sohr, Rektoratswechsel im Audimax der Universität Hamburg, 1967, Fotoagentur Conti-Press
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Die Straße als Massenmedium

Im Mai 1968 erlebt Frankreich schwere Unruhen. Studierende und
Arbeiter solidarisieren sich, sie fordern politische Reformen und
appellieren an den internationalen Zusammenhalt. Es kommt zum "wilden
Generalstreik": Fabriken und öffentliche Einrichtungen werden besetzt,
darunter auch Fakultäten der Pariser Kunsthochschule Ecole des
Beaux-Arts. Deren Druckwerkstatt soll als Atelier Populaire allen die
Möglichkeit geben, die eigene Meinung mit gut gestalteten Plakaten im
öffentlichen Raum sichtbar zu machen. Demokratisch organisiert proben
Künstler und Arbeiter hier den produktiven Schulterschluss: Die
Gemeinschaft berät über die visuellen Botschaften des Protests und
jeder kann zum Drucker werden. Innerhalb weniger Wochen werden
Hunderte von Protestmotiven in tausendfacher Auflage unter das Volk
gebracht und prägen das Stadtbild von Paris. Auch in der
Bundesrepublik sind die Universitäten Keimzellen des Protests.
Studierende erörtern kontroverse Meinungen im akademischen Diskurs und
organisieren den Widerstand. Vor dem Hintergrund der weltweiten
Proteste gegen den Vietnamkrieg und den westlichen
Wirtschaftskolonialismus üben sie grundlegende Systemkritik. Ihr Unmut
richtet sich auch gegen die Bildungspolitik, elitäre Strukturen, die
Notstandsgesetze und die Medienlandschaft. Die Straße ist der zentrale
Ort der Meinungsäußerung für die außerparlamentarische
Opposition. Im Kampf um politische Wahrnehmung und öffentliche
Aufmerksamkeit sind performative Aktionen erfolgreich. Sit-Ins,
Teach-Ins, Kundgebungen, Happenings und Demonstrationen bieten mit
kreativer Provokation, zivilem Ungehorsam in Kombination mit
klassischen Protestformen wie Flyer und Plakate ein großes visuelles
Attraktionspotenzial und erzielen ein hohes mediales Echo. Die
Aktionen reichen von Papiertüten mit der Karikatur des persischen
Herrscher-Paares, die die Kommune 1 im Juni 1967 bei einer
Demonstration zum Schah-Besuch in Berlin verteilt, über das berühmte
Banner "Unter den Talaren - Muff von 1000 Jahren", mit dem Studierende
am 9. November 1967 an der Universität Hamburg Reformen des
Hochschulsystems einfordern, bis zum Sturz des Denkmals des
Kolonialbeamten Hermann von Wissmann in Hamburg als Statement gegen
die "ungebrochene Ausbeutung der Dritten Welt".
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D.A. Pennebaker (*1925), Beim Aufführen von "Wild Thing" kniet sich Jimi Hendrix nieder, um seine Gitarre anzuzünden, Filmstill aus Monterey Pop, 1967 (USA, 16mm)
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Talking 'bout my generation

In den 1960er Jahren vollzieht sich ausgehend von England und den USA
eine Pop-Revolution, die Rockmusik endgültig als
generationsbestimmendes Phänomen und Ausdruck eines international
ausgerichteten Lebensgefühls etabliert. Dieser Paradigmenwechsel in
der Unterhaltungsmusik definiert Pop & Rock als essentiellen
Bestandteil der Jugend- und Subkultur mit existentieller
identitätsstiftender Funktion. Englischsprachige Musik dient aber auch
der Abgrenzung zu Elterngeneration und bürgerlicher Schlageridylle. In
rasanter Geschwindigkeit werden die Acts von kleinen Undergroundclubs
auf die großen Bühnen katapultiert. Großen Anteil daran hat die
aufkommende Festivalszene. Mit dem Monterey Pop Festival nimmt diese
Entwicklung 1967 ihren Anfang und findet mit Woodstock 1969 einen
Höhepunkt. In der Ausstellung können die Besucher mit dem Konzertfilm
Monterey Pop mit bahnbrechenden Auftritten von Jimi Hendrix, der seine
Gitarre anzündet, Jefferson Airplane, The Who, The Mamas & the Papas
und vielen anderen Musikern in die Festivalatmosphäre eintauchen.
Konzertplakate, Plattencover und Audiostationen mit den berühmtesten
Songs machen die Welt der 68er lebendig. In der Musik mischen sich
etablierte Genres, Psychedelic Rock greift den drogenbeeinflussten
Lifestyle der Hippies auf, experimentelle Arrangements und
Instrumentierungen produzieren elektronisch verstärkte und verzerrte
Klänge. Alben werden als Gesamtwerke konzipiert. Damit einher geht
eine medienübergreifende visuelle Sprache vom psychedelischen Poster-
und Coverdesign bis zur extravaganten modischen Inszenierung der
Rockstars. Die Popkultur wird zur internationalen Sprache einer ganzen
Generation.


Bühnen der Revolte

Den darstellenden Künsten wird große politische Schlagkraft zugetraut.
Die Bühne wird zum Austragungsort gesellschaftlicher Debatten.
Klassiker werden auf ihre politische Botschaft befragt, neue Stücke
entstehen und erheben Anklage gegen das bildungsbürgerliche
Establishment. Den Museumtempeln wird der Kampf angesagt: in Jeans zur
Premiere, kein Abendkleid, kein Sekt. Das Theater verlässt die
etablierten Institutionen, Ensemble bilden sich und gehen mit ihrer
Botschaft auf die Straße. Die Grenze zwischen Spieler und Zuschauer
wird nicht länger respektiert, zugespitzt in Peter Handkes
Publikumsbeschimpfung (1966) oder im Oratorium Floß der Medusa von
Hans Werner Henze, mit dem er die "Herrschaft des Menschen über den
Menschen" anklagt. Zur Uraufführung mit dem NDR-Sinfonie-Orchester
installiert Henze ein Porträt Che Guevaras und eine rote Fahne auf der
Bühne. Es gibt Abgänge, Tumulte, Ho Chi Minh-Rufe, ein mächtiges
Polizeiaufgebot und Festnahmen - die Vorführung wird schließlich
abgebrochen. In Kollektiven wie Rainer Werner Fassbinders Münchner
antiteater verschmelzen Kunst und Leben miteinander. Diese kreativen
Arbeits- und Lebensgemeinschaften verstehen sich als Gegenentwurf zu
bürgerlichen Strukturen, deren übersättigte Selbstgefälligkeit keinen
Nährboden für gesellschaftlich relevante Kunst zu bieten scheint.
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Rainer Werner Fassbinder (1945-1982), Katzelmacher, 1969 

Hanna Schygulla, Hans Hirschmüller, Rudolf Waldemar Brem, Lilith Ungerer,
Hannes Gromball, Schwarz-Weiß-Film, 88 Min.
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Der alte Film ist tot

1962 fordert eine junge Generation von Filmschaffenden mit dem
Oberhausener Manifest die ästhetische, inhaltliche und wirtschaftliche
Neuausrichtung des deutschen Films. Ausgehend von der filmökonomischen
Krise der 1960er Jahre und Erneuerungsbewegungen wie der französischen
Nouvelle Vague grenzt sich die Gruppe von der NS-Kino-Vergangenheit,
von Heimatfilmen und Reihentiteln wie Karl-May- und
Edgar-Wallace-Verfilmungen ab. Das Vorhaben der 26 Unterzeichnenden
zielt auf intellektuelle Befreiung durch eine radikale Hinwendung zum
Autorenfilm und zu freien Produktionen abseits des Studiobetriebs. Die
Filmemacher verweigern sich den Unterhaltungskonventionen und setzen
auf Provokation des Publikums, eindrucksvoll umgesetzt in Alexander
Kluges Abschied von gestern. In der Folge feiert die kritische
Avantgarde des Neuen Deutschen Films mit Werken von Rainer Werner
Fassbinder und anderen internationale Erfolge. Vor dem Hintergrund des
amerikanischen Experimental- und Undergroundkinos gründet sich 1967
die Hamburger Filmmacher Cooperative. Ohne staatliche Förderung und
kommerzielle Verwertungslogik setzen die teils autodidaktischen
Avantgardefilmer unkonventionelle Projekte um, vertreiben sie in ihrem
unabhängigen Netzwerk und sorgen mit mehrtägigen Film-Ins für eine
eigene Öffentlichkeit des Anderen Kinos. Dank günstiger
Schmalfilmformate und Super 8-Kameras entsteht eine vitale
Untergrundszene, deren vornehmliche Kurzfilmproduktion die Grenzen
zwischen Bildender Kunst und filmischem Experiment auslotet.


Mode als Statement

Die Kleidungsstile der 68er-Generation drücken mehr aus als nur den
modischen Geschmack. Mode wird zum politischen Statement. Elemente der
Hippie- und Ethnokleidung, zweckentfremdete Uniformteile oder
ungewohnt freizügige Mode stellen die Konventionen der Gesellschaft
auf die Probe. In vielen Familien der 1960er Jahre entfaltet sich der
Generationenkonflikt am Minirock, der der Modedesignerin Mary Quant
zugeschrieben wird. Dem elterlichen Vorwurf einer unbedachten
Sexualisierung und unzüchtigen Provokation steht das Bedürfnis nach
jugendlicher Selbstbestimmtheit und der Lust an einem körperbetonten
Kleidungsstil gegenüber. Bald finden sich solche Looks auch in den
Warenhäusern wieder: Die Protestmode wandert von der Subkultur in den
Mainstream. Ursprünglich als Werbemittel der Papierindustrie gedacht,
lösen 1966 Papierkleider Begeisterung in den USA und in Europa aus.
Die günstigen Minis in A-Linie werden von Frauenzeitschriften
vertrieben und 1968 im US-Wahlkampf als Werbeträger eingesetzt. Als
Poster Dresses, gestaltet vom britischen Grafikdesigner Harry Gordon,
werden sie zum Symbol der neuen schnelllebigen Modewelt und stehen für
die zunehmende Bedeutung von Pop Art und Popkultur. Die vollflächigen
Prints reichen von Alltagsmotiven über Gedichte des Linksaktivisten
Allen Ginsberg bis zum Portrait von Bob Dylan, der als Sprachrohr der
jungen kritischen Generation gilt. Die modische Avantgarde
interessiert sich für die soziale Funktion von Mode und ihre normative
Wirkung. Entwürfe wie der Business-Hosenanzug für die Frau von Yves
Saint Laurent und Rudi Gernreichs Unisex-Bademode spiegeln die sich
wandelnde Gesellschaft, hinterfragen Geschlechterordnungen und
propagieren den unverkrampften Umgang mit Körperlichkeit und
Sexualität.
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F.C. Gundlach (*1926), Grace Coddington in roter Bluse und Minirock von Missoni, 1969, Cibachrome, 50,1 x 38,8 cm, Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg
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Art: Up against the Wall!

Die weltweiten Massenproteste mobilisieren zunehmend auch bildende
Künstler. Mit Plakaten, dem künstlerischen Massenmedium der Zeit,
artikulieren Andy Warhol, Wolf Vostell, Jasper Johns und viele andere
ihre Kritik am Weltgeschehen. Die Ästhetik der Werke spiegelt zum Teil
zeitgenössische künstlerische Strömungen wie Pop Art und Fluxus wider,
und weist ein umfangreiches Repertoire von Ausdrucksformen auf: Die
Künstler arbeiten mit Montage, Collage, Fotografie und Holzschnitt.
Dieser Facettenreichtum entspricht dabei der Vielstimmigkeit der
Akteure und deren politischer Anliegen.


Die Form folgt der Idee

In den 1960er Jahren strebt die internationale Design-Avantgarde nach
einer Gegenposition zum bis dato geltenden Bauhaus-Dogma "form follows
function". Die neue Generation arbeitet oft im künstlerischen
Kollektiv und ist geprägt von der Lust an gestalterischer Innovation.
Sitzobjekte dürfen ihren Nutzern keine unnatürliche Haltung mehr
aufzwingen, vielmehr sollen sich Möbel wie der lässige Sitzsack Sacco
von Piero Gatti, Cesare Paolini und Franco Teodoro oder der
unkonventionelle Stuhl Floris von Günter Beltzig den Formen und
Bedürfnissen des Menschen anpassen. Die neuen Ansätze im Produktdesign
machen die Ideen und das neue Lebensgefühl einer unangepassten,
dynamischen und kritischen Generation sichtbar. Manche Sitzmöbel
erscheinen geradezu als gesellschaftspolitisches Statement und zeigen
wortwörtlich eine neue Haltung. Die Form folgt nun der Idee. 1968
beauftragt der Spiegel-Verlag den dänischen Architekten und Designer
Verner Panton mit der Innenausstattung des neuen Verlagsgebäudes in
Hamburg. Panton dekliniert die Farbskala des Regenbogens
stockwerkweise durch - von der Wandfarbe bis zum Aschenbecher - und
schafft eine Ikone der Pop Art. Im Laufe der Jahre werden
Redaktionsräume und Konferenzzimmer weiß übermalt. Allein die
rot-orange-violette Spiegel-Kantine bleibt unverändert erhalten und
befindet sich seit 2011 als Period Room im MKG.
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Verner Panton (1926-1998), Spiegel-Kantine, orangefarbener Speiseraum, 1969
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Zwischen Konsumrausch und Space Age

Ist zu Beginn des Wirtschaftswunders in den 1950er Jahren noch die
Deckung der Grundbedürfnisse von zentraler Bedeutung, prägt die
folgenden Jahrzehnte ein regelrechter Konsumrausch. Angetrieben vom
wachsenden Wohlstand und einer rapide expandierenden Warenwelt, steigt
der Wunsch nach immer neuen Konsum- und Luxusartikeln. Die veränderte
Lebenswelt stellt die Waren- und Werbeindustrie zudem vor neue
Herausforderungen. Aspekte des Zeitgeistes wie Mobilität und
Fortschrittsglaube, Emanzipation, Individualismus und Körperkult
erlangen, auch bezogen auf das Konsumverhalten, zunehmend Bedeutung.
Die Wünsche werden vorformuliert von der Werbeindustrie, die mit
Fernsehreklame, Anzeigenwerbung oder Plakatkampagnen
medienübergreifend eine enorme Reichweite erzielt. Gezeichnet wird das
Bild einer hedonistischen Gesellschaft zwischen Materialismus und
vermeintlicher Bewusstseinserweiterung, die jugendkulturelle
Lifestyle-Aspekte mit zeitgenössischem Produktdesign verbindet.
Werbungen für Konsumartikel wie Afri-Cola oder die Astro-Lavalampe von
Edward Craven-Walker verheißen rauschhafte Sinneseindrücke ohne
Drogenkonsum. Die Lava-Lampe, inspiriert durch den
Science-Fiction-Film Barbarella, wird zum beliebten Accessoire in
Clubs und Wohnzimmern, bis heute steht sie für den psychedelischen
Look der Zeit.
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Die 1960er Jahre sind geprägt von großer Technikbegeisterung und
optimistischem Fortschrittsdenken. Der "Wettlauf zum Mond" wird als
Kampf der politischen Systeme zwischen den Vereinigten Staaten von
Amerika und dem kommunistischen Russland ausgetragen. Das
Raumfahrtzeitalter prägt eine futuristische Ästhetik, liefert
innovative Materialien und inspiriert damit neue Konsumideen. Möbel,
Elektrogeräte, Alltagsgegenstände und Mode greifen den Look des Space
Age auf und definieren damit den gestalterischen Zeitgeist. Paco
Rabanne ist der futuristischste Modedesigner der 1960er Jahre. Der
ausgebildete Architekt löst sich von den Traditionen der Haute Couture
und verwendet ungewöhnliche Materialien. Sein martialische Minikleid
(1966) kommt ohne Faden aus: Metallringe verbinden Aluminiumplatten
und erlauben der Trägerin minimale Flexibilität. Die
Weltraum-Kollektionen von 1964 und 1965 von André Courrèges zeigen
Mondmädchen in kantigen Kleidungsstücken, mit helmartige Kappen und
einer Plastikbrille mit gekrümmten Sehschlitzen als modischen Schutz
vor Weltraumstrahlung.

Heiligabend 1968 entsteht ein Schnappschuss der NASA, der das Bild von
der Erde für immer verändert. Die weltweite Öffentlichkeit blickt
erstmals mit den Augen der Apollo 8-Astronauten auf einen "Erdaufgang"
über dem Horizont des Mondes. Die ikonische Aufnahme gilt forthin als
Sinnbild für die Kostbarkeit des Planeten und die Einzigartigkeit
irdischen Lebens und regt zum Nachdenken an, über den
verantwortungsbewussten Umgang des Menschen mit einer Welt, die aus
der Entfernung klein und zerbrechlich erscheint.
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Beteiligte Künstler:

Eero Aarnio, Jefferson Airplane, Michelangelo Antonioni, Richard
Avedon, Günter Beltzig, Wolf Biermann, Big Brother and the Holding
Company, Roman Brodmann, Pierre Cardin, Joe Colombo, Gerd Conradt,
André Courrèges, Harun Farocki, Rainer Werner Fassbinder, Peter
Handke, Haus-Rucker-Co, Jimi Hendrix, Helmut Herbst, Dennis Hopper,
Theo Gallehr, Rudi Gernreich, Jean-Luc Godard, Gerhard von Graevenitz,
F.C. Gundlach, Jasper Johns, Günther Kieser, Alexander Kluge, Yves
Saint Laurent, Scott McKenzie, Egon Monk, Werner Nekes & Dore O.,
Verner Panton, D.A. Pennebaker, Gaetano Pesce, Rosa von Praunheim,
Paco Rabanne, Otis Redding, Kurt Rosenthal, Helke Sander, Ettore
Sottsass, The Mamas & the Papas, The Who, Thomas Struck, Bernd
Upnmoor, Roger Vadim, Valie Export, Agnès Varda, Wolf Vostell, Andy
Warhol, Peter Weiss, Hans-Jürgen Wendt, Charles Wilp u.a.

Die Ausstellung wird ermöglicht mit der großzügigen Unterstützung von:
EDGAR E. NORDMANN

Öffnungszeiten: Di-So 10-18 Uhr, Do 10-21 Uhr

Eintritt: 12 / 8 Euro, Do ab 17 Uhr 8 Euro, bis 17 J. frei

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018

Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg

Steintorplatz, 20099 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 428134-880, Fax: +49 (0)40 428134-999

E-Mail: service(at)mkg-hamburg.de

Internet: www.mkg-hamburg.de
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AUFBAU/548: SozialdetektivInnen - Von der SP geplant, von der SVP gefeiert


aufbau Nr. 94, September/Oktober 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Von der SP geplant, von der SVP gefeiert



SOZIALDETEKTIVINNEN Im März wurde eine gesetzliche Grundlage für
den Einsatz von SozialdetektivInnen geschaffen. Im Klartext: Die
Überwachung von Versicherten wird massiv steigen.


(agafz) Ganz stolz zappelt der Zürcher SVP Nationalrat
Mauro Tuena vor der Kamera: so was sei nur Dank dem langjährigen Druck
der SVP möglich gewesen. Die Aussage bezieht sich auf das
Sozialdetektive-Gesetz, dessen Inhalt effektiv gut in das Konzept der
SVP passt. Obwohl sich diese Partei den Kampf gegen vermeintliche
Sozialschmarotzer auf die Fahne geschrieben hat, muss in diesem Fall,
der Gerechtigkeit halber, schon präzisiert werden, dass sie nicht am
Ursprung dieser Praxis steht. Diese brilliante Idee ist nämlich der
Zürcher SP zu verdanken. Mehr dazu später.

Das Thema geriet ins Zentrum der Aufmerksamkeit als die zwölf Jahre
lang reibungslos funktionierende Praxis der Schweiz 2016 vom
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg aufgrund
fehlender gesetzlicher Grundlage verurteilt wurde. Deshalb beeilte
sich das Parlament, aber auch Mauro Tuena mit einer persönlichen
Initiative, Gesetztesvorschläge auf die Beine zu stellen und
baldmöglichst zu verabschieden. Nun soll es für diverse
Versicherungen, also AHV, IV. Krankenkassen, Unfallversicherungen,
usw. möglich sein, ohne richterlichen Entscheid über die Überwachung
von Versicherten zu befinden und Massnahmen bis zum Einsatz von
Drohnen anzuordnen. Denn nun darf man die Leute nicht nur auf
öffentlichem Grund überwachen, sondern auch an allen Orten, die man
vom öffentlichen Grund (oder Himmel) ausspionieren kann. Auch sollen
GPS-Tracker eingesetzt werden können. Die Empörung scheint beim
politischen Establishment gross zu sein, Einzelfälle werden hoch
angeprangert und sorgen für Skandal. Viel weniger dienstbeflissen
scheinen die Damen und Herren gegen Steuerbetrug vorzugehen zu wollen.
Das sei was ganz anderes, meinen sie, beim einen werden vom Staat
Leistungen bezogen, auf die man kein Anrecht hat, beim anderen gibt
man ihm lediglich nicht, was man ihm schuldet. Vollkommen
einverstanden: es ist was ganz anderes, beim ersten handelt es sich um
ein paar Millionen und beim letzteren geht es um andere Beträge: die
Zahlen sind ähnlich, einfach in Milliarden ausgedruckt.


Hautpsache nach unten treten

Aber was denn? Das Wichtigste am Ganzen sind nicht die laut
herausposaunten finanzpolitischen Motive, sondern mehr das "Treten
nach unten". Hetze gegen diejenigen, die nicht in das kapitalistische
Verwertungsschema passen, soll eine Grundlage für eine ideologische
Einbindung bieten. Höhere Arbeitslosigkeit, Mieten und
Krankenkassenprämien sorgen für steigende Unzufriedenheit, die sich
verschärfenden Arbeitsbedingungen und schlechteren Pensionsaussichten
für sinkende Lebensqualität. In dieser Situation kann die Verbindung
zwischen den Verlierern des Systems und den Verfechtern dieser Ordnung
nur noch über die Gemeinsamkeit eines vermeintlichen Feindes zustande
kommen. Die SVP pflegt diese Marketing-Option seit Jahrzehnten
vorbildlich. Diese Volks-, Bauern- und Arbeiterpartei ist eigentlich
die Partei der Stinkreichen, der Sozialpartnerschaft, des Freihandels
und des Sozialabbaus. Um diese inneren Widersprüche zu überwinden,
braucht es solide, schon fast eines mythologischen Status werte
Feindbilder. In erster Linie sind es Asylsuchende, Flüchtlinge, die
EU, Muslime und AusländerInnen überhaupt. Aber auch
SozialhilfebezügerInnen, IV-RentnerInnen, Arbeitslose und alle, die
die neoliberale Erfolgsgeschichte nicht anpacken konnten.


SVP oder SP, Original oder Kopie?

Das von der SVP benötigte Hassklima, welches hervorragende
Rahmenbedingungen für die Schweizer Politik bietet, wird von den
anderen Parteien sauber unterhalten. Siehe das humanitäre Jahrzehnt
der Sozialdemokratin Simonetta Sommaruga beim Polizei- und
Justizdepartement (Sonderflüge, Haftlager. Unterstützung für Frontex,
Abschaffung des Botschaftsasyls, Abweisung eritreeischer Flüchtlinge,
usw.). Im Kanton Zürich sorgt SP Regierungsrat Mario Fehr für dieselbe
Politik. Was die Überwachung mittels SozialdetektivInnen angeht, muss
man sagen, dass diese (progressive?) Idee in einem kreativen Schub
eines sozialdemokratischen Geistes entstanden ist: SozialdetektivInnen
wurden in der Stadt Zürich vor etwas mehr als zehn Jahren dank dem
Impuls des damaligen SP-Präsidenten Koni Loepfe eingeführt. Etwas muss
man in diesem Fall schon zugeben: sie haben es nicht kopiert, sondern
sind selber darauf gekommen.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)
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GLEICHHEIT/6746: "Gundermann" - der neue Film von Andreas Dresen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Ich habe mich auf die DDR eingelassen"

"Gundermann" - der neue Film von Andreas Dresen

Von Bernd Reinhardt

13. Oktober 2018



Gerhard Gundermann (1955-1998) war ein DDR-Liedermacher der 80er und 90er
Jahre. Während andere Künstler sich nach der Ausweisung des Liedermachers
Wolf Biermann 1976 von der DDR distanzierten, innerlich oder durch
Ausreise, hielt sich Gundermann an die landläufige Parole: "Bleibe im Lande
und kämpfe."

Zunächst hatte er Politoffizier werden wollen. Als der
Verteidigungsminister die Offiziersschule besuchte, weigerte sich
Gundermann mit der Singegruppe, ein ihn verherrlichendes Lied zu singen.
Die Zeit des Personenkults sei vorbei. Danach sprach man Gundermann die
Fähigkeit zum künftigen Agitator ab.

Er lebte in Hoyerswerda mitten im Braunkohlerevier und begann auf dem
Tagebau zu arbeiten. Er qualifizierte sich bis zum Baggerfahrer. Ungefähr
mit Ausbildungsbeginn begann die IM-Tätigkeit bei der Stasi, und wenig
später trat Gundermann in die SED ein. Er wollte im Apparat mitmischen,
etwas durchsetzen.

Bei den Parteifunktionären des Betriebs stieß seine offene und respektlose
Art auf wenig Gegenliebe, z.B. wenn er in der Produktion Schlamperei und
Betrug kritisierte und darauf hinwies, dass nach Marx die
Arbeitsproduktivität im Sozialismus eigentlich bereits höher sein müsste
als im Kapitalismus. Bei Arbeitern erkämpfte sich der Außenseiter, der sein
Frühstück im leeren Geigenkasten herumschleppte, Respekt. Er konnte nicht
nur reden, sondern auch arbeiten.

Neben dem Schichtbetrieb schaffte er es mit der FDJ-Singegruppe der Stadt
Hoyerswerda, die sich bald "Brigade Feuerstein" nannte (wegen der
Braunkohle), das magere kulturelle Angebot zu bereichern. Man gestaltete
Konzerte, Lieder-Theater-Programme, Märchen, ging dafür auch in
Kindergärten und Schulen. Als Gundermanns Ansprüche zunehmend mit den
Kapazitäten der Gruppe kollidieren, sucht er die Zusammenarbeit mit Profis,
so mit der populären Ostberliner Band Silly um Tamara Danz. Nach dem
Zusammenbruch der DDR gründete er die Band "Seilschaften". Oft fuhr
Gundermann direkt vom Konzert zur Frühschicht.

Der Dreh- und Angelpunkt des Films betrifft Gundermanns Verhältnis zur
Stasi. Er hält sich mit einem Pauschalurteil über "IM-Grigori" alias
Gundermann zurück. Dafür gestatten die verschiedenen Episoden aus seinem
Leben einen tieferen Einblick in das Verhältnis der DDR-Bevölkerung zu
"ihrem" Staat, als bisherige Filme. Selbst der sympathische Film "Good Bye,
Lenin!" legte noch nahe, dass engagiertes Eintreten für den 
"DDR-Sozialismus" mit staatlicher Erpressung verbunden sein musste.

Gundermann, sehr lebendig gespielt von Alexander Scheer, wird von der Stasi
nicht erpresst. Als Kind des "DDR-Sozialismus" will er die erklärten Feinde
des Sozialismus bekämpfen, ehemalige Nazi-Kriegsverbrecher und andere
Kriegstreiber. In Ungarn auf einen "Menschenhändler" angesetzt, zählt er
plötzlich dem überraschten Gegenüber, der in penetranter
Selbstzufriedenheit die DDR verächtlich macht, penibel auf, an wie vielen
blutigen Putschversuchen das westliche Militär weltweit beteiligt war.
Damit platzt der Auftrag. Doch der Führungsoffizier (Axel Prahl) ist
zufrieden, Gundermann hat Ehrlichkeit und "Klassenstandpunkt" gezeigt.

Später stellt man der Singegruppe in Aussicht, ins kapitalistische Ausland
zu reisen. Dafür bedarf es einer Vertrauensperson, die für die anderen
bürgt. Gundermann, bereits bewährt, übernimmt die politische Verantwortung
und berichtet über das Verhalten einzelner Bandmitglieder. Im Laufe seiner
IM-Tätigkeit (1976-1984) verfasst Gundermann Berichte verschiedenster Art,
an die er sich nach der Wende kaum noch erinnern kann. Alles war sehr
unspektakulär. Ihm selbst am wichtigsten waren die ausführlichen Berichte
über die Produktionsprobleme im Tagebau, auch wenn es dabei gegen 
SED-Funktionäre ging. Es frustriert ihn, dass die Stasi dafür keinerlei
Interesse zeigt, und zu Beginn der 80er Jahre schläft sein politischer
Eifer ein.

Der Film stellt ein Verhalten ins richtige Licht, das früher oft als
Passivität gegenüber der SED-Diktatur kritisiert wurde. Wie andere Arbeiter
ist Gundermann bereit, gesellschaftliche Widersprüche zu ertragen, solange
er noch überzeugt ist, dass die Arbeit der SED irgendwie auf deren Lösung
ausgerichtet ist. Er, der Naturliebhaber, verteidigt die Umweltzerstörung
seiner Arbeit als gegenwärtig notwendig: Die Republik braucht Strom. Wir
erfahren vom Zwiespalt eines Arbeitskollegen, der ein Haus baut und weiß,
dass er es vielleicht eines Tages selbst zerstören wird.

Die Grenze von Gundermanns "Einsicht in die Notwendigkeit" ist
überschritten, als ein Arbeiter tödlich verunglückt. Der neue Tagebau war
auf Druck der SED vorfristig in Betrieb genommen worden, alles schlecht
vorbereitet und unvereinbar mit dem Arbeitsschutz. Gundermann hatte
gewarnt. Kritisch ausgewertet wird der "tragische Unfall" nicht.
Gundermanns Erkenntnis, dass es der Stasi, also auch der SED-Führung, nicht
um Problemlösung, sondern um Kontrolle der Situation geht, führt zur
Desillusionierung. Den Zustand der inneren Leere beschreibt ein bewegendes
Lied über einen Flieger, der nicht weiß, wo er landen soll.

Indem Gundermann beginnt, wirklich den Klassenstandpunkt der Arbeiter
einzunehmen und nicht, wie bisher, einfach die nationalen Sachzwänge der
DDR zu verteidigen, wird er von der SED als Gegner des Sozialismus gesehen.
Die Stasi bespitzelt jetzt ihn und beendet die Zusammenarbeit. Parallel
wird er endgültig aus der SED ausgeschlossen.

Wie soll man Gundermanns Stasi-Tätigkeit heute bewerten? Gundermann wehrt
sich im Film gegen den Verrats-Vorwurf. Nein, er sei Kommunist. Der
Mitarbeiter der Gauck-Behörde hält dagegen: "Man kann auch Kommunist sein,
ohne ein Schwein zu sein. Das ist eine Charakterfrage." Ist es nicht auch
das klassische Argument derer, die immer auf halbem Wege stehenbleiben?

Gundermann entschuldigt sich nicht. Aber er sucht die Opfer auf. In einer
tragikomischen Szene besucht er den Arbeitskollegen Volker (Milan Peschel)
und merkt, dass der Glaube, er hätte ihm nicht geschadet, Selbstbetrug ist.
Volker beichtet seinerseits, Gundermann beschattet zu haben, angeworben auf
Grundlage von dessen positiven Berichten über ihn als zuverlässigen
Sozialisten.

Gundermann sucht auch den Puppenspieler auf, der ihn zu Beginn des Films
als IM Grigori identifizierte, und gerade "Hamlet" probt. "Sein oder nicht
sein": Hamlet stellt sich in dem berühmten Monolog die Frage, ob man gegen
bedrückende Verhältnisse kämpfen und sie damit beenden soll oder lernen
muss, sie zu ertragen. Die Alternative ist nur der Tod. Die Puppe trägt
Gundermanns Züge. Es kommt nicht zur Aussöhnung, aber der Liedermacher
fühlt sich verstanden.

"Gundermann" ist ein einfühlsamer Film über einen Idealisten, der sich
konsequent auf den stalinistischen Apparat der DDR einlässt, weil er
irrtümlich glaubt, er habe etwas mit den Idealen des Kommunismus zu tun. Am
Ende merkt er ernüchtert, dass er sich denen gegenüber schuldig gemacht
hat, denen er eigentlich nützen wollte. Es sind, daran lässt der Film keine
Zweifel, die einfachen Menschen, Gundermanns Publikum. Zu den Höhepunkten
des Films gehört Gundermanns Parteiausschluss. Er spricht den 
SED-Funktionären sehr vehement das Recht ab, von oben herab zu bestimmen, wer
Sozialist ist und wer nicht, und weigert sich, sein Parteibuch
zurückzugeben.

Wie alle, die eine "bessere DDR" wollten, darunter zahlreiche IMs wie die
Schriftstellerin Christa Wolf oder der Dramatiker Heiner Müller, sah
Gundermann in der stalinistischen Bürokratie eine konservative Seite des
Sozialismus, nicht eine feindliche Gegenbewegung. Ein wirklicher Bruch mit
dem Stalinismus gelang ihm nicht. Es war die SED, die sich von ihm trennte.
Sein revolutionäres Idol war der Nationalist Che Guevara, nicht der
Internationalist Leo Trotzki. Wer versuchte, sich Trotzkis 
Stalinismus-Analyse "Verratene Revolution" aus dem Westen zu beschaffen, wurde zum
Stasi-Fall.

Außerhalb des Films zeigte sich Gundermann kurz als Anhänger einer
"sozialistischen Marktwirtschaft". Er kandidierte 1990 auf der Liste der
"Vereinigten Linken" (VL) für die letzte Volkskammerwahl der DDR, die neben
der Eigenständigkeit der DDR die "konsequente Anwendung des
Leistungsprinzips bei der Verteilung der Einkommen" und der
"Eigenfinanzierung der Wirtschaftssubjekte mit Rentabilitätszwang"
forderte: Normen des Kapitalismus, den Gundermann eigentlich ablehnte.
Später wird er wie viele arbeitslos, schult um zum Tischler.

Rastlos fährt er von Konzert zu Konzert. Manche seiner Lieder sind
ergreifend, andere widersprüchlich. Der Song "Brigitta" besingt
melancholisch das Ende des Tagebaus. 14.000 Arbeiter, "die sind vom Wind
verweht", heißt es in "Straße nach Norden". "Und ich frag mich, was ich
bin, was ich war, das Salz in der Suppe oder das Haar." Die lange 
LKW-Kolonne, die gerade aus einem entfernteren Teil Ostdeutschlands kommt -
gehört sie nicht eigentlich zu einer feindlichen Armee, ist es nicht der
alte Gegner "aus dem Offiziersbewerbungsbuch?"

In den letzten Jahren propagiert der Umweltschützer Gundermann Sparsamkeit,
Konsumverzicht und beschäftigt sich auch mit esoterischen Fragen. Auf dem
letzten Konzert ist ein gewisser Zynismus im Monolog "Stalinismus und
Tschernobyl", es geht um das zukünftige Überleben der Menschheit, nicht zu
überhören.

Gundermanns Lieder, die Alexander Scheer hervorragend interpretiert, sind
im Film sehr präsent. Dresen versteht sich auch als Botschafter. Er verehrt
den Sänger, mit dessen Songs er selbst auf Tour geht, die in den letzten
Jahren auch verstärktes Interesse im Westen Deutschlands gefunden haben.
Oft kontrastieren Alltäglichkeit und raumgreifende Weite miteinander. Die
Verehrung für den amerikanischen Musiker Bruce Springsteen ist mitunter
nicht zu überhören.

Stets war es der melancholische Ton Gundermanns, eine Mischung aus
verhaltener Trauer und Trotz, die das Publikum anzog, ein Publikum, das
sich nach der Einführung des Kapitalismus in der DDR nicht einreden ließ,
vorher ein falsches Leben geführt zu haben. Gundermann betrachtete seine
Songs als "Tankstelle für Verlierer" und trifft damit heute einen Nerv. Es
sind Texte über ein Land, das sich rasant verändert hat, wo menschliche
Solidarität nicht mehr zählt, wo große Ideale beschworen wurden, wo man
plötzlich Leere spürt und dass man betrogen wurde.

Andreas Dresen und Laila Stieler (Drehbuch) nehmen die Widersprüchlichkeit
der DDR nicht nur wahr, sondern ernst. Gundermann ist eine glaubwürdige
Figur, auch wenn seine Hyperaktivität manchmal etwas übertrieben wirkt.
Sein Idealismus macht ihn sympathisch. Er ist kein Ja-Sager, sondern
jemand, der an die Funktionäre pietätlos Forderungen stellt. Wo ist euer
"langfristiges Konzept in der Energiepolitik"? Er provoziert sie mit der
Frage der niedrigen Arbeitsproduktivität im "realen Sozialismus" und führt
ihnen damit vor, wie wirkungslos die patriotischen Appelle an die
"sozialistische" Arbeitsmoral sind, die überall als Losungen in den
Betrieben hängen.

Der Film ist eine gelungene Antwort auf Florian Henckel von Donnersmarcks
Film "Das Leben der anderen", dessen simpel gestricktes DDR-Bild die
komplexe Funktionsweise einer Diktatur wie der DDR verharmlost. Er
ignoriert vor allem, dass deren Akzeptanz auf der Illusion beruhte, sie sei
der Weg zu einer wirklich sozial gerechten, demokratischen Gesellschaft, wo
Krieg und Faschismus kein Thema mehr sind. Niemand sollte sich einbilden,
so Dresen, dass ihm so etwas wie Gundermann nie passiert wäre. Es war nicht
die Sache einiger "böser Minister".

Angesichts der heutigen Errichtung eines gigantischen Polizei- und
Überwachungsapparats im Namen humanistischer Parolen ist der Film eine
eindringliche Warnung. Der Einsatz von V-Männern zum Schüren rechter
Stimmungen im Staatsauftrag wirft auch historische Fragen bezüglich der DDR
auf. Etliche Führer der "Demokratiebewegung" der DDR, wie der Vorsitzende
der Ost-SPD (SDP) Ibrahim Böhme, wurden später als IMs enttarnt. Dresen
inszenierte 2001 das Theaterstück "Akte Böhme" (Eugen Ruge) über den
Beinahe-Ministerpräsidenten der DDR.

Die Wichtigkeit der persönlichen Moral im Film - von Anstand, persönlichem
Verrat und Idealismus - führt nicht nur vor Augen, dass in der
stalinistischen DDR sehr konkrete Menschen lebten. Es hat auch mit einem
Bewusstsein in der DDR zu tun, dass die gesellschaftlichen Widersprüche
stark als moralische Probleme des "sozialistischen Aufbaus" wahrnahm.

Das betrifft auch Dresen selbst, der von der Stasi im Namen der "Sache"
jahrelang beschattet wurde und doch die DDR als sozialistischen Versuch
verteidigt. Eine wirklich fruchtbare Diskussion über Verantwortung und
Schuld in der DDR verlangt auch nach einer objektiven Bewertung ihrer
stalinistischen Geschichte, ihrer realen Rolle als "Friedensmacht" im
Kalten Krieg, ihrer ökonomischen Perspektive, ihres Nationalismus, kurz
gesagt: nach einer Beantwortung der Frage, ob es eine sozialistische
Alternative zum Stalinismus gab.

Sonst wird die Frage der Stasi und ihrer IMs eine ambivalente Sache
bleiben, wie für den "Hamlet" Gerhard Gundermann.


Songs von Gerhard Gundermann:

"Trauriges Lied vom sonst immer lachenden Flugzeug"

(Interpret: Gerhard Gundermann)

https://www.youtube.com/watch?v=MHS_1rL-bQc

"Straße nach Norden"

(Interpret: Gerhard Gundermann)

https://www.youtube.com/watch?v=GPOFv4tb2kA

"Brigitta"

https://www.youtube.com/watch?v=lu_MmSZAJGQ

"Linda"

(Interpret: Gerhard Gundermann)

https://www.youtube.com/watch?v=TyeXtOvGP-g

"Gras"

(Interpreten: Alexander Scheer - Andreas Dresen)

https://www.youtube.com/watch?v=1OOhevyhbPA&vl=de

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2018 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 13.10.2018

"Ich habe mich auf die DDR eingelassen"

"Gundermann" - der neue Film von Andreas Dresen

http://www.wsws.org/de/articles/2018/10/13/gund-o13.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org
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GRASWURZELREVOLUTION/1796: Krieg? Ohne Uns! - Szenische Lesung zu Desertion und Militärstreik im Ersten Weltkrieg


graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Krieg? Ohne Uns!

Szenische Lesung zu Desertion und Militärstreik im Ersten Weltkrieg



Unter dem Titel "Krieg? Ohne Uns!" wird Connection e.V. in den
nächsten Monaten eine Reihe von Szenischen Lesungen zu Desertion und
Militärstreik im Ersten Weltkrieg durchführen. Rudi Friedrich von
Connection e.V. und der Gitarrist Talib Richard Vogl wollen damit
denjenigen Raum geben, die sich mit ihrer Desertion oder auf andere
Art und Weise gegen den Ersten Weltkrieg wandten.

Am Ersten Weltkrieg 1914 bis 1918 beteiligten sich 40 Staaten, 70
Millionen Soldaten standen unter Waffen. Insbesondere in Westeuropa,
auf dem Gebiet Frankreichs und Belgiens, entwickelte sich eine
Material- und Menschenschlacht zwischen den Kriegsparteien. Für die
Soldaten wurden die über Jahre hinweg industrialisiert geführten
Gefechte in den Schützengräben zur alltäglichen Realität. Fast zehn
Millionen Soldaten starben, die Anzahl der zivilen Opfer wird auf
weitere sieben Millionen geschätzt.

In Deutschland war 1914 die Kriegsdienstverweigerung so gut wie
unbekannt. Trotz einer anfänglichen Kriegsbegeisterung entzogen sich
aber zunehmend Rekruten und Soldaten der Beteiligung am Ersten
Weltkrieg. In den Marinehäfen traten 1918 Soldaten in den Streik.
Zwischen 750.000 und 1 Mio. entzogen sich auf unterschiedlichste Art
dem Dienst oder verschwanden in der Etappe. Insbesondere im
zaristischen Russland und in Deutschland desertierten 1917 und 1918
sehr viele Soldaten. Sie wendeten sich damit gegen die Weiterführung
eines Krieges. Es handelte sich um einen verdeckten Militärstreik.

Daran anknüpfend gab es in der Weimarer Republik intensive
Diskussionen über Strategien der Kriegsdienstverweigerung und andere
Möglichkeiten des Widerstandes gegen den Krieg. Die War Resisters'
International wurde 1921 aufgrund der Erfahrungen von
Kriegsdienstverweigerern nach dem Ersten Weltkrieg gegründet. In
einigen nachfolgenden und auch in aktuellen Kriegen hatte und hat die
Verweigerung der Kriegsbeteiligung große Bedeutung. Die Erfahrungen
des Ersten Weltkrieges zeigten, dass Kriegsdienstverweigerer und
Deserteure Unterstützung und Schutz vor dem Zugriff der
kriegsführenden Parteien brauchen. Das gilt bis heute.

Rudi Friedrich und Talib Richard Vogl haben sich für die Lesung vor
allem vier Protagonisten herausgesucht. Dominik Richert, Landwirt aus
dem Elsass, Frontsoldat während des gesamten Krieges, desertierte im
Mai 1918 an der Westfront. Seine Kriegserinnerungen wurden unter dem
Titel "Beste Gelegenheit zum Sterben" veröffentlicht. Ernst Toller
studierte in Frankreich, ging trotzdem als Freiwilliger in die
Artillerie, wurde später ausgemustert, aber wegen seiner
Antikriegsaktivitäten erneut einberufen. Nach Einweisung in die
Psychiatrie wurde er endgültig aus dem Militär entlassen. All dies
berichtet er in seinem Buch "Eine Jugend in Deutschland". Ernst Toller
war nach dem Krieg ein führender Kopf der Münchner Räterepublik.
Richard Stumpf, Zinngießer aus Nürnberg, war Marinesoldat und
beteiligt an den Aufständen in Wilhelmshaven im Jahr 1918. Wilhelm
Lehmann, Schriftsteller, Lehrer und Naturliebhaber, war lange
zurückgestellt. Er desertierte bereits beim ersten Fronteinsatz. Seine
Kriegserlebnisse schilderte er in dem Roman "Der Überläufer" unter dem
alter ego Hanswilli Nuch.

Bei der Vorbereitung gab es viele weitere Ideen, wer darüber hinaus zu
Wort kommen könnte oder sollte. Sicherlich spiegeln diese vier
Personen, ergänzt durch verschiedenste Lieder und Gedichte, nur einen
Teil wider. Auf der anderen Seite geben sie mit ihren sehr
unterschiedlichen Erlebnissen einen guten Eindruck davon, aus welchen
Gründen und mit welchen Motiven sie sich der militaristischen Logik
entgegenstellen.

Rudi Friedrich (Trompete, Lautpoesie, Gesang, Lesung) beschäftigt sich
im Rahmen seiner Arbeit bei Connection e.V. seit Jahrzehnten mit
Kriegsdienstverweigerung und Desertion weltweit. Er ist international
für sein Wissen und seine Erfahrung geschätzt. Immer wieder führte er
auch mit Lesungen und anderen künstlerischen Formen in die Thematik
ein.

Talib Richard Vogl (Gitarre, Lautpoesie, Gesang, Lesung) studierte
Gitarre an der Hochschule für Musik in Frankfurt am Main und belegte
zahlreiche Meisterkurse und eine Ausbildung zur Sprecherziehung und
Stimmbildung. Neben konzertanter Kammermusik bis hin zum Flamenco gilt
sein Interesse insbesondere interdisziplinären Projekten wie
szenischen und konzeptionellen Lesungen.

Was die beiden bieten, ist eine tiefsinnig und kurzweilig gestaltete
Szenische Lesung und damit ein aufschlussreicher Einblick in die
damalige Zeit.


Folgende Veranstaltungen stehen bislang fest:

DIE SPIEGELFECHTER - KABARETT



23.10., 20.15 Uhr in Karlsruhe:

in der Orgelfabrik, Amthausstr. 17-19;

2.11., 20 Uhr in Augsburg:

Kulturcafé NERUDA, Alte Gasse 7;

6.11., 18.30 Uhr in Oldenburg:

Garnisonkirche, Peterstr. 41;

16.11., 19.30 Uhr in Krefeld:

Mennonitenkirche, Königstr. 132;

22.11., 20 Uhr in Offenbach:

Theateratelier, Bleichstr. 14H;

24.11., 19 Uhr in Berlin:

Haus der Demokratie und Menschenrechte,

Greifswalder Str. 4;

27.11., 18 Uhr in Weingarten:

Kulturzentrum Linse, Liebfrauenstr. 58

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 47. Jahrgang, Nr. 432, Oktober 2018

Beilage libertäre buchseiten, S. 8

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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MELDUNG/946: Pressenza auf dem CGTN Global Media Summit und dem CCTV+ Video Media Forum in Chongqing, China (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Pressenza auf dem CGTN Global Media Summit und dem CCTV+ 
Video Media Forum in Chongqing, China

Von Pressenza IPA, 16. Oktober 2018



Chongqing - 16.10.2018. Am 16. und 17. Oktober diesen Jahres finden
der CGTN Global Media Summit und das CCTV+ Video Media Forum in
Chongqing, China, unter dem Titel "Opening and Connecing the World"
("Öffnen und Vernetzen der Welt") statt. Pressenza ist neben 200
anderen Medien aus aller Welt eingeladen.

Das Programm beinhaltet Vorträge und Diskussionsrunden, Fallstudien
und Workshops. Es ist eine wichtige Gelegenheit, um globale
Verbindungen und Partnerschaften zu knüpfen sowie neue Trends und
Herausforderungen in der Welt der Medien zu beobachten. Neben dem
Global Media Forum der Deutschen Welle und dem Global Media Forum in
Palästina ist es das dritte weltweite Medienforum, an dem Pressenza
teilnimmt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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PREIS/2205: "Planet Willi" für die International Emmy Kids Awards 2018 nominiert (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. Oktober
2018

"Die Sendung mit dem Elefanten"-Spezial zum Down-Syndrom-Tag für
die International Emmy Kids Awards 2018 nominiert



Internationale Nominierung für "Planet Willi": Das Spezial aus »Die
Sendung mit dem Elefanten« ist für die International Emmy Kids Awards
2018 in der Kategorie Preschool nominiert worden. Die Spezialausgabe
der WDR-Vorschulreihe zum Welt-Down-Syndrom-Tag stellt sich der
Aufgabe, jungen Kindern das Thema Behinderung nahe zu bringen.
Verkündet wurde die Nominierung am 15. Oktober über die International
Academy of Television Arts & Sciences.


Planet Willi

Im Mittelpunkt dieser "Sendung mit dem Elefanten" steht Willi. Er lebt
mit Trisomie 21, auch bekannt als Down-Syndrom. Für seine kleine
Schwester Olivia ist es manchmal so, als wäre er von einem fremden
Planeten gekommen, wo all seine Verhaltensauffälligkeiten völlig
normal sind. "Würde ich auf diesen Planeten fliegen, würde es für mich
auch nicht ganz einfach sein, mich dort zurechtzufinden. Ich müsste
eine ganze Menge lernen", sagt Olivia. Die fröhliche
Zeichentrickgeschichte "Planet Willi" zeigt, wie Willi auf die Welt
kam und was ihn so besonders und liebenswert macht. In der
darauffolgenden Dokumentation lernen die Kinder den "echten" Willi
kennen. Seine Verhaltensweisen erscheinen jetzt durch den
vorangegangenen perspektivischen Wechsel in einem verständnisvollen
Licht. "Um klar zu sehen, reicht es oft, die Perspektive zu wechseln",
erklärt Renate Bleichenbach, Autorin der Sendung.

Die Preisverleihung mit der offiziellen Bekanntgabe der Gewinner
findet am 9. April 2019 im Rahmen der MIPTV in Cannes statt. 28
Nominierte in sieben Kategorien hoffen auf den begehrten Preis. Die
Nominierten kommen aus 13 Ländern.

Das Spezial "Planet Willi" aus der "Sendung mit dem Elefanten" wurde
in diesem Jahr bereits mit der "Auszeichnung journalistisch WERT-voll"
der Deutschen Bischofskonferenz sowie dem Robert Geisendörfer Preis
2018 geehrt. Auch für den Japan Prize 2018 ist "Planet Willi"
nominiert.

Redaktion: Heike Sistig

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DOKUMENTATION/1553: WDR - Alles auf Anfang, die 90er, 19.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Alles auf Anfang - die 90er

Ein Film von Anke Rebbert und Anja Booth

Freitag, 19.10.2018, 20.15 - 21.00 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: So 14.33 Uhr



Bottrop träumte vom "Hollywood im Revier", EinsLive ging auf Sendung
und die Telekom an die Börse. Das Ruhrgebiet mit seinen alten Zechen
und Hochöfen wurde zum grünen Naherholungsgebiet und
Nordrhein-Westfalen zum Film- und Medienland. Vieles begann in den
90ern. Die alte Hauptstadt Bonn startete als "Bundesstadt" ins neue
Jahrzehnt - und bekam zum Ausgleich u.a. prächtige Museen. Wolfgang
Clement löste als neuer Ministerpräsident Johannes Rau ab, der das
Land durch die Krisen und Stürme der 80er geführt hatte. Und in Köln
starteten Musiker eine Kampagne gegen Rassismus und Neonazis - und
100.000 kamen zum Solidaritätskonzert.

Zum Abschluss der zehnteiligen Dokumentationsreihe über die 80er Jahre
im Westen wirft der WDR einen Blick auf das Jahrzehnt, in dem das Land
vor einem Neubeginn stand: Neue Hauptstadt, neue Ideen für die alten
Industrieregionen, neue Wirtschaftszweige. Nordrhein-Westfalen änderte
sein Gesicht. Immer weniger Menschen machten sich bei der Arbeit
dreckig. Die großen Arbeitgeber waren jetzt Medien, Dienstleister und
der wachsende Mittelstand. Dort, wo früher malocht wurde, baute man
das zu dieser Zeit größte Einkaufscenter Deutschlands, das CentrO
Oberhausen. Köln bekam einen Mediapark, wo Musiksender wie EinsLive
und Viva ihren Sitz und Europas größte Musikmesse Popkomm ihren
Ursprung fand.

Neue Stars tauchten auf: Stefan Raab, Anke Engelke, Harald Schmidt.
"Dirty Harry" brachte den legeren Ton der amerikanischen Late Night
Talker ins deutsche Fernsehen. In Düsseldorf musste die SPD jetzt mit
einem grünen Koalitionspartner auskommen - und sich mit ihm auch über
die Zukunft der Braunkohle einigen.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/1773: Deutschlandfunk - 046 Revuefieber, 19.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

046 Revuefieber

Von Marietta Schwarz

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 19. Oktober 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Den Strip von Las Vegas gibt es nur einmal in der Welt. Aber ein paar
hundert Meter nördlich vom Berliner Bahnhof Friedrichstraße wird jeden
Abend ein bisschen Las Vegas gespielt. Zumindest im
Friedrichstadt-Palast, Deutschlands wichtigstem und
traditionsreichstem Ort fürs Revuetheater. Vor fast 100 Jahren
erlebten die großen Ausstattungsrevuen in Berlin hier ihre Blüte. Sie
veranlassten Siegfried Kracauer zu seinem Essay über das "Ornament der
Masse", in dem sich die Rationalität des Fließbands und der
Warenproduktion spiegele. Kann es da ein Zufall sein, dass die neue
"Vivid"-Show im Friedrichstadt-Palast die Geschichte eines
Maschinenwesens erzählt, das ... aus der Reihe ... tanzt?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1772: Deutschlandfunk Kultur - Besuch bei Richard Flanagan in Tasmanien, 19.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Hier bei uns verläuft die Zeit in Zyklen"

Ein Besuch bei Richard Flanagan in Tasmanien

Von Margarete Blümel

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 19. Oktober 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Richard Flanagan gehört zu den bekanntesten Autoren Australiens.
Sieben Romane hat der 1961 geborene Schriftsteller geschrieben. Der
neue Roman 'Der Erzähler' ist gerade erschienen. Richard Flanagan lebt
in Tasmanien, einer zu Australien gehörenden Insel, die bis heute
nachhaltig vom Gedankengut der Aborigines durchdrungen ist. In
Tasmanien, so der Autor, verlaufe die Zeit nicht linear, sondern in
Zyklen. Diese Sichtweise, etwa in den 1850er-Jahren und im 21.
Jahrhundert zugleich zu leben, sei der europäischen Zeitvorstellung
völlig fremd. Eine Begegnung mit dem Schriftsteller in seiner
Heimatstadt Hobart in Tasmanien.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/408: Kölnischer Kunstverein - Film im Kino, 18. + 25.10.2018


Kölnischer Kunstverein

Film im Kino - zwei Termine im Oktober



Film im Kino


Donnerstag, 18.10., 18 Uhr


Mori Masaki, The Door into Summer, 1975 (OmU, engl. UT)

Julien Ceccaldi hat Rahmen seiner Ausstellung Solito ein Filmprogramm
zusammengestellt, darunter auch der Anime The Door into Summer (Natsu
e no tobira) von Mori Masaki aus dem Jahr 1975. Der Film verhandelt
die Konflikte von Emotion und rationaler Philosophie, Homosexualität
in Zeiten des Erwachsenwerdens und zeigt sich in seinem stilisierten,
surrealen Look beeinflusst von dem erotischen
Avantgarde-Anime-Klassiker Belladonna of Sadness (1973) von Eiichi
Yamamoto.

 * 

Film im Kino


Donnerstag, 25.10., 18 Uhr


Catherine Breillat, 36 Fillette, 1988 (OmU, engl. UT)

Die Filme zeigen wir in unserem denkmalgeschützten Kinosaal. 

Eintritt: 4 / 2 Euro, für Mitglieder frei.

 * 

Quelle:

Kölnischer Kunstverein

Hahnenstraße 6, 50667 Köln

Telefon +49 (221) 21 70 21

Telefax +49 (0) 221 210651

E-Mail: info@koelnischerkunstverein.de

Internet: www.koelnischerkunstverein.de
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DER FILM/407: Hanau - Preview-Event für "Moritz Daniel Oppenheim - Der erste jüdische Maler", 21.10.


Stadt Hanau

Preview-Event für "Moritz Daniel Oppenheim - Der erste jüdische
Maler" 



Noch wenige Restkarten für Vorstellung im Kinopolis am 21. Oktober,
17.30 Uhr

Der weltweit erste abendfüllende Kinodokumentarfilm über den "Maler
der Rothschilds und Rothschild der Maler" - Moritz Daniel Oppenheim
kommt am 25. Oktober 2018 im Verleih der Real Fiction bundesweit in
die Kinos. Der Auftakt zu der deutschlandweiten Kino-Tour findet am
Sonntag, 21. Oktober, ab 17.30 Uhr im Rahmen eines besonderen
Preview-Events im Kinopolis Hanau statt. Zur Filmvorstellung sind
Isabel Gathof, Mitglieder ihres Teams und Protagonisten anwesend, auch
ein Nachfahre der Familie Oppenheim aus der Schweiz, Bernard
Oppenheim, wird zu Gast sein.

Christos Kessidis, Komponist und Musikproduzent der elektronischen
Musiksequenzen des Oppenheim-Soundtracks, spielt ein Live DJ-Set im
Kinosaal, auf das die 1. Geige der Neuen Philharmonie Frankfurt, Ralf
Hübner, live die Filmmusik spielt.

"Es wird sicher ein unvergesslicher Abend zu Ehren des in Hanau
geborenen, weltweit geachteten Malers Moritz Daniel Oppenheim", so OB
Kaminsky, "aber auch zu Ehren von Isabel Gathof, die nach ihrer
Nominierung zum besten Dokumentarfilm im letzten Jahr letzte Woche den
Newcomerpreis des Hessischen Film- und Kinopreises überreicht bekam."

Buchung von Tickets im Kino oder unter www.kinopolis.de.

Der Film:

Auf zwei abwechselnden Erzählebenen dokumentiert der Film das Werden
eines der außergewöhnlichsten jüdischen Künstler des 19. Jahrhunderts:
Moritz Daniel Oppenheim (geboren um das Jahr 1800, gestorben 1882) -
und damit ein bedeutendes Kapitel deutsch-jüdischer Geschichte: das
Zeitalter der Jüdischen Emanzipation. Oppenheims Karriere begann im
Ghetto seiner Heimatstadt Hanau, als erster jüdischer Künstler erhielt
er eine akademische Ausbildung, bis er schließlich zum Maler des
Jüdischen Bürgertums avancierte. Mit seinem zentralen Werk, dem
Bilderzyklus zum altjüdischen Familienleben, erreichte er seinerzeit
nicht nur internationalen Bestsellerstatus und erhielt Einzug in die
Populärkultur, sondern leistete einen aktiven Beitrag zu mehr
Verständnis und Toleranz zwischen den Religionen. Die detailgetreue
Wiedergabe gelebter, jüdischer Rituale macht ihn bis heute zu einer
wertvollen Quelle deutsch-jüdischer Kulturgeschichte.

Neben Interviews mit international renommierten Kunstexperten und
direkten Nachfahren, die ihre Familiengeschichte das erste Mal vor der
Kamera teilen - besticht der Film in eindrucksvollen Bildern auf der
zweiten Erzählebene durch die Dokumentation des kreativen
Entstehungsprozesses des von den Bildhauern Robert Schad und Pascal
Coupot des geschaffenen Oppenheim-Denkmals "Moritz und das tanzende
Bild", mit dem im Herzen der Stadt Hanau seit Sommer 2015 an den
berühmtesten jüdischen Sohn erinnert wird.

Der eigens auf die Filmbilder komponierte Soundtrack, der in
Zusammenarbeit mit der Neuen Philharmonie Frankfurt entstand und in
einer Fusion aus klassischer und elektronischer Musik in Reminiszenzen
an das Werk Felix Mendelssohn-Bartholdys - einem Zeitgenossen
Oppenheims - Brücken vom Damals ins Heute schlägt, rundet das
bildgewaltige Erlebnis ab.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1840: Mönchengladbach - Tabellenkalkulation mit Excel vom 29.10.-26.11.2018


Tabellenkalkulation mit Excel - Fortgeschrittene Techniken



Die Teilnehmer lernen fortgeschrittene Techniken mit Excel 2013, die
ihnen die Arbeit erleichtern und hilft ihre Ergebnisse professionell
zu gestalten.

29.10. bis 26.11.2018, 18:00 - 20:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B5311T

Kosten: 80 Euro, inkl. 15 Euro für das Lehrbuch

Weitere Informationen und Anmeldung sind www.vhs-mg.de oder Tel. 02161
/ 25-6400 möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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ARBEITSMEDIZIN/473: Symposium "Gefahrstoffe am Arbeitsplatz" - Geeignete Messverfahren gesucht (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 15.10.2018

5. Symposium "Gefahrstoffe am Arbeitsplatz": Geeignete Messverfahren dringend gesucht



Am 18. und 19. September fand das 5. Symposium "Gefahrstoffe am
Arbeitsplatz: Probenahme - Analytik - Beurteilung" in der Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) in Dortmund statt. Rund 230
Expertinnen und Experten aus Forschung und Praxis befassten sich in
insgesamt vier Blöcken mit verschiedenen Aspekten von Messungen am
Arbeitsplatz. Eingeladen hatte die BAuA gemeinsam mit der Arbeitsgruppe
Analytik der BG RCI sowie der Arbeitsgruppe Luftanalysen der DFG. Im
Mittelpunkt standen praktische Aspekte der für die Messung von
Gefahrstoffen relevanten Regelungen und Entwicklungen im Bereich der
Messtechnik, die anhand konkreter Beispiele veranschaulicht wurden.

Wenn Beschäftigte Gefahrstoffen am Arbeitsplatz ausgesetzt sind, lassen
sich über Arbeitsplatzmessungen Schutzmaßnahmen ableiten oder deren
Wirksamkeit überprüfen. Dies setzt jedoch eine geeignete Messstrategie und
geeignete Messverfahren voraus. In Deutschland gibt es rund 500 chemische
Stoffe mit einem Grenzwert, jedoch für fast 200 davon kein geeignetes
Messverfahren. Das liegt daran, dass Grenzwerte gesundheitsbasiert
abgeleitet und festgesetzt werden, unabhängig davon, ob ein Messverfahren
zur Verfügung steht oder nicht. Deshalb stellen zahlreiche Grenzwerte die
Messtechnik für Gefahrstoffe in Arbeitsbereichen vor große Probleme.

Dies zeigt sich auch bei der Ableitung von Beurteilungsmaßstäben für
krebserzeugende Stoffe. Das entsprechende Risikokonzept führte zu
Akzeptanz- und Toleranzkonzentrationen, die deutlich unterhalb der
früheren Technischen Richtkonzentrationen liegen. Ende 2018 sollten die
Akzeptanzkonzentrationen um den Faktor 10 abgesenkt werden und würden dann
bei einem Risiko von 4:100.000 für eine berufsbedingte Krebserkrankung
liegen. Die geplante allgemeine Absenkung im Rahmen des Risikokonzeptes
wurde jedoch wegen dessen erfolgender Überarbeitung vorerst verschoben.
Verschiedene Vorträge zeigten diesbezügliche Probleme und Grenzen der
Messtechnik auf und wiesen auf mögliche Lösungsansätze hin. Nachdrücklich
wurde darum gebeten, Messverfahren aus der Praxis der AG Luftanalysen der
Deutschen Forschungsgemeinschaft und der AG Analytik der
Berufsgenossenschaft Rohstoffe Chemische Industrie zu melden.

Weitere Vorträge des Symposiums befassten sich mit neuen Verfahren in der
Messtechnik, der Vereinfachung von Messmethoden und neuen Grenzwerten.
Beispiele aus der Praxis verdeutlichten, dass sich Methoden wie Bio- und
Luftmonitoring gut ergänzen können. Zudem wurden auch erste Erkenntnisse
aus Arbeitsplatzmessungen bei additiven Fertigungsanlagen (3D-Druck) oder
zu Gerüchen in Innenräumen präsentiert. In den angeregten Diskussionen zu
den verschiedenen Vorträgen kam auch zur Sprache, dass die Einhaltung von
Grenzwerten allein die Sicherheit am Arbeitsplatz nicht garantiere.
Praktiker aus Aufsicht und Messstellen monierten einen Rückgang der
grundsätzlichen Arbeitshygiene in manchen Betrieben.

Im Rahmen des 5. Gefahrstoffsymposiums wurde auch zum ersten Mal der
"arbe.ana"-Preis verliehen. Der Preis für besondere Verdienste im Bereich
Arbeitsplatzanalytik ging an Prof. Dr. Dr. Antonius Kettrup, Prof. Dr.
Wolfgang Riepe und Dr. Jürgen Keller, der ihn leider nicht persönlich
entgegennehmen konnte. Die drei Ausgezeichneten hatten einen wesentlichen
Anteil daran, die Grundlagen für die Messung von Gefahrstoffen an
Arbeitsplätzen zu etablieren.

Die Vorträge des 5. Symposiums "Gefahrstoffe am Arbeitsplatz" gibt es
unter der Adresse 

http://analytik.bgrci.de 

im Internet.


Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Die BAuA ist Partner im Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der
Zukunft.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://Direkter Link zu den Vorträgen des 5. Symposiums "Gefahrstoffe am Arbeitsplatz": 

www.bgrci.de/fachwissen-portal/themenspektrum/gefahrstoffe/gefahrstoffanalytik/inhalte/symposiumsreihe-gefahrstoffe-am-arbeitsplatz-probenahme-analytik-beurteilung/5-symposium-zu-probenahme-analytik-beurteilung-2018/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 15.10.2018
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RADIOLOGIE/311: Bei Plattenepithelkrebs der Speiseröhre erhöht die präoperative Strahlenchemotherapie das Überleben (idw)


Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V. - 15.10.2018

Bei Plattenepithelkrebs der Speiseröhre erhöht die präoperative Strahlenchemotherapie das Überleben



Multimodale Therapiekonzepte, die eine moderne Strahlentherapie
beinhalten, können für viele Patienten mit den unterschiedlichsten
Krebsarten den Behandlungserfolg gegenüber früher deutlich verbessern.
Eine neue Studie zeigte dies eindrucksvoll auch für das sogenannte
Plattenepithelkarzinom der Speiseröhre. "Die präoperative Bestrahlung plus
Chemotherapie verkleinerte den Tumor, so dass er besser operiert werden
konnte", so Frau Prof. Stephanie Combs, DEGRO-Pressesprecherin. "Die
Studie zeigt, wie sehr die Patienten von der Methode profitieren können -
sie wirft aber auch die Frage auf, für welche Patienten dies im Besonderen
gilt, da die Studienlage uneinheitlich ist."

In Deutschland ist der Speiseröhrenkrebs (Ösophaguskarzinome) eine eher
seltene Krebserkrankung, die jedoch wegen untypischer Symptomatik meistens
erst im fortgeschrittenen Stadium entdeckt wird. In Deutschland erkranken
jährlich ca. 5.200 Männer und 1.500 Frauen daran [1, 2]. Somit macht
Speiseröhrenkrebs bei Männern ca. 3% aller Krebserkrankungen aus (1% bei
Frauen). Trotz Therapieverbesserungen durch die moderne Medizin liegen bei
dieser Krebsart die 5-Jahres-Überlebensraten nur bei 22% (Männer) und 24%
(Frauen). Je nachdem, von welchen Ursprungszellen der Speiseröhrenkrebs
ausgeht, werden zwei Typen unterschieden, das Plattenepithel- und das
Adenokarzinom. Während das Adenokarzinom als Folgeerkrankung eines
chronischen Sodbrennens (Refluxkrankheit) entstehen kann, sind die
wichtigsten Risikofaktoren für ein Plattenepithelkarzinom der Speiseröhre
Alkohol und Nikotin. Auch der regelmäßige Genuss von zu heißen Speisen und
Getränken kann das Risiko erhöhen. Bei den Symptomen stehen
uncharakteristische Schluckbeschwerden im Vordergrund.

Die Therapie richtet sich unter anderem nach der Ausbreitung des Krebses
und dem feingeweblichen Befund (histologischer Zelltyp). Zum Einsatz
kommen (oft kombiniert) Operation, Strahlentherapie, Chemotherapie und bei
bestimmten Tumoreigenschaften eine zielgerichtete Antikörpertherapie.
Angestrebt wird prinzipiell immer eine Heilung ("kurativer
Therapieansatz"), was bei früher Diagnose gut gelingen kann, solange der
Krebs auf die oberflächliche Schleimhautschicht begrenzt ist. "Wenn
tiefere Schichten betroffen sind, kann eine neoadjuvante Behandlung, d. h.
eine Vorbehandlung vor der Operation, die Therapieergebnisse verbessern",
erklärt Frau Prof. Stephanie Combs, DEGRO-Pressesprecherin. Die
neoadjuvante Behandlung kann aus einer alleinigen Chemotherapie oder der
kombinierten Chemo-Strahlentherapie bestehen.

Auch in Deutschland wird gemäß der aktuellen S3-Leitlinie [3] im Rahmen
einer kurativen Zielsetzung in Abhängigkeit vom Tumorstadium die
neoadjuvante Radio-Chemotherapie eingesetzt mit dem Ziel einer
anschließenden kompletten Resektion ("R0") des Tumors. "Für die in Europa
häufigeren Adenokarzinome wurde mit der europäischen CROSS-Studie [4]
bereits ein Standard gesetzt - bei den Plattenepithelkarzinomen ist die
Sachlage dagegen komplizierter", so Prof. Dr. med. Wilfried Budach,
Düsseldorf, Präsident der Deutschen Gesellschaft für Radioonkologie
(DEGRO). Die meisten bisherigen Studien zum Effekt neoadjuvanter Therapien
stammen aus westlichen Ländern, die Ergebnisse sind jedoch uneinheitlich.
So zeigte beispielsweise die EORTC-Studie [5] bei einer relativ großen
Patientenzahl von ungefähr 300 Patienten, dass die präoperative
Strahlenchemotherapie zwar das rückfallfreie Intervall verlängert, nicht
jedoch das Gesamtüberleben.

Eine kürzlich veröffentlichte Studie aus China untersuchte eine noch
größere Patientenzahl [6]. Speiseröhrenkrebs gehört dort zu den häufigsten
Krebsarten, über 50% der Gesamtsterblichkeit geht zu Lasten des
Ösophaguskarzinoms. Die Gründe dafür sind vielschichtig und weitgehend
ungeklärt, besonders auffällig sind Assoziationen zur anderen
Ernährungsweise der chinesischen Bevölkerung.

"Wir hoffen, aus der Studie vielleicht auch für unsere Patienten in
Deutschland Therapieverbesserungen ableiten zu können", so Frau Prof.
Combs. Die Studie untersuchte prospektiv bei Patienten mit lokal
fortgeschrittenem Plattenepithelkrebs der Speiseröhre die neoadjuvante
Chemo-Radiotherapie (NCRT) plus Operation im Vergleich zur alleinigen
Operation.

451 Patienten mit einem potenziell vollständig operablen
Plattenepithelkarzinom des Ösophagus ohne Fernmetastasen wurden
randomisiert in zwei Gruppen eingeteilt. Die Therapie bestand entweder in
der alleinigen Operation (n=227) oder in einer NCRT plus Operation
(n=224). Die Chemotherapie innerhalb der NCRT enthielt Vinorelbin und
Cisplatin und erstreckte sich insgesamt über sechs Wochen. Die
Strahlentherapie erfolgte fraktioniert in 20 Bestrahlungseinheiten von
jeweils 2 Gy an fünf Tagen der Woche, also über vier Wochen. Begonnen
wurde am ersten Tag der Chemotherapie, die Gesamtdosis lag bei 40 Gy.

In der NCRT-Gruppe konnte bei 98% der Patienten der Tumor im Gesunden
entfernt werden ("R0-Resektion"), in der Gruppe mit alleiniger Operation
nur bei 91%. In den bei der Operation entnommenen Lymphknoten waren in der
NCRT-Gruppe bei 33% der Patienten Krebszellen nachweisbar, in der Gruppe
mit alleiniger Operation bei fast 65%.

Obwohl die Chemo-Radiotherapie mit den typischen Nebenwirkungen einherging
(vor allem Abfall der weißen Blutkörperchen), war die postoperative
Komplikationsrate in den Gruppen ähnlich. Die gesamte therapieassoziierte
Mortalität lag in der NCRT-Gruppe bei 2,2% (gegenüber 0,4% - dieser
Unterschied war statistisch nicht signifikant).

Das mediane Gesamtüberleben der Patienten der NCRT-Gruppe betrug 100
Monate, das der Patienten ohne NCRT nur knapp 67 Monate. Die rückfallfreie
Zeit dauerte bei alleiniger Operation median knapp 42 Monate, mit NCRT
mehr als doppelt so lange. Nach drei Jahren lebten aus der NCRT-Gruppe
noch 69% der Patienten (gegenüber 59%).

Zusammenfassend konnte in der neuen chinesischen Studie der Tumor mit der
präoperativen Bestrahlung und Chemotherapie soweit verkleinert werden,
dass sich die Rate an R0-Resektionen von 91% auf 98% erhöht hat. Die
mediane Überlebenszeit der Patienten, die eine neoadjuvante
Chemo-Strahlentherapie erhalten hatten, war 33 Monate länger als bei alleiniger
Operation. "Die Ergebnisse scheinen klar für die Abfolge
'Strahlenchemotherapie, dann Operation' zu sprechen - die Sachlage bleibt
aber dennoch komplex", so Prof. Budach. "Eine Reihe von randomisierten
Studien und ein Cochrane-Review zeigen nämlich, dass sehr viele Patienten
mit Plattenepithelkarzinomen des Ösophagus im Falle des Ansprechens auf
die Radiochemotherapie durch eine nachfolgende Operation gar keinen
zusätzlichen Überlebensvorteil haben und somit auf eine anschließende,
oftmals sehr belastende Operation verzichtet werden kann (und sollte).
Wahrscheinlich profitieren nur die Patienten in sehr gutem
Allgemeinzustand mit Tumoren unterhalb der Carina (das ist die Stelle, wo
sich die Luftröhre in rechte und linke Bronchien gabelt) von einer
Operation."

Inwiefern diese Erkenntnisse mit den neuen Studienergebnissen in Einklang
gebracht werden können, müssen weitere Untersuchungen zeigen. "Unser Ziel
ist es, durch die optimale Kombination aller Therapieoptionen, möglichst
viel Patienten zu heilen oder zumindest die rückfallfreie Zeit zu
verlängern", resümiert Prof. Budach. "Dabei ist es wichtig, im Voraus
abschätzen zu können, welche Patientengruppen wovon am meisten
profitieren. Im Sinne der Lebensqualität sollten Therapien, deren
zusätzlicher Nutzen nicht abschließend bewiesen ist, immer gut abgewogen
werden."
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FORSCHUNG/3919: Darmflora beeinflusst die Wirkung von Cholesterin-Senkern (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 13.10.2018

Darmflora beeinflusst die Wirkung von Cholesterin-Senkern



Die Cholesterin-senkende Wirkung eines Statins wird vom Darm-Mikrobiom
beeinflusst: Im Tierversuch wirkte der Cholesterinsenker Atorvastatin bei
Mäusen ohne natürliches Darmmikrobiom und mit fettreicher Diät schlechter,
zeigt eine Studie der Berliner Charité. Die neuen Beobachtungen könnten
mit erklären, warum cholesterinsenkende Medikamente individuell sehr
unterschiedlich gut wirken.

Berlin, Samstag 13. Oktober 2018 - Der Cholesterinsenker Atorvastatin
wirkt im Tierversuch bei Mäusen ohne natürliches Darmmikrobiom, die sehr
fettreiche Nahrung bekommen, weniger gut als bei fettarm ernährten Tieren.
Das zeigt eine Studie eines Forscherteams um Friedericke Zimmermann und PD
Dr. Arash Haghikia von der Klinik für Kardiologie am Campus Benjamin
Franklin der Berliner Charité, die auf den Deutschen Herztagen in Berlin
präsentiert wurde. "Das Darmmikrobiom scheint an dem LDL-Cholesterin
senkenden Effekt von Atorvastatin beteiligt zu sein", so Studienautorin
Friedericke Zimmermann. "Da sich das Darmmikrobiom aufgrund genetischer
Faktoren sowie der Ernährungsweise und anderer Umwelteinflüsse zwischen
Individuen unterscheidet, könnten die Beobachtungen unserer Arbeit zum
Verständnis der individuell variablen Cholesterin-senkenden Wirkung von
Statinen beitragen." Derzeit untersucht das Berliner Forscherteam
molekulare Mechanismen, die der Mikrobiom-abhängigen Regulation der
Statinwirkung zugrunde liegen.

In der experimentellen Studie verglichen die Forscher Mäuse mit intakter
Darmflora mit gnotobiotischen Tieren, also Mäusen, die keine
Keimbesiedelung im Darm haben. Den Tieren wurde eine Standarddiät oder
cholesterinreiche Nahrung gefüttert, zum Teil erhielten sie zusätzlich
Atorvastatin.

Es zeigte sich, dass die LDL-senkende Wirkung von Atorvastatin nach
cholesterinreicher Diät bei den Mäusen ohne Mikrobiom deutlich geringer
war als in der Kontrollgruppe. Bei den Mäusen mit Mikrobiom zeigte ein
Vergleich der Bakterienstämme von Mäusen mit fettreicher Nahrung und
solchen mit Standardnahrung Unterschiede, die fettreich gefütterten hatten
mehr Bakterien des Firmicutes-Phylums und weniger des Bacteroides-Phylums.
Diese Veränderung wurde durch die Behandlung mit Atorvastatin aufgehoben.


Quelle: 

F.L. Zimmermann et al.: Role of the gut microbiota for the
cholesterol lowering effect of Atorvastatin; Clin Res Cardiol 107, Suppl
3, October 2018
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THERAPIE/170: Forschungsprojekt - Angenehmer altern mit Musiktherapie (idw)


SRH Hochschule Heidelberg - 15.10.2018

Angenehmer altern mit Musiktherapie



Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte Projekt
"Musiktherapie 360°" ist erfolgreich abgeschlossen: Sowohl Patienten als
auch Angehörige und Pflegepersonal profitieren vom umfassenden
Behandlungskonzept der SRH Hochschule Heidelberg.

Wissenschaftler der SRH Hochschule Heidelberg haben herausgefunden, dass
Musiktherapie ganzheitlich wirkt: Bezieht man in das Behandlungskonzept
nicht nur die Patienten ein, sondern auch Angehörige und
Pflegemitarbeiter, so profitieren alle Seiten davon und stärken sich
gegenseitig in der Wirkung. Dies ergab das Forschungsprojekt
"Musiktherapie 360°", das nach drei Jahren der Implementierung in der
Pflegeheimat St. Hedwig in Heidelberg und im St. Marien- und St.
Annastiftskrankenhaus in Ludwigshafen erfolgreich abgeschlossen wurde.

Musiktherapie - was ist das eigentlich? Es ist der "gezielte Einsatz von
Musik im Rahmen der therapeutischen Beziehung zur Wiederherstellung,
Erhaltung und Förderung seelischer, körperlicher und geistiger
Gesundheit", so definiert sie die Deutsche Musiktherapeutische
Gesellschaft. Im konkreten Fall heißt das: Erfahrene Musiktherapeuten der
SRH Hochschule Heidelberg musizierten an zwei Tagen in der Woche mit den
Bewohnern der geriatrischen Einrichtungen in Heidelberg und Ludwigshafen.
Die Behandlung erfolgte im Zimmer, direkt am Bett der Bewohner/Patienten,
aber auch während der Pflege, auf der Station oder in Gemeinschaftsräumen.
"Hier standen gemeinsames Singen, Trommeln oder Musizieren und
Improvisieren auf anderen Instrumenten auf dem Stundenplan, zuweilen auch
verbunden mit Sitztänzen und Bewegungsspielen", erklärt Michael Keßler,
Musiktherapeut an der SRH Hochschule Heidelberg.

Zum Abschluss des Projektes, das 2015 startete, wurden 182
Patienten/Bewohner der Einrichtungen befragt, 79 Angehörige und 51
Mitarbeiter. Auf einer Skala von 0 bis 10 äußerten sich die
Projektteilnehmer mit einem Wert von 8,6 sehr zufrieden mit der
Musiktherapie, mit 8,9 Punkten halten sie sie auch für sehr sinnvoll. Der
Stellenwert im Haus wurde mit 9,1 Punkten sehr hoch eingeschätzt, die
Wirksamkeit mit 8,7 ebenfalls positiv bewertet. So profitieren die
Patienten hinsichtlich ihrer Pflegebeziehung. Die Mitarbeiter sprechen von
einer Abnahme des Burnout-Risikos und von einer höheren
Arbeitszufriedenheit.

Das gemeinsame Singen aktiviert die Bewohner/Patienten, die sehr rege an
der Musiktherapie teilgenommen haben. "Auch nach der Musikstunde saßen sie
häufig noch zusammen, sprachen miteinander und berichteten ihren
Angehörigen davon", sagt Andreas Lauer, Leiter der Pflegeheimat St.
Hedwig. Das bestätigen auch die Bewohner selbst: "Das Gejammer lässt
nach." Überraschend textsicher sangen so selbst demente Bewohner des
Hauses vertraute Lieder mit.

Die Mitarbeiter sehen, dass die Musiktherapie eine emotionale und
körperliche Aktivierung bei den Bewohnern bewirkt: "Sie unterstützt
Patienten im Umgang mit Krankheits- und Alterungsprozessen." Die Patienten
klingelten seltener nach den Mitarbeitern und gönnten ihnen damit mehr
Ruhepausen - so erleichterte die Musiktherapie auch die gesamte
Pflegesituation. "Auch die Mitarbeiter summten gelegentlich vor sich hin",
bemerkt Andreas Lauer.

Die Angehörigen erleben die Patienten/Bewohner häufig aktiver als sonst
und entdecken, welche Ressourcen noch in ihnen schlummern. So wirkt die
Musiktherapie auch auf die Angehörigen beruhigend.

"Es wurde vielfach der Wunsch geäußert, das Projekt fortzusetzen",
berichtet Projektleiter Prof. Dr. Thomas Hillecke von der SRH Hochschule
Heidelberg. "Unsere Studierenden und Dozenten arbeiten weiterhin sehr eng
mit der Pflegeheimat St. Hedwig zusammen, auch in der Physio- und
Ergotherapie. Unseren Studierenden, die auch über das Projekt
Musiktherapie 360° Bachelorthesen geschrieben haben, schätzen diese
Praxisnähe und direkte Zusammenarbeit sehr. Die Erfahrungen hier fließen
ein in den wissenschaftlichen Fortschritt."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.rnf.de/mediathek/kategorie/campus-tv/video/campus-tv-das-hochschulmagazin-im-oktober-2017/ (ab der 27. Minute)

https://www.regenbogen.de/blogs/blogs/srh/20170724/campus-report-musiktherapie

https://www.hochschule-heidelberg.de/de/forschung/projekte/musiktherapie-360/?L=1

https://www.hochschule-heidelberg.de/de/news-detail/news/die-gedanken-sind-frei-musik-bei-demenz/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1009

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule Heidelberg - 15.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AIDS/1069: Drogenkonsumräume zur Prävention von HIV-Infektionen (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 15. Oktober 2018

UNAIDS-Vize besucht Drogenkonsumraum in Berlin



Berlin - "Wir brauchen mehr solche Einrichtungen, um HIV-Infektionen
zu verhindern" - Aktionsbündnis gegen AIDS und Deutsche AIDS-Hilfe:
Drogenkonsumräume auch in den fehlenden neun Bundesländern schaffen.
In Osteuropa können nur solche Angebote zur Verminderung von
Gesundheitsrisiken die HIV-Epidemie stoppen

Tim Martineau, stellvertretender Direktor von UNAIDS, hat heute in
Berlin einen Drogenkonsumraum und die Konsummobile der
Drogenhilfeeinrichtung Fixpunkt besucht.

Anlässlich des Ortstermins sagte der Vize des HIV/Aids-Programms der
Vereinten Nationen:

"Menschen, die Drogen konsumieren und injizieren haben ein viel
höheres HIV-Risiko, werden jedoch noch immer marginalisiert und haben
oft keinen Zugang zu Gesundheitsversorgung und Hilfsangeboten.
Deutschland kann Neuinfektionen verhindern und Schäden durch
injizierenden Drogenkonsum vermindern: mit einem
menschenrechtsbasierten Ansatz, der sich an der Situation der
Betroffenen orientiert, und indem Drogen injizierende Menschen Zugang
zu Maßnahmen erhalten, die Gesundheitsrisiken reduzieren. Notwendig
sind noch mehr Einrichtungen wie Fixpunkt, damit niemand
ausgeschlossen bleibt."

Ungeliebte Lebensretter

Drogenkonsumräume bieten im Fall einer Überdosis professionelle Hilfe,
ein sicheres Umfeld sowie saubere Spritzen und Konsumutensilien. Für
viele Menschen sind sie die Eintrittspforte ins Hilfesystem. In
Deutschland gibt es solche Anlaufstellen bisher in sechs
Bundesländern. Gerade hat Baden-Württemberg sich entschieden, den
Betrieb rechtlich zu ermöglichen, ein erster Raum soll in Karlsruhe
eröffnen. Doch in neun weiteren Ländern sind die Einrichtungen nicht
erlaubt.

Durchbruch in Baden-Württemberg

Dazu erklärt Sylvia Urban, Mitglied im Vorstand des Aktionsbündnisses
gegen AIDS (AgA) und der Deutschen AIDS-Hilfe (DAH):

"Die Entscheidung in Baden-Württemberg und Karlsruhe ist wegweisend.
Wir hoffen, dass nun die fehlenden Länder und viele Städte folgen.
Diese Einrichtungen retten Leben und vermeiden Infektionen. Aus Sicht
von Prävention und Gesundheitspolitik gibt es keinen vernünftigen
Grund, weiter auf Drogenkonsumräume zu verzichten und damit Menschen
im Stich zu lassen."

Hoher Bedarf in Süddeutschland und Bremen

Dringend benötigt werden Konsumräume unter anderem in Mannheim, der
deutschen Stadt mit den an der Einwohnerzahl gemessen meisten
Drogentodesfällen, sowie in Stuttgart, in den bayerischen Städten
München, Nürnberg und Augsburg sowie in Bremen. Dort sterben besonders
viele Menschen vermeidbare Drogentode.

In Deutschland machte eine Änderung des Betäubungsmittelgesetzes im
Jahr 2000 den Weg frei für die Einrichtung von Drogenkonsumräumen, die
Länder müssen jedoch entsprechende Rechtsverordnungen erlassen. Es
gibt heute 24 Einrichtungen in Berlin, Hamburg, Niedersachsen, Hessen,
Nordrhein-Westfalen und dem Saarland.

Kapazitäten ausbauen

Häufiges Manko: Es gibt nicht genügend Einrichtungen, keine Ressourcen
für ausreichend lange Öffnungszeiten und die begleitende
Nachbarschafts- und Straßensozialarbeit:

Astrid Leicht, Geschäftsführung der Fixpunkt gGmbH:

"Das große Potenzial der Drogenkonsumräume sollte durch politische und
finanzielle Förderung besser genutzt werden. Für süchtige Menschen,
die auf der Straße leben, sind Drogenkonsumräume ein
überlebensnotwendiger Ort. Diese Menschen haben oft keinen Zugang zu
medizinischen und suchtbezogenen Angeboten und häufig auch keine
rechtlichen Ansprüche auf Sozial- und Gesundheitsleistungen. In den
Einrichtungen können sie Kontakt und Vertrauen aufbauen und erste
Hilfen zur Veränderung ihrer Lebenssituation finden."

Katastrophale Situation in Osteuropa

Die WHO stuft Drogenkonsumräume als besonders wichtige Maßnahme ein.
In Osteuropa gibt es bisher dennoch keinen einzigen solchen
Anlaufpunkt. In vielen Ländern, vor allem Russland fehlen Angebote zur
Risikominimierung fast völlig, es gibt dort zum Beispiel kaum
Spritzenvergabe, Substitutionstherapien sind sogar illegal. Die
Infektionszahlen sind dort in den letzten Jahren dramatisch
angestiegen.

Dazu AgA- und DAH-Vorstand Sylvia Urban:

"Drogenkonsumräume und Schadensminimierung sind ein unverzichtbarer
Bestandteil von HIV- und Hepatitisprävention. Die Welt weiß längst,
wie sie die Epidemie in den Griff bekommen kann und verfügt über alle
Mittel dazu. Es ist die Politik, die Erfolge verhindert. Nur mit
Angeboten zur Minimierung von Gesundheitsschäden beim Drogenkonsum
lässt sich die HIV-Epidemie stoppen. Dafür gilt es, Hürden zu
beseitigen - gesetzlich, politisch und in den Köpfen."

Darüber hinaus ist es an der Zeit, neue politische Strategien im
Umgang mit Drogen zu erdenken und erproben. Kriminalisierung von
Konsum und Marginalisierung schaden abhängigen Menschen ebenso wie der
Gesellschaft. Zur Lösung könnte zum Beispiel die kontrollierte Abgabe
von pharmazeutischem Heroin an Abhängige übers Medizinsystem gehören.

"Wir brauchen kluge Modelle, die Schäden vermeiden und Ressourcen
sinnvoll einsetzen. Statt Schwarzmärkte indirekt zu unterstützen,
können wir die Kontrolle zurückgewinnen", so Sylvia Urban.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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DEMENZ/393: Gute Pflege für Menschen mit Demenz - Interview mit einer Heimleiterin (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Gute Pflege für Menschen mit Demenz:

"Es kommt auf die Haltung an"

Interview mit Heimleiterin Silvia Bogdanowa



Das Franz-Lenzner-Heim der Geraer Heimbetriebsgesellschaft hat sich
auf die Versorgung von Menschen mit Demenz spezialisiert. Die
Einrichtung hat besonders viele Bewohnerinnen und Bewohner mit
sogenanntem "herausforderndem Verhalten". Die Heimleiterin Silvia
Bogdanowa erzählt im Interview, was sie und ihr Team tun, um eine gute
Pflege für Menschen mit Demenz zu leisten.

Alzheimer Info: Das Franz-Lenzner-Heim hat sich auf die
Pflege von demenzkranken Menschen mit herausforderndem Verhalten
spezialisiert. Was ist darunter zu verstehen?

Silvia Bogdanowa: Die meisten unserer Bewohner haben eine
fortgeschrittene Demenz, sind dabei aber sehr aktiv und mobil. Viele
sind unruhig, laufen, räumen, rufen usw. Als herausforderndes
Verhalten bezeichnet man Aggression und jede Form von sozial
unangepasstem Verhalten, das andere stört. Zu uns kommen viele
Menschen, die deswegen in anderen Pflegeheimen nicht aufgenommen
werden. Wir stellen aber immer wieder fest, dass es einfacher wird,
wenn man eine passende Umgebung schafft und die Bewohner weitgehend
gewähren lässt.

Wie sieht eine solche Umgebung aus?

Bei uns leben die Bewohner in fünf Wohnbereichen. Drei davon sind in
je vier Wohngruppen unterteilt und ausschließlich für Menschen mit
Demenz. Insgesamt hat das Haus 170 Plätze.

Es gibt sehr wenig Verbote oder Einschränkungen. Unsere Bewohner
dürfen eigentlich alles - außer anderen zu schaden. Wir arbeiten mit
einem milieutherapeutischen Ansatz. Das heißt, das gesamte Umfeld wird
darauf ausgerichtet, die Einschränkungen so weit wie möglich
auszugleichen, die durch die Demenz entstehen. Die Ausstattung der
Räume orientiert sich an den biografischen Erfahrungen unserer
Bewohner. Es gibt viele Orientierungshilfen und eine starke
Tagesstruktur. Das Essen ist altersgerecht, regional und saisonal
passend. Alle Mitarbeiter werden regelmäßig zum Krankheitsbild
geschult. Wir praktizieren integrative Validation, Kinästhetik und
insgesamt eine wertschätzende Grundhaltung.

Weil die meisten Bewohner in ihrer Demenz sehr fortgeschritten sind.
spielen viele Dinge nicht mehr so eine große Rolle: Bei uns wird zum
Beispiel nicht viel Wert auf persönliches Eigentum gelegt. Wir halten
Bewohner nicht davon ab, in fremde Zimmer zu gehen. Wir haben den
Eindruck, dass diese Regeln für ihr Wohlbefinden nicht mehr
entscheidend sind.

Wie geht es den Angehörigen damit?

Wir führen ausführliche Gespräche mit den Angehörigen. Wir raten ihnen
auch, keine wertvollen Erbstücke oder dergleichen mitzubringen. Ab
einem bestimmten Zeitpunkt brauchen Menschen mit Demenz keine
Gegenstände mehr, sondern jemanden, der für sie da ist und ihre Hand
hält.

Die Tagesstruktur spielt bei uns eine wichtige Rolle. Es wird aber
niemand aus dem Bett geworfen, sondern die Bewohner dürfen
ausschlafen. Das Frühstück ist dann die wichtigste Mahlzeit und wird
mit sehr viel Zeit und Ruhe angereicht. Gegen 10 Uhr beginnen die
ersten Aktivitäten, zum Beispiel Chorprobe, Singekreis oder Sport. Wir
haben ein großes Angebot an Aktivitäten und feiern viele saisonale
Feste. Einmal im Jahr machen wir gemeinsam eine Woche "Urlaub ohne
Koffer". Diese Woche gestalten wir um ein Reisethema herum mit
passenden Aktivitäten und gutem Essen. Letztes Jahr waren wir zum
Beispiel in den Alpen und haben dort vier Länder "besucht".

Worauf kommt es an, wenn man eine gute Pflege für Menschen mit
Demenz leisten will?

Es kommt auf die Mitarbeiter an - auf ihr Engagement und auf ihre
Haltung. Leider hat sich die Personalsituation in den letzten Jahren
sehr verschlechtert. Immer weniger Menschen bewerben sich bei uns um
einen Ausbildungsplatz. Durch die Auswirkungen der Pflegereform stehen
wir jetzt zusätzlich unter Druck.

Inwiefern?

Unsere Bewohner erhalten nach der Reform weniger Geld aus der
Pflegeversicherung. Menschen mit fortgeschrittener Demenz und einer
hohen Mobilität erreichen oft nur den Pflegegrad 2. Durch ihre Demenz
brauchen sie aber sehr viel Begleitung und Betreuung. Und dieser
personelle Aufwand lässt sich mit dem niedrigen Pflegegrad nicht
finanzieren. Es gab nach der Reform eine Übergangsphase, in der
Bestandsschutz galt. Dieser ist seit dem 1. Januar 2018 nicht mehr
gegeben. Wer heute bei uns einzieht und neu begutachtet wird, erreicht
meist nur noch einen niedrigen Pflegegrad.

Diese Diskrepanz wird in Zukunft für spezialisierte Einrichtungen zu
Problemen führen. Für Menschen mit diesem speziellen Bedarf ist es
ohnehin schon schwierig, einen Heimplatz zu finden. Und eine Pflege
wie wir sie leisten - mit viel Mobilisierung der Bewohner und ohne
großen Einsatz von Psychopharmaka - wird durch die Pflegeversicherung
finanziell nicht honoriert.

Wir danken für das Gespräch!

Das Gespräch führte Astrid Lärm, DAlzG

Internet: www.hbg-gera.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/18, S. 8 - 9

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DEPRESSION/189: Aufklärungskampagne gegen Vorurteile und Missverständnisse (DDL)


Deutsche DepressionsLiga e.V. - 15. Oktober 2018

'Echt krank': So fühlen sich Depressive

Deutsche DepressionsLiga e.V. präsentiert in Kooperation mit der
Agentur GREY multimediale Aufklärungskampagne gegen Vorurteile und
Missverständnisse.



Bonn - 15.10.2018: Durch eindrucksvolle Illustrationen und einen
besonderen Kniff können sich Menschen ein Bild davon machen, wie sich
Depressionen anfühlen. Anlässlich der bundesweiten Woche der
Seelischen Gesundheit vom 10. bis 20. Oktober ist dies ab sofort
online für Betroffene und Angehörige erlebbar.

Depressionen sind allgegenwärtig. Egal ob bei Prominenten, Freunden
oder in der Familie. Fast jeder hatte schon einmal Kontakt mit
Depressionen. Trotzdem sind sie, obwohl gerne als 'Volkskrankheit'
bezeichnet, ein Tabuthema. Selbst wenn darüber gesprochen wird, ist
die Diskussion oftmals bestimmt von Vorurteilen und
Missverständnissen.

Hinsehen. Verstehen. Zuhören.

Unter dem Titel 'Echt krank.' hat die Agentur GREY in Zusammenarbeit
mit der Deutschen DepressionsLiga e.V. Illustrationen zu verschiedenen
Aspekten der Krankheit erstellt. Der Clou dabei: Illustrator Hajo
Müller, selbst an Depressionen erkrankt, kreierte seine Motive aus
Schilderungen anderer Patienten und eigenen Erlebnissen. So entstanden
Bilder zu den Facetten Angst, Wut und Überforderung, die die Gefühle
und die Weltsicht der Erkrankten sehr eindrucksvoll und ungeschönt
wiedergeben. Die Kampagne geht noch einen Schritt weiter und gibt dem
Betrachter die Möglichkeit, den Erkrankten selbst zuzuhören. Hierfür
wurde auf den Plakaten eine Telefonnummer integriert. Wer diese Nummer
angerufen hat, hörte die Stimme des jeweiligen Betroffenen und konnte
dessen Geschichte aus erster Hand erfahren.

Als Ergänzung der regional begrenzten Plakat-Kampagne können
Betroffene und Angehörige die Motive nun auch online erleben: Auf
www.depressionsliga.de werden in einem Video die Illustrationen und
Schilderungen miteinander kombiniert. "Jeder kann sich von nun an den
Film auf unserer Internetseite ansehen", sagt DDL-Sprecher Armin Rösl.
Auch das Teilen in Sozialen Medien ist wichtig, wie Carina, eine der
Erkrankten, betont: "Mehr Verständnis bedeutet auch, dass man nicht
für verrückt erklärt wird. Depression ist eine Krankheit, die man
nicht sehen kann, deshalb ist es sehr schwer sie zu beschreiben. Aber
je mehr Akzeptanz und Verständnis es gibt, desto einfacher wird es."

 * 

Quelle:

Deutsche DepressionsLiga e.V.

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

Oppelner Straße 130, 53119 Bonn

E-Mail: kontakt(at)depressionsliga.de

Internet: www.depressionsliga.de
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HERZ/1114: Interventioneller Herzohr-Verschluss bei Vorhofflimmern - Frauen profitieren mehr als Männer (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 13.10.2018

Interventioneller Herzohr-Verschluss bei Vorhofflimmern: Frauen profitieren mehr als Männer



Der interventionelle Verschluss des linken Herzohrs ist eine sichere und
wirksame Behandlung von thromboembolischen Komplikationen bei
Vorhofflimmern (VHF) und dient der Schlaganfall-Prophylaxe. Eine neue
deutsche Studie zeigt, dass Frauen davon offenbar noch mehr profitieren
als Männer. Bemerkenswert ist die signifikante Verbesserung der Mobilität,
der Selbstversorgung, der üblichen Aktivitäten und des allgemeinen
Gesundheitszustands bei weiblichen Patienten gegenüber männlichen.

Berlin, Samstag 13. Oktober 2018 - Der interventionelle Verschluss des
linken Herzohrs (LAAC) ist eine sichere und wirksame Behandlung von
Thromben bei Vorhofflimmern (VHF), und offenbar profitieren Frauen noch
mehr davon als Männer. "Bemerkenswert ist die signifikante Verbesserung
der Mobilität, der Selbstversorgung, der üblichen Aktivitäten und des
allgemeinen Gesundheitszustands bei weiblichen Patienten im Vergleich zu
männlichen Patienten", berichtet Dr. Steffen Schnupp (Coburg) auf den DGK
Herztagen in Berlin.

VHF ist die häufigste Form von Herzrhythmusstörungen und geht unter
anderem mit einem erhöhten Schlaganfall-Risiko einher. Alter und
weibliches Geschlecht sind Risikofaktoren für ein höheres
Schlaganfallrisiko bei VHF. Zur Schlaganfallprophylaxe werden
Blutgerinnungs-Hemmer ("Antikoagulantien") eingenommen, die jedoch zu
Blutungen führen können bzw. von manchen Patientengruppen nicht
eingenommen werden sollen, was die Suche nach Alternativen erforderlich
machte. Da sich 90 Prozent der Thromben im linken Vorhofohr bilden, eignet
sich der interventionelle Vorhofohrverschluss (LAAC) zur
Schlaganfallprophylaxe.

Eine in Berlin vorgestellte aktuelle Studie hat die klinischen Merkmale
und Ergebnisse von 201 Männern und Frauen aus dem Coburger
LAA-Verschlussregister verglichen. Alle Patienten unterzogen sich erfolgreich
dem LAA Verschluss, wurden umfassend untersucht und füllten mehrmals EQ-5D
Fragebögen zu den Themen Mobilität, Selbstversorgung, Alltagsaktivitäten,
Schmerzen, Unbehagen, Angst, Depression und Gesundheitszustand aus.

Einige Ergebnisse: Patientinnen waren signifikant älter als Männer. Eine
koronare Herzkrankheit war häufiger bei Männern (69,57 % gegenüber 46,51
%) während der CHADS2-VASC-Score zur Abschätzung des Schlaganfallrisikos
bei Frauen höher war. Die Anatomie des LAA, die prozeduralen Daten und die
Komplikationsrate waren vergleichbar, ebenso die primäre Erfolgsrate.
Frauen hatten eine höhere Punktzahl für Angst und Depression vor der
Implantation, während andere Parameter von EQ-5D vergleichbar waren.
Drei Monate nach LAAC zeigten Frauen jedoch eine signifikante Verbesserung
der Mobilität, der Selbstversorgung und der Alltagsaktivitäten, während
alle Werte für Männer stabil blieben. Der Score für Angst und Depression
war in beiden Gruppen nach LAAC vergleichbar. Die Selbstversorgung war bei
Frauen nach LAAC im Vergleich zu Männern signifikant besser. Frauen hatten
3 Monate nach der Implantation eine signifikante Verbesserung im
generellen, subjektiv bewerteten Gesundheitszustand.

"Diese möglichen Verbesserungen, die höchstwahrscheinlich durch das
Absetzen der oralen Antikoagulation verursacht werden, sollten in der
Indikationsstellung für einen LAAC insbesondere bei weiblichen Patienten
berücksichtigt werden", folgert Dr. Schnupp.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 13.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1113: Mobiles EKG-Monitoring und telemedizinische Nachsorge können Rhythmusstörungen wirksam entdecken (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 13.10.2018

Mobiles EKG-Monitoring und telemedizinische Nachsorge können Rhythmusstörungen wirksam entdecken



Mit mobilem EKG-Monitoring und telemedizinischer Kontrolle können bei
Patienten mit Schlaganfällen unbekannter Ursache und ungeklärtem Auftreten
plötzlicher Bewusstlosigkeit schnell und effizient Herzrhythmusstörungen
entdeckt werden, was eine rasche therapeutische Intervention ermöglicht.
Das zeigt eine Studie einer Forschergruppe aus Bad Neustadt an der Saale,
die auf den DGK Herztagen in Berlin präsentiert wurde.

Berlin, Samstag 13. Oktober 2018 - Mobiles EKG-Monitoring kombiniert mit
einer telemedizinischen Nachkontrolle der erhobenen Daten ist hilfreich in
der Patientennachsorge und kann bei Patienten mit Schlaganfall unbekannter
Ursache ("kryptogen") oder ungeklärten Synkopen (plötzliche
Bewusstlosigkeit) ursächliche Rhythmusstörungen aufdecken. Das zeigt eine
Studie der Klinik für Kardiologie und Rhythmologie am Campus Bad Neustadt
an der Saale, die bei den DGK Herztagen in Berlin präsentiert wurde. "Bei
16 bis 21 Prozent solcher Patienten finden sich relevante
Herzrhythmusstörungen, die in der Regel die Weichen für die weitergehende
Therapie stellen", so die Studienautoren in ihren Schlussfolgerungen. "Die
zeitnahe Detektion von Vorhofflimmern-Episoden führt zu einer frühzeitigen
Antikoagulations-Therapie. Bei ausgewählten Patienten mit Synkopen in der
Anamnese werden mit dieser Methode bei 20 Prozent relevante Bradykardien
entdeckt, diese können dann sehr rasch mit einem Schrittmacher versorgt
werden. Somit lässt sich die Nachsorge verbessern."

Durch die Implantation eines Ereignisrekorders, also eines kleinen
Überwachungsgerätes zur EKG-Aufzeichnung, können unterschiedliche Arten
von Arrhythmien gut diagnostiziert werden. Die zusätzliche Kombination
eines telemedizinischen Home-Monitorings ermöglicht es, auf die Entdeckung
von Rhythmusstörungen rasch mit angemessenen Therapien zu reagieren.

Knapp 35.000 Episoden entdeckt

Zwischen März 2016 und Juni 2018 wurden in der Herz- und Gefäßklinik Bad
Neustadt/Saale 166 Ereignisrekorder implantiert. Alle Patienten wurden bei
der Entlassung mit einem elektronischen Datenübermittler ausgestattet, der
einmal täglich - in der Nacht - die Daten über eine Basisstation in die
Klinik überträgt. Hauptindikation für die Implantation des Eventrekorders
war mit 78 Prozent ein vorangegangener kryptogener Schlaganfall.

Im Beobachtungszeitraum von durchschnittlich 397 Tagen wurden insgesamt
34.697 Episoden detektiert und via Telemonitoring transferiert. Bei 61
Prozent der Patienten wurden automatisiert Vorhofflimmer-Episoden
entdeckt, wobei bei 16 Prozent ein neu aufgetretenes Vorhofflimmern
verifiziert werden konnte. Bei 85 Prozent dieser Patienten wurde eine neue
Therapie mit blutgerinnungshemmenden Medikamenten eingeleitet. Bei 21
Prozent der Synkopen-Patienten wurde eine relevante bradykarde
Herzrhythmusstörung dokumentiert und in der Folge ein permanenter
Schrittmacher implantiert.

Für das mobile EKG-Monitoring könnten in Zukunft statt implantierten
Geräten auch moderne Fitness-Geräte wie die Apple Watch in Frage kommen,
sofern sich die EKG-Daten auslesen lassen.


Quelle: 

A. Bötsch et al.: Telemedizinisches Nachsorgekonzept für Synkopen
und kryptogene Schlaganfälle durch Detektion von Arrhythmien mit einem
implantierbaren Event/Ereignisrekorder: Erfahrungen und Ergebnisse; Clin
Res Cardiol 107, Suppl 3, October 2018

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 13.10.2018
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HERZ/1112: Prävention in der Herzmedizin - Optimierungs-Bedarf bei ärztlichen Lebensstil-Empfehlungen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 13.10.2018

Prävention in der Herzmedizin: Optimierungs-Bedarf bei ärztlichen Lebensstil-Empfehlungen



Ärztliche Lebensstil-Empfehlungen zur Prävention von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen werden viel zu häufig erst dann gegeben, wenn bereits
Risikofaktoren vorliegen oder eine Krankheit besteht. Auch bei älteren
Patienten lässt die Häufigkeit der Aufklärung zu wünschen übrig.

Berlin, Samstag 13. Oktober 2018 - Optimierungs-Bedarf bei den ärztlichen
Lebensstil-Empfehlungen in der Prävention von Herz-Kreislauf-Erkrankungen
sieht eine neue Studie aus Würzburg. In der Primärprävention, bei der es
um das bestmögliche Verhindern der Entstehung von
Herz-Kreislauf-Krankheiten geht, werden ärztliche Empfehlung zu einem gesunden Lebensstil
häufiger bei Menschen ausgesprochen, die bereits bekannte kardiovaskuläre
Risikofaktoren haben - also relativ spät. In der Sekundärprävention, deren
Ziel das Verhindern des Fortschreitens einer bestehenden Krankheit ist,
ist eine ärztliche Empfehlung zu einem gesunden Lebensstil
wahrscheinlicher, wird allerdings mit zunehmendem Alter der Patienten
immer seltener. "Da jedoch auch ältere KHK-Patienten stark von
Lebensstilinterventionen profitieren, sollten die Ursache der Abnahme
adäquater ärztlicher Lebensstilempfehlungen identifiziert und ihr
entgegengewirkt werden", sagt Studienleiterin Prof. Dr. Theresa Tiffe
(Würzburg), auf den DGK Herztagen in Berlin.

Mit Ausnahme der Empfehlung zum Rauchverzicht erhielten Personen in der
Sekundärprävention häufiger Empfehlungen zu einem gesunden Lebensstil als
in der Primärprävention: zur Gewichtsreduktion 69,2 gegenüber 43,8
Prozent, zu körperlicher Aktivität 71,4 gegenüber 52,1 Prozent, zu
gesunder Ernährung 73,1 gegenüber 43,9 Prozent.

Die von Prof. Tiffe untersuchte Primärpräventions-Patientengruppe bestand
aus 665 Teilnehmern ohne Herz-Kreislauf-Erkrankung, die an einer Studie
(STAAB) über frühe, noch symptomlose Stadien der Herzschwäche teilnahmen.
Die Sekundärpräventions-Gruppe umfasste 536 Patienten mit bekannter
koronarer Herzerkrankung, die in die EUROASPIRE-Studie eingeschlossen
waren.

Körperliche Aktivität, Nikotinabstinenz, Gewichtsnormalisierung und
gesunde Ernährung sind bei Personen mit hohem kardiovaskulärem Risiko bzw.
bereits bestehender Herz-Kreislauf-Erkrankung (HKE) mit einer Reduktion
von Krankheitshäufigkeit und Sterblichkeit assoziiert. Entsprechend der
aktuellen europäischen Leitlinie zur Prävention von HKE umfasst die
ärztliche Empfehlung zu einem gesunden Lebensstil, wenn angebracht, das
Rauchen einzustellen, das Gewicht zu reduzieren (ab einem BMI >25kg/m2),
die körperliche Aktivität zu steigern und sich gesünder zu ernähren.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org/presse

http://www.kardiologie.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 13.10.2018
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SCHLAGANFALL/423: Wie ein erneuter Hirninfarkt verhindert werden kann (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 15.10.2018

Schlaganfall - und dann?! Wie ein erneuter Hirninfarkt verhindert werden kann



Ein Schlaganfall kommt oft nicht alleine: Wer bereits einen Hirninfarkt
erlitten hat, besitzt gegenüber Gleichaltrigen ohne Vorbelastung ein
zehnfach höheres Risiko, erneut daran zu erkranken. Doch es kann
vorgebeugt werden: Laut Experten der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft
(DSG) sind 90 Prozent des Risikos auf behandelbare Faktoren wie
Bluthochdruck, hohes Cholesterin, Vorhofflimmern oder Rauchen
zurückzuführen. Sie empfehlen daher eine präventive Behandlung. Was muss
sich ändern, damit mehr erneute Schlaganfälle verhindert werden? Darüber
diskutieren Experten der DSG auf einer Pressekonferenz in Berlin am 25.
Oktober 2018 anlässlich des Weltschlaganfalltages am 29. Oktober.

"Seit vielen Jahren stehen hierzulande wissenschaftlich gesicherte
Behandlungsstrategien wie Blutdrucksenkung, Cholesterinsenkung oder
gerinnungshemmende Therapien zur Verfügung. Diese Strategien helfen
nachweislich, einen erneuten Schlaganfall zu verhindern", sagt DSG-Experte
Professor Dr. med. Heinrich Audebert. "Problematisch ist jedoch, dass die
verfügbaren Präventionsmaßnahmen in der Langzeit-Behandlung nach einem
Schlaganfall nicht konsequent genug genutzt werden."

So hat eine Berliner Studie gezeigt, dass ein halbes Jahr nach dem
Schlaganfall bei lediglich weniger als der Hälfte der Patienten
verbreitete Risikofaktoren wie Bluthochdruck ausreichend eingestellt waren
- eine solche Nachsorge sehen jedoch die Leitlinien vor. Nach Einschätzung
von Audebert ist die Prävention in Deutschland damit im internationalen
Vergleich zu wenig wirksam. "Viele Patienten könnten von einer
intensiveren ambulanten Betreuung profitieren", so der Ärztliche Leiter
der Klinik und Hochschulambulanz für Neurologie an der Charité
Universitätsmedizin Berlin. "Zudem sind offensichtlich viele Betroffene
nach dem Schlaganfall mit der Umsetzung der teilweise komplexen
medizinischen Empfehlungen überfordert."

Was müsste nun konkret passieren, damit die Prävention hierzulande
effektiver wird? DSG-Experte Audebert fordert ein Umdenken: "Wir sollten
den Schlaganfall nicht nur als akutes Notfallereignis verstehen, sondern
vielmehr als chronische Erkrankung. Die starke Trennung zwischen
krankenhausbasierter Akutbehandlung und ambulanter Nachbetreuung macht
eine wirksame und patientenorientierte Sekundärprävention zu einer großen
Herausforderung."

Mit einem überschaubaren Aufwand ist es nach Einschätzung von Audebert
möglich, nach einem ersten Schlaganfall einen wesentlich besseren Schutz
zu bewirken. "Unmittelbar nach der Erkrankung sollten gezielte
Nachbetreuungsprogramme einsetzen", meint der Neurologe. "Dafür ist es
wichtig, dass die behandelnden Ärzte - sowohl in der Akuteinrichtung als
auch in Hausarztpraxen - eng zusammenarbeiten."

Zudem sei eine gute Logistik entscheidend. Besonders wichtig sind dabei
gute Anbindungen an Kliniken mit Schlaganfallspezialeinrichtungen,
sogenannten Stroke Units. "In Ballungszentren mit universitären
Hochschulambulanzen ist dies natürlich eher gegeben", so Audebert. "Für
eine ideale Versorgung müssen jedoch bundesweit möglichst flächendeckend
spezialisierte Ambulanzen einrichtet werden." Solche
Unterstützungsprogramme werden momentan von Schlaganfall-Experten
hinsichtlich ihrer Effektivität untersucht, Studien dazu stehen teilweise
kurz vor ihrem Abschluss. Die Ergebnisse der multizentrischen und
internationalen Studie zur "Intensivierten Sekundärprävention mit
Intention einer verringerten Rezidivrate bei TIA- und minor-stroke
Patienten" (INSPiRE-TMS-Studie) sollen beispielsweise im Frühjahr
kommenden Jahres vorliegen.

Die Unterstützungsprogramme sollen dabei in Ergänzung zur
Hausarztbehandlung und in enger Abstimmung mit den niedergelassenen Ärzten
durchgeführt werden. "Ziel ist es, die Patienten in ihrer
Eigenverantwortung zu stärken", sagt der Experte. "Die Programme sollen
den Betroffenen helfen, ihre medikamentösen Behandlungen einzuhalten und
einen gesünderen Lebensstil zu führen." Wenn solche gezielten Maßnahmen
zukünftig häufiger umgesetzt würden, könnte das zu einer spürbaren Senkung
der Schlaganfallhäufigkeit in Deutschland führen - denn circa ein Viertel
der Betroffenen erleidet einen Schlaganfall als Wiederholungsereignis.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 15.10.2018
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PFLEGE/744: Kosten für das Leben im Pflegeheim (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Kosten für das Leben im Pflegeheim

von Susanna Saxl, DAlzG



Pflegeheime können in der Regel ihre Kostensätze nicht selbst
festlegen. Sie werden jährlich in Verhandlungen mit der Pflegekasse
und dem Sozialhilfeträger festgesetzt. Die Kosten für einen Platz im
Pflegeheim setzen sich aus verschiedenen Positionen zusammen. Dazu
gehören zum einen die Kosten für die Pflege (Pflegesatz). Hierin sind
sämtliche pflegerische Maßnahmen und auch die Kosten für die
medizinische Behandlungspflege (Injektionen, Behandlung offener
Wundstellen usw.) enthalten. Der zweite Posten sind die Kosten für
Unterkunft und Verpflegung. Die Unterkunftskosten betreffen in etwa
das, was bei einer Wohnungsmiete die Betriebskosten sind, also die
Kosten für Wärme, Strom, Wasser und Wartung. Außerdem die Kosten für
Freizeitveranstaltungen wie Feste, Filmvorführungen oder Konzerte im
Heim. Die Verpflegungskosten entstehen für die gesamte Verpflegung des
Bewohners. Dazu können auch Kosten für das Personal gehören, das das
Essen zubereitet. Der dritte Punkt in der Kostenaufstellung sind die
sogenannten Investitionskosten. Die Investitionskosten stellen die
eigentliche "Kaltmiete" dar, also die Kosten für den Wohnraum. Sie
werden erhoben für die Beschaffung der Immobilie (durch Kauf oder
Anmietung), aller anderen Anlagen und betrieblichen Güter, wie Möbel,
Küchenausstattung, aber auch Fahrzeuge und so weiter. Hinzu kommen die
Kosten für die Instandhaltung und Instandsetzung. Alle drei
Kostenanteile variieren zwischen den einzelnen Einrichtungen und
zusätzlich zwischen den Bundesländern sehr stark.

Je nach Pflegegrad übernimmt die Pflegekasse einen Teil der reinen
Pflegekosten im Heim - meist müssen die BewohnerInnen und Bewohner
aber noch einen Eigenanteil dazuzahlen. Mit steigendem Pflegegrad (PG)
erhöht sich der Pflegesatz, den das Heim für eine Bewohnerin bzw.
einen Bewohner in Rechnung stellt. Zum Januar 2017 wurde jedoch der
"Einrichtungs-einheitliche Eigenanteil" (EEE) eingeführt. Das
bedeutet, dass die Erhöhung des Pflegesatzes durch die Leistungen der
Pflegekasse im jeweiligen höheren Pflegegrad ausgeglichen wird und
sich der Eigenanteil an diesen Kosten nicht steigert. (Bis zur
Pflegereform 2017 war dies anders.) Diese Regelung gilt allerdings
erst ab PG 2, weil der Gesetzgeber pauschal davon ausgeht, dass bei PG
1 ein Umzug ins Pflegeheim nicht notwendig ist, sondern die Versorgung
auch zu Hause stattfinden könnte. Wer also bereits mit PG 1 in ein
Heim umziehen will, muss meist einen höheren Eigenanteil bezahlen als
die Bewohner mit einem höheren Pflegegrad.

Die Leistungen der Pflegeversicherung bei stationärer Pflege betragen
770 EUR in PG 2, 1.262 EUR in PG 3, 1.775 EUR in PG 4 und 2.005 EUR in
PG 5. Bei PG 1 zahlt die Pflegekasse zu den Kosten für stationäre
Pflege lediglich einen Zuschuss von 125 EUR.

Die Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie die Investitionskosten
kommen zu den Pflegekosten hinzu und müssen in jedem Fall als
Eigenanteil gezahlt werden.

Nicht ganz einfach zu beantworten ist die Frage, ob die Kosten für
eine Grundversorgung mit Hygieneartikeln (Seife, Zahnpasta, Duschgel)
in den Heimkosten enthalten sind. Dies ist im Gesetz nicht eindeutig
geregelt. Man sollte nachsehen, was dazu im Heimvertrag steht und ggf.
nachfragen.

Weitere Ausgaben entstehen auch beim Leben im Heim für den Einkauf von
Bekleidung, für Friseurbesuche, individuelle Kosmetika und sonstige
persönliche Wünsche.




[image: Beispiel für durchschnittliche monatlichen Kosten eines Pflegeheimaufenthalts]
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Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/18, S. 4

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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AKTION/960: Hamburg - Ausstellung, Vortrag, Lesung und Film ... das Lazarett im Ersten Weltkrieg, 19.10.18-31.01.19


Medizinhistorisches Museum Hamburg - Oktober 2018

Ausstellung, Vortrag, Lesung, Film 

Ausstellung

Lebenszeichen

Fotopostkarten aus den Lazaretten des Ersten Weltkriegs

ab 20. Oktober 2018 im Medizinhistorischen Museum Hamburg



Lebenszeichen

Fotopostkarten aus den Lazaretten des Ersten Weltkriegs

Eingerichtet in Theatern, Schulen, Krankenhäusern oder Ballsälen wurde
das Lazarett während des Ersten Weltkriegs zur "omnipräsenten
medizinischen Institution", die "den Krieg in die unmittelbare Nähe
der Bevölkerung rückte" (W. U. Eckart). Fotopostkarten von den
verwundeten Soldaten dokumentieren die Aneignung dieser Räume und
legen einen (idealisierten) Blick auf das Leben im Lazarett frei. Als
persönliche Nachricht waren sie oft das erste Lebenszeichen, das
Angehörige von den Verwundeten erhielten. Dabei teilten sich die
Schreiber nicht nur über die Zeilen mit, die sie zu Papier brachten,
sondern in auch über die Fotografien, die sie als genesenden und
umsorgten Patienten zeigte.

Eine große Sammlung von Feldpostkarten ist Zentrum der Ausstellung,
die ausgehend von den Fotos und Texten medizinische, soziale und
kulturelle Aspekte der Krankenversorgung zwischen vaterländischer
Propaganda und allgegenwärtiger Krisenerfahrung entfaltet. Einen
gesonderten Blick wirft sie auf die "Lazarettstadt" Hamburg, wo u.a.
das Gebäude des Medizinhistorischen Museums, die Kunstgewerbeschule
Lerchenfeld und die Volksschule Erikastraße als Lazarett genutzt
wurden.

Die Gestaltung übernahm die Künstlerin Katrin Mayer:

Scharniere stützen und verbinden die Ausstellungselemente. Sie
verweisen auf die prothetische Funktion des Lazaretts.


Freitag, 19.10.2018, 18.30 Uhr

Eröffnung der Ausstellung

mit einer Einführung von Philipp Osten

und den Kuratoren Monika Ankele und Henrik Eßler

Donnerstag, 22. November 2018, 18.30 Uhr

"Mir geht es noch gut!" - Zeilen, Bilder, Feldpostkarten aus Kriegslazaretten, 
1914-1918

Vortrag von Wolfgang U. Eckart

Donnerstag, 13. Dezember 2018, 18.30 Uhr

"Kriegsneurotiker" in Sonderlazaretten des Ersten Weltkriegs.

Von "Nervenschwächlingen" und der Optimierung menschlicher Ressourcen

Vortrag von Heinz-Peter Schmiedebach

Donnerstag, 10. Januar 2019, 18.30 Uhr

"Erst das Lazarett zeigt, was Krieg ist." Aufzeichnungen von
Ärzten, Pflegenden und Verwundeten aus den Lazaretten des Ersten
Weltkriegs

kommentierte Lesung mit Christoph Grissemann und
Monika Ankele

Donnerstag, 31. Januar 2019, 18.30 Uhr

"Nerven" (Deutschland 1919)

Stummfilmvorführung im historischen Sektionssaal mit der Pianistin
Eunice Martins und einer Einführungvon Philipp
Stiasny


Öffentliche Führungen 

Am 22. November, 13. Dezember, 10. Januar und 31. Januar findet vor
den Veranstaltungen jeweils um 18 Uhr eine kostenlose Führung durch
die Ausstellung statt. Am 20. Oktober, 1. Dezember und 19. Januar
führen die Kuratoren jeweils um 15 Uhr durch die Ausstellung.


Veranstaltungsort:

Medizinhistorisches Museum Hamburg

Fritz-Schumacher-Haus (Gebäude N30)

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Martinistraße 52, 20246 Hamburg

(Seiteneingang Frickestraße / Ecke Schedestraße)

Telefon: (040) 7410 - 57172

Öffnungszeiten des Museums

mittwochs, samstags und sonntags von 13 Uhr bis 18 Uhr

Eintrittspreise

6 Euro/ 4 Euro

Für Schwerbehinderte und ihre Begleitpersonen, Patientinnen und
Patienten des UKE sowie für Personen, die an der Kasse darauf
hinweisen, dass sie den Eintritt nicht aufbringen können, ist der
Museumsbesuch kostenlos.

 * 

Quelle:

Medizinhistorisches Museum Hamburg

Pressemitteilung vom Oktober 2018

Fritz-Schumacher-Haus (Gebäude N30)

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf

Martinistraße 52, 20246 Hamburg

Telefon: (040) 7410 - 57172
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AKTION/959: Telefonische GASTRO-Sprechstunde zum Thema Fettleber, die unbekannte Volkskrankheit, 07.11. + 05.12.2018


Gastro-Liga e.V. - Gießen, 12. Oktober 2018

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Krankheiten von Magen, Darm und Leber 

sowie von Störungen des Stoffwechsels und der Ernährung e.V.

Fettleber - die unbekannte Volkskrankheit

GASTRO-Sprechstunde mit Experten der Gastro-Liga e. V. zum Thema
Fettleber am 7. November und am 5. Dezember 2018 (jeweils Mittwoch)
von 18 bis 20 Uhr



Nicht-alkoholische und alkoholische Fettlebererkrankungen zählen zu
den häufigsten Lebererkrankungen in der westlichen Welt. Ihre Rolle
als Verursacher von Leberzirrhosen und Leberkrebs nimmt dramatisch zu.
Die zunächst meist schmerzlose Erkrankung verläuft dabei häufig
unbemerkt. Ohne eine geeignete Behandlung können die Langzeitfolgen
jedoch gravierend sein.

Wie entsteht eine Fettleber?

Der Zusammenhang zwischen Fett
und Lebergesundheit ist ein in der Öffentlichkeit nach wie vor selten
behandeltes Thema. Und doch leiden in Deutschland Schätzungen zufolge
etwa 30 Prozent der Bevölkerung an der nicht durch Alkohol
verursachten Form der Fettleber. "Dass Alkohol der Leber schadet, ist
den meisten Menschen bekannt"; berichtet Prof. Dr. Axel Holstege,
Experte für Lebererkrankungen aus Landshut und kooptiertes
Vorstandsmitglied der Gastro-Liga. "Viele meiner Patienten sind jedoch
überrascht, wenn ich ihnen erzähle, dass sich auch Übergewicht und
hohe Blutfettwerte negativ auf die Leber auswirken können." Bei
Fettlebererkrankungen lagert sich Fett innerhalb der

Leberzellen ab. Dieser Vorgang ist für die Betroffenen zunächst meist
nicht mit Beschwerden verbunden. Diese Ablagerungen können im weiteren
Verlauf die Funktion der Leber stören. Der Körper versucht in der
Regel, diesen Funktionsverlust durch eine Vergrößerung der Leber
auszugleichen. Hinzu kommt, dass die Fettablagerungen auf Dauer die
Entwicklung von Entzündungen in der Leber begünstigen. Das kann über
die Jahre hinweg zu einer zunehmenden Vernarbung der Leber
(Leberfibrose) führen. Im fortgeschrittenen Stadium ist es möglich,
dass die Leber aufgrund der Schäden ihren Aufgaben in Bezug auf die
Entgiftung des Körpers nicht mehr vollständig nachkommen kann. Man
spricht dann von einer Leberzirrhose (Schrumpfleber). Gleichzeitig
steigt bei Fettlebererkrankungen auch das Risiko für Leberkrebs, wobei
sich dieser auch unabhängig vom Vorliegen einer Leberzirrhose
insbesondere bei einer Fettleber mit Entzündung entwickeln kann.

Ursachen und Risikofaktoren

Wichtige Risikofaktoren für die Entstehung einer Fettleber sind
Übergewicht (insbesondere bei hohen Fettansammlungen im Bauchbereich)
und erhöhte Blutfettwerte. Menschen mit Typ-2-Diabetes entwickeln
häufiger eine Fettleber als Menschen ohne Diabetes. Auch bestimmte
Medikamente und Therapien (z. B. eine Chemotherapie) können die
Entstehung einer Fettleber begünstigen.

Darüber hinaus kann auch ein regelmäßiger und überhöhter Alkoholkonsum
zu einer Verfettung der Leber führen. Das Erkrankungsbild der
alkoholischen Fettleber ähnelt sehr der nichtalkoholischen
Fettlebererkrankungen. Es nimmt aber häufiger einen rascheren und
schwereren Verlauf.

Therapie der Fettleber

Derzeit werden trotz weltweit
intensiver Forschung keine Medikamente, die speziell zur Behandlung
von Fettlebererkrankungen eingesetzt werden können, empfohlen. Die
Therapie konzentriert sich in der Regel darauf, die Ursachen der
Fettleber zu bekämpfen. So kann beispielsweise die Reduktion von
Übergewicht zu einer Rückbildung der Fettablagerungen in der Leber
beitragen. Experten raten zu einer langsamen, aber stetigen
Gewichtsreduktion durch eine Umstellung der Ernährung auf zum Beispiel
eine mediterrane Kost, durch Verminderung der Kalorienzufuhr und durch
regelmäßige körperliche Aktivität. "Ich empfehle meinen Patienten
meist, eine Gewichtsreduktion von ein bis zwei Kilogramm pro Monat
anzustreben", sagt. Prof. Holstege. "Das ist für viele ein leichter
erreichbares Ziel und die Gewichtsreduktion hält zudem oft länger an
als bei Radikaldiäten oder anderen extremen Maßnahmen." Gleichzeitig
sollten Betroffene Alkohol nur in Maßen genießen oder vollständig
darauf verzichten. Bei Menschen mit Diabetes ist eine gute Kontrolle
der Blutzuckerwerte von großer Bedeutung.


Haben Sie Fragen zum Thema Fettleber? Dann rufen Sie an. Die Experten
der Gastro-Liga e. V. geben Ihnen gerne Antwort. Am 7. November und am
5. Dezember 2018 (jeweils Mittwoch) von 18 bis 20 Uhr ist die
GASTRO-Sprechstunde unter Tel.: 0641 / 9 74 81 20 zu erreichen. Unter
www.gastro-liga.de steht Ihnen im Bereich "Unser Service" eine
Vielzahl an Broschüren zu unterschiedlichen Verdauungsthemen kostenlos
zum Download zur Verfügung, unter anderem zum Thema Fettleber und
Leberzirrhose.



Unter www.gastro-liga.de stehen Ihnen im Bereich
"Unser Service - Ratgeber" über 40 Broschüren zu unterschiedlichen
Verdauungsthemen kostenlos zum Download zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Gastro-Liga e.V. - Pressemitteilung 12. Oktober 2018

Herausgeber:

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Krankheiten von Magen, Darm und Leber

sowie von Störungen des Stoffwechsels und der Ernährung e.V.

Friedrich-List-Str. 13, D-35398 Gießen

Telefon: 0641 / 97 481-0, Fax: 0641 / 97 481-18

E-Mail: geschaeftsstelle@gastro-liga.de

Internet: www.gastro-liga.de
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VORTRAG/828: Hamburg - Patientenverfügung und Betreuung ... richtig vorsorgen, 25.10.2018


Verbraucherzentrale Hamburg - 15. Oktober 2018

Patientenverfügung und Betreuung - richtig vorsorgen

Vortrag in der Verbraucherzentrale



Was passiert, wenn ich meine Angelegenheiten von heute auf morgen
nicht mehr selbst besorgen kann? Wer entscheidet für mich, wenn ich
bewusstlos oder dement werde? Was mache ich, wenn ich selbst Vorsorge
treffen will? Was sind Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht
und Betreuungsverfügung? In einem Vortrag der Verbraucherzentrale
Hamburg erfahren Ratsuchende, was sich hinter der gesetzlichen
Betreuung verbirgt und wie man mit Vollmachten und Verfügungen
vorsorgen kann, damit keine staatlichen Eingriffe nötig werden.

Die Referentin der Veranstaltung gibt einen Einstieg ins Thema, geht
zunächst ausführlich auf die gesetzliche Betreuung ein und erläutert
dann anhand von Beispielen die Inhalte und Unterschiede der einzelnen
Verfügungen, mit denen man selbst Vorsorge treffen kann. Anschließend
wird erklärt, worauf beim Aufsetzen einer Vorsorge-, Betreuungs- oder
Patientenverfügung zu achten ist und welche Konsequenzen mit den
Willenserklärungen verbunden sind. Darüber hinaus bietet der Termin
Raum und Gelegenheit, um konkrete Fragen zu besprechen.

Termin:

Donnerstag, 25. Oktober 2018

15.00 bis 18.00 Uhr

Referentin:

Ursula Wens, Rechtsanwältin und Patientenberaterin

Ort:

Verbraucherzentrale Hamburg,

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kosten: 20 Euro (für Paare 30 Euro)

Anmeldung:

erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-108

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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KLASSIK/10137: Lübeck - 3. Sinfoniekonzert "Ein Trost für die Lebenden" am 25. und 26.11.


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

3. Sinfoniekonzert: Ein Trost für die Lebenden



»Selig sind, die da Leid tragen, denn sie sollen getröstet werden.«
Gleich zu Beginn formuliert Johannes Brahms die zentrale Aussage
seines »Deutschen Requiems« und macht deutlich, dass in seinem
Trauerstück die Lebenden, nicht die Verstorbenen, im Mittelpunkt
stehen. Nachdem er selbst zwei schmerzliche Erlebnisse zu verwinden
hatte - die langwährende Krankheit seines Mentors Robert Schumann und
dessen darauffolgenden Tod in einer Nervenheilanstalt 1856 sowie den
Tod seiner eigenen Mutter 1865 -, verarbeitete Brahms seine Trauer in
einem Requiem. Im Februar 1867 schreibt er darüber an einen Freund:
»Ich habe nun meine Trauer niedergelegt und sie ist mir genommen; ich
habe meine Trauermusik vollendet als Seligpreisung der Leidtragenden.«

»Requiem« im ursprünglichen Sinn bezeichnet die Heilige Messe für
Verstorbene, wobei traditionell der lateinische Text dominiert.
Brahms' Stück ist jedoch nicht für den liturgischen Gebrauch
konzipiert. Er selbst wählte die Bibelstellen aus, stellte sie
zusammen und entschied sich für die deutsche Sprache. Der
Auferstehungsgedanke fehlt, im Mittelpunkt stehen Trost spendende
Bibelverse, welche den Menschen Halt bieten sollen. Dieser
Grundgedanke zieht sich auch durch die Anlage des Stückes. Während die
ersten vier Sätze von den Themen Tod und Vergänglichkeit geprägt sind,
repräsentieren die sich anschließenden vier Sätze Zuversicht, Trost
und den Glauben an ein ewiges Leben. Die Mitte des Werkes, der vierte
Satz, markiert dabei den Ruhepunkt, welcher in eine erlösende
Gewissheit überleitet.

Die vollständige Uraufführung des »Deutschen Requiem« in der
siebensätzigen Fassung, wie sie auch heute zu hören ist, fand im
Februar 1869 im Leipziger Gewandhaus statt. Es machte den erst
35-jährigen Brahms schlagartig im deutschsprachigen Raum berühmt und
zählt bis heute zu seinen bekanntesten und am häufigsten aufgeführten
Kompositionen. Der Musikwissenschaftler Michael Heinemann begründet
den Erfolg des Werkes in seiner Allgemeingültigkeit: »Das Deutsche
Requiem ist keine Gedächtnismusik und keine Hommage - viel eher eine
musikalische Meditation über den Tod, nicht gebunden an einen
singulären Trauerfall und eben darum für jeden einzelnen ein Angebot,
sich mit den 'letzten Dingen' auseinanderzusetzen.«

Johannes Brahms (1833-1897)

»Ein deutsches Requiem«

nach Worten der Heiligen Schrift, op. 45

Dirigent A. Wolf

Sopran C. Oelze

Bariton D. Roth

Chöre Chor des Theater Lübeck, Carl-Philipp-Emanuel-Bach-Chor Hamburg

Konzerte 25/11, 11.00 Uhr, 26/11, 19.30 Uhr, Musik- und Kongresshalle

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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KLASSIK/10136: Mönchengladbach - Sonaten von Beethoven und Chopin u.m. am 9.11.2018


Hochkarätiges Duo im 2. Schlosskonzert



Der Cellist Alexander Hülshoff, der seine Ausbildung bei Martin
Ostertag in Karlsruhe und Lynn Harrell in Los Angeles erhielt und sich
schon früh durch Konzerte mit Musikern wie Igor Oistrach oder Gil
Sharon einen Namen gemacht hat, ist auf vielen Bühnen der Welt zu
Hause. Im 2. Schlosskonzert am Freitag, dem 9. November (20 Uhr) ist
er gemeinsam mit der aus Polen stammenden und heute an der Robert
Schumann Hochschule Düsseldorf tätigen Pianistin Joanna Przybylska im
Schloss Rheydt zu Gast.

Auf dem Programm des hochkarätigen Duokonzerts stehen Sonaten von
Beethoven und Chopin sowie die Suite "Im Walde op. 50" von David
Popper. Dieses 1882 in Hamburg erschienene sechssätzige Werk ist vor
allem durch die Sätze "Gnomentanz" und "Andacht" bekannt und beliebt,
aber auch die übrigen Sätze bezaubern durch ihren eigenen Reiz. Auf
die Interpretation von Poppers Opus 50 dürfen die Besucher im
Rittersaal besonders gespannt sein, denn sie werden die Suite auf dem
so genannten "Popper-Cello" hören, einem altitalienischen Instrument
von Giovanno Grancino aus dem Vorbesitz David Poppers, das Alexander
Hülshoff vor einigen Jahren erwerben konnte.

In Alexander Hülshoffs Repertoire nimmt Ludwig van Beethoven eine
besondere Stellung ein, und die Aufnahme des Beethovenschen
Gesamtwerks für Violoncello und Klavier ist ein wichtiges Dokument
seiner künstlerischen Arbeit. Zum Auftakt des Schlosskonzerts erklingt
Beethovens Sonate op. 102 Nr. 2, eins der großen Spätwerke des
Titanen. Als romantischer Gegenpol folgt Frédéric Chopins Sonate op.
65, seine einzige Sonate für Violoncello und Klavier, die durch die
glückliche Klangbalance zwischen den Instrumenten fasziniert.

Karten für das Schlosskonzert sind zum Preis von 13 Euro (ermäßigt 9
Euro) zzgl. VVK-Gebühren an der Theaterkasse und allen bekannten
VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de erhältlich.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KLASSIK/10135: Lübeck - 2. Kammerkonzert "Lichtgestalten" am 3.11.2018
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2. Kammerkonzert "Lichtgestalten"

Konzert zum Gedenken an die Hinrichtung der Lübecker Märtyrer in
Kooperation mit der Veranstaltungsreihe »Lichtgestalten - Licht
gestalten« der Propsteikirche Herz Jesu



Die Veranstaltungsreihe »Lichtgestalten - Licht gestalten« in der
Lübecker Propsteikirche Herz Jesu möchte neue Impulse setzen, den
Kirchenraum öffnen, mit Leben füllen und neu erlebbar machen. Neben
Musik wird es Bilder und Texte von »Lichtgestalten« aus Literatur,
Kunst, Kirche und Religion geben - bekannte aber auch neu zu
entdeckende Persönlichkeiten -, die zum Zuhören, Nachdenken und
Meditieren anregen. Neben Arien des größten deutschen Kirchenmusikers
Johann Sebastian Bach erklingen Werke für Trompete und Klavier von
Bohuslav Martinù und Paul Hindemith, dessen Liederzyklus »Das
Marienleben« nach religiösen Gedichten von Rainer Maria Rilke für
Sopran und Klavier sowie die »Geistlichen Lieder« des heute selten
aufgeführten Komponisten Viktor Ullmann.

Die Reihe Kammerkonzerte wird gefördert durch die Heinz und Erika
Wiggers Stiftung.

Musik von Johann Sebastian Bach, Bohuslav Martinù, Paul Hindemith und
Viktor Ullmann

Sopran A. Stadel

Trompete M. Krebber

Klavier I. Tsepkova

Konzert 03/11, 19.30 Uhr, Propsteikirche Herz Jesu

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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AUSLAND/8857: Aus aller Welt - 17.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Macron krempelt sein Kabinett um

Nach mehreren Ministerrücktritten hat Frankreichs Präsident Emmanuel
Macaon eine neue Regierungsmannschaft gebildet. Christophe Castaner,
einen der engsten Vertrauten Macrons, wird dabei das Innenministerium
übernehmen. Wie der Elysée-Palast weiter mitteilte, wurden auch die
Spitzen der Ministerien für Landwirtschaft, Kultur und
gesellschaftlichen Zusammenhalt neu besetzt. Erst vor gut einem Monat
hatte Macron das Kabinett umgebildet, weil der beliebte
Umweltminister Nicolas Hulot überraschend sein Amt niederlegte. Hulot
begründete den Schritt mit Macrons mangelndem Engagement für den
Naturschutz und seinem Festhalten an der Atomenergie.

17. Oktober 2018
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JUSTIZ/8857: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßlicher Drogenboß stellt sich der spanischen Polizei

Einer der meistgesuchten Drogenhändler Spaniens wurde von der Polizei
verhaftet. Francisco Tejón galt seit der Festnahme seines Bruders im
Juni als alleiniger Chef des berüchtigten Clans "Los Castanas", der
rund 70 Prozent des Haschischhandels in der andalusischen Provinz
Cadiz im Süden Spaniens kontrollieren soll. Wie aus einer Mitteilung
der spanischen Behörden hervorgeht, stellte sich der bereits seit
mehreren Tagen observierte 39jährige im Beisein seiner Anwälte in
seinem Haus in der Stadt La Linea de la Concepcion an der Grenze zu
Gibraltar den Ermittlern.

17. Oktober 2018
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MILITÄR/8854: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Luftwaffenpiloten sterben bei Übung in Westukraine

Der ukrainische Generalstab in Kiew hat einen tödlichen
Flugzeugabsturz während eines internationalen Übungsflugs in der
Westukraine bestätigt. Demnach kamen ein US-Luftwaffenpilot und der
ukrainische Co-Pilot beim Absturz eines ukrainischen Jagdflugzeugs
vom Typ Suchoi SU-27 über dem Gebiet Winnyzja ums Leben. In der
Region begann am 8. Oktober die zwölftägige Übung "Clear Sky 2018", an
der sich neben Flugzeugen aus acht NATO-Staaten auch die ukrainische
Luftwaffe beteiligt. Die simulierten Luftkämpfe finden vor dem
Hintergrund des Ukraine-Konflikts statt.

17. Oktober 2018
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POLITIK/8856: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD schickt Katarina Barley nach Brüssel

Die SPD hat Katarina Barley offiziell als Spitzenkandidatin für die
Europawahl nominiert. Wie Parteichefin Andrea Nahles am Mittwoch in
Berlin mitteilte, fiel der Beschluß des Präsidiums einstimmig aus.
Auf Listenplatz zwei soll ihr Udo Bullmann folgen, der derzeitige
Fraktionsvorsitzende der Sozialdemokraten im Europaparlament. Bis zu
ihrem Wechsel ins EU-Parlament will Barley ihr Amt als
Bundesjustizministerin weiterführen. Die Wahlen zum europäischen
Parlament finden vom 23. bis 26. Mai statt.

17. Oktober 2018
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SONSTIGES/8855: Tragisches und Kurioses - 17.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Absturz eines Kleinflugzeugs fordert zwei Menschenleben

Auch einen Tag nach dem Absturz eines Kleinflugzeugs in Sankt
Augustin bei Bonn, bei dem zwei Insassen ums Leben kamen, ist die
Unglücksursache nach wie vor unklar. Die zweisitzige Maschine vom Typ
Tecnam befand sich offenbar auf einem Ausbildungsflug, als sie am
Dienstagnachmittag auf ein freies Feld in der Nähe des Flughafens
Hangelar stürzte und komplett ausbrannte. Angeblich soll der Pilot
während des Fluges Motorprobleme festgestellt und diese per Funk an
den Tower gemeldet haben. Experten der Bundesstelle für
Flugunfalluntersuchungen (BFU) haben am Mittwochvormittag mit der
Untersuchung des Wracks begonnen.

17. Oktober 2018
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WISSENSCHAFT/7940: Aus Forschung und Technik - 17.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



China entwickelt präzises Satellitennavigationssystem

China hat sein BaiDou-Navigationssystem um zwei neue Satelliten
erweitert. Nach Informationen der Agentur Xinhua gelangten die beiden
Navigationssatelliten M15 und M16 der BeiDou-3-Familie an Bord eines
vierstufigen Nutzlastträgers des Typs Langer Marsch 3B in ihre
erdnahen Umlaufbahnen. Wie ein Sprecher des Satellitenstartzentrums
Xichang in der Provinz Sichuan mitteilte, erreichten die vom Institut
für Innovationen bei Kleinsatelliten der chinesischen Akademie der
Wissenschaften (Innovation Academy for Microsatellites Chinese
Academy of Sciences, IAMCAS) konstruierten Hightech-Geräte nach vier
Stunden Flugzeit ihren Orbit in rund 22.000 Kilometern Höhe. China
plant in diesem Jahr noch drei weitere Modelle der dritten
BeiDou-Generation in den Weltraum zu schicken. Bis Ende des Jahres
soll so ein Basissystem entstehen, das die an der Belt and Road
Initiative, die oft auch als "neue Seidenstraße" tituliert wird,
teilnehmenden Länder mit modernen Dienstleistungen versorgen soll.

17. Oktober 2018
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AUSLAND/7953: Aus aller Welt - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



In Kanada hat der legale Verkauf von Cannabis begonnen

In Kanada ist seit Mittwoch Verkauf und Konsum von Cannabis nicht
mehr illegal. Die Modalitäten der Freigabe werden von den Provinzen
und Territorien festgelegt. Die Altersgrenze liegt demnach bei 18
oder 19 Jahren. Der persönliche Besitz von Cannabis ist auf 30 bis
150 Gramm beschränkt. Der Verkauf erfolgt über den Versandhandel und
in privaten Geschäften oder allein über Abgabestellen der Regierung.
Cannabis in Lebensmitteln bleibt mindestens noch ein Jahr lang
verboten. Premier Trudeau sprach davon, die Altersgrenze auf z. B. 25
Jahre heraufzusetzen, weil Marihuana vor allem dem sich entwickelnden
Hirn schade. Nur ginge das am tatsächlichen Konsumverhalten vorbei
und nützte den kriminellen Dealern.

17. Oktober 2018
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GESUNDHEIT/7912: Medizin und Gesundheitswesen - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Masern-Fälle in Bayern

Bayerns Gesundheitsministerium schlägt Alarm. Die Zahl der
Masern-Fälle soll sich dieses Jahr im Freistaat bereits mehr als
verdoppelt haben. Bis zum 8. Oktober waren 100 Erkrankungen gemeldet
worden. Im gleichen Vorjahreszeitraum waren es demnach 43 Fälle. Da
die hochansteckende Erkrankung auch einen sehr schweren Verlauf mit
gravierenden Spätfolgen haben kann, wird eine Impfung gegen Masern
empfohlen.

17. Oktober 2018
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JUSTIZ/7941: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Razzien bei Rockern in Schleswig-Holstein

In Flensburg, Schleswig und Niebüll haben rund 150 Polizisten am
Dienstagmorgen zeitgleich Wohnhäuser, ein Clubhaus und ein gewerblich
genutztes Gebäude der Rockergruppe Hells Angels durchsucht. 18
Mitglieder des Rockerclubs Hells Angels MC Coastland und der Red
Devils aus Flensburg stehen in Verdacht, am Rande der
Rennveranstaltung HotWheelz auf dem Flugplatz beim nordfriesischen
Schwesing Angehörige der Husumer Mongols angegriffen zu haben. Dabei
wurden mindestens zwei von ihnen schwer verletzt. Nach Angaben des
Landeskriminalamts in Kiel haben die Beamten unter anderem
Mobilfunkgeräte, elektronische Datenträger, Betäubungsmittel sowie
diverse Hieb- und Stichwaffen sichergestellt. Festnahmen im Rahmen
der Razzien hat es nicht gegeben. Die Ermittler können auf Foto- und
Videomaterial zurückgreifen, welches Zeugen der Vorgänge vom 18.
August auf ein Online-Hinweisportal der Landespolizei hochgeladen
hatten.
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KULTUR/7864: Sprache, Kunst und Medium - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Schattenseiten der Modeindustrie in Köln angekommen

Im Kölner Rautenstrauch-Joest-Museum ist bis zum 24. Februar die Schau
"Fast Fashion. Die Schattenseiten der Mode" zu sehen.

Die Wanderausstellung, die 2015 vor dem Hintergrund der Großbrände in
mehreren Textilfabriken in Pakistan und Bangladesch vom Hamburger
Museum für Kunst und Gewerbe entwickelt wurde, wirft einen kritischen
Blick hinter die Kulissen und auf die Konzepte der Textilbranche, die
Hunderten Fabrikarbeiterinnen und -arbeitern das Leben gekostet hatte.

Damals wurden Diskussionen nicht nur über einzelne Katastrophen,
sondern auch über die Ausbeutung billiger Arbeitskräfte und die 
generellen Mißstände in der Modebranche angestoßen, wie WDR1 
berichtete.
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MILITÄR/7931: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Absturz bei Luftkampfvergleich in der Westukraine

Die ukrainische Luftwaffe und Luftkampfeinheiten aus acht
NATO-Staaten - darunter Großbritannien, die Niederlande, Polen und
Rumänien - üben seit einigen Tagen in der westukrainischen Region
Winnyzja den Luftkampf. An der bis Freitag gehenden Militärübung
"Clear Sky 2018" sind insgesamt rund 700 Soldaten beteiligt. Dabei
geht es um den Vergleich der Kampfstärke von Jagdflugzeugen F-15C
Eagle der US-Nationalgarde mit derjenigen der aus Sowjetzeiten
stammenden Suchoi SU-27 in simulierten Luftkämpfen. Eine SU-27 ist
dabei abgestürzt. Der US-Pilot und der ukrainische Co-Pilot kamen
dabei zu Tode. Eine Unglücksursache wurde zunächst nicht angegeben.
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POLITIK/7945: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Ministerin Klöckner arbeitet an Zuckerreduktionsstrategie

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner und mehrere Verbände
der Lebensmittelbranche haben am Dienstag eine Grundsatzvereinbarung
unterzeichnet, mit der sich die Ernährungsindustrie unter anderem
verpflichtet, ab 2019 den Anteil von Fett, Salz und Zucker in
Fertigprodukten zu reduzieren. Die Branchenverbände und das
Landwirtschaftsministerium wollen dazu bis Jahresende Konzepte
ausarbeiten, zu deren Umsetzung die Industrie Zeit bis 2026 hat. Die
CDU-Politikerin will auf freiwilliger Basis und möglichst breiter
Mitwirkung der Wirtschaftsunternehmen eine Senkung krankmachenden
Übergewichts und ernährungsmitbedingter Krankheiten in Deutschland
herbeiführen. Wirtschaftliche Interessen sollen dabei nicht außer
Acht gelassen werden. Konsumenten sollen mitgenommen werden und keine
Änderungen an Geschmack und Konsistenz der Lebensmittel bemerken.
Eventuell werden auch Portions- und Verpackungsgrößen verkleinert.
Der Zucker-, Salz- und Fettkonsum der Bevölkerung war auch Thema des
2. Deutschen Zuckerreduktionsgipfels am Mittwoch in Berlin.
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SONSTIGES/7914: Tragisches und Kurioses - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Mordfreies Wochenende in New York

Das hat es seit 25 Jahren in New York nicht mehr gegeben: Ein
Wochenende ohne einen Mord oder wenigstens eine Schießerei. Da mußte
Polizeichef James O'Neill in seinem Kalender bis ins Jahr 1993
zurückblättern.

Das bedeutet natürlich nicht, daß jetzt die große Friedfertigkeit auf
den Straßen von Big Apple ausgebrochen oder die Munition ausgegangen
wäre. Im ersten Halbjahr 2018 weist die Statistik nämlich bereits 147
Morde auf, und das könnte sich nach dem dreitägigen Atemholen bis
Neujahr noch zu einem neuen Rekord auswachsen.
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SOZIALES/7942: Arbeit, Soziales und Familie - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Nationale Armutskonferenz legt Bericht vor

Wie die Nationale Armutskonferenz in Berlin berichtete, hat sich der
Anteil der Menschen in Deutschland, die trotz Arbeitseinkommens arm
sind, binnen zehn Jahren verdoppelt. Inzwischen sind davon fast zehn
Prozent betroffen. Insgesamt gelten rund 16 Prozent der Bevölkerung
als armutsgefährdet. Das Problem der sogenannten "working poor"
stellt sich trotz des Wirtschaftswachstums und des sich erholenden
Arbeitsmarkts. Zur Armutskonferenz gehören unter anderem
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege. Die Konferenzmitglieder
erwarten von der Bundesregierung mehr Engagement für gute Arbeit und
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. Zentrale Forderungen des
Bündnisses sind eine Kindergrundsicherung, eine Erhöhung des
Mindestlohns und der Hartz-IV-Regelsätze sowie die Abschaffung aller
Sanktionen für Hartz-IV-Bezieher.
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UMWELT/7923: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Veterinär steckt sich mit West-Nil-Virus an

Die durch den West-Nil-Virus ausgelöste Vogelinfektion, an der auch
Menschen erkranken können, breitet sich in Europa immer weiter aus.
Das gilt nicht nur für den Südosten des Kontinents, sondern auch für
Deutschland. So meldete dpa, daß mit einem Tierarzt aus Bayern jetzt
auch erstmals ein Mensch in Deutschland mit dem Virus infiziert wurde. 
Mit hoher Wahrscheinlichkeit geschah das bei der Obduktion eines
an dem Virus verendeten Bartkauzes aus einem Wildpark in Poing
(Landkreis Ebersberg). Nach Auskunft des bayerischen Landesamtes für
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit soll der Veterinär inzwischen
wieder gesund sein.
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WIRTSCHAFT/7930: Märkte und Finanzen - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Private Geldvermögen auf Rekordniveau

Das Geldvermögen der privaten Haushalte in Deutschland erreichte im
zweiten Quartal 2018 den Rekordwert von 5977 Milliarden Euro. Das
waren über 80 Milliarden Euro mehr als in den ersten drei Monaten des
Jahres, wie die Deutsche Bundesbank am Mittwoch in Frankfurt
mitteilte. Zu Geldvermögen zählt das Institut Bargeld, Bankeinlagen,
Wertpapiere und Ansprüche an Versicherungen. Fast 40 Prozent des
gesamten Geldvermögens machten Bargeld und Bankeinlagen aus. Fast
genauso hoch war die Quote der Lebensversicherungen. Den Geldvermögen
standen Verbindlichkeiten der Privathaushalte von 1755 Milliarden
Euro gegenüber.
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WISSENSCHAFT/7946: Aus Forschung und Technik - 17.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Alexxa erkennt an der Stimme bald auch Erkrankungen

Amazon hat dem digitalen Sprachassistenten Alexxa eine weitere
Funktion geschenkt. Wie t-online.de meldete, soll er künftig an der
Stimmlage erkennen, ob jemand beispielsweise gerade eine Erkältung
hat. Es versteht sich von selbst, daß er dann aktiv Waren aus dem
Amazon-Sortiment vorschlägt, mit denen eine solche Erkältung bekämpft
werden kann. Auf jeden Fall hat das Unternehmen sich gerade das
Patent auf eine Technologie zur Stimmanalyse gesichert. Natürlich
könnte ein solches Sprachanalysesystem nicht nur Krankheiten, sondern
auch emotionale Zustände wie Freude, Angst, Niedergeschlagenheit oder
Streß identifizieren… und daraufhin entsprechende Waren
anbieten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1117: Pilz schlägt sich mit eigenen Waffen (idw)


Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie -
Hans-Knöll-Institut (HKI) - 16.10.2018

Pilz schlägt sich mit eigenen Waffen



Jena. Ein internationales Forscherteam um Bernhard Hube vom
Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie in Jena hat
ein weiteres Rätsel um den Hefepilz Candida albicans gelöst: Es entdeckte,
dass dessen Pilzgift Candidalysin seine krankmachende Wirkung durch
Anlockung von Immunzellen selbst boykottiert. Ihre Ergebnisse
veröffentlichten die Wissenschaftler in der Fachzeitschrift Nature
Communications.

Wie viele Mikroorganismen lebt Candida albicans als kommensaler, also
unschädlicher Nutznießer im Verdauungstrakt des Menschen. Dort ist er
Bestandteil eines gesunden Mikrobioms. Gerät dieses jedoch aus dem
Gleichgewicht und die Zahl der Hefezellen nimmt überhand, greifen
menschliche Fresszellen, die Makrophagen, regulierend ein. Sie nehmen den
Pilz auf, was diesen wiederum dazu anregt, fadenförmig zu wachsen und das
Gift Candidalysin zu produzieren. Dieses greift die Fresszellen an und
zerstört sie. So entkommt Candida albicans dem Zugriff des Immunsystems
und vermehrt sich weiter, bis der Mensch schließlich erkrankt.

Doch soweit kommt es nicht immer, wie das Forscherteam aus Deutschland,
Großbritannien, den USA und Kanada nun herausfand: Denn der Makrophage
erkennt das Toxin, bevor es seine tödliche Wirkung entfaltet und löst eine
Entzündung aus. Dadurch werden weitere Immunzellen, vor allem Neutrophile,
angelockt. Diese eliminieren den Hefepilz schließlich. Candidalysin trägt
damit einerseits zur Virulenz des Erregers bei, indem es Wirtszellen
zerstört; anderseits begünstigt es durch Aktivierung der Immunabwehr seine
Bekämpfung. Das Toxin fördert damit als Virulenzfaktor die Erkrankung.
Unter bestimmten Umständen verhindert es diese aber und ist dann ein
Avirulenzfaktor. "Möglicherweise ist die von uns gefundene duale Funktion
des Candidalysins die Folge der gemeinsamen Evolution von
Krankheitserreger und Wirt: Das menschliche Immunsystem hat gelernt, die
Waffe des Erregers zu erkennen und startet daraufhin den Gegenangriff",
sagt Studienleiter Bernhard Hube, Abteilungsleiter am Leibniz-HKI und
Lehrstuhlinhaber an der Friedrich-Schiller-Universität Jena. "Wir werden
nun der Frage auf den Grund gehen, unter welchen Bedingungen die
Avirulenz-Eigenschaft von Candidalysin seine Toxizität überwiegt", so Hube
weiter.

 * 

Das Leibniz-HKI

Das Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie -
Hans-Knöll-Institut - wurde 1992 gegründet und gehört seit 2003 zur
Leibniz-Gemeinschaft. Die Wissenschaftler des Leibniz-HKI befassen sich
mit der Infektionsbiologie human-pathogener Pilze. Sie untersuchen die
molekularen Mechanismen der Krankheitsauslösung und die Wechselwirkung
mit dem menschlichen Immunsystem. Neue Naturstoffe aus Mikroorganismen
werden auf ihre biologische Aktivität untersucht und für mögliche
Anwendungen als Wirkstoffe zielgerichtet modifiziert.
Das Leibniz-HKI verfügt über fünf wissenschaftliche Abteilungen, deren
Leiter gleichzeitig berufene Professoren der Friedrich-Schiller-Universität
Jena sind. Hinzu kommen mehrere Nachwuchsgruppen und
Querschnittseinrichtungen mit einer integrativen Funktion für das
Institut, darunter das anwendungsorientierte Biotechnikum als
Schnittstelle zur Industrie. Gemeinsam mit der FSU betreibt das HKI die
Jena Microbial Resource Collection, eine umfassende Sammlung von
Mikroorganismen und Naturstoffen. Zurzeit arbeiten etwa 430 Personen am
Leibniz-HKI, davon 140 als Doktoranden.

Das Leibniz-HKI ist Initiator und Kernpartner großer Verbundvorhaben wie
der Exzellenz-Graduiertenschule Jena School for Microbial Communication,
der Sonderforschungsbereiche FungiNet (Transregio) und ChemBioSys, des
Zentrums für Innovationskompetenz Septomics sowie von InfectControl 2020,
einem Konsortium im BMBF-Programm Zwanzig20 - Partnerschaft für
Innovation. Das Leibniz-HKI ist Nationales Referenzzentrum für invasive
Pilzinfektionen und Kernpartner des Exzellenzclusters Balance of the
Microverse.

Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. 
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. 
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen,
darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

Originalpublikation:

Kasper L, König A, Koenig PA, Gresnigt MS, Westman J, Drummond, RA,
Lionakis MS, Groß O, Ruland J, Naglik, JR, Hube B (2018)

The fungal peptide toxin Candidalysin activates the NLRP3 inflammasome and
causes cytolysis in mononuclear phagocytes.

Nature Communications,

DOI: 10.1038/s41467-018-06607-1.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ZOOLOGIE/1581: Ein egoistisches Gen macht Mäuse zu Migranten (idw)


Universität Zürich - 16.10.2018

Ein egoistisches Gen macht Mäuse zu Migranten



Hausmäuse, die ein bestimmtes egoistisches Supergen in sich tragen,
wechseln deutlich häufiger die Population als ihre Artgenossen. Dieses
Ergebnis einer Studie der Universität Zürich zeigt somit erstmals, dass
ein solches Gen das Migrationsverhalten von Tieren beeinflusst. Das
Resultat könnte dabei helfen, invasive Mäuseplagen in den Griff zu
bekommen.

Normalerweise sorgt die Kooperation von Genen dafür, dass ein Organismus
wachsen und gedeihen kann. Doch es gibt auch Gene, die ein anderes Ziel
verfolgen: Sie wollen sich selbst weiterverbreiten und verdrängen hierfür
andere Gene. Ein solches egoistisches Supergen ist der sogenannte
t-Haplotyp - ein Komplex aus mehreren gemeinsam vererbten Genen, der
natürlicherweise in Hausmäusen vorkommt. «Dieses Supergen verschafft sich
gegenüber anderen Genen einen unfairen Vorteil bei der Vererbung», erklärt
Jan-Niklas Runge, Erstautor der Studie und Doktorand der
Evolutionsbiologie an der Universität Zürich. Eigentlich hat jedes Gen
eine 50-Prozent-Chance an einen Nachkommen übertragen zu werden. Doch
Spermien, die das Supergen tragen, vergiften konkurrenzierende Spermien
desselben Tieres und erhöhen ihre Befruchtungschance dadurch auf 90
Prozent. Ähnliche Mechanismen finden sich auch in anderen Organismen, etwa
in Fruchtfliegen oder in Mais.

Supergen-Träger wandern aus

In einer Langzeitstudie haben die Forschenden nun untersucht, wie sich
dieses Supergen auf das Migrationsverhalten von Hausmäusen auswirkt.
Hierzu führten sie acht Jahre lang genau Buch über das Kommen und Gehen in
vier Gruppen von wilden freilebenden Hausmäusen in einer Scheune in der
Nähe von Zürich. Mit Hilfe von Genanalysen, Funksendern und regelmässigen
Zählaktionen konnten sie dabei nachweisen, dass Träger des t-Haplotyps
vermehrt zwischen den Gruppen wechselten oder die Scheune ganz verliessen.
Die Wahrscheinlichkeit für eine solche Migration war dabei gegenüber
normalen Tieren um fast 50-Prozent erhöht. Die Studie konzentrierte sich
auf Jungtiere, welche bei Hausmäusen die typische Altersgruppe für
Migration darstellen.

Das eigene Überleben sichern

Die Wissenschaftler glauben, dass das Supergen das Verhalten der Mäuse auf
diese Weise manipuliert, um sich selbst immer weiter auszubreiten. Eine
solche Migration sichert zudem wahrscheinlich auch den Erhalt des
t-Haplotyps im Genpool der Hausmäuse: Nimmt das Supergen nämlich in einer
Population überhand, dann kann dies dazu führen, dass es sich selbst
auslöscht. So sind beispielsweise Mäuse, die zwei Kopien des Supergens
(von der Mutter und vom Vater) erhalten, nicht mehr lebensfähig. Ausserdem
können sich Supergen-Spermien schlecht gegen normale Spermien durchsetzen,
wenn sich ein Weibchen im gleichen Ei-Zyklus mit mehreren Männchen paart.
«Grosse Populationen mit viel Konkurrenz um paarungsbereite Weibchen sowie
Populationen mit einem hohen Anteil an Trägern des t-Haplotyps sind also
eher schlecht für das Supergen», erklärt Runge. «Die Träger des Supergens
wandern deshalb wahrscheinlich aus und schliessen sich Populationen an, in
denen die Chancen auf Verbreitung besser sind.» Diese Vermutung wird durch
das Resultat der Studie belegt: Je grösser die Population, desto
ausgeprägter war das beobachtete Migrationsverhalten. So lässt sich auch
erklären, wie es das Supergen trotz aller Nachteile geschafft hat, etwa
zwei Millionen Jahre lang im Erbgut der Mäuse zu überleben. Die
UZH-Forschenden arbeiten nun daran, diese Hypothese mit Computersimulationen
und weiteren Experimenten zu überprüfen.

Eindämmung von Invasionen

Schon jetzt planen Biologen aus anderen Forschungsgruppen den Einsatz
dieses Supergens für die Kontrolle von invasiven Hausmäusen. Vermehren
sich diese nämlich unkontrolliert an Orten, an denen sie nicht einheimisch
sind, so kann dies das gesamte Ökosystem aus dem Gleichgewicht bringen.
Deshalb wollen die Forschenden das Erbgut so manipulieren, dass die Mäuse
unfruchtbar werden. Das Supergen soll dann dabei helfen, diese
Modifikation möglichst schnell in der Mäusepopulation zu verbreiten.
«Unsere Erkenntnisse sind dafür von grosser Bedeutung und können dazu
beitragen, eine sichere und verlässliche Methode zur Bekämpfung solcher
Invasionen zu entwickeln», hofft Runge.


Originalpublikation:

Jan-Niklas Runge & Anna K. Lindholm.

Carrying a selfish genetic element predicts increased migration propensity
in free-living wild house mice.

Proceedings of the Royal Society B: Biological Sciences. October 3, 2018.

DOI:10.1098/rspb.2018.1333

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/517: Blütenpracht durch genetische Anpassung - Wissenschafter entschlüsseln Genom der Akelei (idw)


Gregor Mendel Institut für Molekulare Pflanzenbiologie (GMI) - 16.10.2018

Blütenpracht durch genetische Anpassung: Wiener Wissenschafter
entschlüsseln Genom der Akelei



Die Akelei ist eine Pflanze mit auffallend schönen Blüten und rund
siebzig verschiedenen Arten in der nördlichen Hemisphäre, vier davon
findet man in Österreich. Diese große Vielfalt ist das Ergebnis eines
Prozesses, welcher adaptive Radiation genannt wird: Die adaptive Radiation
lässt, aufgrund der Anpassung an neue Standorte, neue Arten sehr schnell
entstehen. Bei der Akelei sind durch diesen Prozess Arten mit sehr
unterschiedlichen Blütenfarben und -formen entstanden, die untereinander
problemlos gekreuzt werden können. In Gärtnereien und Privatgärten konnte
dadurch eine riesige Vielzahl von sehr unterschiedlichen prachtvollen
Blütenvariationen gezüchtet werden.




[image: Bild: © GMI]
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Um die Evolutionsgeschichte der Akelei zu verstehen und um herauszufinden,
wie die adaptive Radiation funktioniert, hat eine multinationale
Forschungsgruppe unter der Führung von Daniele Filiault aus dem Labor von
Magnus Nordborg des Gregor Mendel Instituts (GMI) für Molekulare
Pflanzenbiologie der Österreichischen Akademie der Wissenschaften die
Genome von elf verschiedenen Akeleien sequenziert. Diese Arbeit wurde am
Dienstag im Journal eLife publiziert.

Die Forscher haben herausgefunden, dass die genetische Verwandtschaft bei
den elf Pflanzen trotz großer geografischer Entfernung sehr hoch war.

"Das bestärkt unser modernes Verständnis, dass die Entstehung einer neuen
Art (im Allgemeinen) nicht durch ein simples Einzelereignis verursacht
wird, welches zwei Populationen einer Art unterschiedlich entwickeln
lässt, bis sich diese nicht mehr untereinander fortpflanzen können und
dadurch zwei Arten bilden. Stattdessen ist die Artentstehung ein langer,
komplizierter Vorgang, bei dem sich verschiedene Populationen über eine
lange Zeit untereinander kreuzen und damit genetische Informationen
austauschen können", erklärt Magnus Nordborg, Gruppenleiter und
wissenschaftlicher Direktor des GMI.

Erstaunlicherweise fanden die Forscher heraus, dass sich eines der sieben
Akelei-Chromosomen völlig anders entwickelt hat als der Rest. Dieses
Chromosom hat weniger Gene als die übrigen Chromosomen, dafür weist es
fast doppelt so viele Sequenzvarianten auf als die anderen. "Das ist das
erste Mal, abgesehen von Geschlechts-Chromosomen, dass festgestellt wurde,
dass sich ein einzelnes Chromosom gänzlich anders entwickelt als das
restliche Genom", so Daniele Filiault. "Die Gründe dafür sind uns bis
jetzt unklar, deshalb möchte ich weiterhin dieses spezielle Chromosom
erforschen. Diese Erkenntnis könnte uns dabei helfen, zwischen
verschiedenen Forschungsansätzen eine Brücke zu bauen. Einerseits
erforschen Populationsgenetiker die Evolution an Hand von
DNA-Veränderungen im Laufe der Zeit, anderseits konzentrieren sich die
Genom-Biologen auf die Entwicklung von Chromosomen. Die Ergebnisse unserer
Forschung legen nahe, dass wir die Vorstellungen beider Felder miteinander
kombinieren könnten, um unser Wissen über die gesamte Entwicklung von
Genomen zu erhöhen.

Zusammengefasst stellt diese Arbeit den Forschern Instrumente zur
Verfügung um zu verstehen, wie die adaptive Radiation diese unglaubliche
Blütenvielfalt bei der Akelei hervorgebracht hat. Der Blick auf die
Entwicklung in der Vergangenheit könnte es den Forschern ermöglichen,
Modelle für die Zukunft zu entwickeln und somit abzuschätzen, wie sich
Pflanzenarten an den zukünftigen Klimawandel anpassen werden.


Über das GMI

Das Gregor Mendel Institut für Molekulare Pflanzenbiologie (GMI) wurde von
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW) im Jahr 2000
gegründet, um Spitzenforschung in der molekularen Pflanzenbiologie zu
fördern. Das GMI gehört zu den weltweit wichtigsten
Pflanzenforschungseinrichtungen. Mit mehr als 130 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern aus 35 Ländern erforscht das GMI primär die Grundlagen der
Pflanzenbiologie, vor allem molekulargenetische Aspekte wie epigenetische
Mechanismen, Populationsgenetik, Chromosomenbiologie, Stressresistenz und
Entwicklungsbiologie. Das GMI befindet sich in einem modernen Laborgebäude
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften am Vienna BioCenter,
gemeinsam mit mehreren Forschungsinstituten sowie Biotechnologie-Firmen.


Originalpublikation:

Filiault et al. (2018)

The Aquilegia genome provides insight into adaptive radiation and
reveals an extraordinarily polymorphic chromosome with a unique
history.

eLife:36426.

https://doi.org/10.7554/eLife.36426
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/805: Nicht immer ist alles dort, wo es zu sein scheint (idw)


Universität Innsbruck - 15.10.2018

Physik: Nicht immer ist alles dort, wo es zu sein scheint



Wissenschaftler der TU Wien, der Universität Innsbruck und der ÖAW haben
erstmals einen Welleneffekt nachgewiesen, der zu Messfehlern bei der
optischen Positionsbestimmung von Objekten führen kann. Die nun in der
Zeitschrift Nature Physics veröffentlichte Arbeit könnte Konsequenzen für
die Lichtmikroskopie und die optische Astronomie haben, aber auch bei der
Positionsbestimmung mit Hilfe von Schall, Radar- oder Gravitationswellen
eine Rolle spielen.

Mit modernen optischen Bildgebungsverfahren lassen sich heute selbst
Nanoobjekte gut vermessen. Diese Techniken werden im Labor zum Beispiel
auch dazu verwendet, die räumliche Positionierung von Atomen in einem
Quantenexperiment zu bestimmen. "Wir wollen die Position unserer
Quantenbits sehr genau kennen, damit wir diese mit Lasern manipulieren und
messen können", erklärt Gabriel Araneda vom Institut für
Experimentalphysik der Universität Innsbruck. In einer Kooperation von
Physikern der TU Wien um Arno Rauschenbeutel (seit kurzem 
Humboldt-Professor an der Humboldt-Universität in Berlin) und Forschern 
der Universität Innsbruck und des ÖAW-Instituts für Quantenoptik und
Quanteninformation um Rainer Blatt wurde nun nachgewiesen, dass es zu
einem systematischen Messfehler kommen kann, wenn die Position eines
Objekts bestimmt wird, das elliptisch polarisiertes Licht aussendet. "Die
elliptische Polarisation erzeugt eine spiralförmige Wellenfront des
Lichts, die leicht schief auf die Abbildungsoptik fällt. Dadurch entsteht
der Eindruck, die Quelle des Lichts liege etwas abseits seiner
tatsächlichen Position", erklärt Yves Colombe aus dem Team von Rainer
Blatt. Relevant könnte dies zum Beispiel in der biomedizinischen Forschung
sein, wo zur Bestimmung von biologischen Strukturen fluoreszierende
Proteine oder Nanoteilchen als Marker verwendet werden. Der nun
nachgewiesene Effekt würde hier zu einem verzerrten Abbild der
tatsächlichen Strukturen führen.

Jede Art von Wellen könnte dieses Verhalten zeigen

Bereits vor über 80 Jahren hat der Physiker Charles G. Darwin, ein Enkel
des britischen Naturforschers Charles Darwin, diesen Effekt vorhergesagt.
Mehrere theoretische Arbeiten hatten dessen Vermutung inzwischen
theoretisch untermauert. Nun ist es erstmals gelungen, den Welleneffekt im
Experiment eindeutig nachzuweisen, und das gleich zweimal: An der
Universität Innsbruck ermittelten die Physiker die Position eines
einzelnen Bariumatoms, das in einer Ionenfalle gefangen war, durch
Einzelphotonenemission. Die Physiker am Atominstitut der TU Wien
bestimmten die Position eines winzigen, etwa 100 Nanometer großen
Goldkügelchens, in dem sie das von ihm gestreute Licht analysierten. In
beiden Fällen zeigte sich eine Differenz zwischen der beobachteten und der
tatsächlichen Position der Teilchen. "Die Abweichung ist von der
Größenordnung der Wellenlänge des Lichtes, was in vielen Anwendungen einem
erheblichen Messfehler entsprechen würde", sagt Stefan Walser aus dem Team
von Arno Rauschenbeutel. "Die hochauflösende Lichtmikroskopie zum Beispiel
ist heute bereits weit in den Nanometerbereich vorgedrungen, während
dieser Effekt zu Fehlern von mehreren 100 Nanometern führen kann." Dass
dieser grundlegende systematische Fehler in diesen Anwendungen eine Rolle
spielt, halten die Wissenschaftler für sehr wahrscheinlich, muss aber erst
noch in eigenen Studien belegt werden. Die Forscher gehen auch davon aus,
dass sich dieser Effekt nicht nur bei Lichtquellen zeigt, sondern dass zum
Beispiel auch Radar- oder Sonarmessungen davon betroffen sind. Selbst bei
der Positionsbestimmung von astronomischen Objekten mit Hilfe von
Gravitationswellen könnte dieser Effekt eine Rolle spielen.

Erschienen ist die Arbeit in der Fachzeitschrift Nature Physics. Die
Forschungen wurden unter anderem vom österreichischen Wissenschaftsfonds
FWF, der Europäischen Union und der Industriellenvereinigung Tirol
finanziell unterstützt.


Originalpublikation:

Wavelength-scale errors in optical localization due to spin-orbit coupling
of light.

G. Araneda, S. Walser, Y. Colombe, D. B. Higginbottom, J. Volz,
R. Blatt, and A. Rauschenbeutel.

Nature Physics 2018

DOI: https://doi.org/10.1038/s41567-018-0301-y
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1286: Immer mehr Fernseh-Zuschauer nutzen einen Second Screen (idw)


Universität Regensburg - 16.10.2018

Immer mehr Fernseh-Zuschauer nutzen einen Second Screen

Regensburger Medieninformatiker untersuchen Nutzungsverhalten



Immer mehr Zuschauer haben ein Smart TV-Gerät und nutzen während des
Fernsehens einen Second Screen, also einen zweiten Bildschirm
beispielsweise am Smartphone, Tablet oder Laptop. Wenn Smart TVs und
andere Geräte sinnvoll zusammenspielen, profitiert der Nutzer von den
Vorteilen beider Bildschirme, beispielsweise, indem das Smartphone als
intuitiv bedienbare Fernbedienung genutzt wird. Hierzu bedarf es
spezieller Second-Screen-Anwendungen. Ein Team um Prof. Dr. Christian
Wolff, Lehrstuhl für Medieninformatik der Universität Regensburg, hat mit
der MEKmedia GmbH, einem Technologieunternehmen im Bereich Smart TV, eine
Studie zum Thema Second Screen durchgeführt. Ziel der Studie war es, ein
optimiertes Bedienkonzept für Second-Screen-Anwendungen zu entwickeln.
Neben Erkenntnissen zum Nutzungsverhalten und zur Aufmerksamkeitslenkung
in Second-Screen-Anwendungen wurden Design Guidelines für interaktive
Second Screen Apps sowie eine heuristische Checkliste für
nutzerfreundliche Second-Screen-Anwendungen erstellt.

Prof. Dr. Christian Wolff und Valentin Lohmüller, M. Sc.,
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Medieninformatik, brachten
in die Nutzungsverhalten-Studie ihre Kompetenz im Bereich User Experience
ein. Sie stellten mit der Methode einer sogenannten Cultural Probe bei
über 96 Prozent aller Fernsehevents die Nutzung eines Second Screens fest.
"Obwohl fast alle Zuschauer ihr Handy beim Fernsehen benutzten, taten es
die wenigsten, um mit dem TV-Inhalt zu interagieren, sondern eher, um
nebenbei zu chatten oder um in sozialen Netzwerken teilzunehmen",
berichtet Prof. Wolff. Viele Nutzer wünschen sich aber Funktionen zum
direkten Mitspielen, Diskutieren oder zur Anzeige von Informationen zum
laufenden TV-Programm auf dem Handy. Angebote und nutzerfreundliche Apps
hierzu gibt es noch wenig. Außerdem ist die Steuerung mit der
Fernbedienung oftmals umständlich und bei komplexen Prozessen wie
Einkäufen oder Reservierungen nahezu unmöglich. MEKmedia hat das Potenzial
hinter dieser Problematik früh erkannt. Es fehlte an einer universell
einsetzbaren Technologie, einer Multiplattformlösung, mit der TV-Apps auf
dem Fernseher durch mobile Endgeräte benutzerfreundlich und
herstellerunabhängig gesteuert werden können. "Unsere These lautet: Das
Handy wird die Fernbedienung der Zukunft", so MEKmedia-Geschäftsführer
Matthias Moritz. Die Studie liefert nun Ergebnisse, die helfen,
nutzerfreundliche Second Screen Apps zu entwickeln, mit denen zugleich der
Smart TV intuitiv und einfach angesteuert werden kann. MEKmedia hat diese
Erkenntnisse bereits bei Second Screen Apps für die Automobilbranche
umgesetzt.

Die Ergebnisse und die heuristische Checkliste für Second Screen Apps aus
dem Projekt stellen Prof. Wolff und MEKmedia auf einem eigenen Panel auf
den Medientagen München 2018 vor, am 25. Oktober um 17.30 Uhr.


Über MEKmedia

Die MEKmedia GmbH ist führender Technologiepartner im Smart TV Business.
Das 2007 gegründete Unternehmen programmiert, implementiert und hostet
Smart TV-Applikationen für alle Smart TV-Plattformen. Mit TV Apps
produziert MEKmedia neue Formate für die Unternehmens- und
Markenkommunikation und setzt Inhalte auf dem TV-Gerät in
fernsehoptimierter Darstellung um. Außerdem erledigt das in Furth im Wald
(Bayern) ansässige Unternehmen für Kunden das gesamte administrative
Management und die Logistik rund um das Thema Smart TV.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1919: Aus dem Schatten ins Licht - Armut muss stärker Thema werden




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Oktober 2018

Aus dem Schatten ins Licht/Armut muss stärker Thema werden

 
Anlässlich des heute erschienenen Schattenberichts der Nationalen Armutskonferenz erklärt Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Sprecher für Arbeitsmarktpolitik und europäische Sozialpolitik:
 
Der Schattenbericht der Nationalen Armutskonferenz legt an vielen wesentlichen Stellen den Finger in die Wunde. Das Grundrecht auf Existenzsicherung muss für alle Menschen realisiert werden. Deswegen muss das Thema Armut aus dem Schatten ins Licht. Besonders problematisch ist, dass auch in Deutschland zunehmend viele Erwerbstätige von Armut betroffen sind. Nach Angaben des Berichts hat sich die Zahl in den vergangenen zehn Jahren verdoppelt.
 
Wir wollen eine Garantiesicherung, durch die Hartz IV überwunden wird, das Existenzminimum für alle Menschen garantiert und Erwerbstätigkeit stärker belohnt wird. Gegen Kinderarmut fordern wir eine Kindergrundsicherung für alle Kinder und gegen Altersarmut eine Garantierente, mit der kleine Renten ohne Bedürftigkeitsprüfung auf ein Mindestniveau aufgestockt werden. Das Asylbewerberleistungsgesetz wollen wir zugunsten einer Einbeziehung Leistungsberechtigter in unsere regulären Sozialleistungssystem abschaffen und darüber hinaus soziale Sicherheit stärker europäisch ausrichten: Hierzu soll die EU verbindliche Mindeststandards in Form einer Mindesteinkommensrichtlinie für angemessene und existenzsichernde Grundsicherungssysteme in den Mitgliedstaaten schaffen.
 
Armut ist weitverbreitet - oftmals übersehen oder kleingeredet, soziale Rechte werden nicht realisiert oder gar versucht zu umgehen. Die Bundesregierung muss endlich für alle Menschen die hier leben, egal ob deutsche Staatsbürger, EU-Bürger oder Geflüchteter, eine Gesamtstrategie gegen die vielen Facetten der Armut in unserem Land, vorlegen.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AGRAR/323: Akute Trockenheitsschäden im Wald abfedern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Oktober 2018

Akute Trockenheitsschäden im Wald abfedern

Forstwirtschaft bei der Schadensbewältigung unterstützen



Am heutigen Mittwoch hat der Ausschuss für Ernährung und
Landwirtschaft im Deutschen Bundestag über die Schäden in der
Forstwirtschaft durch die langanhaltende Trockenheit beraten. Dazu
erklären der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und
Landwirtschaft der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, und
der zuständige Berichterstatter Alois Gerig:

Albert Stegemann: "Mit großer Sorge beobachten wir die Schäden
durch die langanhaltende Trockenheit in den deutschen Wäldern. Auch
wenn sich das Schadensausmaß noch nicht genau feststellen lässt,
zeigt sich bereits deutlich, dass ein Großteil der Anpflanzungen und
Kulturen vertrocknet und durch Schädlinge befallen ist. Die
intensiven Bemühungen von Bundesministerin Julia Klöckner sind daher
ausdrücklich zu begrüßen, die Forstwirtschaft bei der
Schadensbewältigung zu unterstützen. Sollte sich aufgrund der akuten
Schäden abzeichnen, dass die bisherigen Maßnahmen nicht ausreichend
sind, muss gemeinsam mit den Bundesländern auch über weitere
Unterstützung beraten werden."

Alois Gerig: "Die Hitzeperiode im Sommer und der Sturm
"Friederike" im Januar haben gezeigt, welche Auswirkungen extreme
Wetterereignisse auf unsere Wälder haben können: Trockenschäden,
Waldbrände, akuter Borkenkäferbefall und große Mengen Sturmholz. Die
dramatische Lage bereitet den Waldeigentümern große Sorgen, auch weil
in Folge der Ereignisse die Preise auf dem Holzmarkt eingebrochen
sind. Neben der kurzfristigen Schadensbewältigung, die mit Mitteln
aus der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK)
unterstützt werden kann, ist es notwendig, unsere Wälder langfristig
auf den Klimawandel einzustellen. Denn: Deutschland ist ein starkes
Waldland. Unser Ziel ist, dass dies so bleibt. Dafür braucht es
stabile und anpassungsfähige Mischwälder. Den dafür erforderlichen
Waldumbau unterstützt der Waldklimafonds. Für 2019 ist dafür ein
deutlicher Mittelaufwuchs auf 25 Millionen Euro vorgesehen. Das
geplante Kompetenz- und Informationszentrum Wald und Holz wird
ebenfalls dazu beitragen, die Wälder fit für den Klimawandel zu
machen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AGRAR/322: Mensch und Tier vor Wölfen schützen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Oktober 2018

Mensch und Tier vor Wölfen schützen



Zur aktuellen Debatte über den Umgang mit der gewachsenen
Wolfspopulation können Sie den landwirtschaftspolitischen Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, wie folgt zitieren:

"Wir müssen aufhören, den Wolf in Deutschland zu romantisieren. Wir
sind lange auch ohne den Wolf sehr gut ausgekommen. Vielen macht er
heute Angst. Insbesondere die Weidetierhalter sind in Sorge. Diese
Sorgen der Bürger nehmen wir ernst. Union und SPD haben im
Koalitionsvertrag vereinbart, dass die Sicherheit des Menschen
absolute Priorität hat. Deshalb ist es gut und gerechtfertigt, dass
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner die Initiative ergreift.
Verhaltensauffällige Wölfe, die etwa Weidezäune überwunden haben,
sollen entnommen werden können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/929: Vorschlag einer europäischen Arbeitslosenversicherung ist abzulehnen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Oktober 2018

Vorschlag einer europäischen Arbeitslosenversicherung ist
abzulehnen



Zum Vorschlag einer europäischen Arbeitslosenversicherung von
Bundesfinanzminister Scholz können Sie Eckhardt Rehberg, den
haushaltspolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wie
folgt zitieren:

"Die Unionsfraktion lehnt eine europäische Arbeitslosenversicherung
ab. Herr Scholz findet dafür keine Mehrheit im Deutschen Bundestag.
Es ist befremdlich, dass Herr Scholz ohne Absprache mit der Union
seinen Vorschlag weiter vorantreibt. Wir haben in Europa derzeit
große Probleme zu lösen: etwa die Schuldenpolitik der italienischen
Regierung, den Brexit, die Migrationsfrage, die Verhandlungen zum
neuen EU-Haushalt ab 2020, den Zusammenhalt in Europa. Dafür müssen
wir unsere ganze Kraft aufwenden.

Der Sinn einer europäischen Arbeitslosenversicherung ist auch nicht
erkennbar. In der EU existiert bereits eine Vielzahl von Geldtöpfen,
die Mitgliedstaaten in Notsituationen unterstützen. Wir haben auch
immer noch keine Klarheit, wie es mit der Reform des ESM und einem
möglichen Eurozonenhaushalt weitergehen soll. Ich habe kein
Verständnis, dass Herr Scholz in dieser Situation neue Ideen
präsentiert, die finanziell nicht unterlegt sind. Herr Scholz lässt
völlig offen, woher er für seine Pläne die notwendigen Gelder nehmen
will. Im Bundeshaushalt wurde dafür keine Vorsorge getroffen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/689: Arbeitnehmer und Rentner sollen um acht Milliarden Euro entlastet werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Oktober 2018

Arbeitnehmer und Rentner sollen um acht Milliarden Euro entlastet
werden

Parität bei Krankenversicherungsbeiträgen ab Januar geplant - Auch
Entlastung für Selbstständige



Der Deutsche Bundestag will am morgigen Donnerstag das
GKV-Versichertenentlastungsgesetz (GKV-VEG) beschließen. Dazu erklärt
die gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karin Maag:

"Mit dem geplanten Gesetz entlasten wir vor allem Arbeitnehmer und
Rentner in einer Größenordnung von acht Milliarden Euro jährlich.
Künftig sollen sich die Arbeitgeber und die Rentenversicherung wieder
hälftig an den Zusatzbeiträgen zur Krankenversicherung beteiligen,
die bisher vom Versicherten alleine zu tragen waren. Damit erfüllen
wir auch eine Forderung unseres Arbeitnehmerflügels.

Ebenso richtig ist, dass wir die Krankenkassen, die über übermäßige
Rücklagen verfügen, anhalten, ihre Rücklagen abzubauen. Eine Kasse,
die künftig die gesetzlich zugelassene Höchstgrenze überschreitet,
darf ihre Zusatzbeiträge nicht erhöhen. Auch dabei gilt es
allerdings, Maß und Ziel zu wahren. Deswegen müssen Überschüsse erst
ab 2020 abgebaut werden, wenn der Risikostrukturausgleich zwischen
den einzelnen Krankenkassen reformiert wurde.

Besonders wichtig ist uns die Entlastung der hauptberuflich
Selbstständigen mit niedrigem Einkommen. Ihre monatliche
Mindestbemessungsgrundlage wird noch weiter abgesenkt werden als
geplant, und zwar auf 1.015 Euro. Das bedeutet, dass diese
Selbstständigen künftig weniger als die Hälfte ihrer bisherigen
Krankenkassenbeiträge zahlen müssen. Damit werden wir endlich der
wirtschaftlichen Situation vieler kleiner Selbstständiger besser
gerecht. Das war uns ein Kernanliegen in diesem Gesetz.

Eine weitere Zusage aus dem Koalitionsvertrag setzen wir um: Für
Soldaten auf Zeit schaffen wir ein Beitrittsrecht in die gesetzliche
Krankenversicherung nach ihrem Ausscheiden aus dem Dienst. Für die
Versicherten ist das insgesamt ein gutes Paket."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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WIRTSCHAFT/2765: Auf Lob nicht ausruhen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Oktober 2018

Auf Lob nicht ausruhen



Trotz der erfreulichen Analyse des Weltwirtschaftsforums muss das
Innovationssystem in Deutschland weiter gestärkt werden

Das Weltwirtschaftsforum hat Deutschland als führendes
Innovationsland eingestuft. Dazu erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der Unionsfraktion, Albert Rupprecht,
und der Obmann der Unionsfraktion im Bildungs- und
Forschungsausschuss, Stefan Kaufmann:

Rupprecht: "Verlässliche und dauerhafte Forschungspolitik wird
nun sichtbar. Das Ergebnis spiegelt die guten Rahmenbedingungen, die
wir geschaffen haben. Deutschland ist heute die Heimat der
Innovationen. Damit das so bleibt, dürfen wir uns nicht auf diesen
Lorbeeren ausruhen. Es ist gut, dass wir mit der neuen
Hightech-Strategie und der Agentur für Sprunginnovationen unsere
Innovationsstärke ausbauen.

Wir brauchen aber weitere Maßnahmen wie die steuerliche
Forschungsförderung. Vor allem die Forschungsorganisationen müssen
den Transfer in Wirtschaft und Gesellschaft stärken. Das muss jetzt
kommen, wenn wir das 3,5 Prozent-Ziel an Ausgaben für Forschung und
Entwicklung 2025 gemeinsam mit Wissenschaft und Wirtschaft erreichen
wollen."

Kaufmann: "Das neue Ranking des Weltwirtschaftsforums versucht
erstmals abzubilden, wie die Länder auf den digitalen Wandel
vorbereitet sind. Dass Deutschland in dieser Hinsicht an der Spitze
steht, hat mehrere Gründe: Stark aufgestellte außeruniversitäre
Forschungseinrichtungen, erfolgreich etablierte Clusternetzwerke und
auf wichtige Zukunftstechnologien ausgerichtete Netzwerke von
Unternehmen und Forschungsinstituten. Aber auch die solide
Haushaltspolitik, gut funktionierende soziale Sicherungssysteme und
politische Stabilität gehören zu den unbestrittenen Stärken des
Innovationsstandorts Deutschland. Unsere Forschungs- und
Innovationspolitik setzt genau hier an. Im Koalitionsvertrag haben
wir zudem die Felder, in denen wir noch besser werden müssen,
benannt. So werden wir beispielsweise Unternehmensgründungen
erleichtern, den Zugang zur Forschungsförderung für Start-Ups
verbessern und einen schnelleren Transfer von Forschungsergebnissen
in marktfähige Produkte fördern."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1799: Zum Fall des verschwundenen Journalisten Jamal Khashoggi


DIE LINKE - Presseerklärung vom 17. Oktober 2018

Zum Fall des verschwundenen Journalisten Jamal Khashoggi



Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt zum Fall des verschwundenen Journalisten Jamal Khashoggi:

DIE LINKE fordert den sofortigen Stopp aller Waffenlieferungen an Saudi-Arabien. Die Bundesregierung muss zeigen, dass sie sich nicht zum Komplizen im Fall des verschwundenen Journalisten Jamal Khashoggi machen will.

Es war schon immer falsch dieses religiöse Regime, das die Menschenrechte mit Füßen tritt, bis an die Zähne zu bewaffnen. Saudi-Arabien führt Krieg im Jemen mit verheerenden Folgen: Es könnten bald mehr als zwölf Millionen Menschen vom Hunger bedroht sein, vor allem Kinder sind betroffen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Bundesgeschäftsstelle
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AUSSEN/1798: Bundesregierung muss saudischen Botschafter einbestellen und Waffendeals mit Riad stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Oktober 2018

Bundesregierung muss saudischen Botschafter einbestellen und Waffendeals mit Riad stoppen



"Die Bundesregierung muss im mutmaßlichen Mordfall Jamal Khashoggi endlich konkrete Maßnahmen ergreifen und den saudischen Botschafter in Berlin, Khalid bin Bandar, einbestellen. Die Appelle westlicher Staaten, Riad möge den Mord an dem Journalisten Khashoggi doch bitte aufklären helfen, sind in ihrer Naivität unerträglich", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Die Außenpolitikerin weiter:

"Während sich die Hinweise auf die Ermordung Khashoggis im saudischen Konsulat in Istanbul immer weiter verdichten, ermutigt auch die Bundesregierung das saudische Regime durch demonstrative Zurückhaltung, den Politskandal um den regimekritischen Journalisten weiter zu vertuschen. Jetzt sind konkrete Forderungen an Riad notwendig, mit Fristsetzung und folgenden Maßnahmen, zu denen neben der Einbestellung des Botschafters auch ein sofortiger und vollständiger Rüstungsexportstopp zählen muss.

Zudem muss die Bundesregierung den Schulterschluss des US-Präsidenten Donald Trump mit dem saudischen Regime deutlich verurteilen und so denjenigen im US-Kongress den Rücken stärken, die sich für eine Aufklärung dieses Skandals stark machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Oktober 2018
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AUSSEN/1797: Sehenden Auges in die Katastrophe - Blockade des Jemen beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Oktober 2018

Sehenden Auges in die Katastrophe - Blockade des Jemen beenden



"Im Jemen spielt sich seit mehr als drei Jahren die größte humanitäre Krise unserer Tage ab, und fast alle schauen schweigend zu. Alle zehn Minuten stirbt dort ein Kind an Hunger oder den Folgen des von Saudi Arabien entfachten völkerrechtswidrigen Angriffskrieges. Jetzt schlägt die UN erneut Alarm", erklärt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Erklärung der UN zur Hungersnot im Jemen. Nastic weiter:

"Schon jetzt nagt fast jeder dritte Einwohner des Jemen am Hungertuch. Wenn sich die Situation nicht schleunigst ändert, kommen 3,5 Millionen Menschen hinzu. Die von Saudi-Arabien verhängte und verbrecherische See-, Land- und Luftblockade hat im Jemen auch zu der größten bisher jemals erfassten Cholera-Epidemie geführt.

Die Bundesregierung macht sich mitschuldig. Entgegen ihrem Koalitionsvertrag, nämlich Waffenexporte an Länder zu stoppen, die gegen den Jemen Krieg führen, liefert die Bundesregierung fleißig weiter Mordgeräte an die saudische Diktatur und ihre Verbündeten.

Was es jetzt braucht, ist der Druck der internationalen Gemeinschaft, um diese Vollblockade zu beenden. Alle Waffenexporte sind einzustellen, und die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Jemenitinnen und Jemeniten ist unabdingbar, um zum Frieden zurückzukehren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Oktober 2018

Deutscher Bundestag
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AUSSEN/1796: Justizfarce um Mesale Tolu beenden - Druck auf Türkei erhöhen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Oktober 2018

Justizfarce um Mesale Tolu beenden - Druck auf Türkei erhöhen



"Die türkische Justiz muss den politischen Prozess gegen die Journalistin Mesale Tolu umgehend einstellen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen Fortsetzung des Prozesses gegen die deutsche Journalistin und Übersetzerin Mesale Tolu in der Türkei. Hänsel weiter:

"Die Anklage gegen Mesale Tolu war von Beginn an politisch motiviert und konstruiert. Die bisherige Gerichtsentscheidung stützte sich zudem auf anonyme Zeugen und genügt nicht einmal minimalen rechtsstaatlichen Standards. Auch deswegen muss die Bundesregierung im direkten Kontakt mit der türkischen Seite auf eine Einstellung drängen und jetzt den Druck erhöhen, damit Tolus Ehemann und Vater eines gemeinsamen Kindes aus der türkischen Geiselhaft entlassen wird.

Ohne eine Ende dieser Justizfarce und die Freilassung aller deutschen Staatsbürger wie Adil Demirci und anderer kann es keine Rückkehr zur Normalität mit der Erdogan-Führung geben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Oktober 2018
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EUROPA/1653: EU-weite soziale Garantien zum Schutz vor Armut


DIE LINKE - Presseerklärung vom 16. Oktober 2018

EU-weite soziale Garantien zum Schutz vor Armut



Zum Internationalen Tag für die Beseitigung von Armut erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE und sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag, Katja Kipping:

Ein EU-weites soziales Sicherungsnetz, das die Menschen von Lissabon bis Warschau vor Armut schützt, wäre das beste Gegengift gegen die Angstmache und Hetze der Rechten in Europa und ein mutiger Schritt hin zu einer sozialen Unionsbürgerschaft. Die derzeitige Verfasstheit der EU setzt die Menschen und die Sozialsysteme der EU-Mitgliedstaaten einem neoliberalen Wettbewerb aus, bei dem um die niedrigsten Sozial-, Arbeitsrechts- und Umweltstandards konkurriert wird.

Ich sage: das ist nicht das Europa, das die Menschen wollen und das sie verdient haben. Eine EU, die Europas Demokratie bewahrt und ausbaut, die auf eine Verbesserung der Lebensbedingungen aller Menschen abzielt, setzt andere Standards: soziale Garantien auf der Basis der nationalen Mittelwerte, beispielsweise einen europäischen Mindestlohn in Höhe von mindestens 60 Prozent des Durchschnittsentgelts des jeweiligen Landes, wie ihn das Europäische Parlament seit einigen Jahren fordert. Die Weichenstellungen hierfür erfolgen in den Regierungszentralen der 27 EU-Mitgliedstaaten. Eine Kursänderung in der EU gibt es nur, wenn die deutsche Bundesregierung den Kampf gegen Armut zum Herzstück ihrer Europapolitik macht.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Oktober 2018
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EUROPA/1652: Daphne Caruana Galizia - Geldwäsche und Straflosigkeit wirksam bekämpfen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Oktober 2018

Daphne Caruana Galizia - Geldwäsche und Straflosigkeit wirksam bekämpfen



"Malta wird weiter mafiös regiert. Auch ein Jahr nach dem Attentat auf die Journalistin Daphne Caruana Galizia, der wir heute gedenken, ist eine umfassende Aufklärung nicht in Sicht. Es ist daher auch gut, dass die EU-Kommission wegen akuter Geldwäsche-Risiken Forderungen an Malta formuliert, die von der maltesischen Anti-Geldwäsche-Einheit verbindlich umgesetzt werden müssen", erklärt der stellvertretende Vorsitzende und finanzpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, anlässlich des ersten Todestages der ermordeten Journalistin. De Masi weiter:

"Auf Malta herrscht weiterhin eine Kultur der Straflosigkeit. Der Fisch stinkt vom Kopf her. Vetternwirtschaft und Geldwäsche der Mafia - zum Beispiel über Online-Glückspiel - sind das Geschäftsmodell. Malta bleibt ein Rückzugsraum für das organisierte Verbrechen. Daher ist es verständlich, wenn Caruana Galizias Familie eine unabhängige Untersuchung des Mordes fordert.

Um Steueroasen wie Malta zu schließen, braucht es etwa öffentliche Register der wahren Eigentümer von Briefkastenfirmen sowie drastische Strafen gegen Geldwäsche bis hin zum Entzug der Banklizenz. Der Fall der Danske Bank mit möglichen Verbindungen zur Deutschen Bank zeigt die Dimension des Problems. Auch Deutschland ist bei Geldwäsche - insbesondere im Immobiliensektor - Gangster's Paradise. Zudem könnte Deutschland mit Quellen- bzw. Strafsteuern auf Finanzströme, die nach Malta fließen, im Kampf gegen Steuerdumping vorangehen."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1053: Gute Pflege nicht auf die lange Bank schieben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Oktober 2018

Gute Pflege nicht auf die lange Bank schieben



"Die Pflegekräfte wissen, welche Veränderungen sie brauchen, um gut arbeiten zu können. Sie werden nur nicht gefragt", sagt Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, zu der Veranstaltung "Berufsflucht hausgemacht" Schlüsselfaktor Arbeitsbedingungen in der Pflege", die das Gesundheitsministerium heute durchführte. Zimmermann weiter:

"Die Ursachen für den Fachkräftemangel in der Pflege liegen seit Jahren auf der Hand. Pflegekräfte verdienen vor allem in der Altenpflege nicht nur unterdurchschnittlich wenig, sie arbeiten auch an Wochenenden und Feiertagen und in der Nacht. Pflegekräfte können sich nicht auf ihre Dienstpläne verlassen und werden in ihrer Freizeit zum Dienst berufen. Die Arbeitsbelastung wird immer stärker, Pflegekräfte sind überdurchschnittlich häufig krank, die Arbeit macht die Menschen kaputt.

Der Pflegebeauftragte der Bundesregierung Andreas Westerfellhaus kündigt an, mit den Arbeitgebern einen 'Instrumentenkoffer' zu entwickeln und die Ergebnisse des Projekts abzuwarten. Solche Projekte verschaffen den Arbeitgebern aber vor allem die Zeit, weiterzumachen wie bisher.

Solange es möglich ist, am Personal zu sparen um die Profite zu steigern, wird sich an diesen Zuständen nichts ändern. DIE LINKE fordert deshalb sofort eine verbindliche Personalbemessung für alle Bereiche der Pflege, auch die Altenpflege. Arbeitgeber sollten für schlechte Arbeitsbedingungen bestraft und nicht durch größere Profite belohnt werden."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1911: Tauber biedert sich Wehrmachtsnostalgikern an


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Oktober 2018

Tauber biedert sich Wehrmachtsnostalgikern an



"Tauber biedert sich Wehrmachtsnostalgikern an", sagt Christine Buchholz, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im Verteidigungsausschuss, anlässlich eines Tweets von Peter Tauber, in dem er an den Todestag von Erwin Rommel erinnerte. Buchholz weiter:

"Zehn Tage vor der Hessenwahl blinkt Tauber ganz rechts. Er rechtfertigt sich, indem er Rommel als einen Mann des Widerstands gegen Hitler darstellt. Das ist Geschichtsklitterung. Rommel war Hitlers Lieblingsgeneral und Stratege des verbrecherischen Feldzuges der Wehrmacht in Afrika.

Wer als Staatssekretär im Verteidigungsministerium in einem Tweet Sympathien für Erwin Rommel erkennen lässt, will ihn zur Traditionsfigur aufbauen. Taubers Vorgesetzte, Bundesministerin Ursula von der Leyen, muss dringend erklären, ob sie den vom Nazi-Regime zum Helden stilisierten Rommel als 'traditionswürdig' im Sinne des Traditionserlasses ansieht. Die beiden Rommel-Kasernen der Bundeswehr in Augustdorf und Dornstadt müssen umgehend umbenannt werden."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2555: Schluss mit Armut - Grundrechte sind unteilbar


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Oktober 2018

Schluss mit Armut - Grundrechte sind unteilbar



"Der Schattenbericht zeigt eindrücklich, dass die herrschende Politik kläglich bei der Beseitigung von Armut versagt. Treffend wird darin festgestellt, dass Armut übersehen, übergangen, geleugnet, beschimpft und bestenfalls etwas gelindert wird, und dass Menschen, die von Armut betroffen sind, sich in Behörden oft gemaßregelt und bevormundet fühlen", erklärt Katja Kipping, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE und Ko-Vorsitzende der Partei DIE LINKE, zum heute erscheinenden Schattenbericht der Nationalen Armutskonferenz zur Armut in Deutschland. Kipping weiter:

"Es ist Zeit, Armut in Deutschland endlich zu beseitigen. Dazu schlägt DIE LINKE gut bezahlte Erwerbsarbeit, den Ausbau der Arbeitslosenversicherung, eine sanktionsfreie, individuelle Mindestsicherung in Höhe von derzeit 1.050 Euro netto, eine Kindergrundsicherung in Höhe von derzeit ca. 600 Euro, die Anhebung des Rentenniveaus auf 53 Prozent und eine solidarische Mindestrente von derzeit 1.050 Euro netto vor. Wir brauchen bezahlbaren Wohnraum für alle Menschen. Wir brauchen ein Bundesteilhabegesetz, das allen Menschen mit Behinderung die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht. Es muss Schluss sein mit dem diskriminierenden Asylbewerberleistungsgesetz. Grundrechte gelten für alle, sie sind unteilbar."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7623: Heute im Bundestag Nr. 775 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 775

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 14.03 Uhr

1. Ausschuss beschließt Gesetz zu ERP-Mitteln

2. Rechtsausschuss diskutiert Urheberrecht

3. Zwei Anhörungen beschlossen

4. Forschungsförderung über Steuern

5. Modellvorhaben in Südthüringen



1. Ausschuss beschließt Gesetz zu ERP-Mitteln

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat den Weg frei gemacht
für ein Fortsetzen der Wirtschaftsförderung aus ERP-Mitteln.
Einstimmig beschlossen die Abgeordneten am Mittwoch den Gesetzentwurf
über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens für
das Jahr 2019 (19/4458). Die Bundesregierung will dem Gesetz
entsprechend aus dem Sondervermögen des European Recovery Program
(ERP) etwa 775 Millionen Euro bereitstellen. Das Geld soll besonders
mittelständischen Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und der
freien Berufe zugute kommen. Mobilisiert werden könnten dadurch
zinsgünstige Darlehen und Beteiligungskapital mit einem Volumen von
etwa 7,8 Milliarden Euro.

Wie der zuständige Parlamentarische Staatssekretär im
Bundeswirtschaftsministerium, Oliver Wittke (CDU), erklärte, fußt das
Programm auf drei Beinen - der Förderung von Existenzgründung,
Innovation und Digitalisierung sowie Unterstützung für mehr Wagnis-
und Beteiligungskapital. Die Gründungsfinanzierung mache dabei fast
die Hälfte des Programms aus und schließe Maßnahmen zum Gelingen von
Unternehmensnachfolgen ein, so Wittke. Mittel im Bereich Innovation
und Digitalisierung seien ein Schlüssel zum Erfolg von
Jungunternehmern. Beim Thema Beteiligungskapital wiederum liege ein
Augenmerk auf kleinen und mittleren Unternehmen in den
Ost-Bundesländern.

Die Unionsfraktion bezeichnete das Programm als starkes Signal für die
Mittelstandsförderung, getrieben vom Leitgedanken, regionale
Unterschiede anzugleichen. Die SPD-Fraktion hob den verstärkten
Mitteleinsatz für Innovation und Digitalisierung hervor.

Die oppositionielle AfD-Fraktion begründete ihre Zustimmung mit
Anzeichen, dass die Struktur der Hilfe geändert werden soll - eben mit
einem Hin zu mehr Förderung von Wagnis- und Beteiligungskapital. Ein
Abgeordneter der FDP-Fraktion forderte, die Lücke zwischen
bereitgestellten und abgeflossenen Mitteln zu schließen und die
Verwaltungskosten zu senken. Auch die Linksfraktion wies auf
strukturelle Punkte hin, die sie für verbesserungswürdig hält. So habe
der Bundesrechnungshof die hohen Vergütungsanteile für die KfW
kritisiert - ein Umstand, den die Bundesregierung dem Staatssekretär
zufolge ernst nimmt und an Verbesserungen arbeitet. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen hatte einen Entschließungsantrag eingebracht, in
dem sie mehr Transparenz und eine Art Frauenquote für die
Mittelvergabe fordert. Dieser Antrag fand keine Mehrheit.

Das ERP-Sondervermögen des Bundes ("European Recovery Program") geht
auf den Marshallplan der Nachkriegszeit zurück. Unternehmen der
gewerblichen Wirtschaft, vor allem mittelständische Betriebe, und
Angehörige freier Berufe werden dabei aus ERP-Mitteln mit
zinsgünstigen Darlehen und Beteiligungskapital gefördert.

 * 

2. Rechtsausschuss diskutiert Urheberrecht

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Einen verbesserten Zugang zu urheberrechtlich
geschützten Werken für Menschen mit einer Seh- oder Lesebehinderung
sieht ein Gesetzentwurf der Bundesregierung vor (19/3071), den der
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch auf seiner 23.
Sitzung unter Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) in
der geänderten Fassung zur Annahme empfahl. Über den Entwurf soll das
Plenum in zweiter und dritter Beratung am Donnerstag, 18. Oktober
2018, abstimmen.

Nach einer öffentlichen Anhörung am 8. Oktober waren noch einige
Änderungen an dem Gesetzentwurf zur Umsetzung der sogenannten
Marrakesch-Richtlinie der EU vorgenommen worden, die die
Begriffsdefinition, die Aufsicht über befugte Stellen wie
Blindenbibliotheken und die Vergütungspflicht betreffen. Mit einem
ebenfalls angenommenen Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen
soll die bessere finanzielle Ausstattung der befugten Stellen
sichergestellt werden. In der Diskussion bewerteten Abgeordnete der
Oppositionsparteien den Entwurf als nicht weitgehend genug.

Ausführlich diskutierten die Mitglieder des Gremiums den Vorschlag für
eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über das
Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt (KOM(2016)593 endg.;
Ratsdok.-Nr.12254/16), zu dem der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, Christian
Lange (SPD), einen Bericht abgab. Hier gebe es noch erheblichen
Diskussionsbedarf und der Zeitplan sei offen, sagte Lange. Dennoch
solle versucht werden, die diesbezüglichen, durchaus
widersprüchlichen, Vorgaben des Koalitionsvertrages zum
Datenschutzrecht und dem Leistungsschutzrecht in einem fairen
Interessenausgleich unter einen Hut zu bringen und in die Richtlinie
einzubringen. Problematisch gesehen werden vor allem die Artikel 11
und 13 der Richtlinie, bei denen es um Schutz von
Presseveröffentlichungen und die Nutzungen geschützter Inhalte durch
Online-Dienste geht. Der Ausschuss beschloss, den Vorschlag zu
vertagen und weiter kritisch zu verfolgen.

Die Parlamentarische Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl (SPD) gab auf
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD einen Bericht der
Bundesregierung zum Stand der Erarbeitung eines Vorschlags für die
Auditierung und Zertifizierung des Beschwerdemanagements sozialer
Netzwerke. Eine solche Einrichtung, mit der das Klima in den sozialen
Netzwerken verbessert werden soll, könne frühestens im ersten Quartal
2019 die Arbeit aufnehmen, sagte Hagl-Kehl.

Breiten Traum in der Sitzung nahm der Bericht der Bundesministerin der
Justiz und für Verbraucherschutz, Katarina Barley (SPD), zum Etat
ihres Ministeriums (Einzelplan 07) im Entwurf des Bundeshaushalts 2019
(19/3400) ein. Die Ministerin skizzierte die Schwerpunkt der Arbeit
ihres Hauses, wobei sie vor allem auf den "Pakt für den Rechtsstaat"
und den Verbraucherschutz einging. Auch die Fragen der Abgeordneten
drehten sich vor allem um diese Themen. Nach der Ablehnung einer
Vielzahl von Änderungsanträgen von AfD, Die Linke und Bündnis 90/Die
Grünen beschloss der Ausschuss mit den Stimmen der Koalition, dem
Haushaltsausschuss die Annahme des Einzelplans 07 zu empfehlen. Weiter
beschloss das Gremium, am 13. Februar 2019 eine bereits dem Grunde
nach beschlossene öffentliche Anhörung zu Anträgen der FDP (19/1175)
und der Fraktion Die Linke (19/1172) zum Thema Wechselmodell bei der
Kinderbetreuung durchzuführen, das bereits am 15. März 2018 zur
Debatte im Plenum gestanden hatte. Der Ausschuss befasste sich
weiterhin mit einer Reihe von Gesetzentwürfen und weiteren Themen, bei
denen er nicht federführend ist.

Heftige Kritik musste sich der Ausschussvorsitzende Brandner für sein
Verhalten in der Plenardebatte am 11.Oktober 2018 anhören. Dass er
nach seinem Redebeitrag zum Tagesordnungspunkt 21 in der Nacht zum
vergangenen Freitag einfach den Plenarsaal verlassen habe, sei
"unmöglich" gewesen, sagte SPD-Obmann Johannes Fechner. Brandner habe
"unkollegiales Verhalten" und Desinteresse an der politischen Arbeit"
an den Tag gelegt. CDU/CSU-Obmann Jan-Marco Luczak bezeichnete das
Verhalten Brandners als Respektlosigkeit, die die Arbeit des
Rechtsausschusses desavouiere. Brandner ging nicht weiter auf die
Kritik ein und rechtfertige sich mit Verweis auf Tagesordnungsprobleme
und sein Recht als Abgeordneter.

 * 

3. Zwei Anhörungen beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch die Durchführung
von zwei öffentlichen Anhörungen beschlossen. So sollen am Montag, den
5. November, Sachverständige zu dem von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der
Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen
(19/4723) Stellung nehmen. Geplant ist eine Reduzierung der
Steuerbelastung in den Jahren 2019 und 2020 um rund 9,8 Milliarden
Euro (volle Jahreswirkung). Vorgesehen sind unter anderem eine
Erhöhung des Kindergeldes, des Kinderfreibetrages, des steuerlichen
Grundfreibetrages sowie ein Ausgleich der Effekte der sogenannten
kalten Progression bei der Einkommensteuer.

Am Mittwoch, den 7. November, soll die öffentliche Anhörung zum dem
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 14. Dezember 2016 über die Tätigkeiten und die
Beaufsichtigung von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung
(19/4673) stattfinden. Mit dem Gesetz soll unter anderem ein besserer
Schutz von Versorgungsanwärtern und Versorgungsempfängern durchgesetzt
werden. Außerdem wird der Ausbau des Risikomanagements der
Pensionskassen und Pensionsfonds geregelt.

 * 

4. Forschungsförderung über Steuern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Einführung einer steuerlichen
Forschungsförderung schlägt die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/3175)
vor. Die Stärke der Wirtschaft liege in der Innovationskraft der
Unternehmen, heißt es in dem Antrag, in dem darauf hingewiesen wird,
dass die Innovationsaktivitäten von kleinen und mittleren Unternehmen
seit etwa eineinhalb Jahrzehnten rückläufig seien. Bestehende
Förderinstrumente wie die Projektförderung mit direkten Mitteln würden
nicht ausreichen. Die FDP-Fraktion will eine technologieoffene,
rechtssichere und bürokratiearme steuerliche Forschungsförderung für
alle Unternehmen mit Fokus auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
einführen. Sie sollen einen bestimmten Prozentsatz ihrer Forschungs-
und Entwicklungsausgaben (FUE) als Steuergutschrift erhalten.

 * 

5. Modellvorhaben in Südthüringen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Projekte zur Regionalentwicklung im Süden Thüringens
sind Gegenstand der Antwort (19/4819) auf eine Kleine Anfrage
(19/4447) der Fraktion der AfD. Demnach hat der Kreis
Sonneberg/Hildburghausen seit 2016 insgesamt 505.000 Euro Fördermittel
erhalten, die Wartburgregion 405.500 Euro. Die Gelder seien im Zuge
des Modellvorhabens "Langfristige Sicherung von Versorgung und
Mobilität in ländlichen Räumen" geflossen, erklärt die
Bundesregierung. Desweiteren listet sie Einzelmaßnahmen auf, die
Akteure in den Regionen mit den Fördermitteln angestoßen haben.

 * 
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BUNDESTAG/7621: Heute im Bundestag Nr. 773 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 773

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 11.47 Uhr

1. Zensusvorbereitung und Dopingopfer-Hilfe

2. Anträge zum Soli wieder abgesetzt

3. Ausschuss stimmt für Brückenteilzeit

4. Durchsetzbarkeit titulierter Forderungen



1. Zensusvorbereitung und Dopingopfer-Hilfe

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den Weg für die geplante
Novellierung des "Zensusvorbereitungsgesetzes 2021" frei gemacht. Mit
den Stimmen der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion sowie der AfD-Fraktion
verabschiedete der Ausschuss am Mittwochvormittag einen entsprechenden
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/3828) in modifizierter Fassung.
Die Vorlage steht am Donnerstag zur abschließenden Beratung auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums.

Wie die Bundesregierung in der Vorlage ausführt, bedarf die Lieferung
der Meldedaten für den Zensus 2021 eines Testdurchlaufs, um die
Übermittlungswege und die Qualität der zu übermittelnden Daten
rechtzeitig im Vorfeld überprüfen zu können. Zusätzlich sollen die
Daten der Prüfung und Weiterentwicklung der Programme zur Durchführung
des Zensus 2021 dienen. Mit der vorliegenden Regelung soll die
Rechtsgrundlage für diese Übermittlung geschaffen werden, wie aus der
Vorlage weiter hervorgeht. Danach sollen die Meldedaten zum Stichtag
13. Januar 2019 von den Meldebehörden mit Klarnamen geliefert werden.

Mit den Stimmen aller Fraktionen nahm der Ausschuss zu dem
Gesetzentwurf einen von der Koalition eingebrachten Änderungsantrag
an, der unter anderem Neuregelungen im Zweiten Dopingopfer-Hilfegesetz
vorsieht. Danach soll die Frist zur Geltendmachung entsprechender
Ansprüche um ein Jahr bis zum 31. Dezember 2019 verlängert werden. Die
bisherige Bearbeitung der Anträge und die Beratung von möglichen
Anspruchsberechtigten zeige nach wie vor, "dass potentielle
Antragsteller bisweilen mehr Zeit benötigen, um sich zu einer
Antragstellung entschließen zu können", heißt es in der Begründung.
Grund hierfür sei die "andauernde, auch unverarbeitete Traumatisierung
durch das erlittene Doping und die damit verbundenen teils erheblichen
gesundheitlichen Schädigungen und der daraus resultierenden
Schwierigkeit, sich durch die Antragstellung gegenüber einer Behörde
zu offenbaren".

 * 

2. Anträge zum Soli wieder abgesetzt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Ein Antrag und ein Gesetzentwurf der oppositionellen
AfD- und FDP-Fraktion zur Abschaffung des steuerlichen
Solidaritätszuschlags sind im Finanzausschuss am Mittwoch mit Mehrheit
der Koalitionsfraktionen Union und SPD wieder von der Tagesordnung
abgesetzt worden. Alle anderen Fraktionen waren gegen die Absetzung.
Die Koalition begründete dies mit weiterem Beratungsbedarf.

Abgesetzt wurde ein Antrag der AfD-Fraktion (19/1179), die eine
"sofortige und uneingeschränkte" Abschaffung des Solidaritätszuschlags
fordert, weil dieser verfassungswidrig sei. Der vor 23 Jahren
angegebene Zweck der Sicherung des einigungsbedingten Mehrbedarfs des
Bundes sei inzwischen weggefallen. Die FDP-Fraktion erklärt in ihrem
ebenfalls von der Tagesordnung abgesetzten Gesetzentwurf (19/1038),
dass der zur Vollendung der Einheit aufgelegte Solidarpakt II 2019
auslaufe, "so dass auch die Legitimation des
Solidaritätszuschlagsgesetzes 1995 spätestens zu diesem Zeitpunkt
wegfällt". Ein Fortbestand des Solidaritätszuschlags sei
verfassungswidrig. Beide Initiativen waren bereits am 26. September
und am 10. Oktober von der Tagesordnung abgesetzt worden.

Enttäuscht und verärgert reagierte die AfD-Fraktion auf den
Absetzungsantrag der Koalition. Man frage sich, wie lange der
Beratungsbedarf bei einem klaren Sachverhalt noch anhalten werde: "Bis
nach der Hessenwahl?", so die Frage der AfD-Fraktion. "Unsere
Erwartungshaltung an Ihren Beratungsbedarf steigt mit jeder Woche",
hieß es etwas spöttisch von der FDP-Fraktion an die Adresse der
Koalition. Wenn man in der Sache damit vorankomme, werde man gerne
noch eine Woche länger warten.

 * 

3. Ausschuss stimmt für Brückenteilzeit

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat am
Mittwochvormittag dem Gesetzentwurf (19/3452) der Bundesregierung zur
Einführung einer zeitlich begrenzten Teilzeit (Brückenteilzeit) ab
2019 zugestimmt. In Betrieben mit mehr als 45 Beschäftigten können
Arbeitnehmer demnach, wenn sie bereits mehr als sechs Monate dort
beschäftigt sind, künftig eine Reduzierung ihrer Arbeitszeit
verlangen. Dies ist für einen im Voraus zu bestimmenden Zeitpunkt von
einem Jahr bis zu fünf Jahren möglich. Der neue Anspruch ist nicht an
bestimmte Gründe gebunden. Nach Ablauf der Brückenteilzeit können die
Beschäftigten auf ihre ursprünglich vereinbarte Arbeitszeit
zurückkehren. Für Betriebe von 46 bis 200 Beschäftigten wird eine
Zumutbarkeitsgrenze eingeführt: Diese Arbeitgeber sollen nur einem pro
angefangenen 15 Arbeitnehmern den Anspruch auf Brückenteilzeit
gewähren müssen.

Abgelehnt wurden dagegen zwei Anträge der Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen. Die Linke hatte in ihrem Antrag (19/4525) ein
Rückkehrrecht in Vollzeit für alle Beschäftigten gefordert. Die Grünen
hatten in ihrem Antrag (19/2511) unter anderen verlangt, dass im
Bereich von 30 bis 40 Stunden pro Woche die Beschäftigte ihren
Arbeitszeitumfang eigenständig nach oben oder unten anpassen können.

 * 

4. Durchsetzbarkeit titulierter Forderungen

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss setzt sich dafür ein, die
Durchsetzbarkeit "titulierter Forderungen" - also Forderungen, die auf
einem rechtmäßigen Urteil des zuständigen Gerichts beruhen - zu
verbessern. In der Sitzung am Mittwoch beschlossen die Abgeordneten
einstimmig, eine dahingehende Petition dem Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz als Material zu überweisen und den
Fraktionen zur Kenntnis zu geben.

In der Petition wird unter anderem gefordert, Gerichtsvollzieher zu
verpflichten, bei Vermögensauskünften zu ermitteln, um die
Gläubigerstellung zu stärken. Unwilligen Schuldnern blieben zu viele
Möglichkeiten, die Vollstreckung zu umgehen, wird in der Eingabe
kritisiert.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung verweist der
Petitionsausschuss unter Einbeziehung von Stellungnahmen der
Bundesregierung darauf, dass durch das Gesetz zur Reform der
Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung aus dem Jahr 2009 der
Gerichtsvollzieher die Befugnis zur Einholung von Drittauskünften bei
den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung, beim Bundesamt für
Steuern und beim Kraftfahrt-Bundesamt erhalten hätten. Dadurch würden
dem Gläubiger Informationen zum Arbeitgeber des Schuldners, zu
Kontoverbindungen und Kraftfahrzeugen zugänglich gemacht. "Auf der
Grundlage der Auskünfte kann der Gläubiger gegebenenfalls
entsprechende Vollstreckungsmaßnahmen ergreifen", heißt es in der
Vorlage.

Durch die Änderung der Justizbetreibungsordnung Ende 2016 sei die
Position des Gläubigers weiter gestärkt worden. Dadurch sei die
Wertgrenze, die zuvor die Einholung von Auskünften nur ermöglicht
hatte, wenn die zu vollstreckenden Ansprüche mindestens 500 Euro
betrugen, gestrichen worden. Die Wertegrenze sei ebenso für die
Ermittlung des Aufenthaltsortes des Schuldners gestrichen worden. Die
Wirksamkeit dieser Änderungen, sei von Verbänden, die die Interessen
der Gläubiger vertreten, stets betont worden, schreibt der
Petitionsausschuss. Darüber hinaus habe die Bundesregierung
mitgeteilt, dass sie die weitere Entwicklung - auch mit Blick auf die
Stärkung der Durchsetzbarkeit titulierter Forderungen in der Praxis -
sorgfältige beobachten werde.

Auf Maßnahmen der Gerichtsvollzieher kann die Bundesregierung der
Vorlage zufolge jedoch keinen Einfluss nehmen. Vielmehr unterliege der
Gerichtsvollzieher in seiner Stellung als Landesbeamter "der
Dienstaufsicht des zuständigen Amtsgerichtspräsidenten".

 * 
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BUNDESTAG/7620: Heute im Bundestag Nr. 772 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 772

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.47 Uhr

1. Nein zu Afrika-Anträgen

2. Antrag gegen Hofabgabe abgelehnt

3. Regeln für marines Geo-Engineering

4. Neuregelung für Feuerungsanlagen



1. Nein zu Afrika-Anträgen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) FDP und Linke sind am Mittwochmorgen im Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung mit zwei Anträgen
(19/2528, 19/2519) gescheitert, in denen sie die Bundesregierung
aufgefordert haben, die Partnerschaft mit Afrika stärken. Insbesondere
sollte sie die laufenden Verhandlungen über ein Folgeabkommen des 2020
auslaufenden Cotonou-Handelsabkommens nutzen, um die Beziehungen der
EU mit Afrika zu vertiefen und dem Kontinent neue Entwicklungschancen
zu ermöglichen.

Ein Vertreter der FDP erklärte, die Europäische Union müsse die
berechtigten Interessen der afrikanischen Staaten in den Blick nehmen
und faire und freie Handelsbeziehungen ermöglichen. Die
nordafrikanischen Staaten müssten stärker ein Post-Cotonou-Abkommen
einbezogen und private Investitionen in Afrika gefördert werden.

Für die Linke wandte sich eine Vertreterin strikt gegen eine
Privatisierung der Entwicklungszusammenarbeit. Insbesondere der Aufbau
sozialer Sicherungssysteme müsse in erster Linie mit öffentlichen
Entwicklungsgeldern finanziert werden. Anders als die FDP sprach sie
sich außerdem für eine Stärkung der Budgethilfen, also finanziellen
Beiträgen zur Umsetzung nationaler Armutsbekämpfungsstrategien, aus.

Ein Vertreter der Unionsfraktion betonte, das Cotonou-Abkommen stamme
aus kolonialen Zeiten und müsse dringend modernisiert werden. Ziel
müsse eine Partnerschaft auf Augenhöhe sein. Die SPD sprach sich mit
Blick auf den Handelsteil des Cotonou-Abkommens dafür aus, das
Präferenzsystem auszuweiten und ausgewählten Ländern Zollfreiheit bei
der Einfuhr von Waren in die EU einzuräumen.

Die AfD lehnte beide Anträge unter anderem mit der Begründung ab, dass
diese die Eigenverantwortung der afrikanischen Staaten zu wenig
betonten. Außerdem setze sie anders als die FDP eher auf eine
bilaterale denn auf eine multilaterale Kooperation.

Ein Vertreter der Grünen unterstützte die Forderung der FDP, die
nationalen Strategien und Politiken zur Entwicklungszusammenarbeit
stärker zu bündeln. Den Antrag der Linken kritisierte auch er wegen
der zu geringen Betonung der Eigenverantwortung Afrikas.

 * 

2. Antrag gegen Hofabgabe abgelehnt

Ernährung und Landwirtschaft/Ausschuss

Berlin: (hib/EIS) Die Hofabgabeklausel wird nicht sofort abgeschafft.
Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat sich am
Mittwochvormittag gegen einen von den Fraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen gemeinsam vorgelegten Antrag (19/4856) ausgesprochen.
Mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der übrigen
Fraktionen von AfD, FDP, Linke und Grüne stimmten die
Ausschussmitglieder mehrheitlich gegen die Annahme der Vorlage im
Bundestagsplenum. Die beiden antragstellenden Fraktionen hatten die
Bundesregierung darin aufgefordert, in einem Gesetzentwurf die Pflicht
zur Hofabgabe als Voraussetzung eines Rentenanspruchs nach dem Gesetz
über die Alterssicherung der Landwirtinnen und Landwirte endgültig zu
streichen. Die Abgeordneten argumentierten, dass die derzeitigen
Regelungen zur Hofabgabe sowohl gegen das Gebot der
Verhältnismäßigkeit als auch gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen
würden. Die Streichung der Hofabgabeklausel sei erforderlich, weil das
ursprüngliche agrarstrukturelle Ziel nicht mehr erreicht
 würde, eine frühzeitige geregelte Hofübergabe an die nachfolgende
Generation als Voraussetzung eines Rentenanspruches zu fördern.

Linke und Grüne sahen sich in ihrer Forderung durch einen Beschluss
des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Mai 2018 (1 BvR 97 / 14, 1 BvR
2392 / 14) bestätigt, der die Pflicht zur Abgabe landwirtschaftlicher
Höfe auf Basis dieser Regelung für verfassungswidrig erklärt habe. Auf
unzumutbarer Weise würden den Landwirten Einkünfte entzogen, die zur
Ergänzung einer als Teilsicherung ausgestalteten Rente notwendig
seien. Auch dürfe die Gewährung einer Rente an den einen Ehepartner
nicht von der Entscheidung des anderen Ehepartners über die Abgabe des
Hofs abhängig gemacht werden.

Die Klausel sei eine "anachronistische Diskriminierung" und es sei
genug Zeit verstrichen, um das Gerichtsurteil endlich umzusetzen, hieß
es aufseiten der Grünen. Die SPD entgegnete, dass seit dem
Urteilspruch im August noch nicht viel Zeit vergangen wäre. Dass die
Aufhebung der Klausel nicht ohne weiteres umgesetzt werden könne,
liege zudem daran, dass staatlicherseits immerhin rund zwei Milliarden
Euro in die Alterssicherung der Landwirte fließen würden, die wiederum
an die Hofabgabeklausel gebunden seien. Darüber hinaus habe die
Koalition bereits signalisiert, dass die Hofabgabe im günstigsten Fall
noch im November umgesetzt werden soll. Insofern mache das den Antrag
überflüssig. Dieser Feststellung widersprach die Linksfraktion, denn
der Antrag fordere nichts anderes als die Abschaffung der Klausel.
Dennoch zeigte sich die Fraktion froh darüber, endlich an diesem Punkt
angekommen zu sein. Obwohl früher die Regelung ihre Berechtigung
gehabt haben mag, sollte sich der Staat heute nicht mehr in diese
Frage einmischen. Die AfD unterstützte den vorgelegten Antrag, weil
die Hofabgabe nicht mehr zeitgemäß sei. Sollte die Regierung bald ein
entsprechendes Gesetz vorlegen, sei man "glücklich" darüber.

Die Union sah hingegen noch Abstimmungsbedarf, weil es einer
intelligenten Hofnachfolgestrategie bedürfe, die über eine bloße
Abschaffung der Abgabeklausel hinausblicken müsse. Nichts sollte gegen
eine Regelung sprechen, die eine Anreizkomponente zur Hofabgabe sowie
zur Hofübernahme einführt. Klärend hieß es aus der Unionsfraktion zu
den bereits rund viertausend vorliegenden Anträgen bei der
Rentenkasse, dass noch in dieser Woche die Sozialversicherung für
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) dazu einen Beschluss
fassen wolle, damit diese "verbescheidet" werden können. Die FDP
hingegen argwöhnte, dass das Vertrösten auf eine Hofnachfolgestrategie
eine Hinhaltetaktik sein könnte. Das Thema sei schließlich seit vielen
Jahren in der Schwebe und habe niemanden überrascht.

 * 

3. Regeln für marines Geo-Engineering

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Marines Geo-Engineering soll künftig schärfer
reguliert werden. Insbesondere soll die kommerzielle Meeresdüngung
verboten werden. Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit stimmte am Mittwochmorgen zwei entsprechenden
Gesetzentwürfen der Bundesregierung zu. Dafür stimmten jeweils
Vertreter der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen bei Gegenstimmen der Vertreter der FDP-Fraktion. Mit dem
ersten Gesetzentwurf (19/4462) soll das um Regelungen zum marinen
Geo-Engineering ergänzte Londoner Protokoll ratifiziert werden. Der
zweite Gesetzentwurf (19/4463) sieht die Umsetzung der neuen Regeln
unter anderem im Hohe-See-Einbringungsgesetz vor. Die abschließende
Beratung des Bundestages ist für Donnerstagabend geplant.

Die Vertragsparteien des Protokolls von 1996 zum Londoner
Übereinkommen zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das
Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen hatten sich im Oktober
2013 auf international verbindliche Regeln zum marinen Geo-Engineering
verständigt. Demnach sollen Forschungsvorhaben unter bestimmten
Bedingungen erlaubt werden können, die kommerzielle Anwendung hingegen
verboten werden.

Als ein Anwendungsfeld der Technologie gilt die sogenannte
Meeresdüngung, um durch gezieltes Algenwachstum beispielsweise
CO2-Senken zu schaffen. Im Hohe-See-Einbringungsgesetz soll laut
Entwurf entsprechend unter anderem ein Erlaubnisvorbehalt für marines
Geo-Engineering für Forschungsvorhaben geschaffen werden. In der
Begründung führt die Bundesregierung speziell zur Meeresdüngung aus,
dass die "tatsächliche Eignung als Klimaschutzmaßnahme" noch nicht
belegt sei und "schädigende Effekte auf die Meeresumwelt durch
Vorhaben des marinen Geo-Engineerings einschließlich der Meeresdüngung
nicht ausgeschlossen werden können". Die gesetzliche Regelung werde
daher "im Sinne des Vorsorgeansatzes und im Geiste der im September
2015 von den Vereinten Nationen verabschiedeten Nachhaltigkeitszielen
geschaffen".

 * 

4. Neuregelung für Feuerungsanlagen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit hat am Mittwochmorgen eine Neuregelung der Anforderungen
für Feuerungsanlagen auf den Weg gebracht. Mit Stimmen von CDU/CSU und
SPD beschlossen die Ausschussmitglieder einen Entwurf der
Bundesregierung für eine 44. Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (19/4080). Damit will die
Bundesregierung die sogenannte MCP-Richtlinie ((EU) 2015/2193)
umsetzen. Vertreter der AfD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen stimmten
gegen den Entwurf, die Vertreter der Fraktion Die Linke enthielten
sich.

Die EU-Richtlinie sieht Emissionsgrenzwerte für mittelgroße
Feuerungsanlagen für Luftschadstoffe wie Schwefeldioxid,
Stickstoffoxide und Gesamtstaub vor. Die neue Verordnung soll laut
Begründung des Entwurfs die bisher in der Technischen Anleitung zur
Reinhaltung der Luft (TA Luft) und in der Verordnung über kleine und
mittlere Feuerungsanlagen geregelten Anforderungen zusammenfassen und
hinsichtlich des technischen Standes aktualisieren. Das bisherige
Anforderungsniveau, das laut Bundesregierung zum Teil über die
Vorgaben der Richtlinie hinausgeht, soll beibehalten werden. "Bereits
rechtlich festgelegte Anforderungen und Grenzwerte für den Betrieb von
mittelgroßen Feuerungsanlagen werden somit auch im Sinne des
Normadressaten nicht abgeschwächt", führt die Bundesregierung aus.

Einen Entschließungsantrag der Grünen lehnte der Ausschuss
mehrheitlich mit Stimmen der Koalitionsfraktionen, der FDP und AfD ab,
die Linke stimmte mit den Grünen. Die Grünen hatte darin unter anderem
gefordert, in der neuen Verordnung nicht hinter bestehende
Anforderungen der TA Luft für NOx-Emissionen bei
Erdgasfeuerungsanlagen zurückzugehen.

 * 
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BUNDESTAG/7619: Heute im Bundestag Nr. 771 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 771

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.48 Uhr

1. Unterstützung für Plattformökonomie

2. Finanzierungslage von Startups

3. Türkei-Risiken sind begrenzt

4. Register zur Transparenz

5. Stand bei intelligenten Messsystemen



1. Unterstützung für Plattformökonomie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung setzt bei der Unterstützung
einer europäischen Plattformökonomie vor allem auf den Abbau
regulatorischer und bürokratischer Hürden. Deutsche und europäische
Plattformanbieter hätten besonders wegen der vergleichsweise kleinen
Heimatmärkte und wegen einer erschwerten Skalierbarkeit aufgrund von
Sprachbarrieren Nachteile gegenüber Unternehmen, die die in sprachlich
weitgehend einheitlichen Volkswirtschaften wie den USA oder China
aktiv seien, erklärt die Bundesregierung in der Antwort (19/4752) auf
eine Kleine Anfrage (19/4346) der FDP-Fraktion. Auch der im Vergleich
mühsame Zugang zu Wagniskapital in Deutschland und Europa wirke sich
negativ aus.

Um eine bessere Skalierbarkeit zu ermöglichen, sei die Vollendung
eines Digitalen Binnenmarkts entscheidend. Bezüglich der Probleme in
der Digitalwirtschaft mit Wagniskapital baut die Bundesregierung auf
bewährte Förderinstrumente der Startup-Finanzierung und plant die
Auflage eines neuen Fonds. Darüber hinaus werden in dem Dokument
weitere Maßnahmen aufgelistet, die Startups und weitere Firmen der
Digitalbranche bei der Bürokratie entlasten und ihnen beim Wachstum
mehr und einfachere Möglichkeiten bieten sollen.

 * 

2. Finanzierungslage von Startups

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Für Startups in Deutschland ist es nach Ansicht der
Bundesregierung schwierig, in der frühen Wachstumsphase an Geld zu
kommen. Insbesondere in der kapitalintensiven frühen Wachstumsphase,
in der Unternehmen neue Märkte erschließen und schnell expandieren
wollen, fehle ein ausreichendes Angebot, schreibt die Bundesregierung
in der Antwort (19/4701) auf eine Kleine Anfrage (19/4334) der
FDP-Fraktion und spricht von einer "Lücke". Der in diesen Segmenten
bestehende und nicht bediente Kapitalbedarf werde auf etwa 500 bis 600
Millionen Euro pro Jahr geschätzt.

Die Bundesregierung prüft eigenen Angaben zufolge Maßnahmen, um den
Markt zu stärken - darunter das Einrichten eines nationalen
Digitalfonds. Zugleich sieht sie die Finanzierungslage für Startups in
der Gründungsphase insgesamt dank öffentlicher Förderprogramme
deutlich verbessert. Die wichtigsten Geldquellen für Jungunternehmer
seien eigene Ersparnisse, das Kapital von Familie oder Freunden und
von sogenannten Business Angels.

 * 

3. Türkei-Risiken sind begrenzt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hält die Risiken durch das
Engagement deutscher Banken in der Türkei für überschaubar. Diese
Einschätzung gibt die Regierung in der Antwort (19/4640) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4256) ab. Diese Einschätzung finde
sich auch in einem Bericht der europäischen Aufsichtsagenturen. Die
Kursverluste der türkischen Währung würden zu einem wesentlichen Teil
auf einen Vertrauensverlust bei Investoren in die Geld- und
Wirtschaftspolitik des Landes zurückgeführt, so dass die Währungskrise
nicht ohne weiteres auf andere Schwellenländer übertragbar zu sein
scheine.

 * 

4. Register zur Transparenz

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um das im Zusammenhang mit
Geldwäschebekämpfungsmaßnahmen eingeführte zentrale
Transparenzregister geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/4743). Die Abgeordneten wollen unter anderem
von der Bundesregierung erfahren, wie viele Organisationen und
Vereinigungen sich in das Register haben eintragen lassen und bei wie
vielen Eintragungen "wirtschaftlich Berechtigte" angegeben wurden.
Außerdem wird gefragt, in wie vielen Fällen in das Register Einsicht
genommen wurde.

 * 

5. Stand bei intelligenten Messsystemen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um den Stand bei der Einführung intelligenter
Messsysteme geht es in einer Kleinen Anfrage (19/4823) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten erkundigen sich nach dem
Projektmanagement und eventuellen Verzögerungen. Sie möchten auch
wissen, welchen Nutzen Stromkunden von den neuen Zähl- und
Messsystemen (Smart Meter Gateways) konkret haben.

 * 
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BUNDESTAG/7618: Heute im Bundestag Nr. 770 - 17.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 770

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.13 Uhr

1. Großes Paket für Arbeitslosenversicherung

2. Linke und Grüne gegen Hofabgabeklausel

3. FDP für Abschaffung der Hofabgabeklausel

4. Ausmaß der Obdachlosigkeit

5. Behindertenausweis bei Trisomie 21



1. Großes Paket für Arbeitslosenversicherung

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung soll sinken
und die Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen durch die Bundesagentur
für Arbeit (BA) ausgeweitet werden. Das sind die Eckpunkte eines
Gesetzentwurfes (19/4948) der Bundesregierung für ein
"Qualifizierungschancengesetz", über das der Bundestag am Donnerstag,
den 18. Oktober 2018, in erster Lesung beraten wird. "Der
demografische und technologische Wandel wird die wirtschaftliche und
strukturelle Veränderung des Arbeitsmarktes beschleunigen und
verstärkte qualifikatorische Anpassungsprozesse bei Arbeitnehmern
erfordern", schreibt die Regierung zur Begründung ihrer Initiative.
Für die Beschäftigten und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
Deutschlands sei es von großer Bedeutung, dass dieser Strukturwandel
gelinge, heißt es im Entwurf weiter. Zu den Maßnahmen des
Gesetzentwurfes gehört zum einen eine Ausdehnung der
Weiterbildungsförderung: Sie soll unabhängig von Alter, Ausbildung und
Betriebsgröße für jene Beschäftigten ermöglicht werden, deren
Tätigkeiten durch Technologien ersetzt werden oder in sonstiger Weise
vom Strukturwandel betroffen sein werden oder die eine Weiterbildung
in einem Engpassberuf anstreben. Die Förderung soll auch für
aufstockende Leistungsbezieher im SGB II (Zweites Buch
Sozialgesetzbuch) gelten. Für alle anderen Bezieher von
Arbeitslosengeld II soll es eine bessere Weiterbildungsberatung durch
die BA geben. Bedingung der Kostenübernahme durch die BA ist jedoch
eine Kofinanzierung durch den Arbeitgeber. Darüber hinaus wird der
Schutz der Arbeitslosenversicherung erweitert: Die Rahmenfrist,
innerhalb derer man die Mindestansprüche für Arbeitslosengeld erwerben
muss, wird auf 30 Monate erweitert. Der Beitrag zur
Arbeitslosenversicherung soll 2019 von 3,0 auf 2,6 Prozent gesenkt
werden. Außerdem sollen für Betriebe, für die Saisonarbeit einen
besonders hohen Stellenwert hat, die befristet geltenden höheren
Zeitgrenzen für eine sozialversicherungsfreie kurzzeitige
Beschäftigung von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen dauerhaft
beibehalten werden.

 * 

2. Linke und Grüne gegen Hofabgabeklausel

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
fordern in einem gemeinsamen Antrag (19/4856), die Hofabgabeklausel
endgültig abzuschaffen. Die Pflicht zur Hofabgabe, um eine
Alterssicherung zu beziehen, sei verfassungswidrig, wenn diese in
unzumutbarer Weise Einkünfte entziehe, die zur Ergänzung einer als
Teilsicherung ausgestalteten Rente notwendig seien, schreiben die
Abgeordneten unter Bezug auf ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts
vom 23. Mai 2018. Die Hofabgabeklausel sei ein überkommener
"Anachronismus", der zu vielen Ungerechtigkeiten geführt habe, heißt
es in dem Antrag weiter.

 * 

3. FDP für Abschaffung der Hofabgabeklausel

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion fordert, die Altersversorgung der
Landwirte sicherzustellen, ohne die Abgabe des Hofes dafür zur Bedingung zu
machen. In einem entsprechenden Antrag (19/4836) verlangt sie darüber
hinaus, zu gewährleisten, dass die Sozialversicherung für Landwirtschaft,
Forsten und Gartenbau (SVLFG) Rentenanträge unverzüglich bearbeitet. Das
Bundesverfassungsgericht hatte in einem Urteil vom Mai 2018 festgestellt,
dass die Hofabgabeklausel in die Eigentumsfreiheit nach Artikel 14 des
Grundgesetzes eingreift und demnach verfassungswidrig ist. Darauf beziehen
sich auch die Liberalen in ihrem Antrag.

 * 

4. Ausmaß der Obdachlosigkeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/4790) zum gesellschaftlichen Ausmaß von Obdach- und
Wohnungslosigkeit gestellt. Sie fragt die Bundesregierung darin unter
anderem, wie sich Wohnungslosigkeit auf verschiedene gesellschaftliche
Gruppen verteilt und wie sich die Zahl der Notunterkünfte in den
vergangenen Jahren entwickelt hat.

 * 

5. Behindertenausweis bei Trisomie 21

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/4787) zur
Praxis der Anerkennung von Schwerbehindertenausweisen bei Trisomie 21
gestellt. Darin richtet sie den Fokus vor allem auf Kinder und Jugendliche
und fragt die Bundesregierung unter anderem, ab welchem Alter Kinder einen
solchen Ausweis beantragen können, wie viele Ausweise seit 2013 ausgestellt
wurden und wie viele von diesen einen Grad der Behinderung von 50 oder von
100 aufwiesen.

 * 
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BUNDESTAG/7617: Heute im Bundestag Nr. 769 - 16.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 769

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 16.30 Uhr

1. EU-Datenbanken mit Gesichtsbildern

2. Rolle von Beamten in Flüchtlingspolitik

3. Überprüfte und beanstandete Dokumente

4. Zuwanderung ausländischer Fachkräfte

5. Ehe für alle: Regierung prüft Reformbedarf

6. Wirkung der Musterfeststellungsklage



1. EU-Datenbanken mit Gesichtsbildern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Gesichtsbilder in Datenbanken im EU-Bereich Justiz
und Inneres sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/4889)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion die Linke (19/4505). Danach
enthalten das Visa-Informationssystem und das Schengener
Informationssystem sowie die Europol-Dateien Gesichtsbilder.
Recherchen mittels Gesichtsbildern sind den Angaben zufolge bei
Europol in den entsprechenden Datenbeständen möglich.

 * 

2. Rolle von Beamten in Flüchtlingspolitik

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Bundesregierung sind keine Fälle sogenannter
Remonstrationen von Beamten im Bundesinnen- und im
Bundesjustizministerium im Zusammenhang mit der Grenzöffnung 2015
bekannt. Dies geht aus ihrer Antwort (19/4820) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/4478) hervor.

Darin verwies die Fraktion darauf, dass Beamte verpflichtet seien,
dienstliche Anordnungen zu befolgen, sie aber Bedenken hinsichtlich
der Rechtmäßigkeit der Anordnung über eine Gegenvorstellung
(Remonstration) dokumentieren könnten. Weiter schrieb die Fraktion in
einer Vorbemerkung, dass dem Beamten im Rahmen seiner Pflichten auch
eine Funktion im Rechtssystem zukomme, aus der sich bei vermuteten
Gesetzesverstößen der Regierung "eine Pflicht zur Remonstration
ergibt".

Wissen wollte sie unter anderem, wie viele Polizisten und zivile
Mitarbeiter des Bundesinnenministeriums 2015 gegen Befehle und
Weisungen remonstriert haben und wie viele Beamte in den Jahren 2015
bis 2017 im Bundesinnenministerium und im Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz "ihrer Remonstrationspflicht in dem in der
Vorbemerkung der Fragesteller genannten Sinn nachgekommen" sind.

Wie die Bundesregierung dazu in ihrer Antwort ausführt, sind im
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat sowie im
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz "keine
Sachverhalte im Sinne der Fragestellungen bekannt".

 * 

3. Überprüfte und beanstandete Dokumente

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
hat im laufenden Jahr bis Ende August fast 120.000 Dokumente auf
Echtheit überprüft. Im Vorjahr belief sich diese Zahl auf fast 284.000
und im Jahr 2016 auf gut 491.000, wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/4815) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/4424) weiter hervorgeht.

Danach wurden in den vergangenen drei Jahren insgesamt fast 28.000
Dokumente als ge- oder verfälscht beanstandet. Dabei belief sich die
Summe der beanstandeten Dokumente in diesem Jahr auf gut 2.700 nach
mehr als 12.300 im Vorjahr und knapp 12.800 im Jahr 2016.

 * 

4. Zuwanderung ausländischer Fachkräfte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Zuwanderung ausländischer Fachkräfte geht es
in der Antwort der Bundesregierung (19/4897) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/4506). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
beabsichtigt sie nicht, ein Kontingent in Bezug auf die Zuwanderung
von Fachkräften zu schaffen. Aus ihrer Sicht habe sich das
nachfrageorientierte System bewährt. Eine Steuerung der Zuwanderung
erfolge aus ihrer Sicht "durch klare Kriterien für die
Arbeitsmigration" und zudem "über die Nachfrage und Bedarfe des
deutschen Arbeitsmarktes".

 * 

5. Ehe für alle: Regierung prüft Reformbedarf

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung prüft derzeit Fragen, die mit
steuerlichen und abstammungsrechtlichen Aspekten der Ehe für alle im
Zusammenhang stehen. Das geht aus der Antwort (19/4892) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4433) hervor, in
der die Abgeordneten eine Bilanz des vor einem Jahr in Kraft
getretenen Gesetzes ziehen und aus ihrer Sicht bestehende Probleme
thematisieren. In der Antwort heißt es eingangs, innerhalb der
Bundesregierung bestand und besteht keine Absicht, das Gesetz zur Ehe
für alle vor das Verfassungsgericht zu bringen und es für
verfassungswidrig erklären zu lassen. Zu den steuerlichen Problemen
schreibt die Bundesregierung, es werde derzeit geprüft, wie der
Interessenlage der Betroffenen Rechnung getragen werden kann. Auch der
durch das Eheöffnungsgesetz hervorgerufene abstammungsrechtliche
Reformbedarf werde geprüft. Das Justizministerium habe mit den
Arbeiten zur Erstellung eines Diskussionsentwurfs begonnen, der auch
Regelungsvorschläge betreffend in eine Ehe von zwei lesbischen Frauen
hineingeborene Kinder enthalten soll.

 * 

6. Wirkung der Musterfeststellungsklage

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Befürchtungen der Fraktion Die Linke, wonach die
Ziele der Musterfeststellungsklage nicht erreicht werden, werden von
der Bundesregierung nicht geteilt. Nach Auffassung der Bundesregierung
schreckt das Erfordernis einer gesonderten Individualklage im
Anschluss an die gerichtliche Feststellung des Anspruchs Verbraucher
nicht von einer Anmeldung zu dem Musterverfahren ab, heißt es unter
anderem in der Antwort (19/4891) auf eine Kleine Anfrage der Linken
(19/4392). Das Anmeldeverfahren sei niedrigschwellig ausgestaltet und
für die Verbraucherinnen und Verbraucher mit keinerlei Kosten
verbunden. Die Anmeldung könne ohne Einschaltung eines Rechtsanwalts
erfolgen.

Auch die Befürchtung, dass das Ziel der Musterfeststellungsklage, die
Gerichte zu entlasten, verfehlt zu werden droht, und sich überdies in
diesem Zusammenhang eine von Seiten der Wirtschaft befürchtete
Klageindustrie etablieren kann, teile die Bundesregierung nicht. Sie
erwarte, dass die Wahrscheinlichkeit einer einvernehmlichen Regelung
zwischen den Parteien aufgrund einer erfolgreichen Musterentscheidung
steigt. Sie könne insbesondere als Grundlage für Einigungen der
Parteien im Rahmen der außergerichtlichen Streitschlichtung dienen.
Einer individuellen Klage bedürfte es dann nicht mehr, wie die
Bundesregierung schreibt.

 * 
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EUROPA/1562: Europäische Arbeitslosenversicherung geht in vollkommen falsche Richtung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Oktober 2018

DÜRR: Europäische Arbeitslosenversicherung geht in vollkommen
falsche Richtung



Zu den Medienberichten über den Plan von Bundesfinanzminister Scholz
für eine europäische Arbeitslosenversicherung erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Scholz' Plan geht in die vollkommen falsche Richtung. Sein Fonds
birgt nicht nur die Gefahr, ein großer Schritt in Richtung einer
Transferunion zu sein, sondern könnte Deutschland auch über 11
Milliarden Euro jährlich kosten. Außerdem ist zu befürchten, dass der
Druck für notwendige nationale Strukturreformen weicht, wenn
Versäumnisse nationaler Politik von anderen europäischen Staaten
aufgefangen werden. Die Situation in Italien muss uns eine Mahnung
sein. Auch ist die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit ganz wesentlich
durch nationale Politik bestimmt: Flexibilität des Arbeitsmarktes,
Weiterbildung und Qualifizierung sowie Modalitäten der Hilfszahlungen
an Arbeitslose. Die Fraktion der Freien Demokraten fordert deswegen
die Bundesregierung auf, sich klar für den deutschen Steuerzahler und
gegen ein Auseinanderfallen von Verantwortung und Haftung zu
positionieren."

 * 
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EUROPA/1561: Ein Defizitverfahren gegen Italien einleiten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Oktober 2018

LINDNER-Statement: Ein Defizitverfahren gegen Italien
einleiten



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Die FDP-Bundestagsfraktion ist in Sorge hinsichtlich der
Haushalts- und Finanzpolitik Italiens. Die links-,
rechtspopulistische Regierung dort will mehr Schulden aufnehmen als
eigentlich gestattet. [...] Unsere politische Forderung ist, dass die
Bundesregierung ein Defizitverfahren einleitet oder sich für ein
Defizitverfahren ausspricht, das die Europäische Kommission
einzuleiten hätte. Bislang waren auch die Bundesfinanzminister Scholz
und Schäuble sehr nachsichtig gegenüber Mitgliedern der Euro-Zone,
die höhere Schulden aufgenommen haben als eigentlich erlaubt. [...]

Die Bundeskanzlerin, so erwarten wir, wird in Vorbereitung des
Europäischen Rats am morgigen Tag in ihrer Regierungserklärung
ebenfalls Linien zeichnen, hinsichtlich der Weiterentwicklung zu
einem Europäischen Währungsfonds, hinsichtlich der Fragen der
Letzt-Absicherung von Bankenrettung durch den Europäischen
Stabilitätsmechanismus und weiteres mehr. [...] In diesen Fragen der
Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion, das haben
aktuelle Gutachten bestätigt, ist eine Zweidrittelmehrheit des
Deutschen Bundestages nötig. Wir verstehen uns als eine konstruktive,
proeuropäische Oppositionskraft. [...] Aber wir erinnern an das
Prinzip der finanzpolitischen Eigenverantwortung und der
Budget-Souveränität des Deutschen Bundestages. Wir glauben nicht,
dass ein Dispokredit oder die Vergemeinschaftung von Risiken und
Schulden in Europa tatsächlich zu einer nachhaltigen Stärkung der
Währungsunion, auch im Wettbewerb mit anderen Währungen auf der Welt,
führen würde. [...]

Wir möchten die Maghreb-Staaten Marokko, Algerien, Tunesien, im
Übrigen auch Georgien mit einem Votum des Deutschen Bundestages zu
sicheren Herkunftsländern erklären lassen. [...] Der Deutsche
Bundestag kann eine entsprechende Entscheidung treffen. Wir wissen,
dass CDU und CSU und SPD unserer Auffassung sind. Diese Abstimmung
ist aber verschoben worden, weil die CDU die Grünen im hessischen
Landtagswahlkampf schonen will. Die Grünen sind bekanntlich dagegen,
aus ideologischen Gründen, und nun schont die CDU die Grünen im
Wahlkampf. [...]

Vor dem Hintergrund der Brexit-Entscheidung steht zu befürchten, dass
es zu einem ungeordneten Ausscheiden kommt. Aber selbst im Falle
eines geordneten Ausscheidens des Vereinigten Königreichs aus der
Europäischen Union könnten wesentliche Finanzmarkt-Institutionen
nicht mehr ihren Sitz in London haben. [...] Und nun geht es um den
Wettbewerb zwischen Frankreich und Deutschland, zwischen Paris und
Frankfurt, um diese Institution. Und wir erwarten von der
Bundesregierung verstärkte Initiativen, das unser Finanzplatz
gestärkt und nicht geschwächt wird. Aber sowohl die hessische
Landesregierung als auch die Große Koalition bleiben völlig untätig.
[...]

Wir haben Äußerungen aus der CDU/CSU wahrgenommen hinsichtlich der
zukünftigen Koalitionsbildungen in Deutschland, der Regierungsbildung
und auch der Zukunft der Großen Koalition. Ich habe Sympathie für den
Vorschlag, nach bayerischem Vorbild die Zeit der Regierungsbildung in
Deutschland auch auf Bundesebene zu begrenzen. [...] Denn eine solche
Frist würde Verfahren, wie wir sie im vergangenen Jahr gesehen haben,
von vornherein ausschließen: Also ergebnisloses
Umeinander-Rumschleichen mit einer nur moderierenden Regierungschefin
oder CDU-Vorsitzenden in dem Fall, wäre durch eine Befristung schier
nicht möglich. [...]

Die anderen Äußerungen aus der CDU zur Zukunft der Großen Koalition
hingegen sehe ich mit Skepsis. [...] Unsere Position ist klar und
unverändert: Im Falle eines Scheiterns der Großen Koalition würden
wir konstruktiv aus der Mitte des Parlaments eine
Minderheitsregierung unterstützen. [...] Es wird allerdings keinen
neuen Anlauf für Gespräche über die Bildung einer Jamaika-Regierung
geben. [...] Die Auseinandersetzung zwischen Frau Merkel und Herrn
Seehofer war mit einer der Gründe für das erstmalige Scheitern einer
Jamaika-Koalition. [...]

Wir haben verfolgt, dass Audi 800 Millionen Euro Strafen an den Staat
zu zahlen hat. Das gehört zur sozialen Marktwirtschaft dazu. In
unserer Wirtschaftsordnung gilt Freiheit, aber es gilt auch das
Verantwortungsprinzip. [...] Die Frage, die wir uns aber stellen und
die Frage, die wir an die Große Koalition, an CSU-Verkehrsminister
der vergangenen fünf Jahre richten: Was tun wir eigentlich für die
Halter, für die Besitzerinnen und Besitzer von Dieselkraftfahrzeugen?
Dort gibt es noch keine Entschädigung, dort gibt es noch keine
Beseitigung der betrügerischen Manipulation. [...] Wir erwarten von
der Bundesregierung, dass wir endlich eine belastbare Verabredung mit
der Industrie erhalten über die freiwillige Nachrüstung, verstärkte
Anstrengungen für die Modernisierung der öffentlichen Verkehre. [...]
Es ist jetzt höchste Zeit, dass der Bundesverkehrsminister europäisch
abgestimmt einheitliche Messmethoden durchsetzt, damit wir wissen wie
der tatsächliche Stand in Deutschland ist und wie der tatsächliche
Stand im europäischen Vergleich ist. [...]"

 * 
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GESUNDHEIT/928: Deutsche Cannabispolitik ist gescheitert


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Oktober 2018

SCHINNENBURG: Deutsche Cannabispolitik ist gescheitert



Zur Legalisierung von Cannabis in Kanada erklärt der drogen- und
suchtpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Wieland Schinnenburg:

"Bundesgesundheitsminister Spahn muss sich an Kanada ein Beispiel
nehmen. Denn die deutsche Cannabispolitik ist gescheitert und muss
dringend geändert werden. Die FDP-Fraktion fordert schon lange eine
kontrollierte Abgabe an Erwachsene. Denn das hat nur Vorteile:
Konsumenten werden vor unsauberer Qualität auf dem Schwarzmarkt
geschützt. Zudem entlastet die Freigabe Polizei und Justiz, die so
mehr Kapazitäten haben, sich um ihre Hauptaufgaben zu kümmern. Als
weiterer Pluspunkt kann der Staat Mehreinnahmen generieren, die für
Prävention und Therapie von Sucht ausgegeben werden können. Deswegen
fordere ich Bundesgesundheitsminister Spahn auf: 'Canadize it'."

 * 
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RECHT/903: Für eine Cannabis-Legalisierung nach kanadischem Vorbild


FDP-Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

STRACK-ZIMMERMANN: Für eine Cannabis-Legalisierung nach
kanadischem Vorbild



Zur heute erfolgten Freigabe von Cannabis in Kanada erklärt die
stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

Kanada ist gesellschaftspolitisch erneut mutig und mit Weitblick
vorangegangenen, während die Bundesregierung mit antiquierten
Argumenten die Legalisierung von Cannabis verhindert. Kanada beendet
ein jahrzehntelanges Verbot, dass nur den illegalen Händlern genutzt
hat. Nun wird der kanadische Schwarzmarkt deutlich ausgetrocknet.
Auch in Deutschland wird es Zeit für die Legalisierung von Cannabis.
Wie bei allen Genussmitteln, insbesondere Alkohol, gilt auch beim
Cannabiskonsum Maß und Mitte.

Ein kontrollierter Verkauf von Cannabis in lizensierten Geschäften
bzw. Apotheken schützt Konsumenten vor Erstkontakt mit harten Drogen
und stärkt den Jugendschutz, denn Schwarzmarkt-Dealer fragen nicht
nach dem Alter ihrer Kunden. Es wird Zeit, die Konsumenten endlich zu
entkriminalisieren und Polizei und Gerichte zu entlasten. Die zu
erwartenden Steuereinnahmen müssen in Jugendschutz und Prävention
investiert werden.

Die Große Koalition hat entsprechende Vorstöße der FDP
bedauerlicherweise immer wieder abgelehnt. Wir leben im 21.
Jahrhundert und es wird Zeit, den Bundestag darüber ohne
Fraktionszwang entscheiden zu lassen.

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2991: Große Koalition muss Innovationspotential wirksam fördern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Oktober 2018

HOUBEN: Große Koalition muss Innovationspotential wirksam
fördern



Zum Bericht des Weltwirtschaftsforums zur Innovationsfähigkeit
erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard
Houben:

"Der Bericht zeigt klar: Kein Land hat so viel Innovationspotential
wie Deutschland. Doch anstatt dieses politisch wirksam zu fördern,
dümpelt die Große Koalition tatenlos vor sich hin. Das Ergebnis ist
ein klägliches Wirtschaftswachstum von knapp unter zwei Prozent,
Tendenz sinkend. Dabei könnten wir aufgrund unserer
Innovationsfähigkeit im weltweiten Wettbewerb ganz vorne mit dabei
sein. Aus diesem Grund fordert die FDP-Fraktion umgehend mit einem
Sofortprogramm die Weichen richtig zu stellen: Wir brauchen besserer
Bedingungen für Wagniskapital, eine Entbürokratisierungsoffensive
sowie bessere steuerliche Rahmenbedingungen für Unternehmen. Zudem
sollten wir eine Agentur für Sprunginnovationen einführen und mit
digitalen Freiheitszonen Experimentierräume für innovative Start-ups
schaffen."

 * 
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HAMBURG/4521: Durchfahrverbot für den Transit-Lkw-Verkehr durch Hamburg prüfen! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Oktober 2018

Durchfahrverbot für den Transit-Lkw-Verkehr durch Hamburg prüfen!



Die Belastung der Menschen in der Stadt Hamburg durch Luftverschmutzung insbesondere Stickoxyde und Feinstaub ist gesundheitsgefährdend hoch. Eine Ursache dafür stellt der Lkw-Verkehr dar. Die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft beantragt deshalb in der heutigen Bürgerschaftssitzung die Prüfung eines Durchfahrtverbotes für Transit-Lkw (Drs. 21/14330). Norbert Hackbusch, Wahlkreisabgeordneter der Fraktion aus Altona, erläutert den Sinn einer solchen Maßnahme: "Lkw-Durchfahrverbote haben den Zweck, alle Lkw, die nur durch eine Stadt durchfahren wollen, ohne dort ein Ziel zu haben, aus der Stadt herauszuhalten. In München leistet ein Lkw-Durchfahrverbot bereits seit Jahren einen Beitrag zur Reduzierung der Feinstaub- und Stickstoffdioxidbelastung an verkehrsbedingt hoch belasteten Straßen."

In Hamburg ist besonders der Bereich zwischen der A 7 aus der Richtung Flensburg und den Anschlüssen zur A1/24 Richtung Berlin und Osteuropa betroffen. Dieser Verkehr sucht sich die Verbindung zum Beispiel über Kieler Straße, Holstenstraße, Stresemannstraße oder Fruchtallee durch die innere Stadt in Richtung Autobahn. Hackbusch kritisiert: "Der Senat lehnt ein Durchfahrverbot für Transit-Lkw bisher ab. Studien lassen eine Zunahme des Lkw-Verkehrs und dessen negativen Auswirkungen in den nächsten Jahren befürchten. Das Dieselfahrverbot hat bisher keine Verbesserung der Schadstoffbelastung erzielt - an einigen Stellen ist die Luftverschmutzung sogar stärker geworden. Angesichts dieser Tatsachen ist das Stillhalten des Senats in dieser Frage unverantwortlich."

Ein Lkw-Durchfahrverbot hätte nicht nur Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen in Hamburg. Hackbusch: "Ein Transitverbot würde zusätzlich auch noch die besondere Belastung der Straßen und Brücken, aber auch der unterirdischen Wasser- und Abwasserleitungen in der Stadt reduzieren. Die Zunahme des Lkw-Verkehrs und die zunehmende Lkw-Last ist eine große und teure Belastung für die Infrastruktur in der Stadt."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4520: Rückkauf der Fernwärmenetze - Jetzt kann es losgehen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 17. Oktober 2018

Rückkauf der Fernwärmenetze: Jetzt kann es los gehen!



Mit der Entscheidung zum Rückkauf der Fernwärmenetze wird jetzt der Volksentscheid von 2013 umgesetzt. Die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft hat sich von Beginn an für eine zügige Umsetzung des Volksentscheides eingesetzt. Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher Fraktion begrüßt daher die Entscheidung des Senats: "Die Hamburgerinnen und Hamburger werden zukünftig die Fernwärme aus kommunaler und demokratisch kontrollierter Hand erhalten. Damit wird der Weg frei für eine Netzumgestaltung zugunsten regenerativer Energien und eine umweltfreundliche Investitionspolitik."

Jersch weist darauf hin, dass es allein mit dem Rückkauf der Fernwärmenetze noch nicht getan ist: "Noch spielt der Klimaschädiger Vattenfall mit dem Kohlekraftwerk Moorburg in Hamburg eine verheerende Rolle. Die Stadt muss jetzt Fakten schaffen um auch zukünftig auszuschließen, dass Vattenfall das Fernwärmenetz für die Aufbesserung seiner Unternehmensbilanz einsetzt. Das bedeutet: Keine Wärmetrasse unter der Elbe! Im Sinne einer klimaverantwortlichen Politik muss der Senat das Kohleheizkraftwerk Wedel so schnell wie möglich schließen und die Volksinitiative "Tschüss Kohle" übernehmen."

Für Norbert Hackbusch, haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion, hätten die Fernwärmenetze niemals privatisiert werden dürfen: "Mit dieser Entscheidung wird der große Fehler der Privatisierung der HEW wieder behoben. Die Trennung von Vattenfall ist absolut notwendig. Mit einem Unternehmen, das die Bundesrepublik Deutschland vor einem Schiedsgericht verklagt, weil sie sich für den Atomausstieg entschieden, hat kann kein Senat vertrauensvoll zusammenarbeiten."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3204: Landegestüt Redefin ist wertvolles heimatgeschichtliches Ensemble (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Oktober 2018

Landegestüt Redefin ist wertvolles heimatgeschichtliches Ensemble



Der Finanzausschuss des Landtags hat heute das Landgestüt Redefin besucht. Anschließend erklärte der finanzpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion M-V Tilo Gundlack:

"Wir wollten, dass die Mitglieder des Finanzausschusses sich die Fortschritte im Landgestüt Redefin ansehen, um bei zukünftigen Entscheidungen über finanzielle Belange einen wirklichen Eindruck dieser einmaligen Anlage zu bekommen. Gelegentlich wird ja bemängelt, dass sich das Land überhaupt ein solches Gestüt leistet. Für mich ist ganz klar, dass das Landgestüt Redefin neben der züchterischen, sportlichen und kulturellen Aufgabe auch um ein wertvolles heimatgeschichtliches Ensemble darstellt. Der Erhalt und die Weiterentwicklung der Gesamtanlage als Landesbetrieb ist für die Identität der Region sehr wichtig. Zwar werden in absehbarer Zeit noch keine "schwarzen Zahlen geschrieben", aber wer erst einmal dort war, wird verstehen, warum das investierte Geld gut angelegt ist."

Susann Wippermann, Mitglied im Finanzausschuss ergänzt: "Ich bin zum ersten Mal in Redefin gewesen und sehr beeindruckt. Das gerade erst in diesem Jahr fertiggestellte und nun bewirtschaftete Landstallmeisterhaus wird zur wirtschaftlichen Entwicklung des Landesbetriebes beitragen. Die Gästewohnungen und die neu hinzugekommene Gastronomie werden von der HGB GmbH als Mieter betrieben. Das wird das Gesamtensemble weiter bekannt machen und beleben. Wie uns Gestütsleiterin Antje Kerber mitteilte, soll das Programm der Hengstparaden nun auch für jüngeres Publikum attraktiver gemacht werden, um noch mehr Besucher anzulocken."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3203: Beitragsfreiheit ist die größte Familienentlastung in der Geschichte des Landes (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Oktober 2018

Beitragsfreiheit ist die größte Familienentlastung in der Geschichte des Landes



Zur heutigen öffentlichen Anhörung im Sozialausschuss zur Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes erklärt die kinder- und jugendpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Nadine Julitz:

"Mit der Beitragsfreiheit für Geschwisterkinder ab 1.1.2019 wird ein weiteres Etappenziel zur kompletten Beitragsfreiheit umgesetzt. Ab 2020 werden Familien dann nicht mehr für die Betreuung ihrer Kinder in Krippe, Kita, Hort oder bei Tagespflegepersonen bezahlen müssen. Schon mit dem aktuellen Schritt erreichen wir eine enorme finanzielle Entlastung von Familien im Land.

Auch die Experten haben diesen Schritt heute positiv bewertet.

Die Anhörung hat darüber hinaus deutlich gemacht, dass die Familienentlastung und die weitere Verbesserung der Qualität in den Kitas nicht gegeneinander ausgespielt werden dürfen. Beides ist wichtig. Das hat auch die SPD-Landtagsfraktion stets betont.

Wir werden jetzt die vielen guten Hinweise der Fachleute aus der Anhörung auswerten und beraten, an welchen Stellen der vorliegende Gesetzesentwurf gegebenenfalls ergänzt werden muss."

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2353: Sachverständige zur digitalen Ausstattung von Pädagogen (Li)


Landtag intern 8/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Lehrer, Rechner, Schülerdaten

Sachverständige zur digitalen Ausstattung von Pädagogen

von Michael Zabka



5. September 2018 - Brauchen Lehrerinnen und Lehrer Dienstcomputer?
Mit dieser Frage haben sich die Ausschüsse für Schule und
Weiterbildung sowie für Digitalisierung und Innovation befasst. In
einer gemeinsamen Anhörung der beiden Fachausschüsse äußerten sich
Sachverständige zum Thema.


Im Mittelpunkt stand ein Antrag der SPD-Fraktion:
"Landesregierung muss kurzfristig ein Konzept zur digitalen
Ausstattung von Lehrerinnen und Lehrern vorlegen" (Drs. 17/2560). Seit
Januar 2018 liege eine Dienstanweisung des Ministeriums für Schule und
Bildung für die automatisierte Verarbeitung von personenbezogenen
Daten in der Schule vor, heißt es in dem Antrag: "Diese sichert die
Position des Landes in Bezug auf die EU-Datenschutz-Grundverordnung
und schiebt damit die Verantwortung an die Schulen, in diesem Fall an
die Schulleitungen." Es könne aber "auf Dauer nicht angehen", dass
Lehrkräfte auf private Rechner angewiesen seien, um Schülerdaten zu
verarbeiten, und dafür eine Richtlinie unterzeichnen müssten. Die
nötige IT-Ausstattung müsse Lehrerinnen und Lehrern zur Verfügung
gestellt werden. Erforderlich sei zudem eine Plattform, "damit sie die
sensiblen Schülerinnen- und Schülerdaten auch sicher weiterverarbeiten
können".

Die kommunalen Spitzenverbände boten ihre Unterstützung bei der
Erarbeitung eines Konzepts an, wiesen aber darauf hin: Für die
informationstechnische Ausstattung von Lehrerinnen und Lehrern seien
die Schulträger nach derzeitiger Rechtslage nicht zuständig. Viele
Schulen hätten feste Bildschirmarbeitsplätze fürs Lehrpersonal
eingerichtet: "In der Regel ist ein solcher Arbeitsplatz für mehrere
Lehrkräfte ausreichend." Bei der Nutzung privater Endgeräte sei
bereits in der Vergangenheit eine Genehmigung der Schulleitung
erforderlich gewesen. Es sei lediglich ein Formular hinzugekommen:
"Die darin enthaltenen Vorgaben erscheinen aus Sicht der kommunalen
Spitzenverbände nicht unzumutbar."

Der Verband "lehrer nrw" ist anderer Ansicht. Es sei "dringend
notwendig, den Lehrkräften für ihre Arbeit Computer, Tablets oder
andere Endgeräte zur Verfügung zu stellen, die ausschließlich
dienstlich genutzt werden", und ein "Gebot der Selbstverständlichkeit,
dass sich die Schulträger an den Kosten für die digitale Ausstattung
beteiligen". Ähnlich äußerte sich die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW): Dass Lehrkräfte "auf ihre privaten Endgeräte
zurückgreifen und darüber hinaus Genehmigungen unterzeichnen müssen,
um ihren Beruf überhaupt ausüben zu können", sei nicht hinnehmbar.
Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) hielt die im Antrag genannten
Forderungen für "längst überfällig". Landesregierungen könnten
spätestens seit Einführung der EU-Datenschutz-Grundverordnung nicht
voraussetzen, dass Lehrerinnen und Lehrer ihre privaten Geräte für
dienstliche Zwecke einsetzten. Auch die geforderten Schutzvorkehrungen
seien aufgrund unterschiedlicher IT-Kenntnisse "nicht generell
einforderbar". Fazit des VBE: Die Bereitstellung dienstlicher
Endgeräte sei "zwingend erforderlich, damit Lehrkräfte ihren
dienstlichen Verpflichtungen nachkommen können".


"Ein Gerät für beide Aufgaben"

Lehrerinnen und Lehrer bräuchten digitale Technik im Unterricht und
zur Verarbeitung personenbezogener Daten, so die "Montag Stiftung
Jugend und Gesellschaft" in ihrer Stellungnahme. Die Ausstattung, die
dafür zur Verfügung gestellt werde, sei nicht ausreichend: "Eine
zukünftige Ausstattungskonzeption muss es Lehrkräften erlauben, mit
einem einzigen Gerät beide Aufgaben zu erledigen." Eine Ausstattung
mit Dienstgeräten sei "grundsätzlich zu befürworten". Erforderlich
seien zudem IT-Fachkräfte in den Schulen.

Detlef Schubert, Referent für Medienbildung der Bezirksregierung
Detmold, berichtete über das Projekt "Lernstatt 2020" der Stadt
Paderborn. Jedem Lehrer der teilnehmenden Schulen stehe für die
pädagogische Arbeit ein personifiziertes Tablet zur Verfügung. Zur
Verarbeitung personenbezogener Daten müssten sie jedoch Arbeitsplätze
in der Verwaltung nutzen. "Pädagogische und verwaltungstechnische
Aufgaben sollten nur mit einem Gerät erledigt werden", so Schubert. Er
empfahl die Einrichtung von Arbeitskreisen, "in denen Vertreter der
Schulverwaltung, Techniker, Pädagogen und der Datenschutzbeauftragte
gemeinsam an einem Tisch sitzen".

Es reiche nicht, Dienstgeräte zur Verfügung zu stellen, befand Dr.
Andreas Engel (Stadt Köln, Amt für Informationsverarbeitung).
Erforderlich sei zudem ein "integriertes Betriebs- und Supportmodell".

 * 
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KULTUR/275: Start der Vertrauensstelle gegen sexuelle Belästigung und Gewalt "Themis" wird begrüßt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

SPD begrüßt Start der Vertrauensstelle gegen sexuelle Belästigung und Gewalt "Themis"



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher;

Ulla Schmidt, zuständige Berichterstatterin:

Die neue überbetriebliche Vertrauensstelle gegen sexuelle Belästigung und Gewalt 'Themis' berät Betroffene, vermittelt und setzt sich für Prävention und Aufklärung in Film, Fernsehen, Theater und Orchester ein.

"Die SPD-Bundestagsfraktion ist froh, dass die neu geschaffene überbetriebliche Vertrauensstelle gegen sexuelle Belästigung und Gewalt nun ihre Arbeit aufgenommen hat. Die Vertrauensstelle soll schnelle, professionelle und unkomplizierte Hilfe leisten für Beschäftigte in den Branchen Film, Fernsehen, Theater und Orchester, die im Zusammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit sexuelle Belästigung und Gewalt erfahren haben.

Aufgrund der besonderen Rahmenbedingungen der Beschäftigungsverhältnisse in der Kultur- und Medienbranche war es dringend notwendig, eine überbetriebliche Vertrauensstelle zu schaffen, die es den Betroffenen ermöglicht, außerhalb ihres Betriebes Hilfe und Beratung zu bekommen.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich nachdrücklich für eine angemessene Förderung seitens der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien eingesetzt. Wir werden die wichtige Arbeit der Vertrauensstelle auch in Zukunft unterstützen und begleiten und stehen auch weiterhin für ihre ausreichende finanzielle Ausstattung ein."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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SICHERHEIT/470: Gesetzliche Krankenversicherung - Bessere Absicherung für Zeitsoldaten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Gesetzliche Krankenversicherung - Bessere Absicherung für Zeitsoldaten



Fritz Felgentreu, sicherheits- und verteidigungspolitischer Sprecher:

Heute ist im Verteidigungsausschuss das Versicherten-Entlastungsgesetz beschlossen worden. Das Gesetz öffnet Zeitsoldaten, die ab Januar 2019 aus dem Dienst ausscheiden, den Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Sie waren bisher an die wesentlich teurere Private Krankenversicherung gebunden.

"Für ehemalige Zeitsoldaten war es bisher ein Riesenproblem, dass sie sich teuer privat versichern mussten. Jetzt können auch Feldwebel und Stabsgefreite zur GKV - ein großer Fortschritt für Soldatinnen und Soldaten mit kleinen und mittleren Einkommen. Wir freuen uns auch, dass es uns (gegen den Widerstand des Gesundheitsministers) gelungen ist, für Altfälle eine Lösung zu finden. Langgediente, die mit Ende 2018 ausscheiden, können jetzt noch in die GKV wechseln.

Wir sehen es kritisch, dass es für ehemalige Zeitsoldaten immer noch keinen Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung der Rentner gibt. Dazu wäre die Anerkennung ihrer Dienstzeiten als Vorversicherungszeit notwendig gewesen. Die Union war dazu aber nicht bereit.

Es kann nicht sein, dass ehemalige Zeitsoldaten im Alter schlechter abgesichert sind als zivile Angestellte des Bundes. Viele haben sich in Auslandseinsätzen für unser Land in Gefahr begeben. Dass sie als aktive Soldaten an die freie Heilfürsorge gebunden waren, darf ihnen im Alter nicht schaden. (Wir sind enttäuscht, dass Minister Spahn dieses Problem nicht sieht - vor allem, weil es durch die Verlängerung der Zeitverträge unter Verteidigungsminister de Maizière überhaupt erst entstanden ist.) Die SPD-Bundestagsfraktion wird nun einen neuen Anlauf zur Lösung des Problems nehmen, wenn wir über das Gesetz zur Stärkung der Einsatzbereitschaft beraten. Wir erwarten, dass die Bundesverteidigungsministerin sich hier mit einem eigenen Vorschlag an die Seite der ehemaligen Soldaten stellt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





BERUF/1898: Tipps für die Ausbildungspraxis im Bereich Metall und Elektro - neue Umsetzungshilfen (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 16.10.2018

Tipps für die Ausbildungspraxis im Bereich Metall und Elektro - Neue
BIBB-Umsetzungshilfen



Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat innerhalb seiner
Publikationsreihe "Ausbildung gestalten" zwei neue Umsetzungshilfen für
die Ausbildungspraxis in den Bereichen Metall und Elektro veröffentlicht,
die ab sofort online zur Verfügung stehen. Die gemeinsam mit
Sachverständigen und den Sozialpartnern unter Federführung des BIBB
erstellten Veröffentlichungen enthalten eine Vielzahl an Informationen,
Erläuterungen, praktischen Tipps und Handlungshilfen zur Planung und
Durchführung der betrieblichen und schulischen Ausbildung.

Die Neuauflagen waren notwendig, da die Ausbildungsordnungen der elf
industriellen Metall- und Elektroberufe mit Wirkung zum 1. August 2018 im
Hinblick auf den digitalen Wandel modernisiert wurden.

Um die neuen beziehungsweise geänderten Ausbildungsinhalte für
Ausbilderinnen und Ausbilder, Berufsschullehrerinnen und -lehrer sowie
Auszubildende anschaulicher zu machen, werden in den Umsetzungshilfen die
betreffenden Stellen in den Ausbildungsordnungen genauer erläutert. Dies
gilt insbesondere für die neue Berufsbildposition "Digitalisierung der
Arbeit, Datenschutz und Informationssicherheit" sowie für die neu
eingeführten Zusatzqualifikationen. Projektbeispiele aus der betrieblichen
Praxis verdeutlichen inhaltliche Zusammenhänge und dienen dem
Ausbildungspersonal als Anregung. Für Betriebe wird eine mögliche
Schrittfolge zur Planung und Umsetzung der Zusatzqualifikationen in die
betriebliche Praxis gegeben.

Die Umsetzungshilfe für die fünf industriellen Metallberufe steht unter
www.bibb.de/de/84062.php zur Verfügung. Von dort lassen sich auch die
einzelnen Berufeseiten sowie das Zusatzmaterial abrufen. Gleiches gilt für
die Umsetzungshilfe zu den industriellen Elektroberufen einschließlich des
Berufs Mechatroniker/-in unter www.bibb.de/de/84066.php. Die
Zusatzmaterialien können fortwährend um weitere aktuelle Beispiele aus der
Praxis ergänzt werden - die Kontaktadresse hierfür lautet:
ausbildung-gestalten@bibb.de.

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) hat darüber hinaus für
das Prüfungspersonal einen Leitfaden erstellt, der über die Änderungen in
der Prüfungsorganisation informiert und Muster bereitstellt. Dieser
Leitfaden ist ebenfalls unter den oben genannten Internetseiten in der
Rubrik "Zusatzmaterial" abrufbar.


Umsetzungshilfe Metallberufe:

www.bibb.de/de/84062.php

Umsetzungshilfe Elektroberufe + Mechatroniker/-in:

www.bibb.de/de/84066.php

Pressemitteilung zur Modernisierung der elf Ausbildungsordnungen:

www.bibb.de/de/pressemitteilung_81176.php

Informationen über die BIBB-Reihe "Ausbildung gestalten":

www.bibb.de/ausbildunggestalten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 
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FINANZEN/530: BAföG-Bündnis - "Studierende brauchen Vorschusszahlung für den Studienstart!" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 17. Oktober 2018

BAföG-Bündnis: "Studierende brauchen Vorschusszahlung für den
Studienstart!"

Bündnis zu hohen Studieneinstiegskosten



Berlin/Frankfurt a.M. - Zu Beginn des Wintersemesters macht sich das
BAföG-Bündnis für Vorschusszahlungen zum Studienbeginn stark.
"Semesterbeitrag, Umzugskosten und Vorkurse sind für Studienanfängerinnen
und -anfänger eine große finanzielle Belastung. Sie brauchen zum Start eine
Vorschusszahlung", mahnte Ronja Hesse, Vorstandsmitglied des Freien
Zusammenschlusses der Student*innenschaften (fzs) und eine der
Sprecher*innen des Bündnisses, am Mittwoch in Berlin an.

"Über 50.000 Studienanfänger haben zum Studienstart BAföG beantragt und
sind bei einem Umzug in einen neuen Wohnort auf finanzielle Hilfen
angewiesen. Sie bekommen für ihre Studienstartkosten keine Unterstützung
und müssen sich häufig Geld von ihren Eltern und Freunden borgen. Oft haben
die Familien jedoch gar nicht die finanziellen Mittel, ihre Kinder zu
unterstützen", erklärte Hesse. Diese Finanzierungslücke belaste den
Einstieg ins Studium. Sie sei Teil der Bildungsungerechtigkeit, die das
BAföG bis heute nicht gelöst habe. Die ersten BAföG-Zahlungen würden
frühestens im ersten Studienmonat überwiesen. Gerade für Kinder aus
finanziell schwachen Familien stelle diese Lücke zum Studienstart eine
große Hürde dar, das Studium zu beginnen. "Viele nehmen ihren Studienplatz
nicht wahr oder beginnen verspätet mit dem Studium, weil sie keine
gesicherte Finanzierung haben", so Fabian Schmidt, politischer Referent für
Studierendenarbeit und Hochschulpolitik im Bundesvorstand des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB), Abteilung Jugend, und Sprecher des Bündnisses.

"Wenn das BAföG der Lebenswirklichkeit der Studierenden entsprechen soll,
muss es früher ausgezahlt werden", forderte Hesse. Das BAföG müsse die
Studieneinstiegskosten, die schon vor Semesterbeginn anfallen, als
Vorschusszahlungen berücksichtigen. Außerdem müssten die zum Teil sehr
langen Wartezeiten auf die BAföG-Bescheide dringend reduziert werden.
"Viele Studienanfängerinnen und -anfänger wissen zu Beginn des Studiums
noch nicht einmal, ob und wie viel BAföG sie erhalten werden. Das muss
schneller gehen!", betonte Hesse.



Info: Das BAföG-Bündnis setzt sich überparteilich für eine
umfassende Strukturreform des BAföG ein, da es ein zentrales Instrument für
mehr Bildungsgerechtigkeit ist. Mitglieder des BAföG-Bündnisses sind:
Campusgrün, DieLinkeSDS, DGB Jugend, fzs, Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW), IG Metall, Juso-Hochschulgruppen und ver.di.

Zum Selbstverständnis des BAföG-Bündnisses: 

www.fzs.de/wordpress/wp-content/uploads/2018/06/Positionspapier.pdf

 * 
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NAHOST/1627: Iran - ein Minenfeld für alle ... (SB)


Iran - ein Minenfeld für alle ...



Am 5. November treten gegen den Iran die Finanz- und
Wirtschaftssanktionen der USA, welche die demokratische Regierung
Barack Obamas nach der Unterzeichnung des Atomabkommens mit Teheran
2015 ausgesetzt hatte, im vollen Umfang wieder in Kraft. Bereits im
August waren die ersten Sanktionen der USA wieder wirksam geworden,
nachdem im Mai Obamas republikanischer Nachfolger Donald Trump den
einseitigen Rückzug Washingtons vom Atomabkommen verkündet hatte.
Dessen ungeachtet wollen die anderen Unterzeichnerstaaten - China,
Rußland, Deutschland, Frankreich und Großbritannien - das Abkommen
retten und Teheran weiterhin dafür belohnen, alle Bedenken
hinsichtlich einer möglichen militärischen Nutzung seines
Kernkraftprogramms beseitigt zu haben. Auf die Frage, wie man den
Handel mit dem Iran aufrechterhält, ohne dabei selbst zum Gegenstand
von Sekundärsanktionen der USA zu werden, haben die Europäer,
Chinesen und Russen unterschiedliche Antworten gefunden.

Ab den 5. November werden alle ausländischen Unternehmen vom
amerikanischen Markt teilweise oder ganz ausgeschlossen, die Handel
mit dem Iran betreiben. Aus Angst um die Zukunft ihrer Geschäfte in
den USA haben in den letzten Monaten eine ganze Reihe von europäischen
Großunternehmen wie Siemens, Daimler, Renault, Eni und Total ihre zum
Teil nicht geringen Aktivitäten in der Islamischen Republik
eingestellt. Um die EU-Iran-Handelsbeziehungen vor dem endgültigen
Kollaps zu bewahren, hat die EU Ende September am Rande der
UN-Generalversammlung den Aufruf Trumps, den Iran "zu isolieren",
demonstrativ mißachtet, indem sie die Gründung einer Special Purpose
Vehicle (SPV) bekanntgab. Mittels dieser Zweckgesellschaft kann
weiterhin 40 Prozent des iranischen Öls in die EU ohne Beteiligung der
dortigen Banken exportiert werden. Die Einnahmen des Irans aus dem
Ölgeschäft mit der EU werden beim SPV geparkt. Aus dem Guthaben dort
werden die Warenlieferungen europäischer Unternehmer in den Iran
beglichen. Es soll eine Art Tauschgeschäft - am amerikanischen
Finanzsystem und dem Dollar-Handel vollkommen vorbei - stattfinden.

Ob Russen und Chinesen die Dienste des SPV-Clearing-House der EU in
Anspruch nehmen werden, ist noch unklar. Derzeit sieht es so aus, als
würden sie eigene Wege gehen. China, das mit 50 Prozent der gesamten
Exportmenge größter Einzelabnehmer iranischen Öls ist, hat bereits vor
Monaten erklärt, daß es sich dem Sanktionsdruck der USA nicht beugen
werde. Künftig werden die Energiegeschäfte zwischen Teheran und Peking
ausschließlich auf Basis der chinesischen Währung Yuan abgewickelt
werden. Bei den beteiligten Firmen und ihren Leitungen in der
Volksrepublik handelt es sich ausnahmslos um Unternehmen und 
Individuen, die keinerlei Geschäftsinteressen in den USA verfolgen und 
denen somit der Sanktionseifer des Finanzministeriums in Washington 
vollkommen egal sein dürfte.

Auch Rußland läßt sich von den Drohungen der Trump-Regierung nicht
einschüchtern. Nach Informationen, welche das israelische
Außenministerium am 14. Oktober publik machte, soll der Iran künftig
sein Rohöl in größeren Mengen über das Kaspische Meer nach Rußland
exportieren, wo es raffiniert und anschließend an den internationalen
Energiebörsen als russischer Heiz- oder Kraftstoff verkauft wird. Über
diesen Modus der Umgehung des US-Sanktionsregimes sollen sich Rußlands
Präsident Wladimir Putin und sein iranischer Amtskollegen Hassan
Rohani am 7. September am Rande ihres dreilateralen Syrien-Gipfels mit
dem türkischen Staatsoberhaupt Recep Tayyip Erdogan in Teheran
verständigt haben, so der israelische Nachrichtensender Hadashot unter
Verweis auf das Außenministerium in Tel Aviv. Im welcher Form der Iran
die Erlöse aus diesem Geschäft erhalten soll - ob in Rubel oder in
Form irgendwelcher russischen Waren oder Dienstleistungen - ist zur
Zeit unbekannt (Interessanterweise hatten bereits am 12. August nach
zwanzig Jahren Verhandlungen die fünf Anrainerstaaten des Kaspischen
Meers - Rußland, Kasachstan, Turkmenistan, der Iran und Aserbaidschan
- endlich ihren Grenzstreit beigelegt und den Weg für eine gemeinsame
Erschließung des unter dem größten Süßwasserreservoir der Welt
vermuteten Öl- und Gasreichtums freigemacht).

Währenddessen reißen die Beschuldigungen Washingtons an die Adresse
Teherans und die angestrengten Erklärungen der Regierung Trump, den 
Export iranischen Öls bis zum 5. November "auf Null" zu reduzieren, 
nicht ab. Am 4. Oktober hat der Nationale Sicherheitsberater John 
Bolton die neue Antiterrorstrategie der USA der Presse vorgestellt. 
Im Vergleich zu früheren Ausgaben des in erster Linie 
ideologisch-propagandistischen Dokuments ist auffällig, daß als 
Hauptbedrohung nicht mehr die sunnitischen Chaostruppen Islamischer 
Staat oder Al Kaida, sondern der schiitische Iran und dessen 
vermeintlicher Handlanger von der palästinensischen Hamas und der 
libanesischen Hisb Allah aufgeführt werden.

Am 16. Oktober hat US-Finanzminister Steve Mnuchin neue Sanktionen
gegen mehrere iranische Banken sowie gegen die Iran Tractor
Manufacturing Company, den größten Produzenten landwirtschaftlicher
Maschinen im Nahen Osten, sowie das in Isfahan ansässige Stahlwerk
Mobarakeh, den größten Stahlproduzenten zwischen Mittelmeer und
Persischem Golf, verhängt. Zur Begründung hieß es, die genannten
Unternehmen stellten die finanzielle Infrastruktur zur Verfügung,
mittels derer die iranischen Revolutionsgarden und die
teheranfreundlichen paramilitärischen Basidsch-Milizen ihre "Umtriebe"
im In- und Ausland entfalten könnten.

Fast zwei Wochen zuvor, nämlich am 3. Oktober, hatte der
fünfzehnköpfige Internationale Gerichtshof in Den Haag einem Eilantrag
Teherans stattgegeben und unter Verweis auf den Freundschaftsvertrag
zwischen den USA und dem Iran aus dem Jahr 1955 Washington dazu
aufgefordert, alle Sanktionen auszusetzen, die das iranische Volk und
den zivilen Luftverkehr des Landes negativ tangierten. Daraufhin hatte
Außenminister Mike Pompeo den Rücktritt seines Landes auch von diesem
Vertrag verkündet. Der undiplomatische Schritt verleitete Irans in den
USA ausgebildeten Außenminister Mohammed Dschaward Sarif, der vor drei
Jahren mit John Kerry das Atomabkommen ausgehandelt und unterzeichnet
hatte, dazu, die Trump-Administration als "Banditenregime" zu
bezeichnen.

17. Oktober 2018
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INTERNATIONAL/238: 1600 honduranische Migrant*innen auf dem Weg in die USA (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras / Lateinamerika / USA

1600 honduranische Migrant*innen auf dem Weg in die USA



(Washington, 16. Oktober 2018, democracy now) - Eine Karawane aus 1600
honduranischen Migrant*innen, die vor Gewalt und Armut flieht, zieht
Richtung USA. Unter ihnen Familien mit kleinen Kindern. Die Karawane
übertrat am 15.10.2018 die Grenze zu Guatemala und wurde zunächst von
der Polizei aufgehalten. Zwei Stunden später setzte sich der Zug
Richtung Mexiko wieder in Bewegung. Die Migrantin Andrea Alemán
erzählt: "Hier gibt es keine Arbeitsmöglichkeiten, und Sie wissen
selbst, jeder muss auf die Suche nach dem Besten gehen." Andrea ist
mit ihren vier Kindern unterwegs und erzählt weiter: "Wir gehen in die
USA, wir werden einfach bei Donald Trump auftauchen, und dann muss er
uns aufnehmen. Genauso wie wir die US-Amerikaner hier empfangen haben,
müssen sie uns auch dort empfangen."

Vergangene Woche drängte der US-amerikanische Vizepräsident Mike Pence
die Machthaber*innen von Honduras, El Salvador und Guatemala dazu,
ihre Bürger*innen eindringlich vor dem Versuch in die USA einzureisen,
zu warnen. Die Regierung Trump erwägt die Möglichkeit, die Politik der
Familientrennung [1] wieder aufleben zu lassen. Dabei werden die
Kinder der migrantischen Familien in dem Moment, wo sie die Grenze
zwischen Mexiko und den USA übertreten, von ihren Eltern getrennt.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/migrationspolitik-der-usa-kriminalisierung-als-strategie/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/1600-honduranischen-migrantinnen-auf-dem-weg-in-die-usa/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





MELDUNG/187: Menschenhandel entschieden bekämpfen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Menschenhandel entschieden bekämpfen

Caritas und IN VIA fordern verlässliche Hilfestrukturen für die Opfer



Berlin, 17. Oktober 2018. Flächendeckende Beratung, angemessene
psychosoziale Begleitung und angepasstes Aufenthaltsrecht: Damit sich die
Opfer von Menschenhandel stabilisieren können, benötigen sie sichere
Unterstützungsstrukturen. Die wirksame Bekämpfung des organisierten
Menschenhandels setzt eine konsequente Strafverfolgung voraus, über
nationale Grenzen hinaus.

Anlässlich des Europäischen Tages gegen Menschenhandel am 18.10.2018
veröffentlichen der Deutsche Caritasverband (DCV) und IN VIA Katholischer
Verband für Mädchen- und Frauensozialarbeit - Deutschland e.V. ein
Zehn-Punkte-Programm zur Bekämpfung von Menschenhandel und zum Ausbau
bedarfsgerechter Hilfsangebote für die Opfer.

"Menschenhandel stellt eine schwere Menschenrechtsverletzung dar. Nach dem
Geschäft mit Drogen und Waffen gehört der Menschenhandel zu den
gewinnbringendsten kriminellen Geschäften. Opfer werden vor allem Frauen,
deren Schutzlosigkeit im Heimatland und Verletzlichkeit im
Migrationsprozess ausgenutzt werden", sagt Eva Maria Welskop-Deffaa,
Vorstand Sozial- und Fachpolitik des DCV. Sie müssten verlässlich Schutz
erhalten. Behörden, Polizei und Fachkräfte der Jugendämter müssten ebenso
wie die Wohlfahrtsverbände für das Delikt in Verbindung mit
Zwangsprostitution und Zwangsarbeit sensibilisiert werden. Um sich zu
stabilisieren und über ihre Aussagebereitschaft frei zu entscheiden,
sollten Opfer von Zwangsprostitution und ausbeuterischer Arbeit, sofern sie
kein anderes Aufenthaltsrecht haben, einen Anspruch auf ein befristetes
Aufenthaltsrecht von sechs Monaten erhalten. "Opfer nehmen ihre Rechte oft
nicht in Anspruch, weil sie Angst vor einer Aufenthaltsbeendigung haben.
Die Aussagebereitschaft der Opfer gegen die Täter sollte nicht länger zur
Bedingung für ihr Aufenthaltsrecht gemacht werden", so Welskop-Deffaa.

Unumgänglich sei ein deutlicher Ausbau der Unterstützungsstrukturen. "Sie
brauchen eine sichere Unterbringung, die für weibliche Opfer in zu geringem
Umfang und für männliche Opfer fast gar nicht zur Verfügung steht.
Flächendeckend muss eine Beratungsstruktur einschließlich angemessener
psychosozialer Begleitung aufgebaut und vorgehalten werden. Weiter müssen
Einrichtungen zum Schutz und zur Versorgung der Betroffenen deutschlandweit
sicher finanziert und zeitnah ausgebaut werden", fordert Irme Stetter-Karp,
Vorsitzende von IN VIA Deutschland.

Des Menschenhandels macht sich strafbar, wer eine andere Person unter
Ausnutzung einer Zwangslange oder Hilflosigkeit anwirbt, befördert oder
beherbergt, um sie auszubeuten. Erfasst sind seit 2016 neben dem
Menschenhandel zum Zweck der sexuellen und der Arbeitsausbeutung auch
Menschenhandel zum Zweck der Bettelei, zur Begehung einer Straftat und zur
Organentnahme. "Zur Flankierung des neu gefassten Straftatbestands sind nun
nachhaltige Umsetzungsanstrengungen erforderlich", so Irme Stetter-Karp.
Der DCV und IN VIA fordern die Einrichtung einer nationalen
Berichterstatter-Stelle gegen Menschenhandel und den verbesserten Austausch
von Informationen und Daten innerhalb der Europäischen Union zur
grenzüberschreitenden Strafverfolgung. Eine Gesellschaft, die nicht
konsequent gegen Menschenhandel, Entwertung von Menschen und auch konkret
Arbeitsausbeutung vorgeht, nimmt Schaden, bekräftigen DCV und IN VIA
gemeinsam.


Die ausführliche Positionierung von IN VIA und DCV zur Bekämpfung des
Menschenhandels und zur Unterstützung der Opfer finden Sie unter:

https://www.caritas.de/cms/contents/caritas.de/medien/dokumente/stellungnahmen/position-zur-bekaemp1/positionierung_menschenhandel_invia_dcv_v2.pdf?d=a&f=pdf

Der Deutsche Caritasverband ist als katholischer Wohlfahrtsverband der
Dachverband zahlreicher katholischer Einrichtungs- und
Personalfachverbände, unter ihnen IN VIA.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Oktober 2018

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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TREFF/219: Berlin - Polnisch-deutsche Themen aktuell. Politische Jugendbildung, 22.11.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Wglady - Einblicke

Polnisch-deutsche Themen aktuell

22. November 2018, 19:00 Uhr

Fachgespräch 55/2018



In der Reihe "Wglady - Einblicke" werden zukunftweisende Fragen und
Projekte im deutsch-polnischen Kontext diskutiert. Persönlichkeiten
der polnisch-deutschen Beziehungen nehmen Stellung zu aktuellen
Entwicklungen und Themen in beiden Ländern und diskutieren neue
Perspektiven im europäischen Kontext. Die Fachgespräche zu aktuellen
Themen richten sich an Multiplikatoren und Multiplikatorinnen der
politischen Jugendbildung.

Leitung: Dr. Claudia Schäfer

Ort: Haus der EKD, Charlottenstraße 53/54, 10117 Berlin

Eintritt: Die Teilnahme ist kostenlos.

Informationen und Anmeldung: 

Silke Ewe

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstr. 53/54

10117 Berlin

Tel.: (030 )203 55-508

ewe@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/pol/wglady-einblicke/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für November 2018

Evangelische Akademie zu Berlin gGmbH

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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ARBEIT/2866: Erwerbstätige im Rentenalter arbeiten nur zum Teil des Geldes wegen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 16.10.2018

Erwerbstätige im Rentenalter arbeiten nur zum Teil des Geldes wegen



Als Grund für eine Erwerbstätigkeit im Rentenalter geben Befragte einer
repräsentativen Studie überwiegend soziale und persönliche Motive an:
Jeweils rund 90 Prozent der erwerbstätigen Rentner haben Spaß bei der
Arbeit, brauchen den Kontakt zu anderen Menschen oder wünschen sich
weiterhin eine Aufgabe. Mehr als die Hälfte der Befragten nennt allerdings
auch finanzielle Gründe für die Erwerbsarbeit. Das gilt insbesondere für
Frauen, die nach eigenen Angaben häufiger als Männer auf einen
Hinzuverdienst zur Altersrente angewiesen sind. Das geht aus einer
aktuellen Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
hervor.

In Deutschland ist weit mehr als ein Viertel aller Rentnerinnen und
Rentner in den ersten drei Jahren nach Übergang in eine Altersrente
erwerbstätig: Bei den Frauen beträgt der Anteil 31 Prozent, bei den
Männern 28 Prozent.

Eine Beschäftigung bis zum Renteneintritt steigert die Wahrscheinlichkeit,
auch nach dem Übergang in die Altersrente erwerbstätig zu sein. Bei den
bis zuletzt erwerbstätigen Frauen ist diese Wahrscheinlichkeit fast
doppelt so hoch wie bei den vormals nicht erwerbstätigen Frauen (41
Prozent gegenüber 26 Prozent). Bei den Männern liegen die entsprechenden
Anteile bei 31 bzw. 24 Prozent.

Eine gute finanzielle Lage nach dem Renteneintritt geht bei Frauen wie bei
Männern mit einer höheren Erwerbstätigenquote im Rentenalter einher.
Während 29 Prozent der befragten Rentnerinnen bzw. 26 Prozent der
befragten Rentner mit einem Einkommen unter 1.000 Euro erwerbstätig sind,
erhöhen sich die Werte bei einem Einkommen von 2.500 Euro und mehr auf 58
bzw. 59 Prozent. Das zusätzlich erwirtschaftete Erwerbseinkommen ist bei
den ermittelten Einkommensgrenzen von 1.000 bzw. 2.500 Euro nicht
enthalten.

Unter den nicht erwerbstätigen Rentenbeziehern würden 13 Prozent aller
Frauen und 20 Prozent der Männer gerne eine Erwerbsarbeit aufnehmen.
"Politik und Betriebe sollten mit flexiblen Regelungen günstige
Rahmenbedingungen schaffen, damit Erwerbswünsche im Rentenalter besser
realisiert werden können", heißt es in der Studie. So könnte
beispielsweise in Tarifverträgen generell auf die Festlegung einer
automatischen Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Erreichen der
Regelaltersgrenze verzichtet werden.

Die IAB-Studie beruht auf den Angaben von rund 1.000 Personen im Alter von
58 bis 69 Jahren.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb2418.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/829: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Oktober 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 15. Oktober 2018

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Oktober 2018




	Der Aufschwung setzt sich fort. Die Bundesregierung erwartet in ihrer Herbstprojektion für dieses und das kommende Jahr eine Zunahme des Bruttoinlandsprodukts von jeweils 1,8 %.

	Die Erzeugung des Produzierenden Gewerbes wird im laufenden Quartal durch Sondereffekte gedämpft. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe stiegen nach zwei schwachen Monaten an, der Auftragsbestand ist weiterhin sehr hoch. Das Baugewerbe befindet sich in der Hochkonjunktur.

	Die Entwicklung von Einkommen und Konsumnachfrage der privaten Haushalte bleibt aufwärtsgerichtet. Auch die Stimmung im Handel ist gut.

	Die Erwerbstätigkeit steigt weiter kräftig und die Arbeitslosigkeit geht spürbar zurück. Strukturelle Probleme am Arbeitsmarkt bleiben aber Herausforderungen.



Die deutsche Wirtschaft befindet sich weiter im Aufschwung. Die
Bundesregierung erwartet gemäß ihrer Herbstprojektion [1] eine
Expansion der gesamtwirtschaftlichen Leistung im laufenden und im
kommenden Jahr von preisbereinigt jeweils 1,8 %. [2] Dabei wird die
solide konjunkturelle Grunddynamik angesichts des schwierigeren
außenwirtschaftlichen Umfelds vor allem durch die solide
Binnenwirtschaft gestützt. Überlagert wird dies allerdings durch
vorübergehende Produktionsanpassungen bei Herstellern von
Personenkraftwagen und ihren Vorleistern. Dies ist Folge der
Umstellung auf den neuen Abgastestzyklus WLTP, der ab 1. September
verbindlich ist und einen Zulassungsstau bei Pkw-Typen auslöste. Der
Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Leistung wird dadurch im dritten
Quartal etwas gedämpft. Mit der allmählichen Auflösung des
Zulassungsstaus dürfte sich die Konjunktur im vierten Quartal wieder
beschleunigen. Die jüngsten Indikatoren für die Industrie und für die
Gesamtwirtschaft sprechen allesamt dafür, dass der Aufschwung der
deutschen Wirtschaft auf einem soliden Fundament steht. Wichtige
binnenwirtschaftliche Auftriebskräfte entfalten unverändert ihre
Wirkung: Die Beschäftigung und Einkommen erhöhen sich weiter kräftig.
Insbesondere in den Dienstleistungsbereichen nimmt die Wertschöpfung
weiter zu und die Bauwirtschaft boomt. Für das kommende Jahr sind
kräftige Impulse durch die Umsetzung der Koalitionsvereinbarungen zu
erwarten.

Aus dem weltwirtschaftlichen Umfeld kommen gegenwärtig geringere
Impulse. Hierauf weisen Indikatoren für den globalen Handel und die
globale Industrieproduktion hin. Bei unterschiedlicher Entwicklung in
den Schwellenländern kommt die etwas verlangsamte Dynamik der
industriellen Erzeugung vor allem aus den entwickelten
Volkswirtschaften. Der gegenwärtig schwache Welthandel geht
demgegenüber auf geringere Handelsströme der Schwellenländer
insbesondere in Asien zurück. Der IHS Markit Global Composite PMI gab
im September den dritten Monat in Folge nach und der ifo Index zum
Weltwirtschaftsklima verschlechterte sich für das dritte Quartal 2018
erneut. Vor diesem Hintergrund gehen die internationalen
Organisationen in ihren jüngsten Prognosen weiter von einer zwar
positiven, aber gegenüber früheren Einschätzungen abgeschwächten
Entwicklung der Weltwirtschaft aus.

Unter dem schwierigeren außenwirtschaftlichen Umfeld leiden
grundsätzlich auch die deutschen Ausfuhren von Waren und
Dienstleistungen. Im August gingen die Exporte saisonbereinigt und in
jeweiligen Preisen leicht um 0,6 % zurück. Im stabileren
Dreimonatsvergleich erhöhten sich die Ausfuhren nominal deutlich um
1,0 %, preisbereinigt dürfte er jedoch etwas geringer ausfallen. Die
ifo Exporterwartungen sind weiterhin abwartend niedrig und deuten noch
nicht auf eine deutliche Belebung der Ausfuhren hin. Die nominalen
Importe von Waren und Dienstleistungen waren von März dieses Jahres
bis Juli aufwärtsgerichtet. Im August nahmen sie saisonbereinigt um
1,8 % ab. Im Dreimonatsvergleich betrug der Anstieg der Importe 3,6 %.
Auch preisbereinigt dürften sie sich deutlich positiv entwickelt
haben.

Im Produzierenden Gewerbe hat sich der Produktionsrückgang der beiden
Vormonate im August merklich verlangsamt, obwohl die eingangs
erwähnten Sondereffekte in der Kfz-Industrie noch Einfluss hatten. Die
Erzeugung in der Industrie nahm im August dennoch lediglich um 0,1 %
ab, im Zweimonatsvergleich Juli/August gegenüber Mai/Juni verringerte
sich der Produktionsausstoß jedoch um 2,2 %. Die Produktion im
Baugewerbe wurde im gleichen Zeitraum um 0,7 % eingeschränkt. Die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe nahmen nach Rückschlägen in
den beiden Vormonaten im August demgegenüber um 2,0 % zu, bei
kräftigen Auftragszuwächsen in der Kfz-Industrie. Allerdings lagen die
Bestellungen im Zweimonatsvergleich bei einem Rückgang um 1,9 % noch
deutlich im Minus. Hier dürfte sich auch weiterhin die geringere
Dynamik des Welthandels und die gestiegene Unsicherheit durch die
Handelskonflikte bemerkbar machen. Dennoch dürfte sich die
Industriekonjunktur mit der allmählichen Auflösung des Zulassungsstaus
im vierten Quartal erholen. Die seit Februar auf den höchsten Wert
gestiegenen Geschäftserwartungen zeugen von Zuversicht. Das sehr gute
Auftragspolster mit einer Reichweite von 5,6 Monaten gibt Sicherheit.
Das Baugewerbe arbeitet nahe seiner Kapazitätsgrenzen, sein Boom
dürfte anhalten.

Die gute Entwicklung des Arbeitsmarkts und kräftige Lohnzuwächse
sorgen dafür, dass der private Konsum eine wichtige Stütze der
deutschen Konjunktur bleibt. Die Bundesregierung erwartet in ihrer
Herbstprojektion eine Ausweitung der privaten Konsumausgaben um 1,6 %
im laufenden und um weitere 2,0 % im kommenden Jahr. Am aktuellen Rand
deuten die Umsätze im Einzelhandel auf eine etwas langsamere Gangart
hin, nach einem schwachen Start ins dritte Quartal sanken sie im
August erneut geringfügig um -0,1 %. Die Umsätze im Kfz-Handel gingen
im Juli ebenfalls zurück. Durch die Zulassungsprobleme bei Pkw sind
auch die Neuzulassungen privater Kfz im September stark zurückgegangen
(-32,8 % im Vergleich zum Vormonat). Für eine positive Entwicklung des
privaten Konsums in den kommenden Monaten sprechen neben dem Anstieg
der Einkommen die Stimmungsindikatoren. Sowohl das ifo Geschäftsklima
für den Einzelhandel als auch das Konsumklima der Verbraucher haben
sich im September verbessert.

Am Arbeitsmarkt hält die positive Entwicklung an. Die Erwerbstätigkeit
erhöhte sich im August saisonbereinigt um 31.000 Personen; auf
Jahresfrist betrug der Anstieg 1,3 %. Im Juli lag der Zuwachs bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung mit 77.000 Personen über
dem Niveau der letzten Monate. Auch wenn sich die Frühindikatoren im
September unterschiedlich entwickelten, signalisieren sie eine
anhaltend starke Nachfrage der Unternehmen nach Arbeitskräften. Die
Zahl der Arbeitslosen sank im September saisonbereinigt um 23.000
Personen; in Ursprungszahlen verringerte sie sich nach dem Ende der
Ferienzeit auf 2,26 Mio. Personen. Langfristige Herausforderungen
bleiben die Eindämmung der Langzeitarbeitslosigkeit und die Stärkung
der Wirtschaftskraft strukturschwacher Regionen.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der November-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich am Ende der 44. Kalenderwoche 2018 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] Herbstprojektion 2018 der Bundesregierung vom 11. Oktober 2018.

[2] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 12. Oktober
2018 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter und kalender- und saisonbereinigter Daten.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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MELDUNG/580: Weitere Strafanzeige gegen ein ehemaliges Führungsmitglied der Colonia Dignidad (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 15. Oktober 2018

Fluchtpunkt NRW: Weitere Strafanzeige gegen ein ehemaliges
Führungsmitglied der Colonia Dignidad

Staatsanwaltschaft Münster soll wegen Beihilfe zu Mord ermitteln -
Verantwortliche für Verbrechen in der Colonia Dignidad leben von der Justiz
unbehelligt in Deutschland



Berlin - Die deutsche Justiz, insbesondere die Behörden in
Nordrhein-Westfalen (NRW), müssen endlich dazu beitragen, dass die
Verbrechen in der Colonia Dignidad aufgearbeitet werden. Das European
Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) in Berlin fordert
Ermittlungen gegen Reinhard Döring, ehemaliges Führungsmitglied der
auslandsdeutschen Sektensiedlung in Chile. Das ECCHR wirft Döring vor,
mindestens in zwei Fällen die Ermordung von Gegnern der Pinochet-Diktatur
auf dem Gelände der Colonia Dignidad unterstützt zu haben. Mit der
Bewachung Gefangener und mit Fahrdiensten zu Erschießungsstätten soll
Döring die Tötungen erleichtert haben. Der Staatsanwaltschaft Münster liegt
seit April 2018 eine Strafanzeige des ECCHR gegen Döring vor.

Döring war Teil der Führungsriege der Colonia Dignidad. Die Sektensiedlung
im Süden Chiles war jahrzehntelang Ort schwerster
Menschenrechtsverletzungen. Döring floh - wie der ehemalige Sektenarzt
Hartmut Hopp und andere Mitglieder des Führungskreises - nach Deutschland,
als ihm 2004 in Chile der Prozess drohte. "Es ist höchste Zeit, dass jemand
wie Reinhard Döring zur Verantwortung gezogen wird. Doch die deutsche
Justiz blockiert seit Jahrzehnten die Aufarbeitung der Verbrechen in der
Colonia Dignidad", sagt Andreas Schüller, Leiter des Programmbereichs
"Völkerstraftaten und rechtliche Verantwortung" beim ECCHR. "Die laufenden
Ermittlungen der Staatsanwaltschaften in Krefeld und Münster müssen
gebündelt und priorisiert werden."

Schon 2011 stellte das ECCHR Strafanzeige wegen Beihilfe zum Mord,
sexuellem Missbrauch und schwerer Körperverletzung gegen Hopp. Der
Sektenarzt, der als "rechte Hand" von Sektengründer Schäfer galt, wurde in
Chile wegen Beihilfe zum sexuellen Missbrauch von Minderjährigen
verurteilt, floh vor dem Strafvollzug aber nach Deutschland. Einen Antrag
der chilenischen Justiz zur Vollstreckung des Urteils in Deutschland lehnte
das Oberlandesgericht Düsseldorf im September 2018 ab.

In einem gemeinsamen Brief an NRW-Justizminister Peter Biesenbach fordern
ECCHR und das Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika
e.V., die Zentralisierung der Ermittlungen im Fall Colonia Dignidad.

Mehr zu den Verbrechen in der Colonia Dignidad und zu deren Aufarbeitung:


ecchr/colonia

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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SCHACH-SPHINX/06718: Spuren tiefer Ermattung (SB)


Der Weltmeisterschaftskampf zwischen Anatoli Karpow und seinem
Herausforderer Viktor Kortschnoj 1981 in Meran war für beide Spieler
nervenaufreibend. Für Kortschnoj war die Belastung jedoch in
mehrfacher Hinsicht größer. Nicht nur, daß er wesentlich älter war als
der Titelverteidiger, Kortschnoj brannte während des Wettkampfes auch
viel schneller aus. Zuletzt bot sein Spiel ein bejammernwertes Bild.
Seine Niederlage in Meran schien bereits vor der letzten Partie
geradezu prophetisch vorprogrammiert zu sein. Auch hinterher benötigte
Kortschnoj lange, um sich in geistiger Hinsicht zu kurieren. Viele
Niederlagen folgten in Turnieren, Partien darunter, die ein
kampfwütiger Kortschnoj zuvor wohl nicht verloren hätte. Zwei Jahre
nach dem Match saß er in Chicago in einem zweirundigen Sechserturnier
dem deutschen Großmeister Robert Hübner gegenüber. Hübner gewann das
Turnier zuletzt sensationell hoch mit zweieinhalb Punkten Vorsprung
vor dem Amerikaner Browne. In seiner Partie gegen Kortschnoj hatte er
es beinah mit einem gebrochenen Großmeister zu tun. Kortschnoj spielte
inhaltlich wenig überzeugend und gab bereits beim 16. Zug die
Initiative völlig aus den Händen. Materialverluste hatte er vermeiden
können, aber seine weiße Stellung glich einer Ruine, und als Hübner im
heutigen Rätsel der Sphinx seinen nächsten Zug ausführte, fiel sie
ganz und gar in sich zusammen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06718: Spuren tiefer Ermattung (SB)]



Kortschnoj - Hübner

Chicago 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schade drum, denn nach 1...Le7xg5! 2.Tc1-c2 Da2-b1 3.Le5xg7 Sd7-f6!
wäre die Schlacht zwischen Bent Larsen und Anatoli Karpow noch völlig
offen gewesen.



Erstveröffentlichung am 18. Oktober 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





SOZIALES/147: Psychologen erforschen Umgang mit Lachen und Frotzeln in Beziehungen (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 16.10.2018

Was sich neckt, das liebt sich? Psychologen erforschen Umgang mit Lachen
und Frotzeln in Beziehungen



Egal ob übereinander oder miteinander: Lachen spielt in Liebesbeziehungen
eine wichtige Rolle. Ähneln sich die Liebespartner in ihrem Umgang mit
Lachen oder dem Ausgelachtwerden, sind diese eher zufrieden mit ihrer
Beziehung. Menschen, die Angst davor haben ausgelacht zu werden, sind mit
ihrer Beziehung dagegen häufig weniger glücklich. Das überträgt sich auch
auf ihren Partner und ihre Sexualität. Zu diesem Ergebnis kommen
Psychologen der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) in einer
neuen Studie, die kürzlich in der Fachzeitschrift "Journal of Research in
Personality" veröffentlicht wurde.

Lachen spielt für den Menschen eine große Rolle: "Frühere Studien haben
gezeigt, dass viele Menschen bei der Partnerwahl großen Wert darauf legen,
dass ihr Partner oder ihre Partnerin einen Sinn für Humor hat und gerne
lacht", sagt der Psychologe Prof. Dr. René Proyer von der MLU, der die
neue Studie gemeinsam mit Kay Brauer durchgeführt hat.

Wie Menschen darauf reagieren, wenn über sie gelacht wird, ist sehr
unterschiedlich: Einige Menschen haben Angst davor, ausgelacht zu werden.
"Sie interpretieren das Lachen eher als etwas Negatives oder
Abschätziges", erklärt Proyer. Andere würden es genießen, im Mittelpunkt
zu stehen und bewusst Situationen provozieren, in denen über sie gelacht
wird. Für diese Menschen seien Lacher ein Ausdruck der Wertschätzung. Eine
weitere Eigenschaft ist es, Freude zu empfinden, wenn man andere auslacht
und zum Beispiel Scherze auf Kosten anderer macht. "Diese drei
Eigenschaften sind Persönlichkeitsmerkmale, die in verschiedenen
Ausprägungen und Kombinationen vorkommen können. Das kann zum Beispiel von
kleinen Witzen bis hin zum Spott über andere reichen. Alle Eigenschaften
sind bis zu einem gewissen Grad normal - auch die Angst vorm
Ausgelachtwerden", so Proyer weiter. Aus der Kombination der einzelnen
Merkmale lassen sich Profile bilden - zum Beispiel ein Mensch, der gerne
über andere lacht, aber selbst ungern ausgelacht wird.

Für ihre aktuelle Studie führten die Psychologen aus Halle eine
Online-Befragung mit 154 heterosexuellen Paaren durch. Die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer beantworteten dabei getrennt voneinander Fragen zu ihrer
Beziehung. Dabei ging es zum Beispiel darum, wie zufrieden die Befragten
mit ihrer Beziehung insgesamt sind, ob sich das Paar häufig streitet und
wie zufrieden die jeweilige Person mit ihrem Sexualleben ist. Die Forscher
erhoben zudem, wie die Umfrageteilnehmer damit umgehen, wenn über sie
gelacht wird und ob sie gerne andere auslachen.

Für die Analyse verglichen die Forscher zunächst die Angaben der einzelnen
Personen miteinander: "Dabei zeigte sich, dass sich die Partner häufig
hinsichtlich ihrer einzelnen Eigenschaften und auch ihrer Profile ähneln",
fasst Kay Brauer zusammen. Gab es diese Übereinstimmung, waren die Paare
im Durchschnitt zufriedener mit ihrer Beziehung als andere.

Für Menschen, die das Lachen über sich provozieren, beobachteten die
Forscher vor allem positive Effekte: "Frauen berichteten häufiger, mit
ihrer Beziehung eher zufrieden zu sein und sich stärker von ihrem Partner
angezogen zu fühlen. Für sie und ihre Partner galt zudem, dass beide mit
ihrem Sexleben eher zufrieden waren", so Brauer weiter. Die Angst davor
ausgelacht zu werden hatte dagegen eher negative Effekte: Menschen mit
dieser Angst sind mit ihrer Beziehung weniger zufrieden und misstrauen
ihrem Partner auch eher. Dies habe auch Folgen für den Partner: Männer
berichteten häufiger, dass sie mit ihrem Sexualleben eher unzufrieden
sind, wenn ihre Partnerinnen Angst davor hatte, ausgelacht zu werden.

Für Menschen, die gerne über andere spotten, konnten die Psychologen in
Bezug auf die Beziehungszufriedenheit keine derartigen Zusammenhänge
finden. Allerdings zeigte sich, dass sich die Paare häufiger streiten.
"Das ist nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, dass diese Menschen gerne
einmal über die Stränge schlagen und spöttische Kommentare äußern, die
dann zu einem Streit führen können", so Brauer.

Als alleiniges Merkmal zur Beurteilung einer "guten" Beziehung reiche ein
ähnlicher Umgang mit Lachen jedoch nicht aus, so die beiden Forscher.
Dafür wären die beobachteten Effekte allein nicht aussagekräftig genug.
Erkenntnisse darüber, ob einer der beiden Partner in einer Beziehung Angst
vor dem Ausgelachtwerden hat, könnten aber künftig bei der Paartherapie
oder -beratung nützlich sein. Die halleschen Psychologen wollen in
Folgestudien ihre bisherigen Ergebnisse mit den Angaben von Singles zum
Umgang mit dem Lachen kombinieren.


Originalpublikation:

Brauer, K., Proyer, R.,

To love and laugh: Testing actor-, partner-, and similarity effects of
dispositions towards ridicule and being laughed at on relationship
satisfaction,

Journal of Research in Personality (2018),

doi: https://doi.org/10.1016/j.jrp.2018.08.008

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 16.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2310: Mittelgewicht - Rechnung mit vielen Unbekannten ... (SB)




Demetrius Andrade schmiedet hochfliegende Pläne

Demetrius Andrade will sich am 20. Oktober in Boston durch einen Sieg
über Walter Kautondokwa den vakanten WBO-Titel im Mittelgewicht
sichern und anschließend mit Hilfe dieses Gürtels namhafte
Konkurrenten zum Kampf locken. Sein Ziel sei es, diese Gewichtsklasse
zur spektakulärsten der Branche zu machen und sich an ihre Spitze zu
setzen. Sollte Andrade wie erwartet die Oberhand gegen seinen relativ
unerfahrenen Kontrahenten behalten, könnte er sein Vorhaben in die Tat
umsetzen und sich mit dem Sieger des Kampfs zwischen Daniel Jacobs und
Sergej Derewjantschenko um den vakanten IBF-Titel messen, die am 27.
Oktober aufeinandertreffen. Dieser Gürtel war Gennadi Golowkin
aberkannt worden, nachdem es der Kasache wegen des sehr viel
wichtigeren Duells mit Saul "Canelo" Alvarez abgelehnt hatte, mit dem
Pflichtherausforderer Derewjantschenko in den Ring zu steigen.

Golowkin ist mit 36 Jahren zwar der älteste prominente Akteur im
Mittelgewicht, aber dennoch nach wie vor der beste. Er hat seinen
schärfsten Widersacher "Canelo" in beiden Kämpfen dominiert, wurde
aber von den Punktrichtern über den Tisch gezogen. Der Kasache hat
zuletzt über 20 Millionen Dollar verdient, doch bekommt er vorerst
erheblich weniger, da er seit der umstrittenen Niederlage am 15.
September in Las Vegas nicht mehr Weltmeister ist.

Der 30 Jahre alte Demetrius Andrade scheint nicht allzu viel von den
Zwillingsbrüdern Jermall und Jermell Charlo zu halten, die seines
Erachtens bislang nur gegen vergleichsweise schwache Kontrahenten
gekämpft haben. Allerdings könnte man dasselbe auch von Andrade sagen,
der in seiner zehnjährigen Profikarriere nicht gerade die stärksten
Gegner ausgesucht und zudem lange Pausen eingelegt hat. Seine
namhaftesten Widersacher waren Willie Nelson, Vanes Martirosian, Brian
Rose, Jack Culcay und Alantez Fox, die allesamt nicht der höchsten
Kategorie angehören. Die Charlos haben unter anderem Austin Trout
besiegt, der besser als die allermeisten Gegner ist, die Andrade vor
den Fäusten hatte. Im Grunde hätte er schon vor sechs Jahren das
damals wenig attraktive Halbmittelgewicht verlassen müssen, statt dort
seine Laufbahn mit durchschnittlichen Auftritten zu vergeuden.

Nachdem er Weltmeister der WBO geworden war, verteidigte er diesen
Titel nur ein einziges Mal gegen Brian Rose und legte dann eine lange
Pause ein, worauf ihm der Gürtel wieder abgenommen wurde. Im März 2017
gewann er durch einen Sieg über Jack Culcay den WBA-Titel, den er
jedoch einige Zeit später kampflos niederlegte, um ins Mittelgewicht
aufzusteigen. Wenngleich er also ein ehemaliger Weltmeister und heute
in 25 Kämpfen ungeschlagen ist, kann man doch nicht gerade von einer
glänzenden Karriere sprechen, in der er keiner Gefahr aus dem Weg
gegangen wäre und sich gegen die besten Rivalen durchgesetzt hätte.

Auch der bevorstehende Kampf gegen Kautondokwa sollte eigentlich ein
Selbstgänger sein, da dieser Gegner zwar in 17 Auftritten unbesiegt
ist, aber weder als Amateur noch in seiner Profikarriere Bäume
ausgerissen hat. Promoter Eddie Hearn geht offenbar davon aus, daß der
bei ihm unter Vertrag stehende Andrade den WBO-Titel gewinnen und
daraufhin bedeutende Kämpfe gegen "Canelo" oder Golowkin bekommen
wird. Das wäre jedoch allenfalls dann vorstellbar, wenn sich Andrade
sehr schnell einen Namen im Mittelgewicht macht, der für steigendes
Interesse des Publikums sorgt. Da er jedoch seit einem Jahr nicht mehr
im Ring gestanden hat und nun gegen den weithin unbekannten
Kautondokwa antritt, dürfte das so schnell nicht der Fall sein. [1]

Zu dieser Konstellation war es nur deswegen gekommen, weil der
britische WBO-Weltmeister Billy Joe Saunders aufgrund eines positiven
Dopingtests von der Sportkommission von Massachusetts keine Lizenz für
den geplanten Kampf gegen Demetrius Andrade bekommen hat. Saunders
legte daraufhin den Titel nieder und muß nun mit einer voraussichtlich
sechsmonatigen Sperre rechnen. Promoter der Veranstaltung in Boston
ist Eddie Hearn, der die Übertragung im Rahmen des Streamingdienstes
DAZN anbietet, mit dem er einen hochdotierten Vertrag über zehn Jahre
abgeschlossen hat. Der aus Nabibia stammende Kautondokwa wird in der
aktuellen WBO-Rangliste an Nummer zwei geführt und stand im Training
wie auch als Ersatzmann bereit, um einen möglichen Ausfall, wie er
beim Boxen stets möglich ist, kompensieren zu können. Wenngleich die
letztendliche Nominierung sehr kurzfristig erfolgte, ließ sich der
33jährige natürlich die Gelegenheit nicht entgehen, gegen einen derart
prominenten Gegner um den Titel zu kämpfen.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/10/demetrius-andrade-wants-160lbs-to-be-new-glamour-division
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/345: Lübeck - "Geschichten von der allgemeinen Undurchschaubarkeit", 10.11.


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Geschichten von der allgemeinen Undurchschaubarkeit

Götz Schubert + Manuel Munzlinger

Ein Musik/Hör/Spiel



STOP! ZURÜCK! ALLES NOCHMAL AUF ANFANG! Eine winzige Entscheidung -
und schon hat man sich verrannt. Jeder kennt den Moment, wenn man sich
vor lauter Beharrlichkeit ins Aus manövriert. Lustiges Scheitern ist
das Thema dieses besonderen Musik/Hör/Spiels: Schauspiel, Text und
Musik verschmelzen zu einer humorvollen und außergewöhnlichen
Performance.

Künstlerische Gestaltung G. Schubert, M. Munzlinger

Idee, Einrichtung, Produktion und Leitung M. Munzlinger

Musikaufnahme, Mix und Mastering mmmusic

Termin 10/11, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Eintritt 29 Euro (ermäßigt 23 Euro)

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Oktober 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1225: Schauspiel Hannover - Drei Remarque-Adaptionen an einem Tag, 08.12.2018


Schauspiel Hannover

Die große Remarque-Trilogie

Drei Antikriegs-Dramen in der Inszenierung von Intendant Lars-Ole Walburg - Vorverkauf ist gestartet



Mit der Großen Remarque-Trilogie bietet das Schauspiel Hannover am 8.
Dezember ab 15:00 Uhr die einmalige Möglichkeit, die drei
Bühnenadaptionen von Im Westen nichts Neues, Der schwarze Obelisk und
Die Nacht von Lissabon an einem Tag zu erleben.

Intendant Lars-Ole Walburg hat diese Romane von Erich Maria Remarque
seit der Spielzeit 2014/15 in loser Reihenfolge auf die Bühne
gebracht, die Spielzeit 2018/19 wurde mit Der Schwarze Obelisk
eröffnet. »Es ist selten, dass man als Regisseur die Möglichkeit hat,
sich mit einem Autor durch einen ganzen Geschichtsabschnitt zu
bewegen. in diesem Fall mit Erich Maria Remarque durch die deutsche
Geschichte vom Kaiserreich über die Weimarer Republik bis in die
Nazizeit. Der große Aufwand, die drei Stücke an einem einzigen Tag zu
spielen, lohnt sich: Das Erlebnis für das Publikum wird größer sein
als die Summe der Einzelstücke«, so Lars-Ole Walburg über dieses
einmalige Vorhaben.

Im Rahmen der Großen Remarque-Trilogie werden die Inszenierungen in
ihrer zeithistorisch chronologischen Reihenfolge aufgeführt, vor jeder
Vorstellung wird eine entsprechende Einführung angeboten. Zwei Pausen
zwischen den Stücken bieten Gelegenheit, das Catering der "Feldküche"
zu genießen oder dem Männerchor Die Klosterbrüder zu lauschen, der
ebenfalls in Der schwarze Obelisk zu hören ist. Zudem wird der Leiter
des Erich Maria Remarque-Friedenszentrums Osnabrück, Dr. Thomas
Schneider, das Rahmenprogramm mit einem Vortrag zu Leben und Werk des
Autors ergänzen. Den Ausklang des Abends im Foyer beschließen dann die
Ellingtones mit ihrem auf die Zwanziger Jahre zugeschnittenem Swing-
Repertoire.

Der Vorverkauf hat begonnen!

Samstag, 8. Dezember, 15:00 bis ca. 23:00 Uhr, Schauspielhaus

Preise 23-45 Euro inkl. Catering

alle Regelermäßigungen

ab sofort begrenztes Kontingent für die Theaterflatrate der Studierenden

 * 

Quelle:

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Schauspiel Hannover

Nds. Staatstheater Hannover GmbH

Prinzenstr. 9, 30159 Hannover

Tel. +49(0)511 9999 2081

Internet: www.schauspielhannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1224: Cuxhaven - "Der Schimmelreiter" am 29. Oktober 2018


"Der Schimmelreiter" nach der Novelle von Theodor Storm



Am Montag, den 29. Oktober 2018, um 20 Uhr können Sie sich im
Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven dem Nationalepos
von Theodor Storm hingeben.

"Vader, unsre Deiche sind nichts wert." Der friesische Bauernsohn
Hauke Haien ist schon von Kindesbeinen an besessen von der
Wissenschaft des Deichbaus. Tage und Nächte verbringt er draußen am
Meer und schaut den Wellen dabei zu, wie sie in die Kleierde beißen.
Mit Elke, der Tochter des Deichgrafen, verbindet ihn das Interesse zur
Mathematik. Als ihr Vater stirbt, erhält Hauke dessen Amt und heiratet
sie, seine große Liebe. Der neue Deichgraf will nun seinen ehrgeizigen
Plan eines neuartigen Deiches umsetzen, um das Land endlich besser
gegen die Sturmfluten der Nordsee zu schützen. Doch Hauke hat nicht
mit der Trägheit und dem Aberglauben der Dorfgemeinschaft gerechnet.
Hin- und hergerissen zwischen Beharrlichkeit und Hybris ignoriert er
schließlich alle Gegenargumente und setzt den Bau des Deiches durch.
Die Macht des Irrationalen unterschätzend wird ihm jedoch das Meer,
dem er die ganze Zeit trotzt, zum Verhängnis ...

Das berühmte nordische Schauermärchen erhält ein gegenwärtiges, in
atemloser Rhythmik vorantreibendes Gewand ohne den Geist des Originals
zu verlieren.

Zum Stück gibt es ab 19 Uhr eine Einführung im Foyer des
Stadttheaters.

Für die Vorstellung sind nur noch wenige Restkarten vorhanden.
Eventuell zurückgegebene Eintrittskarten für die Vorstellung gibt es
am Veranstaltungsabend ab 18 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater
(Tel. 0 47 21/3 56 56).

Weitere Informationen erhalten Sie in der Kulturinformation im
Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr
9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/862: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen November 2018


Kampnagel Termine November 2018

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



SIEG ÜBER DIE SONNE heißt das neue Stück des Performance Duos SKART
mit den Masters of the Universe, das am 28. November uraufgeführt
wird. Inspirieren lässt sich das Ensemble von der gleichnamigen
russischen futuristischen Oper, die 1913 nur zweimal aufgeführt wurde.
In der Hamburger Produktion ist die Sonne das Symbol für die
unangefochtene Autorität, in der sich das Verhältnis von Erwachsenen
zu Kindern spiegelt. SIEG ÜBER DIE SONNE ist bereits die fünfte
Zusammenarbeit zwischen den Performern von Skart und Jugendlichen, mit
denen sie das Stück gleichberechtigt erarbeiten. Diesmal sind außerdem
die Illustratorin Anke Feuchtenberger und der Hamburger Musiker Manuel
Chittka (Messer) dabei.

Vom 28. November bis zum 2. Dezember findet das Festival für Neue
Musik, GREATEST HITS, auf Kampnagel und in der Elbphilharmonie statt.
Zur Eröffnung wird Hans Karl Breslauers Stummfilm STADT OHNE JUDEN von
1924 gezeigt, für den die Komponistin Olga Neuwirth eine Filmmusik für
Ensemble und elektronische Zuspielung geschrieben hat, die vom Phace
Ensemble unter der Leitung von Nacho de Paz gespielt wird. Das
Klangforum Wien lädt am 1. Dezember zu einem sogenannten SYMPOSION
ein, einem langen Abend mit Musik, Speisen und Wein. Und es gibt ein
seltenes Konzert mit dem amerikanischen Avantgarde-Komponisten und
Medienkünstler William Basinski.

Am 11. November stellt der bengalische Wirtschaftswissenschaftler und
Friedensnobelpreisträger Muhammad Yunus sein neues Buch, »Ein anderer
Kapitalismus ist machbar: Wie Social Business Armut beseitigt,
Arbeitslosigkeit abschafft und Nachhaltigkeit fördert« vor, das Ende
Oktober auf Deutsch erscheint.

Am 2. und 3. November findet die bereits neunte Ausgabe des Überjazz
Festivals auf Kampnagel statt und holt über 20 "Sprengmeister"
musikalischer Genregrenzen in die Hallen u.a. das Pharoah Sanders
Quartett, Neneh Cherry, The Comet is Coming, Matthew Halsall & The
Gondwana Orchestra, Poppy Ajudha, Emma-Jean Thackray und viele mehr.

Konzerte gibt es außerdem im November von John Grant, My Brightest
Diamond, Kampnagel Oldstar Jamie Stewart diesmal XXL (Xiu Xiu &
Larsen), Der Plan, Meret Becker und dem Klarinettisten Cüneyt Sepetçi.
Am 9. November ist endlich wieder Oriental Karaoke und am 24. November
setzen wir die Reihe Dub-Ke - Adventures in Arab Techno fort u.a. mit
einem Live-Set von IMPROGRESS.

ÜBERJAZZ FESTIVAL

Fr. 2. & Sa. 3.11.

GREATEST HITS

Festival für zeitgenössische Musik

Mi. 28.11. bis Sa. 1.12.

SKART / Masters of the Universe

SIEG ÜBER DIE SONNE

Mi. 28.11. bis Sa. 01.12.

Performance, Uraufführung

Muhammad Yunus

Ein anderer Kapitalismus ist machbar

So. 11.11.

Lesung, Gespräch

HiiHop Academy Hamburg

GALA 2018 - The Future is Yours

Do. 22.11. bis Sa. 24.11.


Konzerte November 2018

Oriental Karaoke

Fr. 09.11.

Meret Becker & The Tiny Teeth

Le Grand Ordinaire

Mo. 12.11.

John Grant

Support: Two Medicine

Di. 13.11.

Cüneyt Sepetçi

Do. 15.11.

My Brightest Diamond

Support: Fontaine Burnett

Fr. 16.11.

XXL (Xiu Xiu & Larsen)

Support: Rosaceae

Mo. 19.11.

Der Plan

Fr. 23.11.

Dub-Ke

Adventures in Arab Techno

Sa. 24.11.

William Basinski

On Time of Time

Do. 29.11.

Im Rahmen des Festivals GREATEST HITS


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TAGUNG/074: Berlin - "Tierpark, Teller, Gottesdienst", Evangelische Akademie 30.11.-01.12.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Tierpark, Teller, Gottesdienst

Räume der Mensch-Tier-Beziehung

30. November bis 1. Dezember 2018, 14:00 Uhr

Fachtagung 58/2018



Ein Hund sprang in die Küche! Tiere gestalten Räume. Ist ihr Verhalten
auch oft anders als menschliches Verhalten, wirkt es sich doch ebenso
stark auf die Orte und Räume aus, die sie einnehmen. Sieht man von der
stetig enger werdenden Wildnis ab, fallen die Räume tierischen Lebens
immer mehr mit menschlichen Räumen zusammen. So vielfältig wie die
Tiere selbst sind dabei die Räume, in denen sie mit Menschen
interagieren. Wald und Wiese, Garten und Keller, Stall und Teller, Zoo
und Kirche - menschliche wie nicht-menschliche Tiere müssen ihr
Verhalten auf ihre Kontexte einstellen, sich verhalten, wie es einem
bestimmten Raum entspricht. Neben der Reflexion und Diskussion dieser
Ideen ist eine Exkursion in den Berliner Zoo (Aquarium) Teil der
Tagung.

Leitung: PD Dr. Eva Harasta

Ort: Schleiermacherhaus , Taubenstraße 3, 10117 Berlin

Eintritt: zu erfragen

Informationen und Anmeldung: 

Simone Wasner

Tagungsorganisation

Tel. (030) 203 55 - 507 

E-Mail wasner@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/rel/tierpark-teller-gottesdienst/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für November 2018

Evangelische Akademie zu Berlin gGmbH

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0)

Fax: (030) 203 55 - 550

Internet: www.eaberlin.de
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ABWASSER/284: Multiresistente Keime aus Abwasser filtern (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 17.10.2018

Multiresistente Keime aus Abwasser filtern



700 bis 800 Tonnen Antibiotika pro Jahr wurden 2014 laut dem Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit in Deutschland allein
in der Humanmedizin eingesetzt, in der Veterinärmedizin wurden 2017
rund 730 Tonnen an Tierärzte abgegeben. Durch den hohen Einsatz von
Antibiotika bilden aber immer mehr Bakterien Multiresistenzen, die
eine medizinische Therapie bei einer Erkrankung erschweren. Über
Abwässer gelangen die resistenten Erreger in die Umwelt und
letztendlich zurück zum Menschen. Forschende des KIT untersuchen im
Verbundprojekt HyReKA die Verbreitung der Bakterien und bewerten
Maßnahmen wie die Ultrafiltration, um sie effektiv aus dem
aufbereiteten Abwasser zu entfernen.

Multiresistente Bakterien haben als Überlebensstrategie gelernt, sich
der Wirkung verschiedener Antibiotika zu entziehen - sie haben
Abwehrmechanismen gebildet. Nicht alle sind für den Menschen
gefährlich, doch können sie ihre Resistenzgene auch an krankmachende
Erreger weitergeben. So gibt es immer mehr widerstandsfähige Keime in
der Umwelt. "Wenn sich die Bakterien verbreiten, kommt der Mensch auch
immer häufiger mit ihnen in Kontakt. Gehen wir nicht gegen die
Verbreitung vor, gibt es am Ende immer weniger Antibiotika oder sogar
keine Wirkstoffe, mit denen wir eine Erkrankung dieser Bakterien
bekämpfen können", sagt Professor Thomas Schwartz vom Institut für
Funktionelle Grenzflächen (IFG) des KIT.

Der Mikrobiologe und sein Team untersuchen in Gewässern das Vorkommen
und die Verbreitung klinisch relevanter Antibiotikaresistenzen und
Bakterien, die vor allem für Menschen mit geschwächtem Immunsystem,
Kleinkinder und alte Menschen eine Gefahr darstellen können.
"Resistente Bakterien gelangen über das Abwasser von Kliniken und
Pflegeheimen, häuslichen Bereichen, Schlachthöfen und Landwirtschaft
in Kläranlagen. Hier konnten wir die Bakterien nicht nur in den
Zuläufen, sondern auch in den Abläufen nachweisen", so Schwartz. Die
derzeitige Abwasseraufbereitung filtere also nur einen Teil der
Bakterien heraus, der Rest werde mit dem aufbereiteten Wasser in
Flüsse und Bäche geleitet.

Deshalb testen und bewerten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler verschiedene Methoden für Kläranlagen, um gerade diese
kritischen Erreger aus dem Wasser zu entfernen: eine
Ultrafiltrationsanlage, eine Ozon- sowie eine UV-Behandlung, eine
Kombination aus beiden und eine Aktivkohlebehandlung. "Bei der
Ultrafiltration, bei der das Wasser durch extrem feine Membranstränge
fließt, gelingt es uns, die antibiotikaresistenten Bakterien so weit
zu reduzieren, dass wir sie kaum mehr nachweisen können. Mit der
Ozonbehandlung - auch in Kombination mit UV-Strahlen - ist eine
geringere, aber auch vielversprechende Reduktion der Keime möglich.
Bei der Aktivkohle konnten wir keine effektive Veränderung, das heißt
keine Reduktion, feststellen", zeigt der Mikrobiologe die bisherigen
Ergebnisse auf.

Innerhalb HyReKA wollen die Wissenschaftler die Ultrafiltrationsanlage
serienreif machen und die Ozon- und UV-Behandlung weiter optimieren,
um die Reduktionsleistung zu steigern. Die Forscherinnen und Forscher
des KIT erstellen außerdem ein Bewertungskonzept für die einzelnen
Verfahren, sodass die Untersuchungsparameter auch auf andere Maßnahmen
zur Abwasserbehandlung anwendbar sind. "So könnten wir Kliniken,
Pflegeheime oder auch landwirtschaftliche Bereiche, die ebenfalls
aufgrund des hohen Einsatzes von Antibiotika ein hohes Risiko für
resistente Bakterien vermuten lassen, mit diesen Techniken ausstatten,
um auch die Belastungssituationen an kommunalen Kläranlagen zu
reduzieren", blickt Schwartz in die Zukunft.

HyReKA

HyReKA steht kurz für "Biologische beziehungsweise hygienisch-
medizinische Relevanz und Kontrolle Antibiotika-resistenter
Krankheitserreger in klinischen, landwirtschaftlichen und kommunalen
Abwässern und deren Bedeutung in Rohwässern". Der Forschungsverbund
will einen aktiven Beitrag zum umweltbezogenen Gesundheitsschutz der
Bevölkerung leisten. Zu seinen Zielen gehört, den Eintrag
antibiotikaresistenter Bakterien und Antibiotikarückstände in die
Umwelt zu untersuchen, deren Verbreitungswege, Risikopotenziale und
Übertragungsrisiken abzuschätzen, technische Verfahren der
Abwasseraufbereitung an Kläranlagen zu entwickeln und
Handlungsempfehlungen zu formulieren. Der Verbund setzt sich aus
Forschern verschiedener Fachrichtungen wie Medizin, Biologie,
Geografie, Ingenieurwesen, Agrarwissenschaft, Lebensmitteltechnologie
und Ernährungswissenschaft sowie Partnern aus kommunalen
Wasserwirtschaftsbetrieben und der Industrie zusammen.

Zu den Forschungspartnern des Verbundprojektes HyReKA zählen neben dem
KIT das Universitätsklinikum Bonn, die Universität Bonn, die
Technische Universität Dresden, die RWTH Aachen, das Umweltbundesamt
(UBA), das Technologiezentrum Wasser in Karlsruhe (TZW) und kommunale
Partner, wie der Erftverband Bergheim, der Oldenburgisch-Ostfriesische
Wasserverband (OOWV), der Zweckverband Klärwerk Steinhäule und der
Industriepartner XYLEM Services GmbH.



Im aktuellsten Bericht "GERMAP 2015: Antibiotika-Resistenz und -
Verbrauch" (Herausgegeben von Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit und Paul-Ehrlich-Gesellschaft für Chemotherapie
e.V. im Jahre 2016) wird angegeben, dass im Jahre 2014 1238 Tonnen
Antibiotika an Tierärzte abgegeben wurden. "Die Gesamtmenge der im
humanmedizinischen Bereich in Deutschland eingesetzten Antibiotika
dürfte ca. 700-800 Tonnen pro Jahr betragen", so der Bericht. Mehr
dazu unter:

https://www.bvl.bund.de/DE/05_Tierarzneimittel/05_Fachmeldungen/2016/2016_09_29_Fa_germap2015.html

In seiner Pressemeldung vom 23. Juli 2018 gibt das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit an, dass die Menge der in
der Tiermedizin abgegebenen Antibiotika in Deutschland im Jahr 2017
auf 733 Tonnen gesunken ist. Mehr dazu unter:

https://www.bvl.bund.de/DE/08_PresseInfothek/01_FuerJournalisten_Presse/01_Pressemitteilungen/05_Tierarzneimittel/2018/2018_07_23_pi_Antibiotikaabgabemenge2017.html

Diese Presseinformation ist im Internet abrufbar unter:

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news704164

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie - 17.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUFT/611: Stickoxide - In Hamburg keine Entlastung in Sicht (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 16. Oktober 2018

Stickoxide: Keine Entlastung in Sicht

BUND legt Daten für drittes Quartal 2018 vor / Hamburger Werte werden
an allen verkehrsbezogenen Messstationen überschritten /
Verkehrsminister müssen Blaue Plakette und Kostenübernahme bei
Nachrüstung auf den Weg bringen



Nach Auswertung der ersten drei Quartale 2018 kommt der BUND Hamburg
zu dem Ergebnis, dass die seit 2010 geltenden Grenzwerte für
Stickstoffdioxid (NO2) weiterhin überschritten werden. Demnach liegt
die Belastung an den Stationen Max-Brauer-Allee, Stresemannstraße,
Habichtstraße und Kieler Straße in etwa auf Vorjahresniveau (siehe
Grafik) und damit immer noch deutlich über dem Grenzwert von 40 g/m3.




[image: Stickoxid-Belastung an Hamburger Straßen 2013-2018 (2018: Januar - September) - Datenquelle: www.luft.hamburg.de. Grafik: © BUND Hamburg]

Grafik: © BUND Hamburg



Die bisherigen Maßnahmen in Hamburg einschließlich der zwei
straßenbezogenen Fahrverbote reichen offenbar nicht aus, um die
gesetzlich vorgegebenen Grenzwerte einzuhalten. Der BUND fordert
deshalb weitere Anstrengungen und vor allem eine Auswertung der
kleinräumigen Fahrverbote in der Stresemannstraße und der
Max-Brauer-Allee. Die Fahrverbote müssen aus Sicht des BUND auch für
solche Euro 6 Diesel-Fahrzeuge gelten, die nicht nachweisen können,
dass sie die zulässigen NOx-Emissionen auch im Realbetrieb auf der
Straße einhalten.

Der BUND Hamburg hat bereits im Juli 2018 eine weitere Klage gegen den
geltenden Luftreinhalteplan der Stadt eingereicht. Mit einer
Entscheidung des nunmehr zuständigen Oberverwaltungsgerichts wird
nicht vor Anfang 2019 gerechnet.

Mit Blick auf die am 18. und 19. Oktober 2018 in Hamburg stattfindende
Verkehrsminister-konferenz fordert der BUND, dass diese die Einführung
einer Blauen Plakette auf den Weg bringt, wie sie auch der Deutsche
Städtetag fordert. Nur so könnten Fahrverbote sinnvoll überwacht
werden. Allein in Hamburg sind ca. 125.000 Dieselfahrzeuge mit Euro 4
und Euro 5 zugelassen. Eine schnelle Nachrüstung von Dieselfahrzeugen
sei nach den jüngsten Beschlüssen auf Bundesebene leider nicht zu
erwarten.

"Ohne eine kontrollierbare und effektive Regelung wie die Blaue
Plakette wird es einen von Gerichten erzwungenen Flickenteppich mit
unterschiedlichen Fahrverbotsregelungen in deutschen Städten geben.
Hamburg und Berlin haben den Anfang gemacht, in mehr als 20 Städten
laufen entsprechende Klagen. Hier bahnt sich ein eklatantes
Politikversagen an", so Manfred Braasch.

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 50, 16.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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PROTEST/144: Kein Gewerbegebiet im Landschaftsschutzgebiet Rahlstedt (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 17. Oktober 2018

Kein Gewerbegebiet im Landschaftsschutzgebiet Rahlstedt

BUND und Anwohner protestieren gegen Bebauungsplan / Buhlen
um flächenintensive Gewerbebetriebe ist nicht mehr zeitgemäß



Mit einer Protestaktion in Rahlstedt haben Anwohner*innen und der BUND
Hamburg heute gegen das geplante Gewerbegebiet Viktoria-Park
protestiert, das mitten im Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen werden
soll. In dem Gebiet an der Stapelfelder Straße sollen allein auf
Hamburger Seite 27 Hektar Naturraum zerstört werden, um "großflächige
Gewerbebetriebe" anzulocken. Der Planungsausschuss des Bezirkes
Wandsbek will in Kürze über den Bebauungsplan entscheiden. Der BUND
Hamburg hält die Planung für einen völlig falschen und nicht mehr
zeitgemäßen Ansatz zu Lasten der Natur. Im Bezirk waren im Jahr 2016
48,9 Hektar Gewerbeflächen verfügbar und damit mehr als das neue
Gewerbegebiet vorsieht. Außerdem gibt der Bezirk zu, dass die aktuelle
Gewerbeflächennachfrage überwiegend von "kleinflächigen Anfragen"
geprägt ist.

"Flächen werden in der Stadt immer knapper, selbst Parks und
Landschaftsschutzgebiete sind nicht mehr tabu. Aber der Viktoria-Park
stellt alles in den Schatten, da ausdrücklich Gewerbebetriebe mit
einem großen Flächenverbrauch angelockt werden sollen. Das ist das
Gegenteil von Flächensparen. Wir fordern, die im Bezirk vorhandenen
freien Gewerbeflächen zu nutzen und nicht auf der grünen Wiese neue
auszuweisen. Senat und Bezirk müssen die Planung einstellen", fordert
Manfred Braasch vom BUND Hamburg.

Da auch auf schleswig-holsteinischer Seite ein Gewerbegebiet geplant
wird (Bebauungsplan Stapelfeld 16), stehen insgesamt etwa 39 Hektar
Naturraum vor dem Aus. In dem wertvollen Gebiet mit geschützten, über
mehrere Jahrzehnte gewachsenen Knickstrukturen finden sich Lebensräume
von streng geschützten Tierarten wie etwa Fledermäusen und dem
Moorfrosch. Die Fläche gehört zudem größtenteils zum Hamburger
Biotopverbund. Darüber hinaus kritisiert der BUND, dass auf Hamburger
Seite fast zwölf Hektar bestehende Ausgleichsflächen - also Flächen,
die aufgrund anderer Eingriffe für den Naturschutz entwickelt wurden -
erneut überplant und zugebaut werden sollen. Ein Teil des Eingriffs
auf Hamburger Seite soll weitab in Schleswig-Holstein ausgeglichen
werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 51, 17.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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VERKEHR/1155: Wenn der Keiler plötzlich vor der Kühlerhaube liegt (DeWiSt)


Deutsche Wildtier Stiftung - 17. Oktober 2018

Wildunfälle durch die Zeitumstellung

Wenn der Keiler plötzlich vor der Kühlerhaube liegt

Deutsche Wildtier Stiftung: Herabfallende Eicheln locken jetzt das
Wild auf die Straßen - und dann knallt's



Hamburg, 17. Oktober 2018. Wumms - gerade noch vergnügt mit dem Auto
auf dem abendlichen Heimweg - und plötzlich steht der 100-Kilo-Keiler
mitten auf der Fahrbahn und frisst Eicheln. Eine Sekunde später
knallt's. Nun liegt das Tier verletzt auf dem Asphalt. Ansonsten ist
die Fahrbahn leer und dunkel. Was tun? "Auf keinen Fall die Nerven
verlieren", rät Wildtierexperte Dr. Andreas Kinser von der Deutschen
Wildtier Stiftung. "In diesem Jahr ist die Gefahr für Wildunfälle
besonders groß, denn nach dem heißen Sommer tragen die Eichen, die
häufig am Rand von Straßen wachsen, übermäßig viele Früchte. Was davon
herunterfällt, lockt viele Wildtiere direkt auf die Fahrbahn", sagt
Kinser. Hinzu kommt die Zeitumstellung! Am 28. Oktober wird die Uhr
auf die Winterzeit zurückgestellt. Wildexperten schätzen, dass es in
der dunklen Jahreszeit alle 2,5 Minuten zu einer Blech-Wild-Kollision
kommt. Denn dann fällt der Berufsverkehr mit der Dämmerung und damit
den besonders aktiven Phasen des Wildes zusammen. "Deshalb ist es für
Autofahrer oft überlebenswichtig, sich bei einem Wildunfall richtig zu
verhalten."

Auch wenn der Schreck tief sitzt: Verlassen Sie den Unfallort nicht!
Wer nach einem Zusammenstoß mit einem Wildtier einfach weiterfährt,
verstößt gegebenenfalls gegen das Tierschutzgesetz und schadet sich
mit der Fahrerflucht unter Umständen selbst. Denn für die Versicherung
bei Schäden am Fahrzeug ist die Unfallbescheinigung der Polizei
notwendig. Ganz absehen davon, müssen Sie bei einem Wildunfall davon
ausgehen, dass das Wildtier verletzt ist und Qualen leidet", so
Kinser. Häufig stehen die Wildtiere unmittelbar nach einem
Zusammenprall wieder auf und flüchten in den Wald; sie stehen meist
unter Schock und brechen kurze Zeit später zusammen, wo sie unter
Schmerzen verenden. Auch bei einem Wildtier ist "unterlassene
Hilfeleistung" strafbar und kann bis zu 50.000 Euro Bußgeld kosten!

Was Sie in jedem Fall nicht tun sollten: "Gehen Sie auf gar keinen
Fall zu dem verletzten und noch lebenden Wildtier", sagt Andreas
Kinser. "Wenn Wildtiere einem Menschen wehrlos gegenüber stehen,
bedeutet das für sie qualvolle Todesangst." Tote Tiere dürfen Sie auch
nicht im Kofferraum mit nach Hause nehmen, denn dies wäre der
Tatbestand der Wilderei und kann mit einer Geldstrafe oder
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren belangt werden (§ 292 StGB
Jagdwilderei). "Ganz nebenbei ist es schon häufig vorgekommen, dass
ein angefahrenes Tiere nach dem Schock des Zusammenpralls im
Kofferraum wieder erwacht ist ..."

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Pressemitteilung, 17.10.2018

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg

Telefon: 040/9707869-0, Fax: 040/9707869-99

E-Mail: Info@DeWiSt.de

Internet: www.DeutscheWildtierStiftung.de
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VERBRAUCHER/116: Giftige Chemikalien in Recyclingprodukten - auch Spielzeug betroffen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 17. Oktober 2018

EU-weite Studie weist giftige Chemikalien aus Elektroschrott in
Recyclingprodukten nach - auch Spielzeug betroffen



Berlin. Zahlreiche, auf dem europäischen Markt frei erhältliche
Konsumartikel aus recyceltem Kunststoff, sind mit giftigen
Flammschutzmitteln belastet. Das hat eine EU-weite Studie ergeben, die
von mehreren Umweltverbänden durchgeführt wurde, darunter dem Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). Die in den untersuchten
Gegenständen gefundenen bromierten Flammschutzmittel sind
hormonschädliche Stoffe. Sie werden über die Atemluft und über die
Haut von Menschen aufgenommen und können das Nervensystem schädigen,
die Funktion der Schilddrüse beeinträchtigen sowie Lern- und
Verhaltensstörungen bei Kindern auslösen.

Im Rahmen der Studie wurden insgesamt 109 Produkte aus 19 europäischen
Ländern analysiert, darunter Spielzeuge, Kämme, Haarspangen,
Küchenutensilien oder Schlüsselanhänger. Gesucht wurde nach drei
Stoffen, die unter der Stockholm-Konvention als weltweit zu ächtende,
schwer abbaubare organische Gifte gelistet sind, so genannte POPs
(Persistant Organic Pollutants). Konkret handelte es sich dabei um das
bromierte Flammschutzmittel HBCD (Hexabromcyclododecan) sowie die
polybromierten Diphenylether (PBDE) Octa- und DecaBDE.

PBDE waren wegen einer Ausnahmeregelung besonders im Blickpunkt:
Demnach können diese verbotenen Gifte in Recyclingprodukten in einer
hundertfach höheren Konzentration enthalten sein als in neu
produzierten Kunststoffen. So darf Neuware maximal zehn ppm
(Millionstel) an PBDE enthalten, Recyclingprodukte dagegen bis zu 1000
ppm. Bei neun von zehn in Deutschland gekauften Produkten wurden Octa-
und DecaBDE-Konzentrationen über dem Grenzwert für Neuware von zehn
ppm gemessen: 21 ppm bei einem Kamm, 24 ppm bei einem Zauberwürfel,
262 bei einer Spielzeugpistole und 511 ppm bei einem Schlüsselanhänger
- das 50-fache des Grenzwertes für neue Materialien. Und bei
Haarspangen überstieg der Wert für HBCD den dafür geltenden Grenzwert
von 100 ppm um das Doppelte.

"Es kann nicht sein, dass eigentlich schon verbotene Giftstoffe in
neuen Recyclingprodukten wieder in den Umlauf gebracht werden. Die
Politik spielt sogar mit der Gesundheit von Kindern, nur um ein paar
Prozent höhere Recyclingquoten zu erreichen", sagt BUND-Chemieexperte
Manuel Fernández.

Die Giftstoffe in den Recyclingprodukten stammen der Studie zufolge
größtenteils aus Elektroschrott, dessen Einzelteile zu Billigprodukten
weiterverarbeitet wurden. "Die Stockholm-Konvention darf nicht länger
durch weitreichende Ausnahmen aufgeweicht werden. Die Bundesregierung
muss sich auf EU-Ebene ohne Wenn und Aber dafür einsetzen, dass
Ausnahmeregelungen wie bei den bromierten Flammschutzmitteln
abgeschafft werden", fordert Fernandez. "Auf nationaler Ebene ist es
notwendig, dass die Bundesregierung endlich eine strengere Regulierung
von Hormongiften sowie bessere Kontrollen und Erfassungssysteme für
Recyclingmaterialien auf die politische Tagesordnung setzt. Damit
Elektroschrott umweltgerecht behandelt werden kann."

Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.bund.net/gefaehrliches-recycling

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 17.10.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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KLIMA/533: Weltkulturerbe durch Anstieg des Meeresspiegels bedroht (Uni Kiel)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 16. Oktober 2018

Weltkulturerbe durch Anstieg des Meeresspiegels bedroht

Kieler Studie zeigt: Gefährdung durch Sturmfluten könnte um bis zu 50
Prozent steigen



Im Mittelmeerraum befinden sich eine Vielzahl von UNESCO
Weltkulturerbestätten in tiefliegenden Küstengebieten. Dazu zählen zum
Beispiel die Lagune von Venedig, die Altstadt von Dubrovnik oder die
Ruinen von Karthago. Diese Stätten werden im Laufe des 21.
Jahrhunderts verstärkt durch einen steigenden Meeresspiegel und durch
zunehmende Küstenerosion gefährdet sein. Zu diesem Schluss kommt eine
der ersten großräumig angelegten Studien, die Doktorandin Lena Reimann
vom Geographischen Institut der Christian-Albrechts-Universität
zusammen mit Professor Athanasios Vafeidis und internationalen
Partnern durchgeführt hat. Die Ergebnisse hat das Team in der
aktuellen Ausgabe (Dienstag, 16. Oktober) in dem renommierten
Fachjournal Nature Communications veröffentlicht.




[image: Foto: © Lena Reimann, Sally Brown]

Die UNESCO Weltkulturerbestätte Venedig und seine Lagune ist eine der
durch Sturmfluten und Küstenerosion meistgefährdetsten Welterbestätten
im Mittelmeeraum. Die Gefährdung wird durch den voranschreitenden
Meeresspiegelanstieg im Laufe diesen Jahrhunderts weiter
verschärft.

Foto: © Lena Reimann, Sally Brown



Bereits heute sind ein Großteil der insgesamt 49 untersuchten
Weltkulturerbestätten durch den Anstieg des Meeresspiegels gefährdet.
Bis zu 37 dieser Stätten sind durch eine sogenannte
Jahrhundertsturmflut bedroht, die mit jährlich 1 Prozent
Wahrscheinlichkeit stattfindet. 42 der 49 Stätten sind durch
Küstenerosion gefährdet. Nimmt der Meeresspiegelanstieg weiter zu,
"wird die Gefährdung durch Sturmfluten, die unter heutigen Bedingungen
einer Jahrundertsturmflut entsprechen, im Mittelmeerraum
durchschnittlich bis zu 50 Prozent und durch Küstenerosion bis zu 13
Prozent zunehmen, und das noch bis Ende des 21. Jahrhunderts. Einzelne
Weltkulturerbestätten könnten durch ihre exponierte Lage sogar noch
weitaus stärker betroffen sein", erklärt Lena Reimann die
Studienergebnisse.
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UNESCO Weltkulturerbe im Mittelmeerraum: Die Grafik zeigt neben den in
der Studie untersuchten Weltkulturerbestätten mit ihrer offiziellen
UNESCO Identifikationsnummer die Fluthöhen einer heute hundertjährigen
Sturmflut pro Küstenabschnitt unter dem höchsten
Meeresspiegelanstiegsszenario im Jahr 2100.

Grafik: © Nature Communications, http://dx.doi.org/10.1038/s41467-018-06645-9



Um die Gefährdungspotenziale auswerten zu können, hat das
Forschungsteam eine räumliche Datenbank aller UNESCO
Weltkulturerbestätten in tiefliegenden Küstengebieten des
Mittelmeerraums erstellt. Neben der Lage und Form der Stätten flossen
auch die Art des Kulturerbes, die Entfernung zur Küstenlinie oder ihre
Lage in urbanen bzw. ländlichen Gebieten in die Studie ein. "Mithilfe
dieser Datenbank und Modellsimulationen von Überschwemmung unter
Berücksichtigung verschiedener Szenarien des Meeresspiegelanstiegs
konnten wir Indizes entwickeln: den Index für Flutrisiko und für
Erosionsrisiko", so Reimann. Der Flutrisikoindex berücksichtigt die
potenziell überflutete Fläche und die maximale Fluttiefe jeder
Weltkulturerbestätte. Der Erosionsrisikoindex basiert auf der
Entfernung jeder Stätte von der Küstenlinie und den physischen
Eigenschaften der Küste, die den Grad der Erosion maßgeblich
bestimmen. Diese sind u.a. die Materialbeschaffenheit der Küste, von
sandig bis felsig, und die Verfügbarkeit neuen Sediments.

Der Anstieg von Flut- und Erosionsrisiko von bis zu 50 Prozent bzw. 13
Prozent basiert auf einem im Mittelmeerraum angenommenen
Meeresspiegelanstieg von durchschnittlich 1.46 Meter bis zum Jahr
2100. Dieser Anstieg könnte mit einer fünfprozentigen
Wahrscheinlichkeit (95. Perzentil) unter einem hohen
Klimawandelszenario (RCP8.5) eintreten. "Auch wenn ein so hoher
Meeresspiegelantieg mit einer geringen Wahrscheinlichkeit bis 2100
eintreten wird, ist dieses Szenario nicht auszuschließen, was auf die
hohen Unsicherheiten in Bezug auf das Abschmelzen der Eisschilde
zurückzuführen ist", so Professor Vafeidis, "außerdem ist ein solches
Szenario aus Sicht des Risikomanagements durchaus relevant, da eine
fünfprozentige Eintrittswahrscheinlichkeit in diesem Zusammenhang
nicht als gering einzustufen ist."

"Mit unserer Arbeit möchten wir die Anpassungsplanung zum Schutz des
Weltkulturerbes vorantreiben", betont Reimann. Die Studie
identifiziere, wo dringender Bedarf für Anpassungen besteht. An diesen
Stätten sollten lokale Studien initiiert werden, die jede einzelne
gefährdete Stätte des Weltkulturerbes näher untersuchen. "Es besteht
unmittelbarer Handlungs- und Anpassungsbedarf", ist sich Reimann
sicher. Zugleich müssten Maßnahmen für die größere Bedrohung
entwickelt werden, die sich in die Stätten einfügen, ohne den Status
als Welterbe zu beeinträchtigen. Ein solches Beispiel befindet sich
aktuell in Venedig im Bau: Das MOSE Projekt besteht aus absenkbaren
Flutwehren, die an den Öffnungen der Lagune installiert werden und so
die Stadt und seine Lagune vor Wasserständen von bis zu drei Meter
über Normalnull schützen können. Durch die Absenkbarkeit der Flutwehre
könne diese Anpassungsmaßnahme den Erhalt des fragilen Ökosystems in
der Lagune gewährleisten und füge sich in die Weltkulturerbestätte
ein, ohne ihren Status als UNESCO Welterbe zu gefährden, so Reimann.
Die Wissenschaftlerin betont neben der Anpassungsplanung auch die
zentrale Relevanz des Klimaschutzes: "Ohne geeignete
Anpassungsmaßnahmen kombiniert mit einem weltweit ambitionierten
Klimaschutz könnte unser Weltkulturerbe durch den Meeresspiegelanstieg
erheblichen Schaden nehmen und somit seinen herausragenden Wert als
UNESCO Weltkulturerbestätte verlieren."

Originalpublikation:

Reimann et al. (2018): Mediterranean UNESCO World Heritage at risk
from coastal flooding and erosion due to sea-level rise. In Nature
Communications, 

http://dx.doi.org/10.1038/s41467-018-06645-9.
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KLIMA/672: CO2 - feilschen am falschen Platz ... (SB)




In Politik und Politikberatung macht sich mehr und mehr die
gefährliche Vorstellung breit, man könne die Zielmarke der globalen
Erwärmung um 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit
überschreiten, wenn man nur anschließend umkehrt und bis Ende des
Jahrhunderts die Zielmarke auf dem Rückweg erreicht. Dazu sollen
Geoengineering-Maßnahmen ergriffen und der Atmosphäre CO₂
entzogen werden. Diese Vorstellung ist deshalb gefährlich, weil mit
der Erwärmung von 1,5 Grad Prozesse angelaufen sein können, die von
selbst weiterlaufen und nicht mehr aufzuhalten sind. Weitere
Klimaschutzanstrengungen würden unwirksam bleiben. Es steht nicht
weniger auf dem Spiel als das Überleben eines Teils, unter Umständen
sogar des größeren Teils der Menschheit. Wäre es da nicht angebracht,
von solchen Risikokonzepten Abstand zu nehmen?

Im jüngsten Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC) über 1,5 Grad
Erwärmung wird der Begriff "overshoot" (darüber hinausschießen,
überschreiten) viele Dutzend Male verwendet. Es werden
Entwicklungspfade aufgezeigt, unter welchen Umständen bei welcher
Schwelle (1,5 oder 2 Grad) ein Überschreiten in welchem Ausmaß
stattfindet und was getan werden muß, um die Entwicklung wieder
umzukehren. Dadurch wird der Politik, an die sich der Sonderbericht
richtet, der Eindruck vermittelt, ein Überschreiten der 1,5- oder gar
der 2-Grad-Schwelle sei dann problemlos möglich, wenn nur später
einmal ausreichend Maßnahmen ergriffen werden, wieder zurückzukehren.

So etwas will die Politik hören, denn es verleiht ihr vermeintlich
Zeit, unliebsame Entscheidungen, die tief in die vorherrschenden
Produktionsverhältnisse eingreifen, hinauszuzögern.
Bezeichnenderweise wird in dem IPCC-Sonderbericht keinmal der Begriff
"tipping point" (z. Dt.: Kippunkt) verwendet. Nur an wenigen Stellen
werden Begriffe, die etwas ähnliches bedeuten, wie "irreversibel"
oder "langanhaltende Prozesse" erwähnt.

Warum diese Zurückhaltung? Es handelt sich bei "tipping point" doch
um einen sehr wichtigen Begriff, der, wenn man ihn bei der
Suchmaschine Google in Verbindung mit "climate change" (z. Dt.:
Klimawandel) eingibt, 1,7 Millionen Treffer anzeigt. Das Modell der
Kippunkte bzw. Kippelemente wird regelmäßig von vielen
Forschungseinrichtungen verwendet, darunter der Weltklimarat selbst.

Als Kippunkte gelten physikalische Effekte, nach denen bei
Überschreiten einer Schwelle Dynamiken innerhalb eines Natursystems
in Gang gesetzt werden, die beschleunigt ablaufen, sich selbst
verstärken oder gar nicht mehr enden und darüber hinaus von globaler
Bedeutung sind. Gemeint ist also nicht beispielsweise ein einzelner
See, der so stark mit Abwässern befrachtet wird, daß sich Algen
bilden, die sich irgendwann explosionsartig vermehren, selbst wenn
der Abwasserzufluß gestoppt wurde, und allen Sauerstoff verbrauchen,
so daß das Gewässer "umkippt" und alle Fische darin sterben. Das
hätte "nur" regionale Folgen.

Zu den global wirksamen Kippunkten, die logischerweise aufeinander
einwirken und sich ihrerseits gegenseitig verstärken können, gehört
das arktische Meereis. Die helle Eisoberfläche sorgt für eine
Rückstrahlung der Sonne. Das offene Meer dagegen würde die Wärme
absorbieren. Nimmt die Eisfläche ab (und das tut sie in den letzten
30 Jahren dramatisch), könnte irgendwann der Punkt erreicht sein, an
dem das Wasser so warm wird, daß alles mehrjährige Eis verschwindet
und jedes im Winter neu gebildete Eis im frühen Sommer aufgeschmolzen
wird.

Ein weiterer Kippunkt verbirgt sich im Amazonas-Regenwald.
Normalerweise produziert der Wald dank der enormen Verdunstung seinen
eigenen Regen. Das wiederum hält den Wald aufrecht. Wird jedoch der
Regenwald weiter gerodet (und das wird absehbar geschehen, sollte der
brasilianische "Donald Trump" Jair Bolsonaro die Stichwahl am 28.
Oktober 2018 gewinnen und Präsident Brasiliens werden), wird
voraussichtlich der Punkt kommen, an dem die Bäume nicht mehr
genügend Wasser verdunsten und das Amazonasbecken auszutrocknen
beginnt. Die mehrjährigen Dürren in diesem Jahrhundert in dieser
Region sowie das zeitweilige Ausbleiben der normalerweise
regenschweren Wolkenmassen, die vom Amazonasbecken weiter in den
Süden Richtung Rio de Janeiro getrieben werden, werden von Experten
als erstes Aufflackern eines solchen Kippunkts gedeutet.

Ein Kippunkt wird auch im mehrere tausend Meter hohen grönländischen
Eispanzer vermutet. Schmilzt die Oberfläche weiter ab, ohne daß neue
Niederschläge in Form von Schnee für Ausgleich sorgen, gerät die
Obergrenze in immer tiefere und somit wärmere Luftschichten und wird
um so schneller abschmelzen, je stärker das Eis schrumpft. Wie bei
den oben genannten anderen Kippunkten handelt es sich um einen sich
selbst verstärkenden Prozeß. Es gibt Hinweise darauf, die vermuten
lassen, daß der Kippunkt nicht mehr allzu entfernt ist.

Eine Reihe von Gletschern in der Westantarktis fließt immer schneller
ab und hat eine so hohe Geschwindigkeit erreicht, daß bereits vor
einigen Jahren vom Überschreiten eines Kippunkts gesprochen wurde.
Ein vollständiges Abschmelzen des westantarktischen Eises läßt sich
vielleicht nicht mehr aufhalten. Im Verlauf dieses Prozesses wird der
Meeresspiegel weltweit um mehrere Meter steigen. Es liegt jedoch in
der Hand des Menschen, ob er sozusagen weiterhin mit Föhn und
Tauchsieder der Gletscheroberfläche und der im Meer liegenden
Gletscherbasislinie zu Leibe rückt, also ob er unverdrossen fossile
Energieträger wie Kohle, Erdöl und Erdgas verbrennt, oder ob er den
Energieverbrauch drastisch drosselt.

Eine gängige Kritik an der Idee, man könne mittels Climate
Engineering den von Menschen emittierten Kohlenstoff wieder der
Atmosphäre entziehen, lautet, daß solche Verfahren nicht erprobt sind
und untragbare Nebenwirkungen haben. Würde man beispielsweise
Schwefelpartikel in die Stratosphäre einbringen, könnte das zwar in
rund 18 Kilometer Höhe zur Reflektion der Sonneneinstrahlung und
damit zur Abkühlung der Erde beitragen, aber zugleich würde diese
Maßnahme andere Effekte nach sich ziehen. Beispielsweise würde die
Ozonschicht geschädigt und es würde sich die Niederschlagsmenge in
chinesischen Landwirtschaftsgebieten verringern.

Solche Einwände gegen Climate Engineering sind vollauf berechtigt,
genügen aber nicht, um die Vorstellung, ein "Overshoot" sei mit Hilfe
negativer Emissionen kontrollierbar, aus der Welt zu schaffen. Erst
wenn die Wissenschaft unmißverständlich klarstellte, daß die
Menschheit wegen solcher Kippunkte das Überschreiten nicht einmal der
1,5-Grad-Schwelle zulassen darf, würde sie der Politik einen
risikobasierten Eindruck von der sich anbahnenden Notlage vermitteln.

Auch wenn niemand exakt zu sagen weiß, wann welche Kippunkte
eintreten - genügt nicht das geringe Risiko eines davongaloppierenden
Klimas, um die Notbremse zu ziehen? Sollte man nicht versuchen, einen
Zug in voller Fahrt zu stoppen, der auch nur mit einer
Wahrscheinlichkeit von fünf oder zehn Prozent aus der Spur gerät?
Wenn man annimmt, daß die Vorstellungen der Klimaforschung zu
CO₂-Minderungspfaden und ähnlichem, das im jüngsten
IPCC-Sonderbericht beschrieben wird, zutreffen, sollte man dann nicht
so konsequent sein, auch die Idee der Kippunkte uneingeschränkt ernst
zu nehmen, auch wenn diese Wahrheit um einiges unbequemer ist?

17. Oktober 2018
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TAGUNG/1822: "Pedelecs - Elektrisierende Wiederentdeckung des Fahrrads", Kaiserslautern, 14.11.


Technische Universität Kaiserslautern - 16.10.2018

Tagung "Pedelecs - Elektrisierende Wiederentdeckung des Fahrrads"
am 14.11.2018

Die Bedeutung von Elektrofahrrädern für den Straßenverkehr in Stadt
und auf dem Land.



Elektrofahrräder wie Pedelecs können einen Beitrag zur
umweltfreundlichen Mobilität liefern. Doch gilt das nur für den
urbanen Raum? Was ist mit ländlichen Gegenden? Über diese Fragen geht
es bei der Tagung "Pedelecs -Elektrisierende Wiederentdeckung des
Fahrrads". Sie findet am Mittwoch, den 14. November, von 8:30 bis
17:00 Uhr im Fritz-Walter-Stadion in Kaiserslautern statt. Organisiert
wird sie vom Team um Professor Dr. Wilko Manz vom Institut für
Mobilität und Verkehr (Imove) an der Technischen Universität
Kaiserslautern (TUK) gemeinsam mit den rheinland-pfälzischen
Ministerien für Umwelt und Wirtschaft.

Immer mehr Elektrofahrräder sind auf deutschen Straßen unterwegs,
darunter auch viele Pedelecs. Diese dürfen ohne Fahrradhelm gefahren
werden und erreichen mühelos Geschwindigkeiten von bis zu 25
Kilometern pro Stunde. Für dieses Jahr rechnet der
Zweirad-Industrie-Verband mit rund 850.000 verkauften E-Bikes. Im
Vergleich zum Vorjahr entspricht dies einer Steigerung von 18 Prozent.

Über die Rolle dieser neuen Räder-Generation im Straßenverkehr in der
Stadt und auf dem Land geht es bei der Tagung in Kaiserslautern:
Mathias Kassel von der Stadt Offenburg zeigt unter anderem auf, wie
Kommunen den Radverkehr künftig fördern können. Welche Rolle Falträder
im Linienbusverkehr spielen können, erläutert Dr. Jürgen Brunsing von
der Bergischen Universität Wuppertal. Zudem geht es um neue Planer für
Radrouten sowie darum, die Verkehrsinfrastruktur in Städten und
Kommunen an Elektroräder anzupassen.

Darüber hinaus stellt Nicolas Mellinger von Imove das Projekt
"Assistenzsysteme für Pedelecs" vor. Ziel ist es, das Fahren mit den
E-Rädern sicherer zu machen. Bei Unfällen mit diesen Rädern sind
verstärkt Senioren betroffen. Sie können oft auf plötzlich auftretende
Gefahren nicht mehr so schnell reagieren wie jüngere
Verkehrsteilnehmer. Das Team um Mellinger arbeitet an einer
Technologie, die Radfahrer frühzeitig vor möglichen Gefahren warnen
und in kritischen Situationen helfen soll - etwa mithilfe optischer
Signale und unterstützenden Funktionen.

Auch Dr. Johannes Roos stellt ein Forschungsvorhaben der TUK vor. Bei
"e-Velo" steht die Rolle von Elektro-Fahrräder im ländlichen Raum in
Rheinland-Pfalz im Fokus. Der Ingenieur hat untersucht, welche
möglichen Potenziale E-Räder für eine Verlagerung von
Verkehrsnachfrage vom Pkw auf das elektrische Zweirad erkennbar sind.
Dabei geht es vor allem um kurze Wege, wie etwa einer Fahrt zum
Supermarkt, zum nahegelegenen Arbeitsplatz oder dem nächsten Bahnhof.
Die vielversprechenden Ergebnisse machen Mut, an dieser Stelle weiter
zu forschen. Das Nachfolgeprojekt wird an diesem Tag vorgestellt.

Organisiert wird die Tagung von Imove gemeinsam mit dem Ministerium
für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz sowie dem
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau
Rheinland-Pfalz.

Die Veranstaltung findet von 8:30 bis 17:00 Uhr im FCK Tagungszentrum
des 1. FC Kaiserslautern in der Nordtribüne des Fritz-Walter-Stadion
(Fritz-Walter-Straße 1, 67663 Kaiserslautern) statt.

Wer Interesse hat, kann sich bis zum 9. November anmelden:

www.bauing.uni-kl.de/imove/tagung/

Die Plätze sind begrenzt, die Teilnahme ist kostenfrei.



Das Programm im Überblick: 

www.bauing.uni-kl.de/fileadmin/imove/dateien/Tagungen/2018_e-Velo/einladung_tagung.pdf

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news704070

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution124

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Kaiserslautern - 16.10.2018
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TAGUNG/1821: Diskussionsveranstaltung "Artenrückgang in unserer Kulturlandschaft...", Berlin, 24.10.


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 16.10.2018

Biologische Vielfalt erhalten: 

Akademien stellen Papier zum Artensterben in Agrarlandschaften vor



Die Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten in Deutschland sinkt. Dies hat
erhebliche Auswirkungen auf das Ökosystem landwirtschaftlich genutzter
Flächen und weitere Lebensräume. Zum Thema "Biodiversität in der
Agrarlandschaft" haben die Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina und die Union der deutschen Akademien der Wissenschaften
gemeinsam mit acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften
eine Arbeitsgruppe eingerichtet. Die Gruppe arbeitet derzeit an einer
Analyse des Zustands der Agrarökosysteme und wird 2019 Empfehlungen
abgeben, wie Agrarlandschaften nachhaltig genutzt werden können und
damit Lebensraum für eine große Artenvielfalt bieten.

Die Kurz-Stellungnahme "Artenrückgang in der Agrarlandschaft: Was
wissen wir und was können wir tun?", die erste Sofortmaßnahmen für den
Artenschutz empfiehlt, stellen die Akademien am Mittwoch, 24. Oktober
2018, in Berlin vor.

Diskussionsveranstaltung 

"Artenrückgang in unserer Kulturlandschaft:

Was wissen wir wirklich und was können wir tun?"

Mittwoch, 24. Oktober 2018, 17.30 Uhr bis 19.30 Uhr 

Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 

Einsteinsaal 

Jägerstraße 22/23, 10117 Berlin

Artenvielfalt ist die Grundlage unseres Lebens. In der Landwirtschaft
wird die Bestäubung vieler Pflanzen durch eine hohe Artenvielfalt
gesichert, ebenso wie die Regeneration der Böden. Nicht zuletzt
fördert die Vielfalt von Pflanzen- und Tierarten den Erholungswert
einer Landschaft für den Menschen. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler werden erste Ergebnisse der Arbeitsgruppe
präsentieren. Gemeinsam mit den Gästen werden sie die Bedeutung
biologischer Vielfalt in der Agrarlandschaft erörtern und
Lösungsansätze diskutieren, die praxisnah und umsetzbar sind.

Geleitet wird die Diskussion von den Sprecherinnen und dem Sprecher
der Arbeitsgruppe Prof. Dr. Katrin Böhning-Gaese, Mitglied der
Leopoldina und der Akademie der Wissenschaften und der Literatur,
Mainz sowie Mitglied des Direktoriums der Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung, Prof. Dr. Alexandra-Maria Klein, Professorin für
Naturschutz und Landschaftsökologie an der Universität Freiburg sowie
Prof. Dr. Wolfgang Wägele, Direktor des Zoologischen Forschungsmuseums
Alexander Koenig in Bonn und Mitglied der Akademie der Wissenschaften
und der Literatur, Mainz. Beteiligt sind zudem Prof. Dr. Bärbel
Gerowitt, Professorin für Phytomedizin am Institut für Landnutzung an
der Universität Rostock und Mitglied der Arbeitsgruppe, sowie Dr.
Sebastian Lakner vom Department für Agrarökonomie und Rurale
Entwicklung der Universität Göttingen. Moderiert wird die
Veranstaltung von Petra Pinzler, DIE ZEIT.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/de/biodiversitaet

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news704059

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 16.10.2018
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AKTION/7353: Hanau - Haushofmeister Kuno stellt Schloss Philippsruhe vor am 2.11.2018


Haushofmeister Kuno stellt Schloss Philippsruhe vor

Eine Führung der Tourist-Information Hanau am Freitag, 2. November



Schloss Philippsruhe, eines der bedeutendsten Kultur- und Baudenkmäler
Hanaus, steht bei dieser Führung der Tourist-Information Hanau im
Mittelpunkt. Am Freitag, 2. November, berichtet Haushofmeister Kuno -
verkörpert von Stadtführerin Christine Maulbecker im originalgetreuen
Kostüm - allerlei Wissenswertes über das herrliche Landschloss, dass
nach französischem Vorbild erbaut wurde. "Kuno" erzählt aus
vergangenen Zeiten und führt durch die herrschaftlichen Räume, das
Museum sowie auf Wunsch auch durch den herrlichen Park mit Orangerie,
Belvédere, Skulpturenpark und Amphitheater.

Treffpunkt ist um 16 Uhr am goldenen Portal von Schloss Philippsruhe.
Die Teilnahme an der 90minütigen Führung kostet sieben Euro für
Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Der Eintritt in das historische
Museum kostet extra.

Eine Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei
mangelndem Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der 
Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739 oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz, Telefon 06181-427 78 99 oder per E-Mail
an touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen über diese und
andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AKTION/1466: Magdeburg - Sonderführungen in den Gruson-Gewächshäusern am 21./24.10.


Sonderführungen in den Gruson-Gewächshäusern



Bei den nächsten thematischen Führungen in den Gruson-Gewächshäusern
geht es am 21. Oktober ab 15.00 Uhr um Pflanzen, die in Verbindung mit
Aberglauben eine Rolle spielen. Am 24. Oktober ab 20.00 Uhr steht die
Suche nach geheimnisvollen Pflanzen im Mittelpunkt.

Blumen, Bäume und andere Pflanzen können angeblich das Glück einer Ehe
beeinflussen, Hexen vertreiben, das Wetter vorhersagen oder das Leben
verlängern. Eichen ziehen Blitze an, Acaibeeren verhindern
Krankheiten, Küsse unterm Mistelzweig bringen Glück - alles
Aberglaube, oder ist ein Fünkchen Wahrheit dran? Dr. Ludwig Martins
bietet am 21. Oktober einen unterhaltsamen Rundgang durch Magdeburgs
tropisch-botanischen Garten.

Am 24. Oktober geht es abends im Gewächshaus auf die Suche nach
geheimnisvollen Gewächsen, nach den Schlafplätzen der Straußwachteln
und nach besonderen Blüten. Die Führungen beginnen um 20.00 Uhr am
Eingang zu den Gruson-Gewächshäusern. Eigene Taschenlampen können
mitgebracht werden. Im Anschluss gibt es die Möglichkeit, bei kleinen
Snacks und Getränken in den nächtlichen Gewächshäusern zu verweilen.

Die Führungen kosten 4,50 Euro (ermäßigt drei Euro). Eine Anmeldung
für die Gewächshauserkundung bei Nacht ist nicht erforderlich. Dagegen
ist die Teilnehmerzahl bei der Sonntagsführung begrenzt. Deshalb wird
eine telefonische Reservierung unter 0391/ 404 2910 empfohlen.

Termin: Am 21. und 24. Oktober

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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KURSUS/1231: Unna - Fotokurse für Kreative ab 28. Oktober 2018


VHS-Aktuell: Fotokurse für Kreative



Kreisstadt Unna. Das VHS-Semester geht in die Halbzeit und im Bereich
der Fotografie starten nach den Herbstferien wieder neue Kurse. An der
Kamera experimentieren und sich an unterschiedlichsten Motiven
versuchen - das können die Teilnehmenden auf vielfältige Weise.

Für alle, die die Analogfotografie und Laborarbeit kennenlernen oder
wiederentdecken möchten, sind die Fotowerkstätten der VHS interessant.
Hier haben die Teilnehmenden die Möglichkeit, die Ursprünge der
Fotografie kennenzulernen und unter fachlicher Anleitung einzigartige
Schwarz-Weiß-Fotografien zum Anfassen und Präsentieren zu erschaffen.
Die Kurse starten am Sonntag, 28. Oktober, (Kursnummer 7106, 9
Termine) bzw. am Dienstag, 30. Oktober (Kursnummer 7107, Kompaktkurs
mit vier Terminen).

Bei dem Workshop "Architekturfotografie im MedienHafen Düsseldorf"
(Kursnummer 7108) sind digitale Spiegelreflexkameras im Einsatz. Es
werden Tipps und Tricks für die perspektivische Darstellung von
architektonischen Motiven, die unterschiedlichen Kameraeinstellungen
und Aufnahmemodi gegeben. Im Zentrum steht eine gemeinsame Exkursion
zum MedienHafen Düsseldorf (Samstag, 3. November).

Die Vorbesprechung findet am Freitag, 2. November 2018, im zib statt.

Anmeldungen nimmt die VHS unter Tel.: (02303/103-713 und -714), per
Mail (zib-vhs@stadt-unna.de) oder online unter www.vhs-zib.de
entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1230: Unna - Musik-Workshops am 11. und 17. November 2018


VHS-Aktuell: Musik-Workshops im November

Tagesseminare zu den Themen Tontechnik und Percussion



Kreisstadt Unna. Im November bietet die VHS im zib zwei Tagesworkshops
im Bereich Musik an, in denen noch wenige Plätze frei sind:

Der Kurs "Tontechnik live & im Studio" vermittelt Kenntnisse über
Mikrophonie, digitale Mischpulte und Soundeffekte sowie über den
Einsatz von Programmen wie Garage Band oder Logic Audio. Im Praxisteil
des Workshops erstellen die Teilnehmenden einen Live Mix. Der Kurs
findet am Sonntag, 11. November 2018, von 11 - 17 Uhr in der JKS im
Kurpark statt und kostet 40 Euro. Eine Anmeldung ist bis zum 31.
Oktober erforderlich.

Für Rhythmus-Fans eignet sich der Tagesworkshop "Cajón Total -
Percussion mit der Wunderkiste". Die kleine Holzkiste, die
ursprünglich den Sklaven in Lateinamerika als Ersatz für die oft
verbotenen Trommeln diente, ist inzwischen zu einem angesagten
praktischen Percussion-Instrument geworden. Unter der Leitung von
Jürgen Fischer, einem der besten deutschen Perscussionisten, lernen
Teilnehmende mit und ohne Vorkenntnisse den Einsatz der Wunderkiste
und die in ihr versteckten Klangweilten kennen.

Der Kurs findet am Samstag, 17. November, 2018 von 10 - 17 Uhr im zib
statt und kostet 49 Euro. Anmeldeschluss ist der 24. Oktober 2018.

Anmeldungen für beide Kurse nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713
oder online unter www.vhs-zib.de gerne entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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